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des Landtages Mecklenburg-Vorpommern



4 Vorwort 

Am 8. Juni 2016 beschloss der Landtag in seiner 120. 
Sitzung, die Verfassung des Landes zu ändern. Es han-
delt sich um die nunmehr fünfte Änderung der Verfas-
sung seit ihrem endgültigen Inkrafttreten am 15. No-
vember 1994. 

Mit dieser Verfassungsänderung auf der Grundlage ei-
nes Gesetzentwurfes der Fraktionen der SPD, CDU, DIE 
LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wird die direkte 
Demokratie in Mecklenburg-Vorpommern gestärkt, in-
dem die Quoren für Volksbegehren und Volksentschei-
de abgesenkt werden. Ferner werden die Rahmenbe-
dingungen für eine hohe Wahlbeteiligung verbessert, 
indem eine Neuregelung sicherstellt, dass die zukünf-
tigen Termine für Landtagswahlen nicht mit den Som-
merferien zusammenfallen. Auch die Behandlung von 
europäischen Angelegenheiten im Landtag wird erst-
mals ausdrücklich in der Verfassung geregelt. Hiermit 
reagiert der Landtag auf die gewachsene Bedeutung 
der Europapolitik auch für das Land Mecklenburg-Vor-
pommern. 

Diese Publikation dokumentiert die Entstehung der 
vom Landtag beschlossenen fünften Änderung der 
Verfassung und enthält Hintergrunddokumente aus 
dem Gesetzgebungsverfahren wie den der Änderung 
zu Grunde liegenden Gesetzentwurf der Fraktionen 
der SPD, CDU, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
die Beschlussempfehlung des Europa- und Rechtsaus-
schusses mit einer Übersicht über die Änderungsanträ-
ge sowie die Stellungnahmen der zu einer öffentlichen 
Anhörungen geladenen Sachverständigen und das ent-
sprechende Protokoll der öffentlichen Anhörung. 

Unser Anliegen ist es, den Bürgerinnen und Bürgern die 
Beweggründe für die Änderung der Verfassung trans-
parent zu machen, um so eine größtmögliche Akzep-
tanz in der Bevölkerung zu erreichen. 

Die Verfassung des Landes regelt nicht nur das Ver-
hältnis der staatlichen Institutionen untereinander, sie 
enthält auch Verfassungsgarantien und Grundrechte, 
die den Bürgerinnen und Bürgern Rechte gegenüber 
dem Staat einräumen. Die Verfassung hat also eine 
überragende Bedeutung für unser Zusammenleben 
in Mecklenburg-Vorpommern. Dies bedeutet aber, 
dass Änderungen an der Verfassung nicht leichtfertig 
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erfolgen dürfen. Der Landtag als gewählte Volksvertretung ist sich diesbezüglich seiner 
Verantwortung gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern und gegenüber unserem Bun-
desland bewusst. Dies wird angesichts der überwältigenden Zustimmung der Mitglieder 
des Landtages zum Änderungsgesetz deutlich. Ich bin davon überzeugt, dass der Landtag 
mit der beschlossenen fünften Änderung der Verfassung dieser Verantwortung gerecht 
geworden ist. 

Schwerin im Juli 2016

Sylvia Bretschneider
Präsidentin des Landtages Mecklenburg-Vorpommern 



6 Einführung 

Der Landtag hat in seiner 120. Sitzung am 8. Juni 2016 
die fünfte Änderung der Verfassung des Landes be-
schlossen. Die vorliegende Publikation soll den Verlauf 
des Gesetzgebungsverfahrens dokumentieren und für 
die Öffentlichkeit transparent machen. 

Die Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
stellt das rechtliche Fundament für das Zusammenleben 
in unserem Land dar. Da sich unser Bundesland seit sei-
ner Gründung am 3. Oktober 1990 kontinuierlichen Ver-
änderungsprozessen ausgesetzt sieht, ist es notwendig, 
auch unsere Verfassung von Zeit zu Zeit an die sich ver-
ändernden Gegebenheiten anzupassen. 

Eine bedeutende Veränderung auf die wir mit der aktu-
ellen – fünften – Änderung der Verfassung reagieren, ist 
der demografische Wandel. Wegen des Rückgangs der 
Einwohnerzahlen in Mecklenburg-Vorpommern war für 
uns wichtig, auch die Hürden für Volksbegehren und 
Volksentscheide zu senken, um so die Möglichkeiten der 
demokratischen Teilhabe sicherzustellen. 

Daneben haben wir eine Regelung geschaffen, durch die 
zukünftig sichergestellt ist, dass Wahltermine nicht mit 
den Sommerferien kollidieren. Dies wird die Wahlbetei-
ligung erhöhen und somit die Demokratie in unserem 
Land stärken. 

Eine dritte Maßnahme betrifft die Europapolitik. Die Ge-
setzgebung der Europäischen Union berührt immer in-
tensiver auch Mecklenburg-Vorpommern. Es ist häufig 
die regionale Ebene, die die Brüsseler Entscheidungen 
umsetzen muss. Damit wir als Landtag unsere Interessen 
und unsere im Vertrag von Lissabon festgeschriebenen 
Rechte auch effektiv wahrnehmen können, haben wir 
unseren für europäische Angelegenheiten zuständigen 
Fachausschuss diesbezüglich mit weiteren Kompeten-
zen ausgestattet. 

Der der Verfassungsänderung zu Grunde liegende Ge-
setzentwurf geht auf einen gemeinsamen Antrag der 
Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN zurück, der in der 111. Sitzung des Land-
tages am 27. Januar 2016 in erster Lesung dem Europa- 
und Rechtsausschuss zur weiteren Beratung überwie-
sen wurde. 
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Der Europa- und Rechtsausschuss hat in seiner 105. Sitzung am 2. März 2016 eine öffentliche 
Anhörung durchgeführt, an der Sachverständige aus Wissenschaft, Verwaltung und Zivilge-
sellschaft teilgenommen haben und die Ausschussmitglieder mit ihrer fachlichen Expertise 
beraten haben. Nach Auswertung aller Stellungnahmen hat der Europa- und Rechtsausschuss 
eine Beschlussempfehlung zu dem Gesetzentwurf erarbeitet und dem Landtag vorgelegt. Die 
Details können Sie in der vorliegenden Publikation nachlesen. 

Mein Dank gilt allen Mitgliedern der demokratischen Fraktionen im Europa- und Rechtsaus-
schuss, die an der Erarbeitung der Beschlussempfehlung konstruktiv und engagiert mitge-
wirkt haben sowie den Sachverständigen für die Erarbeitung ihrer Stellungnahmen. Mein 
Dank gilt auch der Präsidentin des Landtages Sylvia Bretschneider dafür, dass sie die vorlie-
gende Veröffentlichung ermöglicht hat. 

Detlef Müller
Vorsitzender des Europa- und Rechtsausschusses 
des Landtages Mecklenburg-Vorpommern 
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LANDTAG MECKLENBURG-VORPOMMERN Drucksache 6/5076
6. Wahlperiode 13.01.2016

GESETZENTWURF 

der Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Verfassung  
des Landes Mecklenburg-Vorpommern und weiterer Rechtsvorschriften
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A Problem und Ziel

Mit dem Artikelgesetz werden unterschiedliche Ziele verfolgt.

Artikel 27 Absatz 1 der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern bestimmt die Dau-
er der Wahlperiode sowie deren Ende und enthält eine Regelung zur Neuwahl des Landtages. 
Nach Absatz 1 Satz 2 findet die Neuwahl frühestens siebenundfünfzig und spätestens neun-
undfünfzig Monate nach Beginn der Wahlperiode statt. Die Wahl zum Landtag der 7. Wahl-
periode findet voraussichtlich am 4. September 2016 statt, dem Sonntag nach dem Ende der 
Sommerferien. Ohne Veränderung des Zeitrahmens für die Neuwahl könnte der Termin der 
Landtagswahlen perspektivisch in die Sommerferien fallen. Dies könnte Auswirkungen auf 
die Wahlbeteiligung haben. Vor diesem Hintergrund wird angestrebt, die Rahmenbedingun-
gen für die Wahlbeteiligung zu verbessern.

Angelegenheiten der Europäischen Union sind zunehmend von Bedeutung für die Arbeit des 
Landtages. In Europafragen, insbesondere hinsichtlich der Abgabe von Stellungnahmen im 
Subsidiaritätsfrühwarnsystem, muss der Landtag zur effektiven Wahrnehmung seiner Interes-
sen innerhalb bestimmter Frist reagieren können. In der Praxis hat sich gezeigt, dass die Fristen 
zu kurz sind, um auf der Grundlage eines Auftrages des Plenums eine Beschlussempfehlung 
fristgerecht vorzulegen und somit um eine Positionierung zu EU-Rechtssetzungsvorhaben im 
üblichen parlamentarischen Verfahren vorzunehmen. Aus diesem Grund sind die rechtlichen 
Rahmenbedingungen anzupassen.

Nach Artikel 3 der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern geht die Staatsgewalt 
vom Volke aus und wird vom Volke in Wahlen und Abstimmungen und durch besondere Or-
gane der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung ausgeübt. Dieser 
Grundsatz wird in der Verfassung konkretisiert. Sie enthält seit ihrem Inkrafttreten am15. No-
vember 1994 die plebiszitären Elemente der Volksinitiative in Artikel 59 sowie des Volksbegeh-
rens und des Volksentscheids in Artikel 60.  Insbesondere das Instrument der Volksinitiative 
wird vielfach genutzt. Demgegenüber ist – abgesehen von der Abstimmung über die Verfas-
sung des Landes – lediglich ein Volksbegehren zustande gekommen. In den übrigen Fällen ist 
das für ein Volksbegehren vorgesehene Quorum von 120.000 Wahlberechtigten nicht erreicht 
worden. Der einzige Volksentscheid, der neben der Abstimmung über die Verfassung des Lan-
des durchgeführt worden ist, hat das erforderliche Quorum nach Artikel 60 Absatz 4 Satz 1 
nicht erreicht. Zur Stärkung der Volksgesetzgebung sollen die Quoren für das Volksbegehren 
und den Volksentscheid abgesenkt und damit auch an die demografische Entwicklung des 
Landes – den Rückgang der Zahl der Wahlberechtigten – angepasst werden.

Das Gesetz zur Ausführung von Initiativen aus dem Volk, Volksbegehren und Volksentscheid 
in Mecklenburg-Vorpommern (Volksabstimmungsgesetz) sieht nur für die Sammlung der Un-
terschriften durch Auslegung von Eintragungslisten bei den Gemeindebehörden eine Frist 
vor, für die freie Unterschriftensammlung hingegen nicht. Es soll deshalb ergänzt werden.
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B Lösung

Die Rahmenbedingungen für die Wahlbeteiligung werden durch eine Entzerrung von Som-
merferien und Landtagswahl verbessert. Um zukünftig zu vermeiden, dass der Termin der 
Neuwahl mit den Sommerferien zusammenfällt, wird der Zeitrahmen für die Wahlperiode um 
zwei Monate verlängert. In diesem Zusammenhang wird auch der Beginn der Wahlperiode 
festgelegt, der bisher nur durch Auslegung ermittelt werden konnte. § 56 des Gesetzes über 
die Wahlen im Land Mecklenburg-Vorpommern (Landes- und Kommunalwahlgesetz – LKWG 
M-V) ist entsprechend anzupassen, damit der bisherige Zeitrahmen für die Durchführungen 
der Wahlen der Wahlkreis- und Landeslistenbewerber beibehalten wird.

Mit der Verankerung eines Ausschusses für Angelegenheiten der Europäischen Union auf der 
Ebene der Verfassung wird der gewachsenen Bedeutung dieser Angelegenheiten für die Ar-
beit des Landtages Mecklenburg-Vorpommern Rechnung getragen und die Grundlage für 
eine Anpassung des rechtlichen Instrumentariums des Landtages in Angelegenheiten der Eu-
ropäischen Union gelegt. Damit der Landtag in EU-Angelegenheiten seine Interessen effektiv 
wahrnehmen kann, wird das parlamentarische Verfahren in Bezug auf EU-Angelegenheiten 
verkürzt und der für Europafragen zuständige Ausschuss mit einem Initiativrecht ausgestat-
tet. Zugleich wird dem Landtag ermöglicht, den in Angelegenheiten der Europäischen Union 
zuständigen Ausschuss in seiner Geschäftsordnung zu plenarersetzenden Beschlüssen zu er-
mächtigen. Gemäß der vorgeschlagenen Vorschrift wird dem Landtag die Möglichkeit einge-
räumt, im Nachhinein den Beschluss des Europaausschusses aufzuheben.

Um Volksbegehren und Volksabstimmungen zu erleichtern, werden die Quoren an die demo-
grafische Entwicklung angepasst. In Artikel 60 Absatz 1 der Verfassung des Landes Mecklen-
burg-Vorpommern wird die erforderliche Anzahl der Unterstützer eines Volksbegehrens von 
bislang 120.000 auf 100.000 Wahlberechtigte abgesenkt. Außerdem wird das Zustimmungs-
quorum nach Artikel 60 Absatz 4 von einem Drittel auf ein Viertel abgesenkt. Zugleich stellt 
Artikel 60 Absatz 5 sicher, dass die Unterschriften nach Absatz 1 innerhalb eines im Volksab-
stimmungsgesetz näher festzulegenden Zeitraums gesammelt werden müssen.

Für die freie Unterschriftensammlung wird im Volksabstimmungsgesetz ein Zeitraum von fünf 
Monaten festgelegt. Um die Einhaltung dieses Zeitraums überprüfen zu können, ist der Beginn 
des Sammelns schriftlich bei dem Präsidenten des Landtages anzuzeigen und an den Landes-
wahlleiter weiterzuleiten, der gemäß § 14 Volksabstimmungsgesetz den Zulassungsantrag im 
weiteren Verfahren nach Abschluss der Unterschriftensammlung und damit die Einhaltung 
der Fristen prüft. Des Weiteren wird ein Zeitrahmen zwischen dem Beginn der Unterschriften-
sammlung und dem Eingang des Antrags auf Zulassung beim Landtag vorgesehen, um ei-
nem nachträglichen Auseinanderfallen zwischen dem ursprünglichen Unterstützungswillen 
bei Unterschriftsleistung und einer späteren Änderung zu begegnen. Dieser Zeitrahmen ist 
mit sechs Monaten einen Monat länger als der Zeitraum, der für die Unterschriftensammlung 
bereitsteht. Auf diese Weise wird sichergestellt, dass der Antrag auch zum Zeitpunkt des Ein-
gangs beim Landtag noch durch die Mehrheit der Unterstützer getragen wird.

Die übrigen Änderungen des Volksabstimmungsgesetzes stellen redaktionelle Anpassungen 
an die Absenkung der Quoren in der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern dar.
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C Alternativen

Keine.

D Notwendigkeit

Die Notwendigkeit der Gesetzesänderungen ergibt sich aus den unter A dargelegten Grün-
den.

E Kosten

Keine.
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ENTWURF

eines Gesetzes zur Änderung der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
und weiterer Rechtsvorschriften

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Änderung der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern

Die Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern vom 23. Mai 1993 (GVOBl. M-V
S. 372), die zuletzt durch Gesetz vom 30. Juni 2011 (GVOBl. M-V S. 375) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu Artikel 35 folgende Angabe eingefügt:

 „Artikel 35a (Ausschuss für Angelegenheiten der Europäischen Union)“

2. Artikel 27 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)  In Satz 1 werden nach dem Wort „wird“ die Wörter „vorbehaltlich der nachfolgenden 
Bestimmungen“ eingefügt.

 b)  In Satz 2 werden nach dem Wort „Wahlperiode“ die Wörter „beginnt mit seinem Zu-
sammentritt und“ eingefügt.

 c)  In Satz 3 wird das Wort „siebenundfünfzig“ durch das Wort „neunundfünfzig“ und das 
Wort „neunundfünfzig“ durch das Wort „einundsechzig“ ersetzt.

3. Nach Artikel 35 wird folgender Artikel 35a eingefügt:

„Artikel 35a
(Ausschuss für Angelegenheiten der Europäischen Union)

(1) Der Landtag bestellt einen Ausschuss für Angelegenheiten der Europäischen Union. Die-
ser hat das Recht, dem Landtag in Angelegenheiten der Europäischen Union Beschlussemp-
fehlungen vorzulegen (Initiativrecht).

(2) Der Landtag kann den Ausschuss nach Absatz 1 in seiner Geschäftsordnung ermächti-
gen, in Angelegenheiten der Europäischen Union anstelle des Landtages Beschluss zu fassen, 
wenn eine rechtzeitige Beschlussfassung des Landtages nicht möglich ist. Die Beschlüsse sind 
dem Landtag zur Kenntnis zu bringen. Sie können auf Antrag einer Fraktion nachträglich vom 
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Landtag aufgehoben werden.“

4. Artikel 60 wird wie folgt geändert:

 a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: b)
  aa) In Satz 2 wird das Wort „muß“ durch das Wort „muss“ ersetzt.

  bb)  In Satz 3 wird das Wort „muß“ durch das Wort „muss“ ersetzt und die Angabe
   „120.000“ durch die Angabe „100.000“ ersetzt.

 c) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „Drittel“ durch das Wort „Viertel“ ersetzt.

 d) Nach Absatz 5 Satz 1 wird folgender Satz angefügt:
   „Es bestimmt auch, in welchem Zeitraum die Unterstützung nach Absatz 1 erfolgt sein 

muss.“

Artikel 2
Änderung des Landes- und Kommunalwahlgesetzes

Das Landes- und Kommunalwahlgesetz vom 16. Dezember 2010 (GVOBl. M-V S. 690), das zu-
letzt durch Gesetz vom 8. Januar 2015 (GVOBl. M-V S. 2) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

In § 56 Absatz 3 wird die Angabe „44 Monate“ durch die Angabe „46 Monate“ und die Angabe 
„41 Monate“ durch die Angabe „43 Monate“ ersetzt.

Artikel 3
Änderung des Volksabstimmungsgesetzes

Das Volksabstimmungsgesetz vom 31. Januar 1994 (GVOBl. M-V S. 127), das zuletzt durch Ar-
tikel 2 des Gesetzes vom 14. Juli 2006 (GVOBl. M-V S. 572) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

1. Nach § 12 wird folgender § 12a eingefügt:

„§ 12a
Anzeige der freien Unterschriftensammlung

Der Beginn einer freien Unterschriftensammlung nach § 12 Absatz 1 Satz 1 ist dem Landtag, 
vertreten durch den Präsidenten, durch die Vertreter des Volksbegehrens unter Beifügung des 
Gesetzentwurfs nach § 13 Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 schriftlich anzuzeigen. Der Präsident des Land-
tages leitet die Anzeige unverzüglich an den Landeswahlleiter weiter.“
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2. § 13 Satz 2 wird wie folgt geändert:

 a) Das Wort „muß“ wird durch das Wort „muss“ ersetzt.

 b) Nummer 2 wird wie folgt geändert:

  aa)  Die Angabe „120.000“ wird durch die Angabe „100.000“ ersetzt. 

  bb) Das Wort „und“ wird durch ein Semikolon ersetzt.

  cc) Folgende Wörter werden Nummer 2 angefügt:

    „die Unterschriftsleistung muss innerhalb der letzten sechs Monate vor dem Ein-
gang des Antrages bei dem Landtag erfolgt sein,“

 c) In Nummer drei wird der Punkt durch das Wort „und“ ersetzt.

 d) Folgende Nummer 4 wird angefügt:

   „4. die Unterschriftsleistung nach Nummer 2 muss bei einer freien Unterschriften-
sammlung innerhalb von fünf Monaten nach deren Beginn erfolgt sein.“

3. § 14 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt geändert:

 a) In Nummer 1 wird die Angabe „120.000“ durch die Angabe „100.000“ ersetzt.

 b) In Nummer 2 wird das Wort „daß“ durch das Wort „dass“ ersetzt.

4. In § 22 Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Drittel“ durch das Wort „Viertel“ ersetzt.

Artikel 4 Inkrafttreten

Artikel 1 Nummer 2 und Artikel 2 treten mit Ablauf des Tages in Kraft, an dem der
7. Landtag zusammentritt. Im Übrigen tritt dieses Gesetz am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Dr. Norbert Nieszery und Fraktion

Vincent Kokert und Fraktion

Helmut Holter und Fraktion

Jürgen Suhr und Fraktion
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BEGRÜNDUNG

A. Allgemeiner Teil

I. Problem und Ziel

Mit dem Artikelgesetz werden unterschiedliche Ziele verfolgt.

Artikel 27 Absatz 1 der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern bestimmt die Dau-
er der Wahlperiode sowie deren Ende und enthält eine Regelung zur Neuwahl des Landtages. 
Nach Absatz 1 Satz 2 findet die Neuwahl frühestens siebenundfünfzig und spätestens neun-
undfünfzig Monate nach Beginn der Wahlperiode statt. Die Wahl zum Landtag der 7. Wahl-
periode findet voraussichtlich am 4. September 2016 statt, dem Sonntag nach dem Ende der 
Sommerferien. Ohne Veränderung des Zeitrahmens für die Neuwahl könnte der Termin der 
Landtagswahlen perspektivisch in die Sommerferien fallen. Dies könnte Auswirkungen auf 
die Wahlbeteiligung haben. Vor diesem Hintergrund wird angestrebt, die Rahmenbedingun-
gen für die Wahlbeteiligung zu verbessern.

Angelegenheiten der Europäischen Union sind zunehmend von Bedeutung für die Arbeit des 
Landtages. In Europafragen, insbesondere hinsichtlich der Abgabe von Stellungnahmen im 
Subsidiaritätsfrühwarnsystem, muss der Landtag zur effektiven Wahrnehmung seiner Interes-
sen innerhalb bestimmter Frist reagieren können. In der Praxis hat sich gezeigt, dass die Fristen 
zu kurz sind, um auf der Grundlage eines Auftrages des Plenums eine Beschlussempfehlung 
fristgerecht vorzulegen und somit um eine Positionierung zu EU-Rechtssetzungsvorhaben im 
üblichen parlamentarischen Verfahren vorzunehmen. Aus diesem Grund sind die rechtlichen 
Rahmenbedingungen anzupassen.

Nach Artikel 3 der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern geht die Staatsgewalt 
vom Volke aus und wird vom Volke in Wahlen und Abstimmungen und durch besondere Or-
gane der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung ausgeübt. Dieser 
Grundsatz wird in der Verfassung konkretisiert. Sie enthält seit ihrem Inkrafttreten am 15. No-
vember 1994 die plebiszitären Elemente der Volksinitiative in Artikel 59 sowie des Volksbegeh-
rens und des Volksentscheids in Artikel 60.  Insbesondere das Instrument der Volksinitiative 
wird vielfach genutzt. Demgegenüber ist – abgesehen von der Abstimmung über die Verfas-
sung des Landes – lediglich ein Volksbegehren zustande gekommen. In den übrigen Fällen ist 
das für ein Volksbegehren vorgesehene Quorum von 120.000 Wahlberechtigten nicht erreicht 
worden. Der einzige Volksentscheid, der neben der Abstimmung über die Verfassung des Lan-
des durchgeführt worden ist, hat das erforderliche Quorum nach Artikel 60 Absatz 4 Satz 1 
nicht erreicht. Zur Stärkung der Volksgesetzgebung sollen die Quoren für das Volksbegehren 
und den Volksentscheid abgesenkt und damit auch an die demografische Entwicklung des 
Landes – den Rückgang der Zahl der Wahlberechtigten – angepasst werden.

Das Gesetz zur Ausführung von Initiativen aus dem Volk, Volksbegehren und Volksentscheid 
in Mecklenburg-Vorpommern (Volksabstimmungsgesetz) sieht nur für die Sammlung der Un-
terschriften durch Auslegung von Eintragungslisten bei den Gemeindebehörden eine Frist 
vor, für die freie Unterschriftensammlung hingegen nicht. Es soll deshalb ergänzt werden.
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II. Lösung

Die Rahmenbedingungen für die Wahlbeteiligung werden durch eine Entzerrung von Som-
merferien und Landtagswahl verbessert. Um zukünftig zu vermeiden, dass der Termin der 
Neuwahl mit den Sommerferien zusammenfällt, wird der Zeitrahmen für die Wahlperiode um 
zwei Monate verlängert. In diesem Zusammenhang wird auch der Beginn der Wahlperiode 
festgelegt, der bisher nur durch Auslegung ermittelt werden konnte. § 56 des Gesetzes über 
die Wahlen im Land Mecklenburg-Vorpommern (Landes- und Kommunalwahlgesetz – LKWG 
M-V) ist entsprechend anzupassen, damit der bisherige Zeitrahmen für die Durchführungen 
der Wahlen der Wahlkreis- und Landeslistenbewerber beibehalten wird.

Mit der Verankerung eines Ausschusses für Angelegenheiten der Europäischen Union auf der 
Ebene der Verfassung wird der gewachsenen Bedeutung dieser Angelegenheiten für die Ar-
beit des Landtages Mecklenburg-Vorpommern Rechnung getragen und die Grundlage für 
eine Anpassung des rechtlichen Instrumentariums des Landtages in Angelegenheiten der Eu-
ropäischen Union gelegt. Damit der Landtag in EU-Angelegenheiten seine Interessen effektiv 
wahrnehmen kann, wird das parlamentarische Verfahren in Bezug auf EU-Angelegenheiten 
verkürzt und der für Europafragen zuständige Ausschuss mit einem Initiativrecht ausgestat-
tet. Zugleich wird dem Landtag ermöglicht, den in Angelegenheiten der Europäischen Union 
zuständigen Ausschuss in seiner Geschäftsordnung zu plenarersetzenden Beschlüssen zu er-
mächtigen. Gemäß der vorgeschlagenen Vorschrift wird dem Landtag die Möglichkeit einge-
räumt, im Nachhinein den Beschluss des Europaausschusses aufzuheben.

Um Volksbegehren und Volksabstimmungen zu erleichtern, werden die Quoren an die demo-
grafische Entwicklung angepasst. In Artikel 60 Absatz 1 der Verfassung des Landes Mecklen-
burg-Vorpommern wird die erforderliche Anzahl der Unterstützer eines Volksbegehrens von 
bislang 120.000 auf 100.000 Wahlberechtigte abgesenkt. Außerdem wird das Zustimmungs-
quorum nach Artikel 60 Absatz 4 von einem Drittel auf ein Viertel abgesenkt. Zugleich stellt 
Artikel 60 Absatz 5 sicher, dass die Unterschriften nach Absatz 1 innerhalb eines im Volksab-
stimmungsgesetz näher festzulegenden Zeitraums gesammelt werden müssen.
Für die freie Unterschriftensammlung wird im Volksabstimmungsgesetz ein Zeitraum von fünf 
Monaten festgelegt. Um die Einhaltung dieses Zeitraums überprüfen zu können, ist der Beginn 
des Sammelns schriftlich bei dem Präsidenten des Landtages anzuzeigen und an den Landes-
wahlleiter weiterzuleiten, der gemäß § 14 Volksabstimmungsgesetz den Zulassungsantrag im 
weiteren Verfahren nach Abschluss der Unterschriftensammlung und damit die Einhaltung 
der Fristen prüft. Des Weiteren wird ein Zeitrahmen zwischen dem Beginn der Unterschriften-
sammlung und dem Eingang des Antrags auf Zulassung beim Landtag vorgesehen, um ei-
nem nachträglichen Auseinanderfallen zwischen dem ursprünglichen Unterstützungswillen 
bei Unterschriftsleistung und einer späteren Änderung zu begegnen. Dieser Zeitrahmen ist 
mit sechs Monaten einen Monat länger als der Zeitraum, der für die Unterschriftensammlung 
bereit steht. Auf diese Weise wird sichergestellt, dass der Antrag auch zum Zeitpunkt des Ein-
gangs beim Landtag noch durch die Mehrheit der Unterstützer getragen wird.
Die übrigen Änderungen des Volksabstimmungsgesetzes stellen redaktionelle Anpassungen 
an die Absenkung der Quoren in der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern dar.
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B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Änderung der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern)  
Zu Nummer 1

Die Inhaltsübersicht ist mit Blick auf Nummer 3 anzupassen.

Zu Nummer 2

Mit dieser Änderung soll eine etwaige Kollision des Termins einer Neuwahl mit der Sommer-
ferienzeit vermieden werden. Durch die Verlängerung des Zeitrahmens für die Neuwahl um 
zwei Monate kann vorbehaltlich der Festsetzung des Wahltages und der Ferienzeit die Neu-
wahl im Jahre 2021 in der Zeit zwischen dem 27. August und dem 27. Oktober abgehalten 
werden. Die Sommerferien des Jahres 2021 enden in Mecklenburg-Vorpommern zum 31. Juli.

Die Aufnahme des Vorbehalts zu den nachfolgenden Bestimmungen und des Beginns der 
Wahlperiode erfolgen aus Klarstellungsgründen – im ersten Fall deshalb, weil es zukünftig 
zu einer Überschreitung der grundsätzlich fünfjährigen Wahlperiode um bis zu zwei Monate 
kommen kann. Zudem konnte der Beginn der Wahlperiode bisher lediglich durch Auslegung 
ermittelt werden.

Zu Nummer 3

Die vorgeschlagene Vorschrift in Absatz 1 Satz 1, mit der ein Ausschuss für Angelegenhei-
ten der Europäischen Union verfassungsrechtlich verankert wird, korrespondiert mit den 
Staatszielbestimmungen in Artikel 11 der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern, 
in dem die Integrationsverantwortung des Landes in EU-Angelegenheiten verankert ist. Die 
Verankerung eines Europaausschusses in der Verfassung, der mit den vorgeschlagenen Kom-
petenzen ausgestattet ist, trägt der Bedeutung der Staatszielbestimmungen des Artikels 11 
der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern Rechnung. Die Vorschrift steht auch 
im Zusammenhang mit Artikel 39 Absatz 1 Satz 2 der Verfassung des Landes Mecklenburg-
Vorpommern, wonach die Landesregierung den Landtag über die Zusammenarbeit des Lan-
des mit der Europäischen Union unterrichtet.

Die verfassungsrechtliche Verankerung eines Ausschusses für Angelegenheiten der Europäi-
schen Union ist notwendig, um auf Themen mit Bezug zur Europäischen Union pragmatisch 
reagieren zu können, denn sie bildet die Grundlage für eine Anpassung des rechtlichen Inst-
rumentariums des Landtages in diesem Bereich. Die Bezeichnung als „Ausschuss für Angele-
genheiten der Europäischen Union“ trifft keine Aussage darüber, wie die Zuständigkeit des 
Ausschusses im Übrigen – etwa als Europa- und Rechtsausschuss – ausgestaltet wird. Die Re-
gelung orientiert sich an Artikel 45 Grundgesetz.
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Nach Artikel 33 Absatz 2 der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern werden die 
Ausschüsse im Rahmen der ihnen vom Landtag erteilten Aufträge tätig. Sie können sich ge-
mäß Artikel 33 Absatz 2 Satz 2 auch unabhängig von Aufträgen mit Angelegenheiten aus 
ihrem Aufgabengebiet befassen und hierzu dem Landtag Empfehlungen geben. Es ist Ge-
genstand eines Meinungsstreits, ob diese Empfehlungen nach Artikel 33 Absatz 2 Satz 2 als 
Beschlussempfehlungen zu verstehen sind. Die Regelung in Artikel 35a Absatz 1 Satz 2 dient 
der Klarstellung und stellt sicher, dass der Ausschuss für Europaangelegenheiten auch ohne 
gesonderten Auftrag in einem Landtagsbeschluss eine Beschlussempfehlung in Europaange-
legenheiten vorlegen kann.
In Europafragen, insbesondere hinsichtlich der Abgabe von Stellungnahmen im Subsidiari-
tätsfrühwarnsystem, muss der Landtag außerdem zur effektiven Wahrnehmung seiner Inte-
ressen innerhalb bestimmter Frist reagieren können. Oftmals hat sich in der Praxis gezeigt, 
dass die gesetzten Fristen in Artikel 6 des Protokolls Nummer 2 über die Anwendung der 
Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit zum Vertrag von Lissabon zu kurz 
sind, um einen Auftrag des Plenums zur Erarbeitung einer Beschlussempfehlung und eine Be-
schlussempfehlung fristgerecht vorzulegen, um ein EU-Rechtssetzungsvorhaben im ordent-
lichen parlamentarischen Verfahren behandeln zu können. Daher soll das parlamentarische 
Verfahren in Bezug auf EU-Angelegenheiten verkürzt und der für Europafragen zuständige 
Ausschuss mit dem durch Absatz 1 eingerichteten Initiativrecht ausgestattet werden. Zu-
gleich soll dem Landtag ermöglicht werden, diesen Ausschuss in seiner Geschäftsordnung 
zu plenarersetzenden Beschlüssen zu ermächtigen, also dazu, an seiner Stelle Beschluss zu 
fassen. Dies betrifft im Rahmen des Subsidiaritätsfrühwarnsystems auch die Behandlung von 
Bundesratsdokumenten.

Absatz 2 sieht vor, dass der Europaausschuss plenarersetzende Beschlüsse fassen darf, wenn 
das Einhalten des vorgesehen parlamentarischen Verfahrens zum Fristablauf führen würde. 
Somit kann der Ausschuss einen plenarersetzenden Beschluss nur dann fassen, wenn das In-
itiativrecht nach Absatz 1 Satz 2 wegen eines drohenden Fristablaufs nicht greift und eine 
reguläre Landtagssitzung wegen der Fristen nicht erreicht werden kann. Gemäß der vorge-
schlagenen Vorschrift kann der Landtag im Nachhinein den Beschluss des Europaausschusses 
gegebenenfalls aufheben.

Die vorgeschlagene Vorschrift konkretisiert den bestehenden Artikel 33 Verfassung des Lan-
des Mecklenburg-Vorpommern, der die Aufgaben und das Verfahren der Ausschüsse grund-
sätzlich regelt, und stellt insoweit eine Spezialnorm dar. Die Regelung macht die Änderung 
der Geschäftsordnung des Landtages erforderlich, mit der der Europaausschuss entspre-
chend ermächtigt würde.
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Zu Nummer 4

Die Änderung in Absatz 1 verwirklicht die gesetzgeberische Absicht einer Verringerung der 
erforderlichen Anzahl der Unterstützer auf 100.000 Wahlberechtigte. Die Aufnahme eines 
Zeitrahmens für die Sammlung der Unterschriften unterbleibt auf Verfassungsebene, erfolgt 
vielmehr im Gesetz zur Ausführung von Initiativen aus dem Volk, Volksbegehren und Volks-
entscheid in Mecklenburg-Vorpommern (Volksabstimmungsgesetz): Aufgrund der im Volks-
abstimmungsgesetz getroffenen Differenzierung zwischen der Sammlung von Unterschriften 
durch die Eintragung in Auslegungslisten bei den Gemeindebehörden und der freien Samm-
lung kann die Aufnahme einer zeitlichen Begrenzung auf fünf Monate ohne Auswirkungen 
für das Volksabstimmungsgesetz nicht getroffen werden. Dieses Gesetz sieht bereits eine Frist 
von zwei Monaten für die Sammlung bei den Gemeindebehörden vor. Insofern käme es zu 
einem Widerspruch zwischen dem einfachen Gesetzesrecht und der Verfassung des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern bei einer Normierung ausschließlich einer fünfmonatigen Samm-
lungsfrist. Die Intention, einen Zeitrahmen auf der Ebene der Verfassung zu bestimmen, wird 
hinsichtlich des „Ob“ durch die Neufassung des fünften Absatzes dieser Bestimmung erreicht, 
sodass die Begrenzung einen verfassungsrechtlichen Anker besitzt.

Die Änderung in Absatz 4 entspricht dem gesetzgeberischen Willen zur Absenkung des Zu-
stimmungsquorums auf ein Viertel der Wahlberechtigten.

Die Ergänzung in Absatz 5 steht in Zusammenhang mit der Neufassung von Absatz 1 Hier-
durch wird dem Gesetzgeber die Bestimmung eines Zeitraumes auf der Ebene des Volksab-
stimmungsgesetzes ermöglicht. Darüber hinaus wird die Einhaltung eines Zeitraums ohne 
Festlegung einer bestimmten Dauer verfassungsmäßig festgeschrieben.

Zu Artikel 2 (Änderung des Landes- und Kommunalwahlgesetzes)

Durch die Änderung wird der bisherige Zeitrahmen für die Durchführungen der Wahlen der 
Wahlkreis- und Landeslistenbewerber auch bei einer Verlängerung des Zeitraums bis zur 
Durchführung der Neuwahl nach Artikel 27 Absatz 1 Verfassung des Landes Mecklenburg-
Vorpommern beibehalten.

Zu Artikel 3 (Änderung des Volksabstimmungsgesetzes) 

Zu Nummer 1

Das Gesetz zur Ausführung von Initiativen aus dem Volk, Volksbegehren und Volksentscheid 
in Mecklenburg-Vorpommern (Volksabstimmungsgesetz) unterscheidet zwischen der freien 
Unterschriftensammlung und der Sammlung durch Auslegung von Eintragungslisten bei den 
Gemeindebehörden. Es besteht die gesetzgeberische Intention, nunmehr auch einen Zeit-
raum für die freie Unterschriftensammlung vorzusehen. Dies macht die Überprüfbarkeit der 
Einhaltung dieses Zeitrahmens erforderlich. Erreicht wird dies durch die schriftliche Anzeige 
des Sammlungsbeginns. Im Zusammenspiel mit den Antragsunterlagen kann damit die Über-
wachung der Einhaltung des Zeitraums von fünf Monaten erreicht werden. Nach § 14 Volks-
abstimmungsgesetz erfolgt die Prüfung der Antragsunterlagen durch den Landeswahlleiter. 
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Insofern ist eine Bestimmung zur Weiterleitung durch den Präsidenten des Landtages an den 
Landeswahlleiter zu treffen.

Zu Nummer 2

Die Änderung in § 13 Satz 2 entspricht dem gesetzgeberischen Willen zur Absenkung der An-
zahl der erforderlichen Unterstützer auf 100.000 Wahlberechtigte. Es wird zudem ein Zeitrah-
men zwischen der Unterschriftsleistung und dem Eingang des Antrags auf Zulassung bei dem 
Landtag aufgenommen und auf sechs Monate bestimmt. Dadurch wird einem nachträglichen 
Auseinanderfallen zwischen dem ursprünglichen Unterstützungswillen und einer späteren 
Änderung der politischen Haltung bei dem einzelnen Unterstützer begegnet. Es wird sicher-
gestellt, dass der Antrag auch zum Zeitpunkt des Eingangs bei dem Landtag noch durch die 
Mehrheit der Unterstützer getragen wird. Der Zeitrahmen von sechs Monaten ist an dem fünf-
monatigen Zeitraum ausgerichtet, der für die Unterschriftensammlung zur Verfügung steht. 
Den Vertretern des Volksbegehrens verbleibt nach Ende der freien Sammlung damit ein bis zu 
einmonatiger Zeitraum für die Antragstellung beim Landtag.
Mit der Aufnahme der neuen Nummer 4 in den § 13 Satz 2 wird die Begrenzung des Zeitraums 
für die freie Unterschriftensammlung auf fünf Monate erreicht. Zur Unterscheidung von der 
Sammlung von Unterschriften durch Auslegung von Eintragungslisten bei den Gemeindebe-
hörden wird diese Begrenzung separat geregelt.

Zu Nummer 3

Die Änderung entspricht dem gesetzgeberischen Willen zur Absenkung der Anzahl der er-
forderlichen Unterstützer auf 100.000 Wahlberechtigte. Sie hat im Übrigen nur redaktionelle 
Bedeutung.

Zu Nummer 4

Die Änderung entspricht dem gesetzgeberischen Willen zur Absenkung des Zustimmungs-
quorums auf ein Viertel der Stimmberechtigten.

Zu Artikel 4 (Inkrafttreten)

Artikel 4 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. Artikel 1 Nummer 1 und Artikel 2 erlangen 
erst ab der nächsten – der 7. - Wahlperiode Gesetzeskraft. Eine laufende Wahlperiode darf au-
ßerhalb des in der Verfassung des Landes vorgesehenen Verfahrens nicht verändert werden. 
Daraus folgt, dass auch eine entsprechende Änderung der Verfassung des Landes, durch die 
eine Verlängerung der Wahlperiode bewirkt oder ermöglicht wird, frühestens für die folgende 
Wahlperiode vorgenommen werden kann.
Im Übrigen tritt das Gesetz am Tag nach der Verkündung in Kraft.
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LANDTAG MECKLENBURG-VORPOMMERN Drucksache 6/5077
6. Wahlperiode 13.01.2016

ANTRAG

der Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Entwurf zur Änderung der Geschäftsordnung  
des Landtages Mecklenburg-Vorpommern der 6. Wahlperiode

Der Landtag möge beschließen:

1.  § 9 der Geschäftsordnung des Landtages Mecklenburg-Vorpommern der 6. Wahlperiode 
wird wie folgt geändert:

 Nach Absatz 2 wird folgender neuer Absatz 2a eingefügt:

  „(2a) Der Landtag bestellt einen Ausschuss für Angelegenheiten der Europäischen Union 
(Artikel 35a Absatz 1 LVerf.). Dieser hat das Recht, dem Landtag in Angelegenheiten der 
Europäischen Union Beschlussempfehlungen vorzulegen (Initiativrecht). Er kann in Ange-
legenheiten der Europäischen Union anstelle des Landtags Beschluss fassen, wenn eine 
rechtzeitige Beschlussfassung des Landtages nicht möglich ist. Die Beschlüsse sind dem 
Landtag zur Kenntnis zu bringen. Sie können auf Antrag einer Fraktion nachträglich vom 
Landtag aufgehoben werden.“

2.  Die Änderung der Geschäftsordnung gemäß Artikel 58 Absatz 4 der Verfassung des Lan-
des Mecklenburg-Vorpommern wird im Gesetz- und Verordnungsblatt veröffentlicht.

3.  Die Änderungen der Geschäftsordnung treten am Tag nach der Veröffentlichung vorbe-
haltlich der Einfügung eines entsprechenden Artikels 35a in die Verfassung des Landes 
inKraft.
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Dr. Norbert Nieszery und Fraktion

Vincent Kokert und Fraktion

Helmut Holter und Fraktion

Jürgen Suhr und Fraktion

Begründung:

Der neu in die Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern eingefügte Artikel 35a räumt 
dem Landtag in seinem Absatz 2 die Möglichkeit ein, den Ausschuss für Angelegenheiten der 
Europäischen Union in seiner Geschäftsordnung dazu zu ermächtigen, in diesen Angelegen-
heiten anstelle des Landtages Beschluss zu fassen, wenn eine rechtzeitige Beschlussfassung 
des Landtages nicht möglich ist. Um dem Ausschuss für Angelegenheiten der Europäischen 
Union diese Möglichkeit zu eröffnen, ist die Anpassung des § 9 der Geschäftsordnung des 
Landtages Mecklenburg-Vorpommern erforderlich.
Absatz 2a Satz 1 und 2 der Geschäftsordnung des Landtages wiederholen Artikel 35a Absatz 1 
der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern. Dies dient der Klarstellung.

Die vorgeschlagene Änderung des § 9 der Geschäftsordnung setzt voraus, dass in der Verfas- 
sung des Landes Mecklenburg-Vorpommern der neue Artikel 35a eingefügt worden ist.

Der Antrag sollte überwiesen werden, um eine gemeinsame Beratung mit dem entsprechen-
den Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
und weiterer Rechtsvorschriften – zur Änderung der Verfassung des Landes zu ermöglichen.



Auszug aus dem Protokoll der 111. Sitzung des Landtages26

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 7:  a) 
Erste Lesung des Gesetzentwurfes der Frakti-
onen der SPD, CDU, DIE LINKE und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN – Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung der Verfassung des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern und weiterer 
Rechtsvorschriften, Drucksache 6/5076, in 
Verbindung mit dem Punkt b): Beratung des 
Antrages der Fraktionen der SPD, CDU, DIE 
LINKE und BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN – Ent-
wurf zur Änderung der Geschäftsordnung 
des Landtages Mecklenburg-Vorpommern 
der 6. Wahlperiode, Drucksache 6/5077.

Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD, CDU, 
DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung
der Verfassung des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern und weiterer 
Rechtsvorschriften (Erste Lesung)
– Drucksache 6/5076 –

Antrag der Fraktionen der SPD, CDU,
DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Entwurf zur Änderung der Geschäftsord-
nung des Landtages Mecklenburg-Vor-
pommern der 6. Wahlperiode
– Drucksache 6/5077 –

Das Wort zur Einbringung sowie zur Begrün-
dung wird nicht gewünscht.

Im Ältestenrat ist vereinbart worden, eine 
verbundene Aussprache mit einer Dauer von 
bis zu 90 Minuten vorzusehen. Ich sehe und 
höre dazu keinen Widerspruch, dann ist das 
so beschlossen. Ich eröffne die Aussprache.

Das Wort hat für die Fraktion der SPD die Ab-
geordnete Frau Drese.

Stefanie Drese, SPD: Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin! Sehr geehrte Damen und Herren 
Abgeordnete! Mit dem vorliegenden Gesetz-
entwurf begeben wir uns auf einen nur sehr 
selten eingeschlagenen Pfad. Wir machen uns 
auf den Weg, die Verfassung unseres Landes 
zu ändern. Unsere Landesverfassung hat sich 
seit ihrem Bestehen sehr bewährt. Es gibt 
nichts Grundlegendes an unserer Verfassung 
zu ändern, das heißt aber nicht, dass man sie 
an der einen oder anderen Stelle nicht noch 
ein Stück verbessern kann.

Die Verfassung des Landes Mecklenburg-Vor-
pommern gibt unserem Gemeinwesen nicht 
nur seine rechtliche Grundordnung, sie stellt 
auch einen Grundkonsens aller, hier muss ich 
einschränken, demokratischen politischen 
Kräfte dar.

(Michael Andrejewski, NPD: Und 
Superdemokratischen.)

Man ist daher gut beraten, eine Verfassung 
nur behutsam zu ändern.

Auszug aus dem Protokoll der 111. Sitzung des Landtages  
am Mittwoch, dem 27. Januar 2016 (1. Lesung)

Stefanie Drese, SPD
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Sehr geehrte Damen und Herren, seit dem 
Inkrafttreten der Landesverfassung ist dies le-
diglich viermal geschehen. Erstmals erfolgte 
eine Änderung im Jahre 2000 mit der Einfüh-
rung des sogenannten Konnexitätsprinzips. 
Gegenstand der mehrere Artikel betreffenden 
Änderungen im Jahr 2006  war neben der 
Aufnahme diverser Schutzziele und der Ver-
längerung der Wahlperiode des Landtages 
ein Punkt, an den wir mit dem vorliegenden 
Gesetzentwurf gewissermaßen anknüpfen. 
Das Quorum für Volksbegehren wurde seiner-
zeit von 140.000  auf 120.000 Unterstützer re-
duziert. 2007 wurde ein neuer Artikel 18a zur 
Friedensverpflichtung und Gewaltfreiheit in 
unsere Landesverfassung eingefügt. Das Be-
sondere an dieser Verfassungsänderung war, 
dass sie nicht durch ein Änderungsgesetz aus 
der Mitte des Landtages, sondern auf Betrei-
ben einer Volksinitiative erfolgte. Die letzte Än-
derung liegt fünf Jahre zurück. 2011 wurde die 
sogenannte Schuldenbremse in die Verfassung 
eingeführt, die ab dem Jahr 2020gilt.

Sehr geehrte Damen und Herren, eine Verfas-
sung soll sowohl Verlässlichkeit wahren als auch 
gesellschaftlichem Wandel sowie politischen 
Entwicklungen Rechnung tragen. Dem wol-
len wir mit dem vorliegenden Gesetzentwurf 
nachkommen. Die Bedeutung der Verfassung 
und ihre Akzeptanz hängen davon ab, dass sie 
auf einem möglichst breiten Konsens beruhen. 
Auch deshalb ist es wichtig, dass dieser Gesetz-
entwurf von allen demokratischen Fraktionen 
gemeinsam getragen wird. Ich bin daher sehr 
froh, dass die Gespräche der demokratischen 
Fraktionen über konkrete Änderungen in der 
Landesverfassung nunmehr zu einem Ergebnis 
geführt haben. Dieses Ergebnis kann sich sehen 
lassen.

Zu der eigentlichen Verfassungsänderung 
gehören darüber hinaus weitere einfache ge-
setzliche Änderungen, die sich aus den Ver-
fassungsänderungen konkret ergeben. Im 
Volksabstimmungsgesetz sowie im Landes- 
und Kommunalwahlgesetz ist das der Fall. Da-

neben ist auch die Geschäftsordnung des Land-
tages betroffen, welche wir parallel mit dem 
Gesetzentwurf beraten.

Sehr geehrte Damen und Herren, lassen Sie 
mich die beabsichtigten Änderungen kurz dar-
stellen. Der wohl elementarste Punkt ist die vor-
gesehene Stärkung direktdemokratischer Teil-
habemöglichkeiten. Dazu sollen die Quoren für 
Volksbegehren und Volksentscheid abgesenkt 
werden. So wird die erforderliche Anzahl der 
Unterstützer eines Volksbegehrens, nachdem 
sie bereits in der Vergangenheit abgesenkt 
wurde, noch einmal reduziert, und zwar von 
bislang 120.000 auf 100.000 Wahlberechtigte.

Darüber hinaus wird in der Verfassung fest-
gelegt, dass die Unterschriften in einem im 
Volksabstimmungsgesetz festzulegenden Zeit-
raum gesammelt werden müssen. Für die freie 
Unterschriftensammlung wird im Volksabstim-
mungsgesetz ein Zeitraum von fünf Monaten 
festgelegt. Das Volksabstimmungsgesetz sieht 
bisher nur für die Sammlung der Unterschrif-
ten durch Auslegung in Eintragungslisten bei 
den Gemeindebehörden eine Frist vor. Für die 
freie Unterschriftensammlung ist, das ist bun-
desweit einmalig, bisher keine Frist vorgesehen 
gewesen. Aufgrund der im Volksabstimmungs-
gesetz getroffenen Differenzierung zwischen 
der Sammlung von Unterschriften durch die 
Eintragung in Auslegungslisten bei den Ge-
meindebehörden und der freien Sammlung 
erfolgt die Aufnahme des konkreten Zeitrah-
mens selbst nicht in der Verfassung. Da das 
Volksabstimmungsgesetz bereits eine Frist von 
zwei Monaten für die Sammlung in Gemein-
debehörden enthält, käme es zu einem Wider-
spruch zwischen dem einfachen Gesetzesrecht 
und der Verfassung bei einer Normierung aus-
schließlich einer fünfmonatigen Sammlungs-
frist in der Verfassung.

Zusätzlich wird das erforderliche Zustim-
mungsquorum bei einem Volksentscheid von 
gegenwärtig einem Drittel auf ein Viertel der 
Wahlberechtigten abgesenkt. Dieses Quorum 



Auszug aus dem Protokoll der 111. Sitzung des Landtages28

entspricht zugleich der Regelung für Bürger-
entscheide in der Kommunalverfassung, die ein 
Zustimmungsquorum ebenfalls von 25 Prozent 
der Stimmberechtigten vorsieht.

Sehr geehrte Damen und Herren, ein weiterer 
Punkt ist die Verankerung des Ausschusses für 
Angelegenheiten der Europäischen Union in 
der Verfassung. Dieser soll das Recht haben, 
dem Landtag Beschlussempfehlungen vor-
zulegen. In Europafragen, insbesondere hin-
sichtlich der Abgabe von Stellungnahmen im 
sogenannten Subsidiaritätsfrühwarnsystem, 
muss der Landtag zur Wahrnehmung seiner 
Interessen innerhalb einer bestimmten Frist 
reagieren können. In der Praxis hat sich ge-
zeigt, dass die Fristen zu kurz sind, um auf der 
Grundlage eines Auftrags des Plenums eine 
Beschlussempfehlung fristgerecht vorlegen zu 
können. Dem Landtag, wie gesagt, wird daher 
ermöglicht, den Ausschuss in der Geschäfts-
ordnung zu plenarersetzenden Beschlüssen 
zu ermächtigen. Um diese Möglichkeit zu 
eröffnen, ist die Anpassung der Geschäfts-
ordnung des Landtags ebenfalls erforderlich. 
Dem Landtag wird zugleich die Möglichkeit 
eingeräumt, im Nachhinein den Beschluss des 
Ausschusses aufzunehmen.

Sehr geehrte Damen und Herren, auf den er-
sten Blick eher technischer Natur ist die Än-
derung des Zeitrahmens für den Termin der 
Landtagswahlen.

(Zuruf von Barbara Borchardt, DIE LINKE)

Nach der Verfassung findet die Neuwahl des 
Landtags frühestens 57 und spätestens 59 Mo-
nate nach Beginn der Wahlperiode statt. Dieser 
Zeitrahmen soll um zwei Monate von 59 bis 61 
Monate nach Beginn der Wahlperiode verlän-
gert werden. Ohne Veränderung des Zeitrah-
mens für die Neuwahl kann der Wahltermin 
perspektivisch in die Sommerferien fallen, was 
sicher nicht ohne Auswirkungen auf die Wahl-
beteiligung bliebe.

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: Ach so?)

Das Landes- und Kommunalwahlgesetz wird 
entsprechend angepasst, damit der bisherige 
Zeitrahmen für die Durchführung der Wahlen 
der Wahlkreis- und Listenbewerber beibehal-
ten wird.

Sehr geehrte Damen und Herren, die be-
absichtigten Verfassungsänderungen sind 
das Ergebnis einer offenen, sachorientierten 
und von allen Seiten verantwortungsvoll ge-
führten Diskussion. Dafür möchte ich mich bei 
allen Beteiligten, besonders bei den Fraktions-
vorsitzenden der demokratischen Fraktionen, 
herzlich bedanken.

(Zuruf von Michael Andrejewski, NPD)

Die vier demokratischen Fraktionen haben seit 
vielen Monaten sehr konstruktive, offene und 
konsensorientierte Beratungen zur Änderung 
der Verfassung geführt. Ich kann sagen, kein 
Anliegen einer Fraktion wurde einfach beisei-
te gewischt. Jeder Vorschlag wurde geprüft, 
diskutiert und abgewogen, von und innerhalb 
jeder Fraktion. Der vorliegende Gesetzentwurf 
ist von daher wie immer bei Verhandlungen 
von mehreren Beteiligten ein Kompromiss, 
aber es ist ein sehr guter Kompromiss. Ich bin 
der Auffassung, nicht die Urheberschaft einer 
Änderung in diesem Entwurf ist wichtig, son-
dern die Einigung zu dem vorliegenden Ge-
setzentwurf, trägt er doch die Handschrift aller 
demokratischen Fraktionen.

(Zuruf von Stefan Köster, NPD)

Sehr geehrte Damen und Herren, ich wünsche 
den weiteren Beratungen, dass diese in der 
bisherigen sachlichen und kollegialen Atmo-
sphäre stattfinden, und bitte Sie im Namen 
der SPD-Fraktion daher um Zustimmung zur 
Überweisung. – Ich danke Ihnen für Ihre Auf-
merksamkeit.

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD)
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Vizepräsidentin Beate Schlupp: Ums Wort 
gebeten hat nun die Justizministerin Frau 
Kuder.

Ministerin Uta-Maria Kuder: Frau Präsiden-
tin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Die Verfassung eines Landes ist nicht irgend-
ein Gesetz. Die Handlungen aller staatlichen 
Organe sind an die Vorgaben der Verfassung 
gebunden. Sie genießt Vorrang vor allen an-
deren Rechtsvorschriften. Deshalb bedürfen 
verfassungsändernde Gesetze auch einer 
Zweidrittelmehrheit, denn sie muss vor allzu 
leichtfertigen Änderungen geschützt wer-
den. Anders kann sie ihre spezifische Aufga-
be nicht erfüllen. Weil die Verfassung eines 
Landes von so herausragender Bedeutung 
ist, muss jede Änderung genau abgewogen 
werden. Ich denke, das kann man von dem 
jetzt vorliegenden Entwurf sagen.

Die vorgeschlagene Regelung zur Wahlperi-
ode des Landtages halte ich für vernünftig, 
denn keiner will, dass der Wahltermin zum 
Landtag mit den Sommerferien zusammen-
fällt. Mit der Änderung wird Vorsorge getrof-
fen, dass das auch zukünftig nicht passiert.

Weiter enthält der Gesetzentwurf Rege-
lungen zum Ausschuss für Angelegenheiten 
der Europäischen Union. Auch diese machen 
Sinn. Sie werden der ständig wachsenden Be-
deutung der Angelegenheiten der Europä-
ischen Union gerecht. Sie tragen Sorge dafür, 
dass der Ausschuss durch plenarersetzende 
Beschlüsse die Rechte des Landtages wahr-
nehmen kann. Voraussetzung ist allerdings, 
dass der Landtag selbst wegen Fristablaufs 
nicht rechtzeitig entscheiden kann.

Der weitere Teil der Gesetzesänderung ist da 
schon eher sensibel. Er betrifft die Themen 
Volksbegehren und Volksentscheid. Hier sol-
len die Quoren herabgesetzt werden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, allein 
der Umstand, dass in einem Einzelfall ein Quo-

rum nicht erreicht wurde, sollte nicht Grund 
für eine Absenkung sein. Jedenfalls lässt sich 
allein daraus nicht der Schluss ziehen, dass das 
Quorum zu hoch sei und deswegen gesenkt 
werden müsse. Folgte man dieser Logik, wür-
den wir uns in einer Abwärtsspirale bewegen. 
Das wäre nicht nur verfassungsrechtlicher 
Unsinn, es wäre auch verfassungsrechtlich un-
zulässig. Die Quoren dürfen nicht übermäßig 
herabgesetzt werden, denn durch die Quoren 
soll verhindert werden, dass durch eine klei-
ne Gruppe von Lobbyisten, Betroffenen oder 
Aktivisten ein Gesetz allein infolge der Nicht-
beteiligung der großen Mehrheit zustande 
kommt. Eines sollten wir auch nicht vergessen: 
Es geht hier vor allem um die Wahrnehmung 
der zentralen Gesetzgebungsfunktion des Par-
laments. Das Parlament darf aus seiner Inte-
grationsfunktion nicht verdrängt werden.

Auf der anderen Seite ist natürlich zu beach-
ten: Wenn die Verfassung direktdemokra-
tische Beteiligung anbietet, muss es sich um 
eine ernsthaft und praktikabel wahrnehm-
bare Form handeln. Das heißt, es darf keine 
unüberwindbaren Hindernisse geben. In die-
sem Spannungsfeld bewegen wir uns, meine 
sehr geehrten Damen und Herren.

Bereits 2006 wurde das Quorum für ein 
Volksbegehren von 140.000 Unterschriften 

Uta-Maria Kuder, CDU
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auf 120.000 abgesenkt. Frau Drese hat es 
eben schon gesagt. Damit wurde der demo-
grafischen Entwicklung im Land Rechnung 
getragen. Nun wird vorgeschlagen, das Quo-
rum weiter auf 100.000 Unterschriften abzu-
senken. Gleichzeitig soll aber erstmals eine 
Frist für die Unterschriftensammlung festge-
legt werden. Zudem soll das Zustimmungs-
quorum beim Volksentscheid von einem 
Drittel auf ein Viertel der Wahlberechtigten 
herabgesetzt werden.

Ich sprach eben von einem Spannungsfeld, 
in dem wir uns bewegen: auf der einen Seite 
die Wahrnehmung der zentralen Gesetzge-
bungsfunktion des Parlaments und auf der 
anderen Seite eine ernsthaft und praktika-
bel wahrnehmbare Form der direktdemo-
kratischen Beteiligung. Diese Aspekte sind 
meines Erachtens im Gesetzentwurf hinrei-
chend beachtet worden. Damit, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, stellt der vor-
liegende Vorschlag einen verfassungsrecht-
lich zulässigen Kompromiss dar.

Abschließend kann ich feststellen, der Ge-
setzentwurf enthält insgesamt verantwort-
bare Änderungen unserer Verfassung und 
der weiteren in diesem Zusammenhang be-
troffenen Gesetze. – Herzlichen Dank.

(Beifall vonseiten der Fraktionen der SPD 
und CDU)

Vizepräsidentin Beate Schlupp: Vielen 
Dank, Frau Ministerin.

Das Wort hat jetzt für die Fraktion DIE LINKE 
der Fraktionsvorsitzende Herr Holter.

Helmut Holter, DIE LINKE: Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Die Stärke unseres 
demokratischen Gemeinwesens gründet sich 
auf unserer Verfassung. Unsere Verfassung ist 
eine Verfassung des Volkes, der Einwohne-
rinnen und Einwohner unseres Landes, un-
abhängig von ihrer Herkunft, ihres Glaubens, 

ihres Geschlechts und ihrer sexuellen Orien-
tierung. Unsere Verfassung ist Anspruch und 
Verpflichtung zugleich. Ihre Werte sind nicht 
verhandelbar. Unsere Verfassung selbst gibt 
uns die Stärke, sie gegen Angriffe zu vertei-
digen und undemokratischen, intoleranten 
und menschenfeindlichen Auffassungen und 
Handlungen entschieden entgegenzutreten.

(Michael Andrejewski, NPD:  
Das sagt die SED!)

Unsere Verfassung ist lebendig und kein 
Dogma. Unsere Verfassung entwickelt sich, 
so, wie sich unser Gemeinwesen weiterent-
wickeln wird. Die LINKEN im Landtag haben 
nicht nur in zwei Großen Anfragen nach dem 
Verfassungsanspruch und der Verfassungs-
wirklichkeit gefragt, wir haben auch weiter 
gehende Ansprüche als andere Parteien. 
Das ist auch gut so. Genauso gut ist es aber 
auch, dass es für die Verfassungsänderungen 
einer großen Mehrheit der Abgeordneten im 
Landtag bedarf.

(Torsten Renz, CDU: Sehr richtig.)

Seit 1994 wurde die Landesverfassung Me-
cklenburg-Vorpommerns viermal geändert. 
So haben die jeweiligen Linksfraktionen 
zum Beispiel der Einführung des Konnexi-

Helmut Holter, DIE LINKE
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tätsprinzips und der Verlängerung der Wahl-
periode zugestimmt. Die Einführung der 
Schuldenbremse haben wir als einzige Frak-
tion 2011 entschieden abgelehnt. Die dritte 
Änderung im Jahre 2007 ging aus der Volk-
sinitiative, Frau Drese, für ein offenes, für ein 
weltoffenes, friedliches und tolerantes Meck-
lenburg-Vorpommern hervor.

Der Paragraf 18a ist unser Verfassungsgrund-
satz, um engagiert gegen Fremdenfeindlich-
keit und Rassismus zu kämpfen. Dieser Para-
graf bestärkt mich, die AfD aufzufordern, sich 
klar und eindeutig von der verfassungsfeind-
lichen NPD zu distanzieren.

(Beifall vonseiten der Fraktion DIE LINKE)

Dieser Paragraf gibt mir die Kraft und die Ge-
wissheit für eine offene und öffentliche Aus-
einandersetzung mit dieser vermeintlichen 
Alternative. Der Populismus der AfD lebt von 
den Fragen, Sorgen und Ängsten der Men-
schen. Die AfD, Pegida und Sie, die NPD,

(Zuruf von Michael Andrejewski, NPD)

wollen eine aggressive Stimmung anhei-
zen. Lösungen bieten Sie keine. Ihre Politik 
führt zu einer Reise in eine schreckliche Ver-
gangenheit. Daher dürfen diese Parteien nie 
eine verfassungsgebende Mehrheit in Me-
cklenburg-Vorpommern und Deutschland 
bekommen.

(Beifall vonseiten der Fraktionen
DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –

Zuruf von Michael Andrejewski, NPD)

Heute, meine Damen und Herren, beraten 
wir in Erster Lesung erneut Änderungen des 
Fundaments unseres Gemeinwesens. Dabei 
geht es um eine Verstärkung der politischen 
und rechtlichen Grundlagen unseres Landes. 
Als Betonfachmann würde ich sagen, wir zie-
hen mehr Stahl ein und verwenden besseren 
Zement. Als Politiker sage ich, wir stärken die 

politischen Rechte der Menschen im Land. 
Wir wollen, dass sie mehr an den Geschicken 
des Landes mitwirken können. Wir wollen 
so die Menschen motivieren, ihr Recht, den 
Landtag zu wählen, zahlreicher zu nutzen – 
daher die Veränderung des Wahltermins. Wir 
wollen die Menschen motivieren und sie re-
gelrecht auffordern, sich aktiv und häufiger 
an politischen Entscheidungen zu beteiligen 
und eigene politische Initiativen zu starten.

Es hat von den ersten Ideen und Gesprächen 
lange – nach meiner Auffassung zu lange 
– gedauert, bis der Gesetzentwurf auf den 
Tisch des Hohen Hauses kam. Meine Kollegin 
Barbara Borchardt machte bereits Ende 2013 
den Vorschlag für eine gemeinsame Arbeits-
gruppe für eine Verfassungsänderung. Dass 
es am Ende so lange gedauert hat, lag sicher-
lich auch an dem Volksentscheid gegen die 
Gerichtsstrukturreform. Es war von den Koa-
litionsfraktionen nicht gewünscht, dass der 
Volksentscheid bei abgesenktem Quorum 
durchgeführt wird.

Bereits zu Beginn der Wahlperiode wurde der 
Vorschlag zur Stärkung der Rechte des Euro-
pa- und Rechtsausschusses von meinem Kol-
legen Dr. André Brie den Koalitionsfraktionen 
unterbreitet. Schon damals waren sich alle 
einig, hier muss was passieren. Ich komme 
darauf zurück.

Aber wie heißt es doch so schön: Was lange 
währt, wird endlich gut oder doch zumin-
dest zufriedenstellend. Ich freue mich ganz 
besonders, dass wir an dem Grundsatz fest-
gehalten haben, Verfassungsänderungen als 
Demokraten gemeinsam einzubringen. Das 
war die Verabredung – Frau Drese ist darauf 
eingegangen – der Fraktionsvorsitzenden. 
Dazu haben wir auch alle gestanden. Das war 
der Leitfaden für die einzelnen Gespräche 
und Beratungen zu den Punkten, die wir in 
die Veränderung eingebracht haben, und 
das nicht nur, weil es hier um die zwei Drit-
tel geht, die wir im Landtag brauchen, son-
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dern weil für alle Demokratinnen und De-
mokraten die Verfassung ein hohes, ein sehr 
hohes Gut ist.

Mit der Verfassung und auch ihren Ände-
rungen sollten sich alle Demokratinnen und 
Demokraten identifizieren können. Jeder 
soll seine Interessen berücksichtigt finden. 
Das ist nach unserer Auffassung hier der Fall. 
Deswegen tragen wir diese Verfassungsän-
derung mit.

Warum denke ich, dass dieser Vorschlag für 
eine Verfassungsänderung im Ganzen sehr 
gelungen ist? Die Verfassung ist für die Men-
schen da. Daher wollten wir in erster Linie die 
direkte Demokratie stärken. Wir hatten das 
primäre Interesse, die Quoren bei Volksbegeh-
ren und Volksentscheiden abzusenken, also 
die Anzahl der Stimmen der Unterschriften, 
die bei den jeweiligen Begehren beziehungs-
weise Entscheiden notwendig sind. Bereits in 
der letzten Legislaturperiode hatten wir einen 
entsprechenden Gesetzentwurf eingebracht, 
der eine deutliche Absenkung beider Quoren 
vorsah. Leider war das damals mit den Koaliti-
onsfraktionen nicht zu machen. Aber auch die 
Kolleginnen und Kollegen der SPD und CDU 
sind lernfähig, haben sich überzeugen lassen 
und sich am Ende bewegt.

Natürlich ist es kein Geheimnis, dass wir 
gern – und auch eine andere Fraktion, aber 
die sprechen ja für sich – eine weitere Absen-
kung der Quoren gesehen hätten. Der Kom-
promiss von letztlich 100.000 Unterschriften 
ist eine Absenkung von stattlichen 20.000 
und bringt uns im Bundesvergleich ins vor-
dere Mittelfeld. Das sehe ich schon als einen 
wesentlichen Fortschritt an, meine Damen 
und Herren.

Zu dem Kompromiss – die beiden Vorredne-
rinnen sind darauf eingegangen – gehört für 
uns, dass es jetzt eine Frist gibt für das Sam-
meln von Unterschriften, die fünf Monate be-
trägt. Ich höre kritische Stimmen, die meinen, 

dass diese Befristung eine Verschlechterung 
für die direkte Demokratie sei. Wir haben das 
auch bei uns lange diskutiert. Ich sehe das 
nicht ganz so. Diese Frist schafft einen klaren 
zeitlichen Rahmen, in dem die Vertreterinnen 
und Vertreter von Volksbegehren zukünftig 
planen können und sich natürlich anstrengen 
müssen, die entsprechende Anzahl Unter-
schriften zusammen zu bekommen.

(Zuruf von Torsten Renz, CDU)

Nach den Erfahrungen, die wir im Zuge des 
Volksbegehrens zur Gerichtsstrukturreform 
gemacht haben, glauben wir, dass es bei ei-
ner entsprechenden Organisation möglich 
ist, innerhalb von fünf Monaten 100.000 Un-
terschriften oder mehr zu sammeln.

Zu den Volksentscheiden will ich sagen, dass 
die bisherigen Ergebnisse von Volksentschei-
den in der Bundesrepublik zeigen, dass es 
schon erfolgreiche Volksentscheide gegeben 
hat. Allerdings wurde das Quorum, dieses 
Zustimmungsquorum von einem Drittel der 
Wahlberechtigten, immer nur im Zusam-
menhang mit Wahlen erreicht, also nie ein 
eigenständiger, von Wahlen losgelöster Volk-
sentscheid war erfolgreich. Wir vier sind der 
Auffassung, dass die Hürden herabgesenkt 
werden, das wurde auch gesagt, von einem 
Drittel auf ein Viertel und dass wir so die Mög-
lichkeit bieten, innerhalb der Legislaturperiode 
oder zwischen Wahlen solche Volksentscheide, 
wenn es gewünscht ist,durchzuführen.

Zu einem zweiten Kernanliegen möchte ich 
kurz etwas sagen. Das sind die Rechte des Eur-
opa- und Rechtsausschusses, die hier gestärkt 
werden. Das mag sich anhören wie eine, sage 
ich mal, innerparlamentarische Angelegen-
heit. Das ist es auch, aber am Ende vertreten 
wir als Landtag und damit auch der Europa- 
und Rechtsausschuss die Interessen des Lan-
des Mecklenburg-Vorpommern gegenüber 
der Europäischen Union. Das ist auch von uns 
zu Anfang der Legislaturperiode bereits ein-
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gebracht worden. Ich sprach davon, dass Kol-
lege Brie das Ansinnen vorgetragen hat.

Konkret geht es darum, dass der Europa- und 
Rechtsausschuss plenarersetzende Beschlüs-
se fassen kann, also nicht wir im Parlament 
fassen hier die Entscheidungen, sondern 
der Ausschuss. Das hat damit zu tun, dass 
die Zeitabläufe des Landtages und der Eu-
ropäischen Union nicht synchron laufen und 
dass unsere Stellungnahmen möglicher-
weise nicht fristgerecht in Brüssel eintreffen 
können. Es hat etwas mit Pragmatismus und 
zeitlichen Geschichten zu tun. Ich will das an 
einem Beispiel deutlich machen.

Die Europäische Union wollte ein Mehrwert-
steuersystem dergestalt in Auftrag geben, 
dass eine Standardmehrwertsteuererklärung 
eingeführt wird. In der Dezembersitzung 
2013 haben wir das Thema hier behandelt. 
Wie waren die Abläufe?

Am 23. Oktober 2013 legte die EU-Kommission 
einen Vorschlag zu dieser Standardmehrwert-
steuererklärung vor. In dieser Richtlinie haben 
viele Betroffene einen Verstoß gesehen, der 
sich Subsidiaritätsverstoß nennt. Die Prüfung 
dieser Richtlinie durchlief die üblichen Verfah-
ren. Das heißt hier für uns: am 27.  November 
2013 die Erste Lesung in dem Europaausschuss, 
die Stellungnahme am 4.  Dezember, sprich 
Beschlussempfehlung. Das Plenum, hier der 
Landtag, hat am 12. Dezember 2013 votiert. 
Nach unseren Abläufen ist das alles in Ord-
nung, aber da war die Frist schon längst rum, 
weil der Bundesrat, in dem die Bundesländer 
gemeinsam ihre Stellungnahme gegenüber 
Europa abgeben, bereits am 29. November die 
Verletzung dieser Subsidiarität, also diese Kri-
tik an dem Regelwerk der Europäischen Union, 
ausgesprochen hat. Das heißt, wir als Landtag 
waren zwei Wochen zu spät.

Wenn wir als Land Mecklenburg-Vorpommern 
über das Parlament, in dem Fall über den Eu-
ropa- und Rechtsausschuss, uns einmischen 

wollen und rechtzeitig unsere Stellungnah-
men abgeben wollen, ist es notwendig, dass 
der Europa- und Rechtsausschuss die Mög-
lichkeit hat, eine solche Entscheidung zu tref-
fen. Das soll mit dieser Verfassungs- und Ge-
schäftsordnungsänderung erreicht werden. 
Am Ende – das hatte Frau Drese ausgeführt 
– kann der Landtag immer noch sagen, wir 
haben da eine andere Auffassung. Aber das ist 
sowieso unser hohes Recht als Parlament.

Damit wird deutlich, das Agieren in diesen 
dringenden Angelegenheiten, die sich im 
ersten Anhören so verstehen lassen, na gut, 
das ist hier so geschäftsordnungsmäßig im 
Landtag zu regeln, das hat schon was damit 
zu tun, wie ich bereits sagte, wie die Interes-
sen des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
gegenüber der Europäischen Union zum 
Ausdruck gebracht werden.

Es bleibt eine berechtigte Frage: Der Landtag 
ist öffentlich –

(Jürgen Suhr, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Ja.)

im Livestream, Zuschauerinnen und Zu-
schauer sind anwesend, auch Medien kön-
nen berichten. Aber der Ausschuss,über den 
ich geredet habe, tagt nicht öffentlich. Ich 
hoffe, dass wir innerhalb der Ausschussbe-
ratung – heute ist die Erste Lesung – diese 
Frage nicht nur thematisieren, sondern uns 
auch einigen können, dass zumindest im er-
sten Schritt der Öffentlichkeit dieser Teil von 
Ausschussberatungen dann auch öffentlich 
gemacht wird, weil es geht alle an. Hier sehe 
ich noch Gesprächsbedarf.

(Jürgen Suhr, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Genau.)

Selbstverständlich, meine Damen und Herren, 
das will ich abschließend sagen – ich habe das 
eingangs angedeutet –, hätten wir hier gern 
noch viel mehr geändert. Beispielsweise, ich 
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komme bei einem anderen Tagesordnungs-
punkt darauf zurück, hätten wir gerne die För-
derung und Sicherung gleichwertiger Lebens-
verhältnisse und Arbeitsbedingungen in ganz 
Mecklenburg-Vorpommern als Staatsziel for-
muliert. Das haben wir nicht erst erkannt nach 
unserer Großen Anfrage zur Landesverfassung, 
sondern es ist ganz klar, dass es unterschied-
liche Entwicklungen und ein starkes Ungleich-
gewicht zwischen den beiden Landesteilen in 
Mecklenburg-Vorpommern gibt. Wir hätten 
auch gerne eingeführt, dass Ausschüsse grund-
sätzlich öffentlich tagen. Das haben BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN und wir mehrfach gefordert. 
Dazu haben wir bisher keinen Konsens erreicht. 
Deswegen kommt die Änderung jetzt nicht 
auf die Tagesordnung. Es gibt die sogenann-
te Normenkontrollklage, das müsste ich jetzt 
erläutern, ich will darauf verzichten. Auch hier 
hätten wir gern ein anderes Quorum. Das ist die 
Möglichkeit der Abgeordneten beziehungswei-
se der Fraktionen, vor dem Landesverfassungs-
gericht in bestimmten Fragen zu klagen. Dazu 
haben wir uns nicht einigen können. Deswegen 
taucht das hier nicht auf.

Ich bin aber der Überzeugung, dass es bei 
diesen Verfassungsänderungen, die wir heu-
te auf den Tisch gelegt haben, nicht bleiben 
wird. Aufgeschoben ist nicht aufgehoben. 
Wie ich eingangs sagte, unsere Demokratie 
entwickelt sich und mit ihr unsere Verfas-
sung. Sie, meine Damen und Herren, und die 
Menschen im Land können sicher sein, diese 
Verfassungsänderung war nicht die letzte. 
Wir als LINKE bleiben dran. – Herzlichen Dank 
für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall vonseiten der Fraktionen
DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Beate Schlupp: Das Wort 
hat jetzt für die Fraktion der CDU der Abge-
ordnete Herr Texter.

Andreas Texter, CDU: Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Die Landesverfassung anzufassen 
und zu ändern, ist eine Sache, die man in ei-
ner Legislaturperiode nicht so ohne Weiteres 
anpackt. Unsere Landesverfassung bezeich-
ne ich als die Wirbelsäule unseres Landes. In 
ihr vereint sind die wichtigen Leitlinien und 
Prinzipien unseres Bundeslandes ressortü-
bergreifend niedergeschrieben.

Um dieser Bedeutung noch mehr Nachdruck 
zu verleihen, haben – Herr Holter hat das 
auch schon angesprochen – die Bürger im 
Jahre 1994 mit ihrer Stimme dieser Landes-
verfassung zugestimmt. Nicht umsonst, das 
ist hier auch schon mehrmals erwähnt wor-
den, bedarf eine Verfassungsänderung einer 
ausreichenden Mehrheit im Parlament. Diese 
Dinge verpflichten uns, mit Verfassungsän-
derungen sehr behutsam umzugehen und 
gerade in diesem sensiblen Bereich als de-
mokratische Fraktionen, Opposition und Ko-
alition in dem Fall zusammenzuarbeiten.

Trotz dieser großen Bedeutung und der Hür-
de, die eine Änderung mit sich bringt, sind 
die Regelungen einer Landesverfassung 
nicht statisch. Auch sie müssen wie jedes 
andere Recht an gesellschaftliche Verände-
rungen oder auftauchende Probleme ange-
passt werden. Eine Landesverfassung wie 
hier in Mecklenburg-Vorpommern wird nicht 

Andreas Texter, CDU
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oft aufgemacht, aber wenn man es tut, dann 
aus gutem Grunde. So ist es auch dieses Mal.

So ist beispielsweise bei der Planung der 
Landtagswahl dieses Jahr und gerade mit 
einem in die Zukunft gerichteten Blick auf 
kommende Landtagswahlen genau das 
Problem erkannt worden, dass sich mit der 
bisherigen Regelung der Wahltermin immer 
weiter in den Sommer verschieben würde. 
Mit der jetzt vorgeschlagenen Regelung 
verschaffen wir der Wahlterminplanung für 
Landtagswahlen mehr Flexibilität. Wir be-
dauern immer mehr die Wahlmündigkeit der 
Menschen – nicht nur in Mecklenburg-Vor-
pommern. Aber wenn wir die Menschen an 
die Wahlurne bewegen wollen, muss schon 
mal eins stimmen, und das sind die äußeren 
Rahmenbedingungen. Wahlen in den Som-
merferien abzuhalten, wäre nun wirklich 
nicht gerade optimal.

(Zuruf von Barbara Borchardt, DIE LINKE)

Ja, Frau Borchardt, es ist aber nun mal so. Das 
können auch Sie nachvollziehen. Wenn man 
bei der Regelung 57 bis 59 Monaten bleibt, 
ist es zwangsläufig so, dass spätestens bei 
der Wahl 2021 im August gewählt werden 
müsste. Die jetzt von uns vorgeschlagene Re-
gelung erlaubt es, den Wahltermin so festzu-
legen, dass er nicht in die Ferienzeit fällt oder 
aber in den tiefsten Winter verschoben wird. 
Somit ist mehr Flexibilität vorhanden.

Meine Damen und Herren, die vier Frakti-
onsvorsitzenden der einbringenden Frak-
tionen haben monatelang, auch das ist 
hier schon angesprochen worden, in sehr 
konstruktiven Gesprächen zusammenge-
sessen und die Änderungsmöglichkeiten 
der Landesverfassung beraten. Ja, es ist ein 
Kompromiss. Wenn hier unterschiedliche 
Auffassungen aufeinandertreffen, dann ist 
es so, dass man sich letztendlich auf einen 
Kompromiss einigt, und das ist hier ganz of-
fensichtlich der Fall.

Ich möchte gar nicht auf die weiteren Re-
gelungen von Änderungen, die vorgesehen 
sind, eingehen, das ist durch die Ministe-
rin Frau Kuder, durch Frau Drese und durch 
Herrn Holter schon gemacht worden. Ich 
würde hier Wiederholungen anstellen, das 
muss nicht sein.

Erlauben Sie mir aber dennoch eine Be-
merkung zu den plenarersetzenden Be-
schlüssen oder der Möglichkeit der plena-
rersetzenden Beschlüsse. Herr Dr. Brie hat 
wirklich schon vor einiger Zeit diese Vor-
schläge eingebracht und ich war mit einer 
der Ersten, der dies befürwortet hat, weil 
es durchaus Auswirkungen haben kann auf 
die Menschen im Lande. Es mutet zunächst 
an wie eine technische Korrektur, aber die 
ist von entscheidender Bedeutung. Herr 
Holter hat es eben schon gesagt, sollte 
dieser plenarersetzende Beschluss gegen 
die Interessen des gesamten Landtages 
sein, wenn ein Beschluss im Europa- und 
Rechtsausschuss gefasst werden sollte, 
dann ist der Landtag jederzeit in der Lage, 
diesen Beschluss wieder einzukassieren, 
um das mal salopp zu formulieren, und das 
ist auch richtig so. Diese Ideen aus den ein-
zelnen Fraktionen sind ernsthaft diskutiert 
worden. Das Ergebnis ist ein Konsens, und 
der liegt uns jetzt vor.

Die Änderung der Geschäftsordnung ergibt 
sich zwangsläufig aus der Einführung des Ar-
tikels 35a. Das braucht man nicht weiter zu 
erläutern. Die Umsetzung dieser plenarerset-
zenden Beschlüsse erfolgt in der Geschäfts-
ordnung und somit ist es zwangsläufig not-
wendig, diese im Zuge der Änderung der 
Landesverfassung mit zu beschließen.

Wir haben gehört, dass es möglicherweise 
hier und da noch Diskussionsstoff gibt. Aber 
im Prinzip bin ich der festen Überzeugung, 
meine Damen und Herren, dass wir uns wei-
testgehend einig sind. Es könnte sich besten-
falls noch um Nuancen handeln. Wir haben 
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– und da setze ich voraus, dass wir das Vor-
haben überweisen – im Ausschuss ausgie-
big Gelegenheit, über etwaige Auslegungen 
noch ausführlich zu diskutieren.

Eine Bemerkung noch und dann bin ich auch 
schon fertig.

Herr Holter, Öffentlichkeit im Ausschuss, ich 
sehe da nicht das große Problem. Sie haben 
recht, der Europa- und Rechtsausschuss tagt 
nicht öffentlich, aber wir haben es an ver-
schiedensten Punkten – und das waren auch 
Anträge von der Opposition – zu bestimmten 
Tagesordnungspunkten, aber auch zu be-
stimmten Themen in einer Ausschusssitzung 
die Öffentlichkeit zugelassen. Darüber kann 
man jederzeit reden. Dazu sind wir bereit. 
Gerade bei so einem wichtigen Thema wie 
der Änderung der Landesverfassung will ich 
keine Entscheidung vorwegnehmen, aber 
ich signalisiere schon mal Verhandlungsbe-
reitschaft, dass wir uns da mit Sicherheit ei-
nig werden.

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: Na, 
Anhörungen sind ja wohl im Allgemeinen 

öffentlich.)

Ich meinte die Diskussion, verehrte Frau 
Borchardt. Anhörungen sind öffentlich, da 
haben Sie natürlich recht. Das weiß ich auch. 
Vielen Dank für die Belehrung.

(Unruhe vonseiten der Fraktion DIE LINKE 
– Peter Ritter, DIE LINKE: Danke für den 

Hinweis.)

Ich bitte, den Entwurf zur Änderung der Lan-
desverfassung zu überweisen. – Vielen Dank 
für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU)

Vizepräsidentin Beate Schlupp: Das Wort 
hat jetzt für die Fraktion der NPD der Abge-
ordnete Herr Andrejewski.

Michael Andrejewski, NPD: Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Der Volksent-
scheid zur sogenannten Gerichtsstruktur-
reform Anfang September 2015 fand eine 
Woche nach den Sommerferien statt. Der 
Wahlkampf oder das Äquivalent zu einem 
solchen fiel größtenteils in die Ferienzeit 
und fand daher eine wesentlich geringere 
Aufmerksamkeit, als wenn er sich im Herbst 
abgespielt hätte. Das hat sich auch auf die 
Beteiligung ausgewirkt, was der Großen Koa-
lition aus CDU und SPD allerdings sehr gut in 
den Kram passte. Überhaupt setzt besonders 
Merkels CDU auf eine geringe Wahlbeteili-
gung, weil sie kalkuliert, nur die Stammwäh-
ler würden dann an die Urnen gehen, und 
zwar in erster Linie ihre, die CDU-Stammwäh-
ler. So glaubte sie zumindest bis vor Kurzem 
– Stichwort: asymmetrischer Wahlkampf –, 
daher auch der Schlaftablettenwahlkampf 
2011 hier in Mecklenburg-Vorpommern, der 
kaum von jemandem wahrgenommen wur-
de und wohl auch so gedacht war. Der Trick 
hat aber nicht funktioniert. Die NPD ist trotz-
dem wieder drin zu Ihrem Verdruss.

Jetzt versucht man es anders. Man gibt sich 
demokratisch und will den Wahltermin in den 
Herbst verschieben, um so die Wahlbeteili-
gung zu steigern. Wir begrüßen das, beson-
ders deswegen, weil sich die herrschenden 
Parteien hier wohl gründlich verkalkulieren 
dürften. Wenn die Wahlbeteiligung steigt, 
dann kommen ehemalige Nichtwähler hin-
zu. Nichtwähler sind Leute, die zumindest 
schon halb von dem System die Schnauze 
voll haben und wahrscheinlich nicht Sie wäh-
len werden.

(Beifall vonseiten der Fraktion der NPD – 
Zuruf von Torsten Renz, CDU)

Weiterhin sollen die Quoren für Volksab-
stimmungen gesenkt werden. Das geht in 
die richtige Richtung. Trotzdem ist nicht 
nachvollziehbar, warum ein Zustimmungs-
quorum überhaupt notwendig sein soll. 
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Wenn alle Bürger die Möglichkeit erhalten, 
an einem Volksentscheid teilzunehmen, 
und, sagen wir, nur zehn Prozent gehen hin, 
dann entscheiden diese zehn Prozent oder 
die Mehrheit innerhalb dieser zehn Prozent, 
sechs Prozent. Das wären dann vielleicht nur 
drei Prozent der Gesamtbevölkerung, aber 
die anderen hatten ja ihre Chance. Ihre Nicht-
teilnahme kann man nicht als Zustimmung 
werten, wie die Justizministerin das getan 
hat, als Begeisterung für die Herrschenden,

(Heinz Müller, SPD: Auch nicht als 
Ablehnung einer Wahl, wie Sie das gesagt 

haben. Das ist ja Blödsinn.)

sondern als Verzicht an der Mitwirkung bei 
der Entscheidungsfindung und als Bevoll-
mächtigung der anderen. Denn wer nicht 
hingeht, obwohl er die Möglichkeit hatte, 
sagt, sollen doch die entscheiden, die hinge-
hen. Deswegen sehe ich ein Quorum über-
haupt nicht als notwendig an. Es ist eine 
reine Schikane, um hier wieder ein Stück 
Scheindemokratie zu veranstalten.

Schließlich soll jetzt ein Ausschuss für EU-An-
gelegenheiten an die Front geschickt werden 
beziehungsweise der Europa- und Rechts-
ausschuss soll aufgepimpt werden zu einem 
solchen, der sogar anstelle des Landtages 

Beschlüsse fassen darf. Die Krise der hoffent-
lich bald zerfallenen Europäischen Union, die 
nicht mit Europa identisch ist, denn Europa 
gab es vor der Europäischen Union und wird 
es auch nach der Europäischen Union geben, 
soll geregelt werden durch eine Special Task 
Force aus Mecklenburg-Vorpommern. Die 
Devise des Präsidenten der EU-Kommissi-
on, Ihres Idols Herrn Juncker, lautete bisher, 
wenn es ernst wird, muss man lügen. Von 
nun an wird er sagen, wenn es ernst wird 
und ich nicht mehr weiter weiß, dann rufe 
ich in Schwerin an, da ist der Supereuro-
paausschuss, der wird mit seinen besonde-
ren Kompetenzen sofort eingreifen und die 
Europäische Union und den Tag retten.

(Peter Ritter, DIE LINKE: Dass es das in 
anderen Landtagen gibt, das ist Ihnen 

entgangen bei Ihrem Gefasel, oder was?!)

Da überschätzen Sie sich mal wieder gewal-
tig, wie Sie es so oft tun.

(Peter Ritter, DIE LINKE: Machen Sie sich mal 
ein Bild von anderen Landtagen! Da ist es 

längst geregelt.)

Dieser komische Europaausschuss wird die 
EU auch nicht mehr retten. Frau Merkel wird 
es schon schaffen,

(Peter Ritter, DIE LINKE: Dummes Gerede.)

sie endlich zugrunde zu richten, wie wir hof-
fen. – Vielen Dank.

(Beifall vonseiten der Fraktion der NPD)

Vizepräsidentin Beate Schlupp: Das Wort 
hat jetzt für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN der Fraktionsvorsitzende Herr Suhr.

Jürgen Suhr, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Meine Vorredner und 
Vorrednerinnen haben es schon gesagt, am 

Michael Andrejewski, NPD
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12.  Juli 1994 haben die Bürgerinnen und 
Bürger in Mecklenburg-Vorpommern für die 
Verfassung unseres Bundeslandes gestimmt. 
Ich kann mich noch ganz gut erinnern, dass 
wir in einer Festveranstaltung hier in diesen 
Räumen das 20-jährige Jubiläum gefeiert ha-
ben. Insbesondere kann ich mich gut daran 
erinnern, dass der Kollege Rainer Prachtl hier 
vorgestellt hat, wie der Prozess seinerzeit zu-
stande gekommen ist.

Ich glaube sagen zu können – wir waren da-
mals nicht im Parlament –, dass sich alle de-
mokratischen Fraktionen auch heute noch 
hinter die wesentlichen Ziele der Verfassung 
stellen können. Es ist eine gute Verfassung, 
die damals von den Bürgerinnen und Bürgern 
mehrheitlich angenommen worden ist. Es 
war die Verfassung, die eine demokratische 
und rechtsstaatliche Entwicklung des Lan-
des Mecklenburg-Vorpommern ermöglicht 
hat. Deshalb ist sie trotz der vier Änderungen 
in ihren Kernanliegen bestehen geblieben. 
Aber es ist heute – und das ist meine feste 
Überzeugung – keine moderne Verfassung 
mehr, wenn man an die direkte Demokratie 
denkt. Das ist in der Tat das Kernanliegen, der 
Kernpunkt für meine Fraktion, heute diesem 
Kompromiss, der ausgehandelt worden ist, 
unsere Zustimmung zu geben in dem Sinne, 
dass wir den Antrag gemeinsam mit den an-
deren drei demokratischen Fraktionen ein-
bringen.

Die Quoren in diesem Bundesland sind zu 
hoch, die Hürden für die direktdemokra-
tische Beteiligung sind zu hoch. Dass das so 
ist, sehr geehrte Damen und Herren, kann 
man feststellen, wenn man betrachtet, wie 
oft es in den letzten 20 Jahren gelungen 
ist, direktdemokratische Elemente wirksam 
werden zu lassen. Zumindest im Bereich des 
Volksbegehrens und des Volksentscheids ist 
das lediglich ein einziges Mal gelungen. Wir 
erinnern uns an den September des letzten 
Jahres, als es zur Abstimmung über die Ge-
richtsstrukturreform kam.

Das Interesse der Bürgerinnen und Bürger 
an den Landtagswahlen – und da möchte 
ich gerne einen Bogen schließen – hat in 
den vergangenen Jahren, in den vergange-
nen Jahrzehnten, das wissen wir alle, stark 
nachgelassen. Ich will die Zahlen noch mal 
nennen: 1994 gingen 73 Prozent zur Wahl, 
1998 waren es noch knapp 80 Prozent – das 
war der höchste Teil der Wahlberechtigten –, 
2006 nur noch 70,6 Prozent, vier Jahre später 
59,1 Prozent und 2011, bei der letzten Land-
tagswahl, waren es noch 51,5 Prozent. Das 
kann uns alle nicht befriedigen. Hier ist Än-
derungsbedarf angezeigt.

Ich bin der festen Überzeugung und ich 
glaube, dass alle demokratischen Frakti-
onen das mittragen, dass die Frage der Ver-
besserung der Möglichkeiten zur direkten 
demokratischen Beteiligung ein, ich sage, 
ein Mittel ist, um das Interesse von Bürge-
rinnen und Bürgern wieder in stärkerem 
Maße zu wecken. Viele Politikwissenschaft-
ler, viele Staatsrechtler/-innen sehen in der 
Ausweitung von direkten Beteiligungs-
rechten zu Recht eine notwendige Antwort 
auf Politikapathie und Parteiverdrossen-
heit. Wir sollten den Bürgerinnen und Bür-
gern mehr zutrauen, statt ihnen zu miss-
trauen.

Direkte Demokratie stärkt den Zusammen-
halt und das Gemeinwesen und ein Volksent-
scheid fördert die Akzeptanz von kontro-
versen Projekten. Direkte Demokratie, sehr 
geehrte Damen und Herren, bedeutet, mehr 
Verantwortung für alle. Ich finde, das müssen 
wir alle wollen. Direkte Demokratie bezieht 
ein, sie ist die Aufforderung zum Einmischen 
und sie motiviert zum Mitmachen, bringt 
Menschen in die Verantwortung. Deshalb 
– ich wiederhole das sehr gerne – sind die 
Verbesserungen der direktdemokratischen 
Elemente für uns der Kernpunkt dieser Ver-
fassungsänderung. Das beginnt bei den 
Quoren zum Volksbegehren, bei der Redu-
zierung um etwa 20.000 Stimmen.
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Ich will an dieser Stelle nicht verschweigen – 
und da wird deutlich, dass es sich um einen 
Kompromiss gehandelt hat –, wir hatten, 
ähnlich wie DIE LINKE das eingebracht hat, 
einen entsprechenden Gesetzentwurf, der 
auf 60.000 Stimmen orientierte, also auf eine 
Halbierung. Die ist bei Weitem nicht erreicht. 
Ich will das an dieser Stelle sagen, weil wir 
nach unserer Auffassung noch deutlich mehr 
Mut haben könnten, Verantwortung in die 
Hände von Bürgerinnen und Bürgern zu le-
gen, indem wir ihnen die Möglichkeit geben, 
direkt über eine Sachfrage, eine wesentliche 
Sachfrage abzustimmen.

Ich will an dieser Stelle sagen, in der Tat – 
Helmut Holter hat das korrekt gesagt –, wir 
landen damit in der vorderen Hälfte der Bun-
desländer, was die Höhe der Quoren angeht. 
Ich sage gleichzeitig, es gibt andere Bundes-
länder, die sich trauen, noch weiter zu gehen. 
In Schleswig-Holstein liegen wir bei knapp 
vier Prozent, in Brandenburg liegen wir bei 
fünf Prozent. Es hat nicht dazu geführt, wie 
das viele befürchten, dass es die Inflation 
der Volksbegehren gibt, nur weil die Quoren 
relativ niedrig sind. Das ist nicht so. Aber es 
ist ein deutliches Signal, wenn man den Mut 
hat, sehr weitreichende Quoren hinsichtlich 
der Senkung anzubieten und zu sagen, Bür-
gerinnen und Bürger, wir vertrauen euch, 

dass ihr die richtigen Sachentscheidungen 
trefft.

(Regine Lück, DIE LINKE: Völlig richtig.)

Für uns, sehr geehrte Damen und Herren, ist 
ein Punkt noch von viel größerer Bedeutung, 
und das ist in der Tat die Senkung des Zu-
stimmungsquorums von 33 auf 25 Prozent. 
Das ist in den Gesprächen, die wir geführt 
haben, ein Quantensprung gewesen hin-
sichtlich der Verbesserung, wenn es zu einem 
Volksentscheid kommt. Damit kommen 
wir so langsam in die Nähe der Größenord-
nung, die große Parteien brauchen, um hier 
in den Landtag einzuziehen und zum Bei-
spiel stärkste Fraktion zu werden. Da ist eher 
die Vergleichbarkeit gegeben. Ein 33er-Zu-
stimmungsquorum ist in dem derzeitigen 
Zustand, den wir wahrnehmen in unserer 
Demokratie, eine immens hohe Hürde. Wir 
haben es im September erlebt.

Zum Subsidiaritätsverfahren möchte ich 
mich dem anschließen, was vonseiten des 
Kollegen Helmut Holter hier gesagt worden 
ist. Die Frage der Lösung der Öffentlichkeit in 
der Geschäftsordnung sollten wir in die Aus-
schüsse mitnehmen, und zwar ausdrücklich, 
weil eine Verfassungsänderung und die Fol-
ge der Änderungen der Geschäftsordnung, 
finde ich, nicht dazu führen dürfen, dass 
wir aus bisher öffentlich befassten Angele-
genheiten und Tagesordnungspunkten in 
Zukunft nicht öffentlich befasste Tagesord-
nungspunkte machen. Das wäre in der Tat 
eine Verschlechterung. Ich hatte mit Frau 
Drese im Vorfeld schon gesprochen. Es gibt 
das Signal, Herr Texter hat das auch gerade 
angedeutet, darüber zu reden, dass wir da zu 
Lösungsmöglichkeiten kommen. So, wie die 
Gespräche, sehr geehrte Damen und Herren, 
bisher gelaufen sind, habe ich große Zuver-
sicht, dass wir eine Lösung bekommen, weil 
man niemandem erklären kann, dass man 
eine wichtige Angelegenheit in die Kompe-
tenz eines Ausschusses hineingibt und dann 

Jürgen Suhr, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
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der Öffentlichkeit auch noch den Zugang 
entzieht. Das ist schwer zu erklären. Deshalb, 
finde ich, muss man, wenn man demokratie-
theoretisch sauber agieren will, an der Stelle 
noch mal darüber nachdenken, wie man das 
verändern kann.

Sehr geehrte Damen und Herren, wir GRÜNE 
wären, das ist kein Geheimnis, gerne deutlich 
größere Schritte gegangen, was die direkte 
Demokratie angeht. Wir sagen gleichzeitig, 
für uns war das am Anfang der Gespräche 
kein relevanter Punkt, aber die Ausweitung, 
die Veränderung des Wahlzeitraumes mit der 
Möglichkeit, aus diesem Korridor der Som-
merferien herauszukommen, ist natürlich 
für uns ein Beitrag zur Möglichkeit der Wahr-
nehmung demokratischer Rechte. Selbstver-
ständlich kann man nicht zulassen, dass er in 
den Ferien liegt. Deshalb hatten wir kein Pro-
blem, dem zuzustimmen. Im Kern sind aber 
die direktdemokratischen Elemente für uns 
von elementarer Bedeutung. Wir sind einen 
Schritt weiter, das freut uns. Wir würden ger-
ne weitere Schritte gehen. Ich hoffe, es wird 
noch zu Verfassungsänderungen kommen – 
sicherlich nicht in dieser Legislaturperiode –, 
wenn dieses Parlament noch mehr Mut hat, 
direktdemokratische Elemente zu zulassen. 
Deshalb haben wir diesen Antrag mit einge-
bracht.

(Marc Reinhardt, CDU: Das machen wir dann 
ohne euch in der nächsten Wahlperiode. 

– Heiterkeit und Zuruf von Wolf-Dieter 
Ringguth,CDU)

Ganz zum Schluss, einiges ist schon gesagt 
in dieser Runde: Das, was die Fraktionsvorsit-
zenden – ich weiß gar nicht, Helmut Holter 
ist da, Norbert Nieszery nicht und Vincent 
Kokert –

(Heiterkeit bei Torsten Renz, CDU: Dann 
hätten wir das auch noch im Protokoll! – 

Heiterkeit bei Ulrike Berger,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

an Gesprächen geführt haben, lief immer auf 
einer sachlich harten, aber persönlich abso-
lut fairen Ebene. Ich schätze das nicht nur in 
dieser Frage grundsätzlich,

(Heiterkeit bei Heinz Müller, SPD:  
Die PGFs machen das auch so. –

Heiterkeit bei Peter Ritter, DIE LINKE: 
Ohne dass wir das hervorheben müssen. –

Heiterkeit und Zuruf von  
Stefanie Drese, SPD)

dass das in diesem Hause möglich ist, und 
möchte mich an dieser Stelle bei den Kolle-
gen, bei dir, Helmut, aber auch bei den Kol-
legen, die jetzt nicht anwesend sind, herzlich 
bedanken für die Konstruktivität, die es da 
gegeben hat, bei allen Unterschieden in der 
Sache. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit.

(Beifall vonseiten der Fraktion  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Beate Schlupp: Weitere 
Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache.

Der Ältestenrat schlägt vor, den Gesetzent-
wurf der Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksa-
che 6/5076 sowie den Antrag der Fraktionen 
der SPD, CDU, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN auf Drucksache 6/5077 zur Be-
ratung an den Europa- und Rechtsausschuss 
zu überweisen. Wer stimmt für diesen Über-
weisungsvorschlag? – Wer stimmt dagegen? 
– Wer enthält sich der Stimme? – Damit ist der 
Überweisungsvorschlag mit den Stimmen 
der Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, bei Stimmenthal-
tung der Fraktion der NPD angenommen.
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Landtag
Mecklenburg-Vorpommern

Europa- und Rechtsausschuss
 - Der Vorsitzende -

--------------------------------------

19053 Schwerin
Lennéstraße 1 (Schloss)
Sekretariat:  (0385) 525-1530 
Telefax:  (0385) 525-1535 
E-Mail: pa3mail@landtag-mv.de 
Internet: www.landtag-mv.de

Schwerin, 04. Februar 2016

Einladung – Öffentliche Anhörung 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Verfassung des  
Landes Mecklenburg-Vorpommern und weiterer Rechtsvorschriften sowie
Entwurf zur Änderung der Geschäftsordnung  
des Landtages Mecklenburg-Vorpommern der 6. Wahlperiode

Sehr geehrte Frau Petersen-Goes, sehr geehrter Herr Wellmann, sehr geehrter Herr Köpp, sehr 
geehrte Frau Direktorin Zwiffelhoffer, sehr geehrter Herr Professor Classen, sehr geehrter Herr 
Professor März, sehr geehrter Herr Nestler, Sehr geehrter Herr Dr. Litten, sehr geehrter Herr Dr. 
Efler, sehr geehrter Herr Klähn, 

der Landtag hat in seiner 111. Sitzung am 27. Januar 2016 den vorbezeichneten Gesetzent-
wurf der Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksa-
che 6/5076 sowie den vorbezeichneten Antrag der Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksache 6/5077 beraten und zur federführenden Beratung 
an den Europa- und Rechtsausschuss überwiesen.

Der Europa- und Rechtsausschuss hat sich darauf verständigt, zur Vorbereitung seiner Be-
schlussempfehlung, 

am 2. März 2016 ab 13.00 Uhr eine öffentliche Anhörung 
im Schloss Schwerin, Plenarsaal 

zu diesen Vorlagen durchzuführen. 

Frau Doris Petersen-Goes
Herrn Andreas Wellmann
Herrn Matthias Köpp
Frau Landtagsdirektorin Dorothee Zwiffelhoffer
Herrn Prof. Dr. Claus Dieter Classen
Herrn Prof. Dr. Wolfgang März
Herrn Christian Nestler
Herrn Dr. Rainer Litten
Herrn Dr. Michael Efler
Herrn Martin Klähn
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Zu dieser Sitzung des Europa- und Rechtsausschusses lade ich Sie – oder einen Vertreter im 
Amt – recht herzlich ein.

Ich möchte Sie bitten, zu der vorbezeichneten Thematik und den damit aus Ihrer Sicht ver-
bundenen Fragestellungen schriftlich und mündlich Stellung zu nehmen. Ihre schriftliche 
Stellungnahme dient den Ausschussmitgliedern als Material zur Vorabinformation. Vor die-
sem Hintergrund sollte mich die schriftliche Stellungnahme nach Möglichkeit bereits bis zum 
26. Februar 2016 erreichen. 

Während der Sitzung erhält jeder Sachverständige die Gelegenheit zum mündlichen Vortrag. 
Dieser Vortrag sollte die Dauer von 15 Minuten möglichst nicht überschreiten, um Fragen der 
Abgeordneten zu ermöglichen. 

Im Anhang zu diesem Schreiben erhalten Sie den Gesetzentwurf zur Änderung der Verfas-
sung des Landes sowie den Antrag zur Änderung der Geschäftsordnung. 

Mit einer gesonderten Email werde ich Ihnen die Verfassung des Landes, die Geschäftsord-
nung des Landtages, das Landes- und Kommunalwahlgesetz sowie das Volksabstimmungs-
gesetz zuleiten. 

Ergänzend verweise ich auf die anliegende Liste der geladenen Sachverständigen.

Ich möchte Sie bitten, Ihre Teilnahme an der vorbezeichneten Sitzung – nach Möglichkeit 
schriftlich – bis zum 26. Februar 2016 zu bestätigen. 

Für weitere Fragen stehe ich über das Sekretariat des Ausschusses – Herr Strätker,  
Tel. 0385 525 1530 – gern zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen

Detlef Müller
Vorsitzender
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Landtag Mecklenburg-Vorpommern Schwerin, 25. Februar2016
6. Wahlperiode Sekretariat:  0385-525-1530
Europa- und Rechtsausschuss Telefax: 0385-525-1535
 E-Mail: pa3mail@landtag-mv.de

M I T T E I L U N G

Die 105. Sitzung des Europa- und Rechtsausschusses findet 
am Mittwoch, dem 2. März 2016, 13:00 Uhr

in Schwerin, Schloss, Plenarsaal statt.

EINZIGER PUNKT DER TAGESORDNUNG

Öffentliche Anhörung

Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vor-
pommern und weiterer Rechtsvorschriften
– Drucksache 6/5076 – 

in Verbindung mit dem

Antrag der Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Entwurf zur Änderung der Geschäftsordnung des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
der 6. Wahlperiode
– Drucksache 6/5077–

Europa- und Rechtsausschuss (f )

hierzu: Ausschussdrucksachen 6/372 bis 6/372-3

Detlef Müller Vorsitzender

Anlage
Liste der Sachverständigen
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Liste der Sachverständigen

 1. Herr Prof. Dr. Claus Dieter Classen, Lehrstuhl für Öffentliches Recht, Europa- und 
Völkerrecht, Rechts- und Staatswissenschaftliche Fakultät der Ernst-Moritz-Arndt 
Universität Greifswald

 2. Herr Prof. Dr. Wolfgang März, Lehrstuhl für Öffentliches Recht und 
Verfassungsgeschichte, Juristische Fakultät der Universität Rostock

 3. Herr Christian Nestler, Wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl für Vergleichende 
Regierungslehre der Universität Rostock

 4. Frau Doris Petersen-Goes, Landeswahlleiterin Mecklenburg-Vorpommern

 5. Herr Dr. Rainer Litten, Staatssekretär a. D.

 6. Frau Dorothee Zwiffelhoffer, Direktorin des Landtages Nordrhein-Westfalen

 7. Herr Dr. Michael Efler, Bundesvorstandssprecher Mehr Demokratie e. V.

 8. Herr Martin Klähn, Mitglied des Landesvorstandes M-V Mehr Demokratie e. V.

 9. Herr Matthias Köpp, Geschäftsführer des Landkreistages Mecklenburg-Vorpommern e. V.

10. Herr Andreas Wellmann, Geschäftsführer des Städte- und Gemeindetages Mecklenburg-
Vorpommern e. V.
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Landtag Mecklenburg-Vorpommern Protokoll Nr.105
6. Wahlperiode
Europa- und Rechtsausschuss

K U R Z P R O T O K O L L

der 105. Sitzung des Europa- und Rechtsausschusses 
am Mittwoch, dem 2. März 2016, 13:00 Uhr

in Schwerin, Schloss, Plenarsaal 

Vorsitz: Abg. Detlef Müller

Beginn: 13:05 Uhr

EINZIGER PUNKT DER TAGESORDNUNG

Öffentliche Anhörung

Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Verfassung 
des Landes Mecklenburg-Vorpommern und weiterer Rechtsvorschriften
– Drucksache 6/5076 – 

in Verbindung mit dem

Antrag der Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Entwurf zur Änderung der Geschäftsordnung 
des Landes Mecklenburg-Vorpommern der 6. Wahlperiode
– Drucksache 6/5077–

Europa- und Rechtsausschuss  (f )

hierzu: Ausschussdrucksachen 6/372 bis 6/372-9
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Liste der Sachverständigen

 1.  Herr Prof. Dr. Claus Dieter Classen, Lehrstuhl für Öffentliches Recht, Europa- und Völker-
recht, Rechts- und Staatswissenschaftliche Fakultät der Ernst- Moritz-Arndt Universität 
Greifswald

 2.  Herr Prof. Dr. Wolfgang März, Lehrstuhl für Öffentliches Recht und Verfassungsge-
schichte, Juristische Fakultät der Universität Rostock

 3.  Herr Christian Nestler, Wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl für Vergleichende 
Regierungslehre der Universität Rostock

 4. Frau Doris Petersen-Goes, Landeswahlleiterin Mecklenburg-Vorpommern

 5. Herr Dr. Rainer Litten, Staatssekretär a.D.

 6. Frau Dorothee Zwiffelhoffer, Direktorin des Landtages Nordrhein-Westfalen

 7. Herr Dr. Michael Efler, Bundesvorstandssprecher Mehr Demokratie e. V.

 8. Herr Martin Klähn, Mitglied des Landesvorstandes M-V Mehr Demokratie e. V.

 9.  Herr Matthias Köpp, Geschäftsführer des Landkreistages Mecklenburg-Vorpommern e. V.

10.  Herr Andreas Wellmann, Geschäftsführer des Städte- und Gemeindetages Mecklen-
burg-Vorpommern e. V.
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EINZIGER PUNKT DER TAGESORDNUNG

Vors. Detlef Müller weist darauf hin, dass allen Abgeordneten die Ausschussdrucksachen 
vorlägen. Sie seien in einer Tischvorlage aufgeführt. Einige eingeladene Sachverständige 
hätten an der Anhörung nicht teilnehmen können. Professor Classen und Professor März 
von den Universitäten Greifswald und Rostock, sowie der Vertreter des Landkreistages 
hätten sich entschuldigt. Die schriftliche Stellungnahmen lägen aber vor. Alle Ausschuss-
drucksachen und das Protokoll der Sitzung würden auf der Homepage des Ausschusses 
veröffentlicht. Der Gesetzentwurf sei dem Ausschuss auf der 111.  Sitzung des Landtages 
am 27.  Januar 2017 federführend überwiesen worden. Der Ausschuss habe sich in seiner 
102.  Sitzung am 20.  Januar 2016 darauf verständigt, eine öffentliche Anhörung durchzu-
führen. Es handele sich um eine öffentliche Anhörung, Bild- und Tonaufnahmen dürften 
gemacht werden. Den Zuschauern sei es nicht gestattet, Beifall oder Missfallen zu äußern. 
Die Reihenfolge der Sachverständigen ergebe sich aus der Tischvorlage.

Christian Nestler (wissenschaftlicher Mitarbeiter am 
Lehrstuhl für vergleichende Regierungslehre des Insti-
tuts für Politik- und Verwaltungswissenschaften an der 
Universität Rostock) führt aus, dass er Mitglied der Ar-
beitsgruppe Politik und Wahlen sei. In diesem Zusam-
menhang habe man sich intensiv mit den beiden Ent-
würfen befasst. Verfassungsänderungen sollten nicht 
leichtfertig erfolgen. Sie müssten gut kommuniziert wer-
den, weil Verfassungen in der Bevölkerung als Rechts-
anker des politischen und gesellschaftlichen Systems 
wahrgenommen würden. Neben einer guten Begrün-
dung für eine Änderung müsse diese auch gut kommu-

niziert werden. Der Kern des Änderungsantrages sei, die Partizipation im Hinblick auf 
die Volksgesetzgebung und im Hinblick auf die Flexibilisierung des Wahltermins zu 
steigern. Seit den frühen 1980er Jahren werde von Parteien- bzw. Politikverdrossenheit 
gesprochen. Die Ideale aus den 1970er Jahren würden häufig als Maßstab angeführt. 
Dort habe es Wahlbeteiligungen von über 90 Prozent und Parteimitgliedschaften von 
teilweise über 1 Million Mitglieder gegeben. Es habe aber eine hochgradig politisier-
te Atmosphäre geherrscht. Der danach einsetzende Trend stelle eine Normalisierung 
dar. Im Hinblick auf sinkende Wahlbeteiligungen bestehe jedoch Handlungsbedarf. In 
Mecklenburg-Vorpommern habe es zwischen den Jahren 1994 und 2002 Wahlbetei-
ligungen von über 70 Prozent gegeben, wenn eine Parallelität zu Bundestagswahlen 
vorgelegen hätte. Die Verlängerung der Legislaturperiode von 59 auf 61 Monate führe 
dazu, dass im Jahr 2021 außerhalb der Sommerferien gewählt werden könne. Allerdings 
sei festzustellen, dass im Jahr 2016 der Wahltag auf den letzten Sonntag der Sommerfe-
rien falle. Die angestrebte Flexibilisierung sei wünschenswert. Allerdings sei auch eine 
Parallelschaltung mit den Bundestagswahlen denkbar. Das würde wahrscheinlich die 
Wahlbeteiligung positiv beeinflussen, aber auf Kosten des regionalen Parteienwettbe-
werbs gehen, da die Bundesthemen die Landesthemen überlagerten. Im Föderalismus 
müssten sich die Bundesländer ihre Eigenheiten bewahren. Der Bundestrend habe Ein-
fluss auf Landtagswahlen. Eine Parallelität beider Wahlen sei daher nicht wünschens-



Änderung der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern 49

wert. Die Verankerung des Ausschusses für Angelegenheiten der Europäischen Union 
in der Landesverfassung, der mit Initiativrechten und dem Recht plenarersetzende Be-
schlüsse zu fassen ausgestattet sei, sei nachvollziehbar, um auf entsprechende Fristen 
in Subsidiaritätsangelegenheiten reagieren zu können. Allerdings würden so Entschei-
dungen vom Plenum in den Ausschuss verlagert. Hier gehe Öffentlichkeit verloren. Das 
Redeparlament müsse im Nachhinein beteiligt werden. Die nachträgliche Aufhebungs-
möglichkeit des Plenums sei problematisch, da Folgekosten entstehen könnten. Die 
geplanten Änderungen im Volksgesetzgebungsrecht seien grundsätzlich nachvollzieh-
bar. Allerdings sei die Schranke von 100.000 Unterstützer unterschriften immer noch 
sehr hoch, gerade im Hinblick auf die kürzere Frist. Wenn man von ungefähr 1,35 Millio-
nen Wahlberechtigten ausgehe, seien 100.000 Unterstützer 7 Prozent der Bevölkerung. 
60.000 bis 70.000 erforderliche Unterschriften stellten dagegen eine 5 Prozent- Sperr-
klausel dar. Die Absenkung des Quorums auf 25 Prozent orientiere sich an anderen 
Bundesländern. Das sei nachvollziehbar. Seiner Auffassung nach sei dies aber die Un-
tergrenze. Direkte Demokratie habe in der Bundesrepublik keine sehr große Tradition. 
Sie ergänze nur den parlamentarischen Gesetzgeber. Zusammenfassend stellt er fest, 
dass die Regelungen zum Wahltermin zu begrüßen seien, eine Kopplung mit Bundes-
tagswahlen aber abgelehnt werde. Im Hinblick auf den Ausschuss für Angelegenheiten 
der Europäischen Union sei wichtig, dass das Redeparlament einbezogen werde. Ele-
mente direkter Demokratie seien eine Ergänzung der parlamentarischen Demokratie, 
könnten aber kein neuer, dazu parallel laufender Wegsein.

RefL’in Sabine Gentner (stellvertretende Landeswahllei-
terin) sagt, dass sie heute nicht für das Innenministerium 
spreche, sondern als stellvertretende Landeswahlleiterin 
an der Anhörung teilnehme. Im Hinblick auf Artikel 27 der 
Verfassung des Landes sei es aus Sicht der Landeswahllei-
tung uneingeschränkt positiv zu bewerten, wenn Wahlen 
nicht unmittelbar nach den Sommerferien stattfänden. Der 
diesjährige Wahltermin am 4. September sei aus organisa-
torischer Sicht außerordentlich schwierig. Es sei problema-
tisch, während der Sommerferien Wahlhelfer zu gewinnen. 
Sie müssten auch noch während der Sommerferien ge-
schult werden. Die Wahlräume, die häufig in Grundschulen 

eingerichtet würden, müssten vorbereitet werden, obwohl am vorhergehenden Samstag 
Einschulungsfeiern stattfänden. Aus diesen Gründen sollte der Wahltermin eher zum Herbst 
hin verlegt werden. Die Änderung des § 56 Absatz 3 Landes- und Kommunalwahlgesetz 
sei eine notwendige Folgeänderung. Die vorgeschlagene Änderung für die Absenkung 
des Unterschriftenquorums für erfolgreiche Volksbegehren auf 100.000 Unterschriften 
werde befürwortet. Dies entspreche einer Absenkung um etwa 1,5 Prozentpunkte. Dies 
seien etwa 7,5 Prozent der Abstimmungsberechtigten, die unterschreiben müssten, damit 
ein Volksbegehren Erfolg haben könne. Gleichermaßen werde die Absenkung des Zustim-
mungsquorums für Volksentscheide auf ein Viertel der Abstimmungsberechtigten begrüßt. 
Dabei handele es sich um eine unmittelbare Stärkung der direkten Demokratie. Allerdings 
wäre der Volksentscheid zur Gerichtsstrukturreform auch bei Zugrundelegung der neuen 
Regelungen erfolglos geblieben. Die geplante Absenkung sei lediglich moderat. Es kön-
ne darüber nachgedacht werden, auch das Zustimmungsquorum für Volksentscheide zu 
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verfassungsändernden Gesetzen zu ändern. Dies liege aktuell bei 50 Prozent. Der Abstand 
der beiden Quoren sei auffallend hoch. Die Einführung einer Frist für die Unterschriften-
sammlung sei aus organisatorischer Sicht sehr zu begrüßen. Dafür müsse aber Artikel 60 
Absatz 5 der Verfassung des Landes nicht ergänzt werden, es reiche eine Änderung des 
Volksabstimmungsgesetzes aus. Die Folgeänderungen im Volksabstimmungsgesetz hätten 
eine große praktische Relevanz. Die 5-Monatsfrist für die Unterschriftensammlung sei sinn-
vollerweise verbunden mit der Pflicht, den Beginn der Unterschriftensammlung anzuzei-
gen. Der sechste Monat Spielraum nach Ende der Unterschriftensammlung sei aus organisa-
torischen Gründen für die Initiatoren notwendig. Vorgeschlagen werde, diese Regelungen 
in anderer Form in das Volksabstimmungsgesetz einzufügen. Es sollte nicht ein gesonderter 
§ 12 a eingeführt werden, sondern ein weiterer Absatz in § 11. Dort sei der Grundsatz der 
freien Unterschriftensammlung geregelt. § 12 regele dagegen einen Sonderfall zu § 11. Die 
6-Monatsfrist für die Abgabe des Zulassungsantrages sollte in § 13 Satz 1 eingefügt wer-
den. Das Volksabstimmungsgesetz habe eine beträchtliche Außenwirkung für vorrangig 
rechtsunkundige Bürger. Daher sollte das Gesetz möglichst anwenderfreundlich gestaltet 
werden. Seit April 2015 liefen Unterschriftensammlungen für zwei Volksbegehren. Insofern 
bestehe Bedarf für eine Übergangsregelung im Hinblick auf die Anzeigeverpflichtung und 
auf den Zeitraum, in dem Unterschriften gesammelt werden dürften. Die Initiatoren hätten 
sich naturgemäß nicht an die neue 5-Monatsregelung halten können.

Dr. Rainer Litten (Staatssekretär a. D.) führt aus, dass er 
von 2003 bis 2006 Staatssekretär im Justizministerium 
Mecklenburg-Vorpommern und auch kurzzeitig im Sozial-
ministerium gewesen sei. Davor sei er sechs Jahre Staats-
sekretär im Justizministerium Niedersachsen gewesen. 
Ursprünglich sei er als Richter tätig gewesen. Der Grund 
für die Einsetzung eines Ausschusses für Angelegenheiten 
der Europäischen Union sei, dass die 8-Wochenfrist für die 
Erhebung einer Subsidiaritätsrüge im Rahmen des Subsi-
diaritätsfrühwarnsystems schwer einzuhalten sei, wenn 
auch die Landesparlamente gehört werden sollten. In 
Mecklenburg-Vorpommern gebe es dazu eine Praxis, die 

im Einzelnen aber nicht geregelt sei. Die Beteiligung des Plenums könne schwierig sein, 
beispielsweise während der Parlamentsferien. Die Einrichtung eines Ausschusses für An-
gelegenheiten der Europäischen Union entspreche den Gegebenheiten im Bundestag und 
Bundesrat. Vorgeschlagen werde, dass der Ausschuss auch selbstständig tätig werden kön-
ne. Dies betreffe das Recht, Beschlussempfehlung an das Plenum richten zu können. Dies 
könne er bereits, dieses Vorgehen sei aber umstritten. Eine entsprechende Regelung sei 
positiv zu bewerten, da so eine Plenarsitzung eingespart werden könne. Das Recht zu plen-
arersetzenden Beschlüssen sei jedoch umstritten. Ein solches Recht beschneide die Rechte 
der Abgeordneten, die dem betreffenden Ausschuss nicht angehörten. Erforderlich sei in 
jedem Fall, dass das entsprechende Recht beim Plenum bleibe, soweit es die Möglichkeit 
habe, tagen zu können. Dem sei aber in dem Gesetzentwurf Rechnung getragen worden. 
Das vorgeschlagene Aufhebungsrecht des Plenums werde kritisch gesehen. Ein etwaiger 
Aufhebungsbeschluss dürfte regelmäßig zu spät kommen, um die Stellungnahme des 
Landtages und des Landes noch zu beeinflussen. In Berlin gebe es eine Regelung, die dem 
entsprechenden Ausschuss das Recht zu plenarersetzenden Beschlüssen gebe, allerdings 
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nur dann, wenn kein Mitglied des Abgeordnetenhauses widerspreche. Falls der Ausschuss 
für Angelegenheiten der Europäischen Union das Recht zu plenarersetzenden Beschlüssen 
erhalte, so müssten entsprechende Beschlüsse jedenfalls in öffentlicher Sitzung beraten 
und verabschiedet werden. Er verstehe den Hintergrund für die Regelung so, dass die Frist 
für die Bestimmung der Neuwahlen an das Ende der Wahlperiode gerückt werden könne. 
Der Gesetzentwurf sehe aber auch vor, dass die Frist die Wahlperiode überschreiten dürfe. 
Dies sei problematisch, da die fünfjährige Wahlperiode bereits lang sei. Er halte eine ent-
sprechende Regelung aber auch nicht für notwendig. Neuwahlen könnten auch in der Zeit 
zwischen dem 58. und dem 60. Monat bestimmt werden, um einen Wahltermin außerhalb 
der Sommerferien zu gewährleisten. In seinen Augen sei die Herabsenkung der Quoren von 
120.000 auf 100.00 Unterschriften zu zaghaft. Die Herabsenkung des Zustimmungsquorums 
von einem Drittel auf ein Viertel sei angezeigt. Das Zustimmungsquorum von einem Drittel 
sei deutschlandweit das höchste Quorum, das es gebe. Ursprünglich habe er die Auffassung 
vertreten, ein Zustimmungsquorum für entbehrlich zu halten. Diese Auffassung vertrete er 
im Hinblick auf Volksentscheide, die in der Vergangenheit stattgefunden hätten, nicht mehr. 
Es bestehe die Gefahr, dass eine sehr aktive Minderheit eine thematisch desinteressierte 
Öffentlichkeit überstimme. Ein entsprechend verabschiedetes Gesetz könne nur durch das 
Parlament wieder aufgehoben werden. Dieses Vorgehen sei problematisch, da es den Ge-
danken der Volksgesetzgebung konterkariere. Es könne der Vorwurf laut werden, dass das 
Parlament am Willen des Volkes vorbeiregiere. Die Fristsetzung für die Unterschriftensamm-
lung halte er für sinnvoll.

RefL’in Yvonne Bach (Verwaltung des Landtages Nord-
rhein-Westfalen) führt aus, dass sie lediglich zu den ge-
planten Änderungen hinsichtlich der europäischen An-
gelegenheiten Stellung nehmen könne. Eine Bewertung 
könne sie in ihrer Eigenschaft als Vertreterin der Landtags-
verwaltung nicht abgeben. In Nordrhein- Westfalen gebe 
es seit dem Jahre 2010 einen eigenständigen Europaaus-
schuss. Vorher seien entsprechende Aufgaben durch den 
Hauptausschuss wahrgenommen worden. Der Europaaus-
schuss sei auch für entwicklungspolitische Fragen zustän-
dig und bestehe aus 22 Mitgliedern. Sowohl die Landtags-
verwaltung, als auch die Landesregierung stellten für den 

Europaausschuss Informationen zur Verfügung. Seit Februar 2012 unterhalte der Landtag 
ein eigenes Verbindungsbüro in der Landesvertretung in Brüssel, um den Kontakt zu den 
Institutionen der Europäischen Union und anderen politischen Akteuren zu halten. Zentrale 
Aufgabe des Verbindungsbüros sei es, die für den Landtag relevanten Vorgänge auf EU-Ebe-
ne zu beobachten und die Abgeordneten des Landtages über entsprechende Entwick-
lungen unter Hinweis auf eventuelle Fristen zu informieren. Daneben werde der Landtag 
im Hinblick auf seine Mitsprache in Subsidiaritätsverfahren unterstützt. Zu diesem Zweck 
bekämen die Abgeordneten des Europaausschusses regelmäßig den Bericht aus Brüssel, 
den die Landesregierung fertige. Die Landtagsverwaltung erstelle daneben einen eigenen 
wöchentlichen Newsletter, in dem über ausgewählte Frühwarndokumente berichtet werde. 
Der Europaausschuss habe sich Schwerpunktthemen gesetzt. Die Landesverfassung ent-
halte keine Bestimmungen diesbezüglich. Regelungen fänden sich nur in der Geschäftsord-
nung. Daneben gebe es seit Ende 2012 eine Parlamentsinformationsvereinbarung zwischen 
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Landesregierung und Landtag. Die Geschäftsordnung sehe vor, dass federführender Aus-
schuss für Angelegenheiten der Europäischen Union im Rahmen des Frühwarnsystems der 
Europaausschuss sei. Die Frühwarndokumente gelten als an diesen Ausschuss überwiesen. 
Der Ausschuss habe das Recht zu Beschlussempfehlungen an das Plenum. Die Frühwarndo-
kumente würden unmittelbar an die Mitglieder des Europaausschusses versandt. Die Land-
tagsverwaltung berichte sodann über das Intranet über das Frühwarndokument und die 
entsprechenden Fristen. Der Europaausschuss könne plenarersetzende Beschlüsse fassen, 
falls eine rechtzeitige Befassung des Plenums nicht mehr möglich sei. Die Beschlüsse seien 
dem Plenum im Rahmen einer Unterrichtung zur Kenntnis zu bringen. Der Landtag könne 
die Beschlüsse nachträglich aufheben, was aber in der Regel zu spät komme. Bislang sei 
noch keine Subsidiaritätsrüge erhoben worden. Es habe nur einmal eine Direktzuleitung 
(europäische Bankenaufsicht, 2012) an die Europäische Kommission gegeben. Dieses In-
strument sei nicht fristgebunden und könne öfter genutzt werden. In dem Zeitraum von 
Januar bis August 2013 seien beim Landtag 69 Frühwarndokumente eingegangen. Nur in 
einem einzigen Fall wäre das Plenum nicht erreichbar gewesen. In der Parlamentsinforma-
tionsvereinbarung zwischen Landesregierung und Landtag sei festgelegt, dass dem Land-
tag die Bundesratsdokumente zu EU-Vorhaben unverzüglich übersandt würden, um dem 
Landtag Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben, bevor der Bundesrat darüber berate. Bei 
Vorhaben mit erheblicher Bedeutung für das Land werde auch von der Landesregierung 
ein Berichtsbogen mit einer Bewertung an den Landtag übersandt. Die Erfahrungen mit 
dem Europaausschuss seien eher verhalten. Möglicherweise liege dies daran, dass er ein 
Querschnittsausschuss sei, der sich mit den verschiedensten Fachthemen befasse. Dies er-
schwere den Umgang mit den einzelnen Themen. Es mangele aber auch an eigenständigen 
Themen des Europaausschusses. Der Europaausschuss reise regelmäßig nach Brüssel, um 
den regelmäßigen Kontakt mit den politischen Akteuren vor Ort zu pflegen. Die Durchfüh-
rung von Unterrichtungsfahrten nach Brüssel sei aber auch eine finanzielle Frage.

Dr. Michael Efler (Bundesvorstandssprecher Mehr Demo-
kratie e. V.) sagt, dass die geplanten gesetzlichen Ände-
rungen im Bereich der unmittelbaren Demokratie nicht 
weitreichend genug seien. Im Grundgesetz sei festge-
legt, dass die Staatsgewalt vom Volke ausgehe und durch 
Wahlen und Abstimmungen ausgeübt werde. Entspre-
chende Regelungen gebe es in allen Landesverfassungen. 
Eine wirkliche Demokratie, in der die Bürger tatsächlich 
wesentliche Entscheidungen treffen und Kontrolle ausü-
ben könnten, funktioniere nur, wenn sie auf zwei Säulen 
beruhe. Die erste Säule sei das Wahlrecht. Die zweite Säu-
le sei das Abstimmungsrecht. Dies heiße nicht, dass es 

zwischen den beiden Säulen zu einem großen quantitativen Ungleichgewicht kommen 
müsse. Die wesentlichen Entscheidungen müssten in den Parlamenten getroffen werden. 
Unmittelbare Demokratie sei nur die Ausnahme. Volksabstimmungen führten auch zu po-
litischer Bildung in der Bevölkerung. Die Regelungen zur direkten Demokratie stünden 
seit 1994 in der Landesverfassung. Diese Regelungen funktionierten nicht. Bisher habe 
es erst einen erfolgreichen Volksentschied gegeben, der am Zustimmungsquorum ge-
scheitert sei. Es habe aber eine Reihe von Volksinitiativen gegeben, die auch vom Landtag 
angenommen worden seien. Der Maßstab für eine Verfassungs- bzw. Gesetzesänderung 
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sei, dass sich an der Situation etwas ändere. Mit dem vorliegenden Entwurf werde die-
ses Ziel nicht erreicht. Die Senkung des Unterschriftenquorums von 120.000 auf 100.000 
Unterschriften sei zu verzagt und im Grunde nur eine Angleichung an den Bevölkerungs-
rückgang. Effektiv sei dies keine Erleichterung. Hohe Quoren hätten eine abschreckende 
Wirkung. Unverständlich sei, warum an einer absoluten Zahl festgehalten werde. Im Hin-
blick auf Bevölkerungsschwankungen sei dies problematisch. Vorzugswürdig sei eine 
Prozentzahl. Anzustreben sei ein Quorum von 5 Prozent. Die 5-Monatsfrist sei für ein Flä-
chenland zu kurz. Vorzugswürdig sei eine Frist von 9 bis 12 Monaten, mindestens aber 6 
Monaten. Eine 6-Monatsfrist sei bundesweit der Standard. Notwendig sei jedenfalls eine 
Übergangsregelung. Es gebe kein Bundesland mehr, das ein Zustimmungsquorum von 
einem Drittel habe. Die vorgesehene Senkung von einem Drittel auf ein Viertel sei daher 
nicht sehr ambitioniert. Er lehne grundsätzlich jedes Zustimmungsquorum ab. Quoren 
stellten eine Ungleichbehandlung gegenüber anderen demokratischen Entscheidungs-
möglichkeiten dar. Die Gültigkeit einer Wahl hänge nicht von der Wahlbeteiligung ab. 
Nur wenn es keine Quoren gebe, bestünde ein maximaler Anreiz für die Befürworter und 
Gegner einer Volksabstimmung, die Bürger zu mobilisieren. Hohe Quoren führten oftmals 
zur Enthaltung der Nein-Seite. In den Ländern, wo es keine Quoren gebe, wie zum Bei-
spiel in Hessen, Sachsen und Bayern, seien die Beteiligungen sehr hoch. Im Hinblick auf 
Verfassungsänderungen könne ein Quorum von zwei Dritteln der abgegeben Stimmen 
erhalten bleiben. Die Quoren sollten weiter gesenkt werden. Anzuraten sei, dass Wahlen 
und Abstimmungen zusammengelegt würden. Dies führe zu einer höheren Beteiligung 
und zu mehr Legitimation. Möglich sei auch, einen Korridor festzulegen. Aktive Minder-
heiten könne es nur geben, wenn es schweigende Mehrheiten gebe. Dies sei nur der Fall, 
wenn die schweigende Mehrheit keinen Anreiz habe, an einer Volksabstimmung teilzu-
nehmen. In dem Gesetzentwurf würden nicht alle Verfahrensbestandteile berücksichtigt, 
wie beispielsweise die Frage, worüber entschieden werden könne. Es gebe in der Lan-
desverfassung einen Themenausschlusskatalog. Ausgeschlossen sei Volksgesetzgebung, 
die den Landeshaushalt zum Thema habe. Er empfehle, die entsprechende Formulierung 
in „Landeshaushaltsgesetz“ zu ändern. Dies bedeute, dass der Landtag der Haushaltsge-
setzgeber bleibe, dass aber die Bürger haushaltsverändernde Volksentscheide anstrengen 
könnten. Im Ausführungsgesetz sollten auch die Vorschriften beispielsweise zu den Infor-
mationsregelungen und Spendentransparenzregelungen reformiert werden. Es sei nicht 
notwendig, das Abstimmungsgesetz jetzt schon zu beschließen. Zunächst könne nur die 
Verfassungsänderung beschlossen werden.

Nicolai Pahne (Mitglied des Landesvorstandes Mehr De-
mokratie e. V. Mecklenburg-Vorpommern) führt aus, dass 
parlamentarische Abstimmungen und Volksgesetzgebung 
gleichberechtigte Formen von Gesetzgebung seien. Das 
gleiche gelte für Abstimmungen und Wahlen. Die geplante 
Absenkung des Zulassungsquorums sei nur eine Anpassung 
an die demografische Entwicklung und daher nicht weitge-
hend genug. Er schlage in Anlehnung an die 5-Prozenthürde 
bei Wahlen ein Quorum von 5 Prozent vor. Eine Sammlungs-
frist sei grundsätzlich sinnvoll. Allerdings sei die beabsichti-
gte Frist im Hinblick auf die begrenzten Ressourcen von 
Initiatoren von Volksentscheiden zu kurz. Er empfehle eine 
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Frist von 9 bis 12 Monaten. 6 Monate wären jedenfalls ein absolutes Minimum. Die geplante 
Reform gehe im Hinblick auf das Zustimmungsquorum nicht weit genug. Sobald es ein Zu-
stimmungsquorum gebe, entscheide letztlich nicht eine Mehrheit, sondern die, die sich gar 
nicht an der Abstimmung beteiligten. Dies verkehre das Mehrheitsprinzip. Die Abstimmung 
über die Gerichtsstrukturreform sei von denen entschieden worden, die sich nicht an der Ab-
stimmung beteiligt hätten. Diese Tatsache fördere die Politikverdrossenheit. Beispielhaft sagt 
er, dass die große Koalition in Mecklenburg-Vorpommern 29 Prozent der Stimmen der Wahl-
berechtigten auf sich vereinige. In Thüringen hätten die Grünen 2,9 Prozent der Stimmen der 
Wahlberechtigten bekommen. Es sei zu beobachten, dass es eine grundsätzliche Angst vor 
den Stimmbürgern gebe. Dies sei ansatzweise nachvollziehbar. Aber es gebe die Hürden des 
Unterschriftenquorums, das Mehrheitsprinzip und die Bindung an das Grundgesetz sowie an 
die Landesverfassung. Diese Hürden verhinderten ein Zustandekommen von befürchteten 
populistischen und gruppenegoistischen Entscheidungen. Eine völlige Abschaffung des Zu-
stimmungsquorums sei nicht realistisch. Daher stelle ein Beteiligungsquorum von beispiels-
weise 25 Prozent einen Kompromiss dar. Dieses gebe es beispielsweise in Rheinland-Pfalz. 
Der Gesetzentwurf betreffe leider nicht die verfassungsändernden Volksabstimmungen. Ein 
50-Prozentquorum sei völlig utopisch. Selbst bei der Landtagswahl habe es nur eine Wahlbe-
teiligung von 51,5 Prozent gegeben. Es sei nicht logisch, dass die Ausgestaltung der direktde-
mokratischen Verfahren nicht auf direktdemokratischem Wege möglich sei. Die Verfassung 
selbst sei ohne Zustimmungsquorum verabschiedet worden. Damals hätten 38 Prozent der 
damals Stimmberechtigten zugestimmt. Wünschenswert sei schließlich auch, dass Volksent-
scheide mit Wahlen zusammengelegt werden könnten, solange es die entsprechenden Fri-
sten erlaubten. Dies sei beispielsweise in Hamburg und Bremen der Fall. Dies habe nicht nur 
Auswirkungen auf die Abstimmungsbeteiligung, sondern auch auf die Wahlbeteiligung. Ins-
gesamt gehe der Gesetzentwurf nicht weit genug.

Ref Michael Glaser (Städte- und Gemeindetag Mecklen-
burg-Vorpommern e. V.) sagt, dass die beabsichtigten Än-
derungen im Hinblick auf die Befassung des Landtages 
mit europäischen Angelegenheiten keinen direkten kom-
munalen Bezug hätten. Mehr Flexibilität in diesen Fragen 
und größere Reaktionsmöglichkeiten seien jedoch zu be-
grüßen. Hinsichtlich der Festlegung des Wahltermins habe 
die Landeswahlleiterin schon alles Wesentliche ausgeführt. 
Ein Wahltermin außerhalb der Sommerferien sei unter an-
derem auch deswegen wünschenswert, weil so einfacher 
ehrenamtliche Helfer gewonnen und geschult werden 
könnten. Er begrüße ferner, dass sich der Landtag wie-

der mit den wichtigsten Teilhabemöglichkeiten der Bürger befasse. Die Durchführung der 
Volks entscheide liege bei den Städten, Gemeinden und Ämtern. Die Frage der Herabset-
zung der Quoren sei auch schon im September 2012 Thema gewesen. Damals habe sich der 
Städte- und Gemeindetag gegen die Herabsetzung des Quorums für Volksbegehren aus-
gesprochen. Er habe sich allerdings seinerzeit für die Absenkung der Quoren für Volksent-
scheide ausgesprochen. Der Städte- und Gemeindetag begrüße nunmehr die Absenkung 
der Quoren. Zudem sei die Einführung eines 25-Prozentquorums längst überfällig. Im ver-
gangenen Jahr habe man erste Erfahrungen mit dem Volksabstimmungsgesetz gemacht. 
Es habe sich herausgestellt, dass das Gesetz nicht anwenderfreundlich sei. Er empfehle, das 
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Volksabstimmungsgesetz in Gänze zu überarbeiten. Es könne eine Regelung eingeführt 
werden, wonach die Initiatoren eines Volksbegehrens dazu verpflichtet würden, in den Ab-
stimmungslokalen mitzuwirken. Der Städte- und Gemeindetag stimme der Veränderung im 
Hinblick auf die freie Unterschriftensammlung und im Hinblick auf die Fristenregelung zu, 
da so Rechtsklarheit geschaffen werde.

Abg. Thomas Krüger bittet die stellvertretende Landeswahlleiterin nach einer Einschät-
zung zu einer prozentualen Lösung, anstelle eines Quorums von 100.000 Unterschriften.

RefL’in Sabine Gentner sagt, dass eine Prozentzahl flexibler und gut handhabbar sei. Sie 
habe den Vorteil, dass sie sich an Bevölkerungsschwankungen anpasse. Daneben müsste 
dann aber auch die Berechnungsgrundlage geregelt werden. Die Prozentzahl müsste sich 
auf die Wahlberechtigten der letzten Landtagswahl beziehen.

Abg. Jürgen Suhr fragt die Vertreter von Mehr Demokratie e. V. im Hinblick auf die Einfüh-
rung einer prozentualen Regelung nach einem Stichtag, auf den Bezug genommen werden 
müsse. Im Hinblick auf die angesprochene Übergangsregelung fragt er Frau Gentner nach 
den Konsequenzen, wenn auf eine Übergangsregelung verzichtet werde. Im Hinblick auf 
die Subsidiaritätsverfahren sagt er, dass es vermutlich nur wenige Fälle geben werde, in 
denen plenarersetzende Beschlüsse relevant würden. Er fragt nach den Implikationen der 
fehlenden Öffentlichkeit und danach, wie eine entsprechende Regelung in Bezug auf die 
Öffentlichkeit aussehen könne.

Dr. Michael Efler weist darauf hin, dass andere Bundesländer prozentuale Hürden hätten. 
Bei Volksbegehren sei der Maßstab die Zahl der Wahlberechtigten bei der letzten Bundes-
tags- bzw. Landtagswahl. In Berlin sei der Tag der Unterschrift der Stichtag. Wenn man am 
Tag der Wahl bzw. Abstimmung abstimmungsberechtigt sei, dann sei die Unterschrift gül-
tig. Dies könne über die Melderegister problemlos festgestellt werden.

RefL’in Sabine Gentner sagt, dass das Fehlen von Übergangsregelungen problematisch sei. 
Es entstünde die Situation, dass die neuen Regelungen auch auf bereits laufende Volksent-
scheide anzuwenden seien. Rechtlich könne dies möglicherweise über Vertrauensschutzge-
sichtspunkte geregelt werden. Übergangsregelungen dahingehend, dass bereits laufende 
Volksentscheide nach den alten Regelungen behandelt würden, würden viele Folgepro-
bleme ersparen.

Dr. Rainer Litten führt aus, dass die geplante Regelung im Hinblick auf die Behandlung 
von Subsidiaritätsverfahren unter Öffentlichkeitsgesichtspunkten nicht ausreiche. Die Ge-
schäftsordnung sollte dahingehend geändert werden, dass entsprechende Ausschussbe-
ratungen öffentlich seien. Er gehe davon aus, dass eine Regelung in der Geschäftsordnung 
ausreiche. Eine entsprechende Regelung in der Verfassung sei nicht notwendig.

Vors. Detlef Müller weist darauf hin, dass in der Verfassung der Grundsatz der Nichtöffent-
lichkeit von Ausschusssitzungen verankert sei.

Dr. Rainer Litten entgegnet, dass auch Grundsatz sei, dass die Ausschüsse keine plenar-
ersetzenden Beschlüsse fassten. Wenn jedoch eine entsprechende Regelung eingeführt 
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werde, werde die Fremdheit der Regelung dadurch gemildert, dass gleichzeitig die Öffent-
lichkeit eingeführt werde.

Abg. Barbara Borchardt fragt Herrn Nestler, ob die Absenkung des Quorums auf 25 
Prozent eine Untergrenze darstelle. An Frau Gentner richtet sie die Frage, ob die Lan-
deswahlleiterin bei der Bestimmung des Wahltermins durch die Landesregierung ein-
bezogen werde. An Herrn Litten gerichtet sagt sie im Hinblick auf die Absenkung der 
Quoren, dass Volksabstimmungen immer interessenbezogen seien. Dies bedeute doch, 
dass beide Seiten Werbung für ihr Anliegen machen müssten. Sie fragt, wie er zu seiner 
geänderten Auffassung im Hinblick auf die Absenkung des Zustimmungsquorums ge-
kommen sei. An Frau Bach gerichtet sagt sie, dass es eine Untersuchung über die Rele-
vanz von Europafragen in Landtagen gebe. Sie fragt, warum so wenig Subsidiaritätsver-
fahren in den Landtagen durchgeführt würden und ob dies an einer Überforderung der 
Landtagsverwaltungen liege. Sie weist darauf hin, dass es Überlegungen gegeben habe, 
einen Vertrag zwischen Landtag und Landesregierung in Bezug auf die Behandlung von 
Subsidiaritätsangelegenheiten gegeben habe. Dies sei aber nicht weitergeführt wor-
den. An Herrn Glaser gerichtet fragt sie, ob es Erhebungen darüber gebe, inwieweit sich 
Initiatoren von Volksbegehren an der Organisation der Abstimmungen beteiligt hätten. 
Sie wisse, dass es im Hinblick auf die Gerichtsstrukturreform viele Richter gegeben habe, 
die in den Abstimmungsbüros gesessen hätten. Sie sagt, dass die Reform des Volksab-
stimmungsgesetzes zu kurz greife.

Christian Nestler sagt, dass Wahlen und Abstimmungen nach dem Grundgesetz zwei 
gleichberechtigte Säulen der demokratischen Teilhabe darstellten. Seit 1949 hätten sich 
diese Mechanismen aber weiter entwickelt. Abstimmungen müssten immer eine Mehrheit 
der Betroffenen erreichen. Wenn die Betroffenheit für ein Thema nicht groß genug sei, dann 
sei die Mehrheit, die sich nicht beteilige, nicht diejenige, die eine Entscheidung treffe. Ein 
Quorum von 25 Prozent sei daher begrüßenswert, um sicherzustellen, dass wenigstens eine 
minimale Betroffenheit gewährleistet sei.

RefL’in Sabine Gentner sagt, dass die Auffassung der Landeswahlleiterin zum Wahltermin 
im Landeskabinett bekannt gemacht werde.

Dr. Rainer Litten sagt, dass er seine damalige Auffassung, dass es eines Zustimmungs-
quorums überhaupt nicht bedürfe, in Anlehnung an Mahrenholz vertreten habe. Dieser 
habe den Satz geprägt, dass die Verfassung den Wunsch, lieber auf dem Sofa liegen blei-
ben zu wollen, nicht prämiieren. Dahinter stehe die Annahme, dass der Bürger sich betei-
ligen müsse, wenn er seine Interessen wahrgenommen sehen wolle. Er teile diese Auffas-
sung nicht mehr. Es müsse im Hinblick auf Abstimmungen ein Recht geben, sich mangels 
Interesse nicht daran zu beteiligen, dennoch aber nicht mit einem Gesetz überrascht zu 
werden. Er weist darauf hin, dass die Initiatoren der Abstimmung über die Gerichtsstruk-
turreform vergeblich eine Verhinderungsmehrheit gesucht hätten. Die Annahme sei nicht 
ganz abwegig, dass die Mehrheit der Bevölkerung sich gesagt habe, dass die Frage der 
Anzahl der Gerichte in Mecklenburg-Vorpommern sie nicht interessiere. Diesen Bürgern 
könne nicht vermittelt werden, dass sie sich an der Abstimmung hätten beteiligen müs-
sen, um das Gesetz zu verhindern. Diese Auffassung teile er nicht. Daher bedürfe es eines 
Zustimmungsquorums.
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RefL’in Yvonne Bach sagt, dass die geringe Zahl an durchgeführten Subsidiaritätsverfahren 
nicht an der fehlenden Relevanz von Europafragen liege. Es könne auch nicht daran liegen, 
dass die Abgeordneten zu wenig informiert seien. Die Landtagsverwaltung und die Landes-
regierung stellten eine Fülle von Informationen zur Verfügung. Ein Fristenproblem gebe es 
ebenfalls nicht. Möglicherweise liege es daran, dass die rot-grüne Landesregierung traditi-
onell europafreundlich sei. Daher sei die Neigung, Subsidiaritätsrügen zu erheben, gering. 
Dokumente der Europäischen Union seien außerdem in der Anwendung hinsichtlich der 
Länge und der Begrifflichkeiten sperrig. Sie stelle fest, dass Frühwarndokumente nur selten 
auf die Tagesordnung gesetzt würden.

Vors. Detlef Müller ergänzt, dass die Beobachtungen in ähnlicher Form auch auf den Land-
tag Mecklenburg-Vorpommern zutreffen könnten.

Ref Klaus-Michael Glaser erklärt, dass er keine Übersichten bzgl. der Mitarbeit der Initi-
atoren von Volksbegehren in Abstimmungslokalen habe. Er habe persönlich kein großes 
Engagement diesbezüglich feststellen können. Dies entspreche auch der Einschätzung der 
Arbeitsgemeinschaft der Hauptamtsleiter. Er ergänzt, dass die Städte und Gemeinden sich 
gerne bei der Frage der Festlegung des Wahltermins einbringen würden.

Abg. Barbara Borchardt fragt Herrn Efler nach seiner Einschätzung hinsichtlich der Kopp-
lung von Wahl- und Abstimmungsterminen im Hinblick auf möglicherweise vom Landtag 
verabschiedete Gesetze, die angegriffen würden.

Dr. Michael Efler sagt, dass es verschiedene Möglichkeiten gebe. Er lehne ab, dass jeder 
Volksentscheid mit der nächsten Wahl gekoppelt werde. Dies könne dazu führen, dass es 
lange dauern könne, weil Dinge in der Praxis beschlossen werden könnten, die Teile des 
Volksentscheides vorweg nähmen bzw. die Umsetzung verhinderten. Eine weitere Mög-
lichkeit sei, dass die Vertrauenspersonen der Initiative über eine Kopplung entscheiden 
könnten. So werde es beispielsweise in Hamburg gehandhabt. Er empfehle jedoch, dass 
Volksentscheide und Wahlen innerhalb eines bestimmten Terminkorridors gekoppelt wür-
den. Wenn sechs oder acht Monate nach dem Zustandekommen eines Volksentscheides 
eine Wahl stattfinde, sollte automatisch gekoppelt werden. Aus organisatorischen Gründen 
müsse gewährleistet werden, dass es ggf. eine Fristverlängerung gebe.

Abg. Udo Pastörs sagt, dass es zu begrüßen sei, den Zugang der Bürger zu mehr Partizipa-
tion zu vergrößern. Herr Pahne habe im Hinblick auf eine größere Beteiligungsmöglichkeit 
die Problematik von populistischen Strömungen angesprochen. Er fragt, wie das gemeint 
sei und ob es möglicherweise unterschiedliche Standards für Initiatoren eines Volksent-
scheides geben solle sowie ob es diesbezüglich eine Gesinnungsprüfung geben solle. Er 
fragt weiter, wer entscheiden solle, ob eine populistische Strömung vorliege.

Nicolai Pahne sagt, dass das Gesetz hierauf nicht eingehe. Es gehe um den politischen 
Diskurs. Der Widerstand gegen eine völlige Abschaffung des Zustimmungsquorums wer-
de damit begründet, dass populistische oder gruppenegoistische Entscheidungen fallen 
könnten, die ggf. von einer Minderheit herrührten. Es gehe dabei um den politischen Dis-
kurs. Es gebe genügend andere Hürden, wie beispielsweise das Unterschriftenquorum beim 
Volksbegehren und die Bindung an die Landesverfassung und an das Grundgesetz.
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Dr. Michael Efler ergänzt, dass es nicht um unterschiedliche Standards gehe. Es gehe viel-
mehr darum, dass direkte Demokratie nicht in einem rechtstaatsfreien Raum stattfinde. Es 
gebe die Bindung an die Grundrechte und die Möglichkeit der Prüfung durch das Verfas-
sungsgericht. Es gebe keine Souveränitätsillusion. Es sei klar, dass über bestimmte Themen 
nicht abgestimmt werden könne, beispielsweise nicht über europa- oder völkerrechtswid-
rige Themen. Direkte Demokratie sei ähnlich wie die parlamentarische Demokratie an die 
Rechtsordnung gebunden. Dies sei auch grundsätzlich richtig. Dies habe aber nichts mit 
unterschiedlichen Standards oder einer Gesinnungsprüfung zu tun.

Abg. Udo Pastörs weist darauf hin, dass dies doch bereits geltendes Recht sei. Er denke 
darüber nach, ob dann die Diskussion nicht überflüssig sei.

Abg. Jürgen Suhr sagt, dass der Gesetzentwurf ein Kompromiss aller demokratischen 
Fraktionen sei. Verfassungsänderungen bedürften bestimmter Mehrheiten. Herr Efler 
fordere in seiner Stellungnahme hinsichtlich des Volksabstimmungsgesetzes be-
stimmte Dinge, die auch seinerzeit schon die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in den 
Landtag eingebracht hätte und keine Mehrheiten dafür gefunden habe. Es sei unter 
anderem um die Frage gegangen, wie Bürger im Falle von Volksabstimmungen darüber 
informiert würden. Er fragt Herrn Efler, inwieweit eine umfassende Informationspolitik 
dazu beitrage, ein wachsendes politisches Bewusstsein und eine intensivere Befassung 
mit einer Sachfrage zu schaffen. Dies sei ein Schritt hin zu mehr Mündigkeit. Im Hinblick 
auf Herrn Nestler sagt er, dass dieser ausgeführt habe, dass sich politische Partizipation 
nur bedingt steigern lasse. Er sage, dass es weiterhin Aufgabe politischer Akteure sei, 
politische Beteiligung zu fördern. Er sagt, dass beide Forderungen doch in die gleiche 
Richtung gingen.

Dr. Michael Efler sagt, dass die Frage der Informationen vor Volksabstimmungen sehr 
wichtig sei. Information trage zur Qualität einer Entscheidung bei. Er schlage vor, ein 
Informationsheft an alle Stimmberechtigten vor einem Volksentscheid zu verschicken. 
Dies gebe es in ungefähr der Hälfte der Bundesländer. Dies sei sehr hilfreich und führe 
zu einer Versachlichung der Diskussion. Es könne der Gesetzentwurf abgedruckt wer-
den sowie die Kontaktdaten der Initiatoren und des Parlamentes. Beide Seiten hätten 
die Möglichkeit in dem Heft eine Stellungnahme abzugeben. Dies werde in der Schweiz 
bereits sehr lange in dieser Form praktiziert. Statistisch sei dies die zweithäufigste In-
formationsquelle der Stimmbürger. Für Deutschland gebe es seines Wissens diesbezüg-
lich keine Statistiken. Darüber hinaus sollten Informationen über das Internet und die 
öffentlich-rechtlichen Medien bereitgestellt werden. Letzteres erfolge auch im Vorfeld 
von Wahlen über Werbespots der Parteien. Es müssten dann aber beide Positionen prä-
sentiert werden könne. Dies sei aber eine Frage der Rundfunkstaatsverträge.

Christian Nestler sagt, dass direkte Demokratie immer mit Betroffenheit zu tun habe. 
Deutschland sei eine Parteiendemokratie. Daher sollte die Steigerung der Partizipation über 
die Parteien unabhängig von Betroffenheit laufen.

Vors. Detlef Müller sagt, dass der Gesetzentwurf die Formulierung „Ausschuss für Angele-
genheiten der Europäischen Union“ enthalte. Aktuell gebe es aber den Europa- und Rechts-
ausschuss. Er fragt, ob es ausreiche, wenn in der Geschäftsordnung festgelegt werde, dass 
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der Europa- und Rechtsausschuss der Ausschuss für Angelegenheiten der Europäischen 
Union sei oder ob es diesbezüglich einer Regelung in der Verfassungbedürfe.

Dr. Rainer Litten sagt, dass es dem Parlament unbenommen sei, wie ein Ausschuss be-
nannt werde.

Abg. Jürgen Suhr sagt, dass der Landtag zu Beginn einer Legislaturperiode darüber be-
schließe, welche Ausschüsse es geben solle und wie diese heißen sollten. Welche Ausschüs-
se es in welcher Konstellation zukünftig geben werde, sei heute noch nicht absehbar. Wenn 
entsprechende Festlegungen in der Verfassung getroffen würden, dann sei bei jeder Um-
benennung eines Ausschusses eine Verfassungsänderung notwendig, es sei denn, dass in 
der Verfassung festgeschrieben werde, dass es immer einen Europa- und Rechtsausschuss 
geben müsse. Daher sei er der Auffassung, dass eine derartige Regelung in der Verfassung 
zu weitreichend sei.

Vors. Detlef Müller sagt, dass er davon ausgehe, dass eine entsprechende Formulierung in 
der Geschäftsordnung ausreiche.

RefL’in Sabine Gentner weist darauf hin, dass in § 37 des Landes- und Kommunalwahl-
gesetzes für Wahlprüfungssachen der Wahlprüfungsausschuss des Landtages benannt sei. 
Dies sei das gleiche Prinzip, dass nämlich der Europa- und Rechtsausschuss diese Aufgaben 
wahrnehme, wenn er denn zu Beginn der Legislaturperiode die Aufgaben des Rechtsaus-
schusses zugewiesen bekommen habe.

Vors. Detlef Müller sagt, dass dies auch in der Geschäftsordnung klargestellt worden sei.

Abg. Barbara Borchardt sagt, dass dies noch einmal geprüft werden sollte. Es stehe nicht 
fest, dass immer der Europa- und Rechtsausschuss miteinander gekoppelt sein müssten. Es 
könnten auch andere Ausschüsse miteinander gekoppelt werden, beispielsweise Recht und 
Inneres. Im Hinblick auf die europäischen Angelegenheiten müsste aber die vorgeschla-
gene Formulierung ausreichen. Der Petitionsausschuss sei auch in der Landesverfassung 
festgelegt. Mit welchem weiteren Fachgebiet ein Ausschuss für Europäische Angelegen-
heiten gekoppelt werde, sei eine Entscheidung des Parlaments.

Vors. Detlef Müller bedankt sich bei den Sachverständigen für ihre Teilnahme an der An-
hörung und für die schriftlichen Stellungnahmen. Es sei voraussichtlich die letzte Anhörung 
des Europa- und Rechtsausschusses in dieser Legislaturperiode. Das Thema sei sehr bedeut-
sam.

Der Ausschuss beschließt einvernehmlich, die angefallenen Reisekosten der Sachverstän-
digen auf Antrag zu erstatten.

Ende: 15:02 Uhr

Detlef Müller 
Vorsitzender
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Stellungnahme von Herrn Prof. Dr. Claus Dieter Classen, Lehrstuhl für Öffentliches Recht, 
Europa- und Völkerrecht, Rechts- und Staatswissenschaftliche Fakultät der Ernst-Moritz- 
Arndt Universität Greifswald 

Anhörung zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Verfassung des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern und weiterer Rechtsvorschriften sowie zum Entwurf zur 
Änderung der Geschäftsordnung des Landtages Mecklenburg-Vorpommern der 6. 
Wahlperiode   

Sehr geehrter Herr Müller,

für die freundliche Einladung zur angesprochenen Anhörung bedanke ich mich herzlich. Leider 
kann ich den vorgesehenen Termin nicht wahrnehmen. Am Vormittag des betreffenden Tages bin 
ich zu einer mündlichen Staatsprüfung eingeteilt, am Nachmittag habe ich eine Sitzung einer Se-
natskommission an der Universität Greifswald mit auswertigen Gästen zu leiten. Diese, zwingend 
von mir persönlich wahrzunehmenden Termine zu verschieben wäre nur einem ganz außerge-
wöhnlichen Aufwand möglich, weswegen ich davon absehe.  Hierfür bitte ich um Verständnis. 

Gerne nehme ich aber die Gelegenheit wahr, schriftlich zu den beiden Vorhaben Stellung zu 
nehmen. 

I. Zum Gesetzesentwurf (Drucksache 6/5076)
1. zu Art. 1 (Landesverfassung) 
a) zu Nr. 2 (Wahltermine): Das Anliegen erscheint mir vernünftig und auch technisch korrekt 
umgesetzt. Von daher empfehle ich dem Landtag die Annahme. 

b) zu Art. 1 Nr. 3 (EU-Ausschuss): Auch dieses Vorhaben ist im Grundsatz vernünftig und 
im Wesentlichen überzeugend umgesetzt. Eine Einschränkung gilt nur für die in Abs. 2 
Satz 3 enthaltene Regelung. Dort wird das Recht, die Aufhebung eines Beschlusses beim 
Landtag zu beantragen, auf eine Fraktion beschränkt. Formal halte ich es für nicht besonders 
überzeugend, die Frage der Antragsbefugnis in der Landesverfassung selbst zu regeln. In 
jedem Fall aber erscheint es mir in der Sache verfehlt, das hier gesprochene Antragsrecht auf 
Fraktionen zu beschränken und damit eine Initiative von Abgeordneten unabhängig von ihrer 
Fraktion prinzipiell auszuschließen. Das Antragsrecht gehört zu den zentralen Rechten eines 
Abgeordneten. Dieses einzuschränken, etwa an die Mitwirkung anderer Abgeordneter zu 
binden ist im Zweifelsfall sinnvoll, damit eine hinreichende Erfolgsaussicht gewährleistet ist. 
Dagegen vermag ich weder einen Sachgrund noch ein irgendwie geartetes Vorbild dafür zu 
finden, das Antragsrecht auf Fraktionen zu beschränken. Insbesondere Gesetzentwürfe können 
bekanntlich auch fraktionsunabhängig eingebracht werden. 
Dementsprechend schlage ich vor, die Regelung anzunehmen, dabei aber im genannten 
Satz die Worte „auf Antrag einer Fraktion“ zu ersetzen durch die Worte „nach Maßgabe der 
Geschäftsordnung“ oder aber, falls eine Regelung auf Verfassungsebene erfolgen soll, im 
Anschluss an die genannten Worte die Worte „oder von vier Abgeordneten“ einzufügen. Damit 
würde inhaltlich angeknüpft an die Regelung zur Gesetzesinitiative (Art. 55 iVm Art 25). 

c) zu Art. 1 Nr. 4 (Volksabstimmung): Der Vorschlag greift einen Gedanken auf, der bereits vor 
einiger Zeit Gegenstand einer Gesetzesinitiative war. Im Rahmen der damaligen Beratung 
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war ich bereits als Sachverständiger geladen und hatte mich dahingehend geäußert, dass ich 
angesichts der bundesweit zu beobachtenden Entwicklung eine substanzielle Absenkung 
der Zahl zu sammelnden Unterschriften unter Beibehaltung von deren Festlegung durch 
eine konkrete Zahl (nicht durch einen Prozentsatz) für richtig halte. Dieses Anliegen hat der 
Landtag mit dem Vorschlag aufgegriffen, auch wenn er nicht ganz so weit geht, wie ich damals 
vorgeschlagen habe. Von daher halte ich das Anliegen grundsätzlich für sinnvoll. 
Mit der Absenkung des Zustimmungsquorums von einem Drittel auf ein Viertel wird nunmehr 
eine Regelung vorgeschlagen, wie ich sie bereits damals für richtig gehalten habe. Grund hierfür 
ist, dass die Anforderung 1/4 einerseits sicher stellt, dass das Land Mecklenburg-Vorpommern 
im Ländervergleich nicht mehr eine übermäßig hohe Anforderung stellt. Andererseits aber ist 
zugleich gewährleistet, dass bei umstrittenen Vorhaben immer noch ein hinreichender Anteil 
der Bevölkerung dem Vorhaben zustimmt. Bei knappen Entscheidungen muss nämlich praktisch 
eine Wahlbeteiligung von 50 % erreicht werden, damit das notwendige Viertel zustande kommt. 
Neu im Vergleich zum damaligen Vorschlag ist die Vorgabe einer gesetzlichen Regelung zur Frist, 
innerhalb derer die Unterschriften gesammelt werden müssen. Dies ist sachlich überzeugend, 
damit eine Übereinstimmung der Unterzeichner mit dem Anliegen auch noch zum Zeitpunkt 
der Übergabe gewährleistet ist. 
Ich empfehle dem Landtag daher, diese Regelung anzunehmen.

2. zu Art. 2 (LKWG): Die verfassungsrechtlichen Änderungen zur Regelung zum Wahltermin 
werden korrekt umgesetzt. Ich empfehle daher die Annahme des Vorschlages. 

3. zu Art. 3 (VaG): Das zum LKWG Ausgeführte gilt hier ebenfalls, soweit mit Blick auf die 
Volksabstimmung die Verfassungsänderung redaktionell nachvollzogen wird. Die nicht im 
Einzelnen von der Verfassung vorgegebene Regelung zu den Unterschriftsfristen ist ebenfalls 
sachgerecht. Ich empfehle daher die Annahme des Vorschlages.

II. Zur Änderung der Geschäftsordnung (Drucksache 6/5077): Hier kann ich sachlich anknüpfen 
an meine Ausführungen zum Gesetzentwurf, dort unter 1 b (zu Art. 1 Nr. 3). Die Regelung 
halte ich grundsätzlich für sinnvoll, plädiere jedoch aus den oben genannten Gründen für eine 
Änderung im letzten Satz des neuen Absatzes 2a. Dort sollten sinnvollerweise die Worte „auf 
Antrag einer Fraktion“ ergänzt werden um die Worte „oder von vier Abgeordneten“. Damit würde 
an die Regelung angeknüpft, wie sie für Gesetzentwürfe besteht und wie ich sie deshalb für 
bereits in meinen Überlegungen zur Verfassungsänderung angesprochen habe. Dies erscheint 
überzeugend, weil ja bereits ein Beschluss eines Ausschusses vorliegt und von daher nicht 
bereits ein einzelner Abgeordneter diese Beschlussfassung in Frage stellen sollte. Hält man dies 
jedoch für richtig, könnte man die Worte „auf Antrag einer Fraktion“ auch komplett streichen. 
Folge wäre, dass dann die Regelung des § 56 gelten würde, wonach ein einzelner Abgeordneter 
antragsbefugt ist. 
Mit dieser Maßgabe sollte der Antrag angenommen werden.

Für Rückfragen stehe ich gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

Claus Dieter Classen
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Stellungnahme von Herrn Prof. Dr. Wolfgang März, Lehrstuhl für Öffentliches Recht und Ver-
fassungsgeschichte, Juristische Fakultät der Universität Rostock 

Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Verfassung des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern (Drucksache 6/5076) sowie zum Entwurf zur Änderung der 
Geschäftsordnung des Landtages (Drucksache 6/5077) 

Beide Entwürfe in den LT-Drucksachen 5076 und 5077 der 6. Wahlperiode bilden insofern eine 
funktionale Einheit, als die vorgeschlagene Änderung der Geschäftsordnung des Landtages 
(Einfügung eines neuen Absatzes 2a in § 9 GOLT) auf Art. 35a LVerf. M-V aufbaut, also die 
rechtswirksame Einfügung dieser Vorschrift in die Landesverfassung M-V voraussetzt. Beide 
Vorlagen sollen daher gemeinsam beraten und beschlossen werden – was in Erster Lesung be-
reits erfolgt ist (Plenarprotokoll 6/111 vom 27.01.2016, S. 34 ff., 42) –, wobei die Änderung der 
GOLT nach Nr. 3 des Antrags nur vorbehaltlich der Einfügung eines entsprechenden Artikels 
35 in die Verfassung des Landes, also nach deren Rechtswirksamkeit, in Kraft treten soll. Beide 
Vorlagen werden daher in dieser Stellungnahme im sachlichen Zusammenhang behandelt. 
Sie folgt in Ermangelung eines eigenen Fragenkatalogs des Europa- und Rechtsausschusses 
der formalen Gliederung des vorgelegten interfraktionellen Artikelgesetzes und ist angesichts 
des sehr überschaubaren rechtlichen Problempotentials bewußt knapp gehalten. 

1. Artikel 1 Nr. 2: Änderung von Art. 27 LVerf. M-V (Wahlperiode) 

Artikel 1 Nr. 2 des Gesetzentwurfs verfolgt das Ziel, die seit 1994 zu beobachtende konti-
nuierliche Vorverlagerung des Landtagswahltermins – der anfangs Mitte Oktober lag, nun-
mehr aber bis in die erste Septemberwoche „zurückgefallen“ ist – künftig zu unterbinden 
und dadurch seine eventuelles Zusammentreffen mit der allgemeinen Sommerferienzeit zu 
vermeiden. Zu diesem Zweck soll das in Art. 27 Abs. 1 Satz 3 LVerf. festgelegte Zeitfenster 
für die Terminierung der Landtagswahl um zwei Monate nach hinten verschoben werden, 
so daß die Neuwahl künftig frühestens 59 und spätestens 61 Monate nach Beginn der Wahl-
periode stattzufinden hat. Gemäß Art. 28 Satz 1 LVerf. tritt der Landtag, d.h. die gewählten 
Abgeordneten, dann (weiterhin) spätestens am dreißigsten Tag nach der Wahl zusammen; 
zu diesem Zeitpunkt endet gemäß Art. 27 Abs. 1 Satz 2 LVerf. die Wahlperiode des „alten“ 
Landtags, und es beginnt folgerichtig die neue Wahlperiode. Da damit insgesamt die nor-
mierte Festlegung der Wahlperiode, die gemäß Art. 27 Abs. 1 Satz 1 LVerf. grundsätzlich 
fünf Jahre (oder 60 Monate) beträgt, in der Verfassungspraxis unter Umständen um ma-
ximal zwei Monate überschritten wird, fügt der Gesetzentwurf (Art. 1 Nr. 2 lit a)) in Art. 27 
Abs. 1 Satz 1 LVerf. einen diesbezüglichen ausdrücklichen Vorbehalt für den formalen Fünf-
Jahres-Zeitraum ein, dokumentiert seine begrenzte Relativierung also auch im Normtext. 
Zudem soll der in Satz 2 der Vorschrift zwar auslegungstechnisch mitgeschriebene, aber im 
Normtext bislang nicht ausdrücklich festgelegte Beginn der Wahlperiode nunmehr förmlich 
bestimmt werden. 

Hiergegen können keine durchgreifenden Einwände erhoben werden. Verfassungsrecht-
licher Maßstab für diese Änderung der Landesverfassung ist primär die „landesinterne“ 
Schranke des Art. 56 Abs. 3 LVerf., wonach ein verfassungsänderndes Gesetz (unter den 
hier unproblematischen Voraussetzungen von Absatz 1 und 2 der Vorschrift) der Würde des 
Menschen und den in Art. 2 LVerf. niedergelegten Grundsätzen nicht widersprechen darf. 
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In letzterer Hinsicht sind vorliegend allein das Demokratie- sowie das Rechtsstaatsprinzip 
erheblich. In beiderlei Richtung ist keine prinzipielle Beeinträchtigung der Verfassungsord-
nung des Landes erkennbar: Das Demokratieprinzip beinhaltet u.a. das Gebot der kontinu-
ierlichen Legitimation der Ausübung von Staatsgewalt durch das Landesstaatsvolk (Art. 3 
Abs. 1 LVerf.), aber auch das Gebot seiner zeitlicher Begrenzung, und fordert deshalb eine 
vorab festgelegte regelhafte Periodizität von Wahlen zum Landtag (Art. 27 Abs. 1 LVerf.). 
Sie läßt der vorliegende Entwurf unberührt, denn der einzufügende Vorbehalt „der nachfol-
genden Bestimmungen“ ändert nichts an der prinzipiellen Festlegung der im Jahr 2006 ein-
geführten Fünfjahresfrist, sondern bezieht sich auf die Terminierung der vor ihrem Ablauf 
durchzuführenden Neuwahl des Landtages, daneben auch auf den hier nicht interessieren-
den Sonderfall des Art. 27 Abs. 2 LVerf. 

Wie in den meisten anderen Landesverfassungen, in denen die parlamentarischen Wahlperio-
den nahtlos aneinander anschließen, also keine „parlamentslosen“ Zeiten auftreten können – 
wie dies z.B. in Nordrhein-Westfalen der Fall ist –, legt Art. 27 Abs. 1 Satz 1 LVerf. keinen starren 
Zeitraum von fünf Jahren fest, dessen Ende sich etwa nach den Vorschriften des Bürgerlichen 
Rechts berechnen ließe. Es handelt sich vielmehr um eine prinzipielle Festlegung i.S.e. nomi-
nalen Dauer oder Regelzeitspanne, die bei zeitlich früher Bestimmung des Neuwahltermins 
und Einrechnung der Zeit zwischen Wahl und Zusammentritt des Landtages unterschritten 
oder exakt eingehalten, bei letztmöglicher Ansetzung des Wahltermins aber auch geringfü-
gig überschritten werden kann. Die exakte Dauer der konkreten (ersten, zweiten, dritten ...) 
Wahlperiode ergibt sich also immer erst aus einer Gesamtschau der Art. 27 Abs. 1 Satz 1 und 
2 LVerf. einerseits – Dauer, Beginn und Ende der Wahlperiode –, Art. 27 Abs. 1 Satz 3 und Art. 
28 LVerf. – Neuwahltermin und maximale Zeitspanne bis zum Zusammentritt der gewählten 
Abgeordneten – andererseits. 

Ein Vergleich mit den Regelungen in den anderen deutschen Landesverfassungen zeigt, daß 
(abgesehen von Nordhein-Westfalen, Niedersachsen und Sachsen-Anhalt) in allen Ländern 
die nominale Wahlperiode unter Einbeziehung der Vorgaben und Spielräume für die Festset-
zung des Wahltermins und der Zeitspanne zwischen Wahl und Zusammentritt geringfügig 
überschritten werden kann. Dieser verfassungsrechtlich überall zulässige „zeitliche Mehrwert“ 
der realen Wahlperiode kann im Extremfall bis zwei Monate und 22 Tage betragen (so in Bay-
ern). In keinem Land (ausgenommen Nordrhein-Westfalen) muß also die reale Wahlperiode 
mit der nominalen Wahlperiode nach Jahr, Monat und Tag exakt übereinstimmen. Dasselbe 
gilt für den Bund: Seit der (46.) Änderung des Grundgesetzes im Jahr 1998 kann die prinzipiell 
vierjährige Wahlperiode des Deutschen Bundestages im Zusammenwirken von Art. 39 Abs. 
1 Satz 1–3 einerseits, Abs. 2 andererseits im Einzelfall bis zu maximal dreißig Tage überschrit-
ten werden. Die für unsere Landesverfassung vorgeschlagene Änderung des Art. 27 Abs. 1 
führt also nur eine Option ein, die in fast allen anderen Landesverfassungen und im Bund 
dem Grundsatz nach ebenfalls besteht, also im horizontalen und vertikalen deutschen Verfas-
sungsvergleich legitim ist. Schon deshalb enthält Artikel 1 Nr. 2 des Gesetzentwurfs kein Kon-
fliktpotential mit dem „Ewigkeitsgrundsätzen“ des Art. 56 Abs. 3 LVerf. Dasselbe gilt angesichts 
der gleichermaßen flexiblen Ausgestaltung der Wahlperiode für den Deutschen Bundestag 
für die bei einer Verfassungsänderung ebenfalls zu beachtende „landesexterne“ Schranke 
des Art. 28 Abs. 1 Satz 1 GG. Diese Homogenitätsvorschrift gibt der Verfassungsordnung in 
den Ländern nur die republikanischen, demokratischen und rechtsstaatlichen Grundsätze zur 
Beachtung auf, die das Grundgesetz prägen und dort eine nähere Ausgestaltung erfahren 
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haben. Zu dieser Ausgestaltung gehört auch, daß die reale Wahlperiode für die Volksvertre-
tungen in den Ländern geringfügig länger (oder auch kürzer) sein darf als die nominale Fest-
setzung auf vier oder fünf Jahre. 

Artikel 1 Nr. 2 lit. c) des Gesetzentwurfs ist demnach mit Art. 56 Abs. 3 LVerf. und mit Art. 28 
Abs. 1 Satz 1 GG vereinbar. Auch der in Art. 27 Abs. 1 Satz 1 LVerf. einzufügende Vorbehalt der 
nachfolgenden Bestimmungen (lit. a)) ist in seiner doppelten Begrenzung auf die Sätze 2 und 
3 des Art. 27 Abs. 1 LVerf. einerseits, auf den Sonderfall des Art. 27 Abs. 2 LVerf. andererseits 
nicht zu beanstanden. Diese Ergänzung i.S.v. Klarstellung scheint zwar insoweit nicht zwin-
gend erforderlich, als sie sich funktionsidentisch nur in den Landesverfassungen von Berlin 
(„unbeschadet“), Brandenburg („vorbehaltlich“) und Rheinland-Pfalz („vorbehaltlich“) findet; 
in allen anderen Landesverfassungen mit der Option einer real etwas längeren parlamenta-
rischen Wahlperiode ist sie hingegen nicht enthalten, ohne daß hieraus von Rechtswissen-
schaft und Verfassungsrechtsprechung irgendwelche Folgerungen für die Gültigkeit oder den 
Inhalt dieser Vorschriften gezogen worden wären. Für Verständnis und Handhabung unserer 
Landesverfassung schädlich ist diese Ergänzung aber gewiß nicht. 

Dasselbe gilt für Artikel 1 Nr. 2 lit. b) des Gesetzentwurfs. Art. 27 Abs. 1 LVerf. ist bislang einhel-
lig so verstanden worden, daß die Wahlperioden des Landtages nahtlos aneinander anschlie-
ßen sollen, also keine „parlamentslose“ Zeit auftreten können soll. Aus diesem Grund war Satz 
2 immer schon so ausgelegt und gehandhabt worden, daß er neben seiner Hauptfunktion: 
Festlegung des Endes der Wahlperiode (des „alten“ Landtages) auf den Zusammentritt des 
neu gewählten Landtages (und nicht etwa auf den Zeitpunkt der Wahl der Abgeordneten 
oder den Ablauf einer starren Fünfjahresfrist) auch den Beginn der Wahlperiode des neu ge-
wählten Landtages im Sinn seines (erstmaligen) Zusammentritts festsetzt. Daß diese in der 
Vorschrift „mitgeschriebene“ Festlegung nunmehr im Normtext transparent gemacht werden 
soll, begegnet keinen verfassungsrechtlichen Bedenken. Eine inhaltliche Änderung der bishe-
rigen normativen Aussage des Art. 27 Abs. 1 LVerf. ist damit nicht verbunden. 

2. Artikel 1 Nr. 3: Einfügung eines Art. 35a (Ausschuss für Angelegenheiten der Europäi-
schen Union) in die Landesverfassung 

Artikel 1 Nr. 3 des Gesetzentwurfs hat das Ziel, die parlamentarische Behandlung von The-
men mit Bezug zur Europäischen Union dadurch zu verbessern, daß für diese Gegenstände 
im Landtag ein besonderer Ausschuß eingerichtet wird, der im Rahmen seiner Zuständigkeit 
nicht nur ein Initiativrecht gegenüber dem Plenum in Anspruch nehmen kann, sondern auch 
zu plenarersetzenden und damit außenwirksamen Beschlüssen befugt ist. Art. 35a Abs. 1 
LVerf. verpflichtet den Landtag zur Konstituierung eines Ausschusses für Angelegenheiten der 
Europäischen Union als ständige Einrichtung und gibt diesem damit Verfassungsrang. Durch 
Abs. 2 der Vorschrift erhält der Ausschuß eine gegenüber allen anderen ständigen Ausschüs-
sen privilegierte Stellung, weil er vom Landtag im Rahmen seiner Geschäftsordnungsautono-
mie ermächtigt werden kann, unter bestimmten Voraussetzungen anstelle des Plenums selbst 
Stellungnahmen gegenüber der Landesregierung abzugeben. Art. 35a LVerf. eröffnet insofern 
ein weites Ermessen des Landtages; weder muß er den Ausschuß ermächtigen noch ist ausge-
schlossen, daß er sich den Selbsteintritt im Einzelfall vorbehält oder eine erfolgte Stellungnah-
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me des Ausschusses an sich zieht und aufhebt. Der Landtag insgesamt bleibt damit letztlich 
Herr des Verfahrens und seiner politischen Positionierung gegenüber der Exekutive, auch in 
Angelegenheiten der Europäischen Union. Dies ist zu begrüßen. 

Unmittelbar verfassungsfest geregelt ist durch Art. 35a LVerf., der sein gesamtstaatliches 
Vorbild in Art. 45 GG hat – und damit auf gliedstaatlicher Ebene Neuland betritt –, allein die 
Existenz des Ausschusses und sein Initiativrecht. Mittelbar ist aber auch sichergestellt, daß 
innerhalb des Landtages Angelegenheiten der Europäischen Union jedenfalls mit Vorrang 
von diesem besonderen Ausschuß und nicht in erster Linie von den thematisch jeweils zu-
ständigen Fachausschüssen behandelt und beschlossen werden; ihm kommt damit mehr 
als eine querschnittsorientierte Informations- und Koordinierungsfunktion innerhalb des 
Landesparlaments zu. Sein verfassungskräftiger Aufgabenkreis ist dabei nicht auf die Gegen-
stände beschränkt, die bei normalem Zeitablauf und Verfahrensgang nicht mehr rechtzeitig 
vom Plenum behandelt und entschieden werden können, auch wenn hierin laut Gesetzes-
begründung ein wesentliches Motiv der Verfassungsänderung gelegen hat. Dies betrifft 
nicht zuletzt das Zeitfenster von acht Wochen, wie es Art. 6 des Protokolls (Nr. 2) über die 
Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit zum Vertrag von 
Lissabon den Mitgliedstaaten und ihren Parlamenten – in Deutschland in erster Linie dem 
Deutschen Bundestag, aber auch im Rahmen der interföderalen Kompetenzverteilung den 
Volksvertretungen der Länder (Satz 2 des Prot.) – einräumt. Aber auch jenseits dieses Subsidi-
aritätsfrühwarnsystems umfassen die Zuständigkeiten des Ausschusses alle Angelegenheiten 
der Europäischen Union, soweit sie in den Aufgabenkreis des Landtages fallen. Für sie steht 
dem Ausschuß künftig ein Initiativrecht zu, das auch Beschlußempfehlungen außerhalb von 
Gesetzgebungsverfahren beinhaltet. Diese Befugnis wurde bislang aus Art. 33 Abs. 2 Satz 2 
LVerf. in der parlamentarischen Praxis nicht abgeleitet, hätte der Regelung aber unschwer 
entnommen werden können. Ob sie in dieser überaus restriktiven, ihre Funktion weitgegend 
entleerenden Interpretation für alle anderen ständigen Ausschüsse weiterhin Maßstab und 
Grenze sein muß, ist hier nicht zu klären; letztlich spricht nichts dafür, wenngleich Art. 35a Abs. 
1 Satz 2 LVerf. künftig dazu verleiten kann, hier nun erst recht ein Regel-Ausnahme-Verhältnis 
zu konservieren. 

Der Kern der Neuregelung liegt in Art. 35a Abs. 2 LVerf.: in der an die politische Willensbildung 
des Plenums zwar rückgebundenen, seine Gestaltungsbefugnis aber im Fall einer Delegation 
zunächst außenwirksam wahrzunehmenden Kompetenz zur parlamentarischen Stellungnah-
me gegenüber der Landesregierung in Angelegenheiten der Europäischen Union. Zwar ist die 
Ermächtigung zu solchen Stellungnahmen fakultativ ausgestaltet, die Möglichkeit ihrer Inan-
spruchnahme gegenüber Adressaten außerhalb des Rechtskreises des Landtags setzt jedoch 
eine besondere verfassungsrechtliche Befugnis voraus, die nicht schon Bestandteil des allge-
meinen Rechtsverhältnisses zwischen den beiden Verfassungsorganen im parlamentarischen 
Regierungssystem der Landesverfassung ist und nunmehr in Art. 35a Abs. 2 LVerf. angesiedelt 
wird. Der verfassungsändernde Gesetzgeber gestaltet auf diesem Weg die „Europafunktion“ 
des Landtages vor allem unter verfahrenspraktischen Gesichtspunkten besser aus, was nur 
zu unterstützen ist. Ihre Intensivierung hängt allerdings weiterhin maßgeblich davon ab, in 
welchem Umfang und Zeitrahmen das Parlament Zugang zu den Informationen erhält, die 
für die Wahrnehmung seiner landes- und europapolitischen Aufgabe unverzichtbar sind. In-
soweit enthält der Gesetzentwurf bedauerlicherweise keine Fortschritte und Verbesserungen. 
Er setzt zwar auf der allgemeinen Informationspflicht der Landesregierung aus Art. 39 Abs. 1 
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LVerf. auf und ist auf ihre verfassungsgerechte Handhabung seitens der Staatskanzlei und der 
Ministerien existentiell angewiesen, konkretisiert diese aber für die Angelegenheiten der Eu-
ropäischen Union nicht, was angesichts der bekannt schwachen europapolitischen Stellung 
der Landesparlamente und der starken Mediatisierung der Länder durch den Bundesrat in 
diesem Bereich hinter den landesverfassungsrechtlichen Möglichkeiten zurückbleibt. Es wäre 
daher vorzuziehen gewesen, wenn sich der Gesetzentwurf zumindest bei den landesspezi-
fischen Angelegenheiten der Europäischen Union zu einer Spezifizierung der Informations-
pflichten der Landesregierung gemäß Art. 39 Abs. 1 Satz 1 a.E. LVerf. entschlossen hätte – die 
dort unter allen möglichen Gegenständen und Sachbereichen genannt sind und insoweit kei-
ne herausgehobene Stellung beanspruchen können – oder wenn mit ihm der längst überfälli-
ge Erlaß eines Parlamentsinformationsgesetzes (Art. 39 Abs. 3 LVerf.) verbunden worden wäre. 

Auf zwei weitere wichtige Aspekte des Artikel 1 Nr. 3 sei hingewiesen. Art. 35a Abs. 2 Satz 3 
LVerf. ermöglicht dem Plenum, auf Antrag einer Fraktion Beschlüsse des Europaausschusses 
nachträglich aufzuheben; hierfür wird die Antragberechtigung einer Fraktion festgesetzt, die 
gemäß Art. 25 Abs. 1 LVerf. aus mindestens vier Mitgliedern des Landtags bestehen muß. Wa-
rum vorliegend nur eine Fraktion und nicht schon eine ihrer Mindeststärke entsprechende 
Zahl von Abgeordneten antragsberechtigt sein soll, erschließt sich nicht: Weder verlangt die 
Landesverfassung ein solches Quorum noch harmoniert diese Festsetzung mit den Verfah-
rensrechten des Abgeordneten aus der Geschäftsordnung des Landtages. Selbst beim für die 
Wahrnehmung des Mandats höchst bedeutsamen Gesetzesinitiativrecht aus der Mitte des 
Landtages läßt Art. 55 Abs. 1 Satz 2 LVerf. (und ihm folgend § 46 Abs. 1 Satz 1 GOLT) eine 
Unterstützung von vier Abgeordneten ausreichen, fordert also nicht zwingend einen Frakti-
onsantrag; selbständige Anträge auf Beschlußfassung des Plenums sowie Änderungsanträge 
zu parlamentarischen Vorlagen kann jeder einzelne Abgeordnete gemäß §§ 56 und 57 GOLT 
wirksam einreichen. Warum letzteres nicht auch für die Befassung des Plenums mit gegen-
über der Landesregierung abgegebenen Stellungnahmen des Europaausschusses zulässig 
sein soll, leuchtet nicht nur nicht ein, sondern würde eine unterschiedliche Behandlung sol-
cher Vorlagen hinsichtlich der jeweils geforderten Antragberechtigung sowohl auf Geschäfts-
ordnungsebene als auch (gegenüber Gesetzesinitiativen) auf Verfassungsebene zur Folge 
haben. Eine Rechtfertigung ist hierfür nicht zu erkennen. Da es sich bei der Beratung und 
Beschlußfassung gemäß Art. 35a Abs. 2 Satz 3 LVerf. nicht um Gesetzgebung, sondern um 
innerparlamentarische Willensbildung und politische Mitwirkung handelt, spricht alles dafür, 
wie auch sonst für diesen Antrag die Unterstützung durch einen Abgeordneten ausreichen 
zu lassen. Der verfassungsändernde Gesetzgeber sollte in Art. 35a Abs. 2 Satz 3 LVerf. das „auf 
Antrag einer Fraktion“ ersatzlos streichen und auf diesem Weg die Antragsberechtigung der 
Regelung in der Geschäftsordnung überantworten. Auch dort drängt sich in § 9 Abs. 2a Satz 
5 GOLT-E dieselbe Streichung auf, so daß insoweit die allgemeinen Regeln der §§ 56 f. GOLT 
gelten. 

Die in Art. 35a Abs. 2 LVerf. vorgesehene Option für eine plenarersetzende Zuständigkeit des 
Ausschusses für Angelegenheiten der Europäischen Union – die für Fälle der Eilbedürftigkeit 
sehr zu begrüßen ist – hat allerdings zur Folge, daß die Beratung und Beschlußfassung über 
diese generell oder im Einzelfall auf den Ausschuß delegierten europäischen Vorhaben grund-
sätzlich – Verfahren auf Antrag gemäß Art. 35a Abs. 2 Satz 3 LVerf. ausgenommen – ohne eine 
öffentliche Aussprache im Plenum stattfinden wird (Art. 31 Abs. 1 Satz 1 LVerf.), da auch auf 
den Ausschuß für Angelegenheiten der Europäischen Union Art. 33 Abs. 3 LVerf. Anwendung 
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findet. Diese Konsequenz ist jedenfalls zu bedenken und aus Sicht des Demokratieprinzips 
begründungsbedürftig. Die mit ihr zunächst einmal einhergehende Beschränkung der Trans-
parenz parlamentarischer Willensbildung ist freilich umso weniger erheblich, als der Euro-
paausschuß bei solchen Tagesordnungspunkten von der (im Vergleich der Länder ohnehin 
ungewöhnlichen) Regel verfassungskräftiger Nichtöffentlichkeit der Ausschußsitzungen ab-
weichen und die Öffentlichkeit zumindest für diese Beratungsgegenstände zulassen kann. Ob 
vorliegend, bei plenarersetzenden Stellungnahmen des Ausschusses mit Außenwirkung, aus 
dem Grundgedanken des Art. 31 Abs. 1 Satz 1 LVerf. sogar ausnahmsweise eine Verpflichtung 
zur Herstellung von Öffentlichkeit (oder zumindest zu einer entsprechenden Beratung und 
Beschlußfassung im Ausschuß) besteht, sei dahingestellt. Der verfassungsändernde Gesetz-
geber sollte sich aber darüber im klaren sein, daß eine plenarersetzende Ausschußtätigkeit 
nicht dem Regelmodell des Art. 33 Abs. 3 LVerf. entspricht. 

Art. 35a Abs. 2 Satz 1 LVerf. eröffnet dem Landtag die Option einer solchen Delegation (durch 
Regelung in der Geschäftsordnung) auf den Ausschuß für Angelegenheiten der Europäischen 
Union in Fällen, in denen eine rechtzeitige Beschlußfassung des Plenums nicht möglich ist; sie 
ist also auf solche Eilfälle beschränkt – und unterscheidet sich dadurch vom „großen Vorbild“ 
des Art. 45 GG –, erlaubt somit nicht die generelle Übertragung der Zuständigkeit in allen An-
gelegenheiten der Europäischen Union. Wie der Landtag diese Delegation im einzelnen vor-
nimmt, ob er die Eilfälle generell oder nach Gegenständen differenziert oder aber im Einzelfall 
dem Ausschuß überträgt, liegt in seinem Ermessen. Die in LT-Drucksache 6/5077 beantragte 
Änderung des § 9 GOLT sieht in der Einfügung eines neuen Absatzes 2a vor, dem Europaaus-
schuß generell die Befugnis zu übertragen, in (allen) eilbedürftigen Angelegenheiten anstelle 
des Landtages Beschluß zu fassen. Diese Übertragung liegt ersichtlich im Rahmen der verfas-
sungsrechtlichen Ermächtigung und ist deshalb nicht zu beanstanden. Die verfassungsmä-
ßigen Rechte des Plenums sind dadurch ausreichend gewahrt, daß ihm die Beschlüsse zur 
Kenntnis zu bringen sind und der Landtag sie nachträglich aufheben kann. 

3. Artikel 1 Nr. 4: Änderung von Art. 60 LVerf. M-V (Volksbegehren und Volksentscheid) 

Artikel 1 Nr. 4 des Gesetzentwurfs will Art. 60 LVerf. dahingehend ändern, daß das Quorum für 
die Einreichung eines Volksbegehrens (Abs. 1 Satz 3) von bislang 120.000 auf künftig 100.000 
Abstimmungsberechtigte abgesenkt wird; zugleich soll das Zustimmungsquorum beim „ein-
fachen“, d.h. nicht verfassungsändernden Volksentscheid (Abs. 4 Satz 1) von bislang einem 
Drittel auf künftig ein Viertel der Abstimmungsberechtigten abgesenkt werden. Beide Ände-
rungen sollen es den Wahlberechtigten im Land erleichtern, von den Möglichkeiten unmittel-
barer Demokratie im Bereich der Gesetzgebung unter erleichterten Bedingungen Gebrauch 
zu machen. Unverändert bleiben demgegenüber die Voraussetzungen für die Einreichung 
einer Volksinitiative (Art. 59 LVerf.) und für die verfassungsändernde Gesetzgebung durch das 
Wahlvolk (Art. 60 Abs. 4 Satz 2 LVerf.). 

Der Gesetzentwurf knüpft hinsichtlich des reduzierten Unterstützungsquorums zu einem ge-
wichtigen Teil an die rechtspolitischen Beweggründe einer früheren Verfassungsänderung an, 
mit der im Jahr 2006 das Quorum schon einmal von ursprünglich 140.000 Wahlberechtigten 
um 20.000 abgesenkt wurde. Sie lagen damals und liegen heute wieder ganz wesentlich im 
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kontinuierlichen Rückgang der zur Landtagswahl in Mecklenburg-Vorpommern Berechtigten, 
die infolge der demographischen Entwicklung von 1990 (1.417.144) bis 2011 (1.373.932) um 
mehr als 3% abgenommen haben. Ein weiteres Motiv dürfte für die Initianten des Gesetzent-
wurfs außerdem wohl der nachhaltige Rückgang der Wahlbeteiligung seit der ersten Land-
tagswahl gewesen sein, die 1994 noch 72,8%, 2011 aber nur noch 51,54% betrug. Insbeson-
dere diese „Beteiligungsmüdigkeit“ mag (in Verbindung mit den Erfahrungen aus dem bislang 
einzigen Volksentscheid im Herbst 2015) dazu geführt haben, daß das vom Verfassunggeber 
recht konservativ (d.h. hoch) angesetzte Zustimmungsquorum bei einfachen Gesetzen als 
korrekturbedürftig angesehen wurde. 

Die Reform fügt sich im Vergleich der Instrumente unmittelbarer Demokratie auf Landesebene 
nunmehr in das deutsche Mittelfeld ein und verdrängt Mecklenburg-Vorpommern beim Volks-
entscheid vom bisherigen „Spitzenplatz“ (der 33%), den es bis Dezember 2015 gemeinsam mit 
Baden-Württemberg eingenommen hat: Die meisten Landesverfassungen kennen heute ein 
Zustimmungsquorum von 25%, z.T. wird nominal oder rechnerisch sogar nur ein Fünftel, ver-
einzelt gar kein Quorum gefordert. Auch beim Unterstützungsquorum für das Volksbegehren 
liegt das Land künftig mit rechnerisch 7,278% der Wahlberechtigten (Stand der Landtagswahl 
2011) im unteren Mittelfeld der aktuellen Vergleichstabelle, über Schleswig-Holstein (3,6%), 
Brandenburg (3,8%), den beiden norddeutschen Stadtstaaten sowie Berlin und dem Saarland 
(7%); die anderen Länder fordern zwischen 8% (Nordrhein-Westfalen) und 11% (Sachsen-
Anhalt). Berücksichtigt man zudem, daß die Mobilisierung der Abstimmungsberechtigten in 
einem schwach besiedelten Flächenland schwieriger sein dürfte als in einem Stadtstaat oder 
einem bevölkerungsreichen Land, erleichtert der Gesetzentwurf den faktischen Zugang zum 
Volksbegehren erheblich. Auch die Chance eines erfolgreichen Volksentscheids ist durch die 
Absenkung auf ein Viertel der Abstimmungsberechtigten deutlich größer geworden. 

Aus verfassungsrechtlicher Perspektive begegnet Artikel 1 Nr. 4 keinen Bedenken. Die maß-
volle Absenkung der Quoren beeinträchtigt weder das landesverfassungsrechtliche Demo-
kratieprinzip i.S.v. Art. 56 Abs. 3 LVerf. noch die gesamtstaatlichen Homogenitätsvorgaben 
aus Art. 28 Abs. 1 Satz 1 GG. Der aus Art. 3 Abs. 1 und Art. 55 ff. LVerf. gemeinhin abgeleitete 
Vorrang repräsentativer Demokratie und parlamentarischer Gesetzgebung vor den direktde-
mokratischen Verfahren gemäß Art. 59 ff. LVerf. wird durch das neue Unterstützungsquorum 
nicht in Mitleidenschaft gezogen, zumal die anderweitigen Verfahrensvoraussetzungen des 
Art. 60 Abs. 1 und 2 LVerf. (und ebenso die inhaltlichen Anforderungen an den Gesetzentwurf ) 
unverändert fortbestehen und der Landtag wie bisher frei ist, in Abhängigkeit vom Inhalt des 
Volksbegehrens dem vorgelegten Vorhaben zuzustimmen oder es abzulehnen. Auch besteht 
angesichts der weiterhin hohen Hürde von 25% der zustimmenden Wahlberechtigten – das 
sind knapp 344.000 Abstimmende, denen nicht mehr als ebensoviele Gegner gegenüberste-
hen dürfen – keine reale Gefahr, daß eine kleine Gruppe politisch Aktiver ein Volksgesetz allein 
wegen des Desinteresses oder der Abstinenz der Wählermehrheit durchsetzt. Selbst in diesem 
(unwahrscheinlichen) Fall steht es dem Landtag ohne weiteres offen, das volksbeschlossene 
Gesetz auf parlamentarischem Weg wieder aufzuheben oder zu korrigieren. Nur wenn der 
Gesetzentwurf das verfassungsrechtlich vorgegebene Zusammenwirken von hinreichendem 
Unterstützungsquorum beim Volksbegehren, Mehrheitserfordernis beim Volksentscheid und 
erforderlichem Zustimmungsquorum aufbrechen und etwa die einfache Mehrheit der Befür-
worter des Gesetzentwurfs für den Erfolg des Volksentscheids ausreichen lassen würde, wäre 
an eine verfassungswidrige Gefährdung des Prinzips repräsentativer Demokratie zu denken, 
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wie sie von einigen Landesverfassungsgerichten für verfassungsändernde Volksbegehren 
entschieden worden ist. Vorliegend kann hiervon jedoch keine Rede sein. Der Gesetzentwurf 
entspricht insoweit allen verfassungsrechtlichen Vorgaben. 

Dasselbe gilt schließlich auch für Artikel 1 Nr. 4 lit. d), wonach die Ermächtigung zum Erlaß 
eines Ausführungsgesetzes zu Volksbegehren und Volksentscheid in Art. 60 Abs. 5 LVerf. da-
hingehend ergänzt wird, daß in das VaG M-V auch eine Bestimmung über den Zeitraum der 
Unterstützung des Volksbegehrens aufzunehmen ist. Dieser zusätzliche Regelungsauftrag 
betrifft die freie Unterschriftensammlung, deren Beginn, Verfahren und Dauer im VaG M-V 
bislang im einzelnen nicht normiert worden ist; § 12 VaG M-V erfaßt nur das Eintragungs-
verfahren bei den Gemeindebehörden nach erfolgloser Volksinitiative. Parallel zur Rechtslage 
in anderen Ländern soll künftig auch in Mecklenburg-Vorpommern für die freie Unterschrif-
tensammlung ein zeitlicher Rahmen festgelegt werden. Gegen eine entsprechende Ermächti-
gung in Art. 60 Abs. 5 LVerf. ist nichts einzuwenden. 

4. Artikel 2: Änderung des Landes- und Kommunalwahlgesetzes 

Artikel 2 überträgt die in Art. 27 Abs. 1 Satz 3 LVerf. vorgenommenen Änderungen der Bestim-
mung des Termins für Neuwahlen zum Landtag auf die einfachgesetzliche Ebene und ver-
schiebt die Öffnung des Zeitfensters für die Aufstellung von Bewerberinnen und Bewerbern 
um zwei Monate nach hinten; im übrigen wird § 56 LKWG M-V nicht geändert. Gegen diese 
konsequente Anpassung des einfachen Rechts ist nichts einzuwenden. 

5. Artikel 3: Änderungen des Volksabstimmungsgesetzes 

a) In Artikel 3 Nr. 1–4 vorgesehene Änderungen 

Artikel 3 Nr. 1–4 des Gesetzentwurfs vollzieht zum einen die Änderung des Art. 60 LVerf. (Ab-
senkung des Unterstützungsquorums beim Volksbegehren und des Zustimmungsquorums 
beim Volksentscheid) im zugehörigen Ausführungsgesetz. Diese Anpassung ist schon wegen 
des Vorrangs der Landesverfassung erforderlich und begegnet keinen Bedenken. 

Zum anderen verpflichtet der (einfache) Gesetzgeber im neuen § 12a VaG M-V die Vertreter 
eines Volksbegehrens, künftig den Beginn einer freien Unterschriftensammlung durch schrift-
liche Anzeige beim Landtagspräsidenten (und damit gegenüber dem zuständigen Landes-
wahlleiter) zu dokumentieren. Diese Anzeigepf licht ist wiederum flankierende Voraussetzung 
für die Überprüfung der in § 13 Satz 2 Nr. 4 VaG M-V neu statuierten Eintragungsfrist von fünf 
Monaten, der sich dann maximal ein weiterer Monat bis zur Einreichung des Antrags auf das 
Volksbegehren anschließen kann. Diese Fristen sind für die Durchführung der Unterschriften-
sammlung, vergleicht man sie mit den gesetzlichen Regelungen in anderen Ländern, weder 
prohibitiv kurz noch für die Unterstützer unzumutbar, sie verfolgen einen vernünftigen Zweck 
– eine gewisse zeitliche Nähe der politischen Unterstützung durch Unterschrift zur späteren 
formalen Einreichung des Volksbegehrens sicherzustellen –, und sie zwingen die Initianten, 
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sich in einem überschaubaren Zeitraum ernsthaft um eine hinreichende Unterstützung ihres 
Anliegens zu bemühen. Hiergegen ist nichts einzuwenden. 

b) In Artikel 3 neu aufzunehmende Änderung 

Zusätzlich zum vorliegenden Gesetzentwurf wird vorgeschlagen, die in Artikel 3 vorzuneh-
mende Änderung des Volksabstimmungsgesetzes um einen weiteren Unterpunkt zu ergän-
zen, der im Rahmen einer numerischen Aufzählung als Nr. 4 einzuführen wäre; die bisheri-
ge Nr. 4 würde dann zu Nr. 5. Diese Ergänzung soll dazu dienen, einen Fehler im Gesetz zur 
Neuordnung des Wahlrechts im Land Mecklenburg-Vorpommern und zur Änderung anderer 
Rechtsvorschriften vom 16. Dezember 2010 (GVOBl. M-V S. 690) zu beheben. Dort wurde über-
sehen, neben der Kommunalverfassung (Artikel 2), dem Landesbeamtengesetz (Artikel 3) und 
der Hoheitszeichenverordnung (Artikel 4) auch das Volksabstimmungsgesetz in den Vorschrif-
ten zu ändern, die Verweise auf das damals in Artikel 5 Abs. 2 aufgehobene und durch das 
LKWG ersetzte Kommunalwahlgesetz enthalten. Seither laufen diese Verweise im VaG M-V ins 
Leere; dies betrifft ausschließlich § 20 VaG, dessen Absätze 1, 3, 4 und 5 auf Vorschriften aus 
dem inzwischen außer Kraft getretenen KWG verweisen. Diese Verweise sollten nunmehr da-
hingehend geändert werden, daß die funktionsgleichen Normen des LKWG in das VaG aufge-
nommen werden. Ich schlage deshalb folgende Neufassung des § 20 VaG vor (die Unterstrei-
chungen heben die erforderlichen Änderungen hervor): 

§ 20  
Durchführung des Volksentscheids 

(1) Der Volksentscheid wird in den Gemeinden durchgeführt. Über die Stimmberechtigung 
wird ein Wählerverzeichnis erstellt. § 24 des Landes- und Kommunalwahlgesetzes vom 16. 
Dezember 2010 (GVOBl. M-V S. 690), zuletzt geändert durch Gesetz vom 25. November 2013 
(GVOBl. M-V S. 658), in der jeweils geltenden Fassung über das Wählerverzeichnis gilt entspre-
chend. 

(2) Die Abstimmung findet in der Zeit von 8.00 Uhr bis 18.00 Uhr in einem öffentlich zugäng-
lichen Raum statt, der so beschaffen sein muß, daß das Abstimmungsgeheimnis gewahrt 
bleibt. Der Landeswahlleiter kann, wenn besondere Gründe es erfordern, die Abstimmungs-
zeit verlängern. 

(3) Entsprechend § 11 des Landes- und Kommunalwahlgesetzes wird in jedem Wahlbezirk ein 
Abstimmungsvorstand gebildet, der die Durchführung der Abstimmung leitet und in öffent-
licher Sitzung das Abstimmungsergebnis ermittelt und feststellt. Der Abstimmungsvorstand 
fertigt hierüber eine Niederschrift, die er sofort nach Abschluß des Stimmergebnisses der 
nach § 9 Abs. 3 des Landes- und Kommunalwahlgesetzes zuständigen Kreiswahlleitung zulei-
tet. Die Kreiswahlleitung faßt für den Landkreis die Stimmergebnisse zusammen und meldet 
sie der Landeswahlleitung. In den kreisfreien Städten nimmt diese Aufgabe die nach § 9 Abs. 3 
des Landes- und Kommunalwahlgesetzes zuständige Gemeindewahlleitung wahr. 

(4) Für die Wahrung des Abstimmungsgeheimnisses, von Ruhe und Ordnung im Abstim-
mungslokal und die Unterbindung unzulässiger Beeinflussungen gelten die §§ 27 bis 29 des 
Landes- und Kommunalwahlgesetzes entsprechend. 
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(5) Für die ehrenamtliche Tätigkeit der Mitglieder der Abstimmungsvorstände gelten die §§ 12 
und 13 des Landes- und Kommunalwahlgesetzes entsprechend. Auf Ordnungswidrigkeiten 
findet § 70 des Landes- und Kommunalwahlgesetzes entsprechende Anwendung. 

6. Zusammenfassung: 

Der Gesetzentwurf in Drucksache 6/5076 und der Entwurf einer Änderung der Geschäftsord-
nung des Landtages in Drucksache 6/5077 sind mit den Vorgaben der Landesverfassung M-V 
vereinbar. Bei Artikel 1 Nr. 3 (aus Drs. 6/5076) wird eine kleine Änderung empfohlen; hinsicht-
lich Artikel 3 (ebd.) rege ich eine Ergänzung an. 

Prof. Dr. Wolfgang März 

Rostock, am 26. Februar 2016 
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Stellungnahme von Herrn Christian Nestler, Wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl für 
Vergleichende Regierungslehre der Universität Rostock 

Gutachten zu „Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Verfassung des Landes Meck-
lenburg-Vorpommern und weiterer Rechtsvorschriften sowie Entwurf zur Änderung der 
Geschäftsordnung des Landtages Mecklenburg-Vorpommern der 6. Wahlperiode“

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete,

Grundlage der folgenden Ausführungen sind die Drucksachen 6/5076 (Gesetzentwurf der 
Fraktionen der SPD, CDU, Die LINKE und Bündnis 90/Die Grünen) und 6/5077 (Antrag der 
Fraktionen der SPD, CDU, Die LINKE und Bündnis 90/Die Grünen). Dabei wird in der gebote-
nen Kürze auf die Forschungen und Publikationen der Arbeitsgruppe Politik und Wahlen in 
Mecklenburg-Vorpommern des Lehrstuhls für Vergleichende Regierungslehre am Institut für 
Politik- und Verwaltungswissenschaften der Universität Rostock Bezug genommen.1

Die angestrebte Veränderung der Landesverfassung konzentriert sich auf drei Punkte:
1.  Veränderung der (maximalen) Dauer der Legislaturperiode von 59 auf 61 Monate, um 

die Setzung des Wahltermins zu flexibilisieren.
2.  Erweiterung der Kompetenzen des mit Angelegenheiten der Europäischen Union be-

trauten Ausschusses. Dabei werden sowohl Initiativrecht als auch die Möglichkeit zur 
Beschlussfassung eingeräumt. Dies wird mit einer entsprechenden Änderung der Ge-
schäftsordnung des Landtages verbunden.

3.  Absenkung der Hürden – von 120.000 auf 100.000 Unterstützer und beim Wahlquo-
rum von 33 auf 25 Prozent – für Volksentscheide bei gleichzeitiger Festsetzung einer 
zeitlichen Grenze von fünf Monaten für das Sammeln der Unterschriften und einem 
weiteren Monat zur Antragsstellung beim Landtag.

Allgemein ist zunächst anzumerken, dass die Veränderung der Verfassung nicht leichtfertig er-
folgen sollte. So handelt es sich beim Grundgesetz für die Bundesrepublik und bei der Landes-
verfassung M-V im übertragenden Sinne um das Fundament des politischen und gesellschaft-
lichen Systems. Änderungen sollten daher stets mit Bedacht vorgenommen werden, um die 
Wahrnehmung des Dokuments als „Anker“ der Rechtsordnung nicht zu gefährden. Der Begrün-
dung von Änderungen kommt daher eine hohe Bedeutung zu, sie muss von den Antragstellern 
geleistet und gleichermaßen getragen werden. Eine dezidierte Kommunikation aller wie auch 
immer nötigen Anpassungen in die Öffentlichkeit ist in jedem Fall unumgänglich.

Vor dem Hintergrund dieses Faktes lohnt es, auf die Pfadabängigkeit des Parlamentarismus 
in Deutschland zu verweisen. Als Vorüberlegung zu Punkt 1 und 3 ist festzuhalten, dass die 
parlamentarische Demokratie, wie sie seit 1949 in Bund und Ländern verfassungsmäßig ver-
ankert ist und praktiziert wird, auf die Teilnahme (Partizipation) der eigenen Bürgerinnen und 
Bürger angewiesen ist. Mit 91,1 (1972) und 90,7 Prozent (1976) Wahlbeteiligung, sehr hohen 
Werten bei Parteimitgliedschaft – mehr als 1 Million Mitglieder bei der SPD und weit über 
700.000 bei der CDU – sowie anderen Beteiligungsformen und einer allgemein politisierten 
Öffentlichkeit, kann der von den Müttern und Vätern des Grundgesetzes beschrittene Weg 

1 Detaillierte Informationen finden Sie unter: http://www.ipv.uni-rostock.de/forschung/arbeitsgruppen/ag-politik-und-wahlen-in-
mv/ (Stand: 10.02.2016).
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als Erfolg bezeichnet werden. Allerdings ist seitdem, verbunden mit dem Phänomen von Po-
litik- und Parteienverdrossenheit, Wahlmüdigkeit eingetreten, die eine kontinuierliche Verrin-
gerung dieser klassischen Partizipation feststellbar macht.
Wenn auch bei der Bundestagswahl 2013 die Wahlbeteiligung seit 1998 das erste Mal wieder 
leicht angestiegen war, ist in der Gesamtschau zu konstatieren, dass ein scheinbarer Tiefpunkt 
erreicht ist. Gerade mit Wahlbeteiligungen unter 50 Prozent bei den Landtagswahlen 2014 in 
Sachsen und Brandenburg sowie knapp über 50 Prozent bei der Wahl zur bremischen Bürger-
schaft 2015 lässt sich diese Sorge stützen. Erschwerend kommt hinzu, dass nach einem kur-
zen Hoch zur ersten gesamtdeutschen Bundestagswahl, in den ostdeutschen Bundesländern 
(seit 1990) im Vergleich zu den so genannten alten Bundesländern eine grundsätzlich deutlich 
niedrigere und sinkende Beteiligung zu beobachten ist. Für Mecklenburg-Vorpommern fin-
det sich dieser Trend in Abbildung 1. Hier sind lediglich die gemeinsamen Wahltermine von 
Landtags- und Bundestagswahl (1994-2002) von mehr als Zweidrittel der Wählerinnen und 
Wählern wahrgenommen worden.

Abb. 1: Wahlbeteiligung zu den Landtagswahlen in M-V seit 1990

Quelle: Eigene Darstellung nach den Daten der Landeswahlleiterin M-V.

Vor diesem Hintergrund scheint es folgerichtig, neue Wege der Partizipationsförderung zu 
gehen, Elemente von direkter Demokratie oder ein „attraktiver machen“ der Wahl bzw. des 
Wahltermins können Beispiele sein.

Konkret zu Änderung 1.

Mit der Verlängerung der Legislaturperiode kann verhindert werden, dass der Wahltermin 
2021 voraussichtlich in die Schulsommerferien fallen würde. Bereits 2016 ist der 4. Septem-
ber praktisch zu den Sommerferien zu zählen. Als letzter Feriensonntag entspricht der Termin 
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dem Wahltag in Sachsen 2014, wo diesem Umstand ein unmittelbarer Verlust von Beteiligung 
zugeschrieben wurde. In der Kommunikation der angestrebten Veränderung sollte dies mit 
Blick auf die Wahl 2016 bedacht werden. Diese Flexibilisierung scheint folgerichtig, zumal für 
die Zukunft diese Konstellation ausgeschlossen wird.
Die nicht explizit in den Drucksachen ausgedrückte Überlegung den Wahltermin wiederum 
mit der Bundestagswahl zu synchronisieren, wie es 1994, 1998 und 2002 der Fall war, ist nicht 
zu befürworten. Tatsächlich zeigt Abbildung 1 eine signifikant höhere Partizipation zu diesen 
Terminen als vorher und gerade hinterher aber es zeigt sich auch, dass die Landesergebnisse 
der Parteien im besonderen Maße vom Bundestrend beeinflusst werden. Wenn Föderalismus 
als regionale Vielfalt und eigene Motive von Regierungs- und Abgeordnetenhandeln ernst ge-
nommen wird, entsteht eine für die Bedürfnisse des Landes adäquate Parlamentszusammen-
setzung eher aus einer (soweit möglichen) Unabhängigkeit von den Einflüssen der Bundes-
politik. Dies resultiert daraus, dass der Wähler zwar durchaus zwischen Ebenen unterscheiden 
kann – das wird nirgendwo deutlicher als in M-V, wenn man die Kommunal- und Landtags-
wahlergebnisse vergleicht – aber die bedeutendere Ebene ein „Durchkreuzen“ fördert. Legiti-
mität für den Landtag entsteht, wenn die Arbeit und das Programm der Regierung gegen das 
der Oppositionsparteien zur Wahl stehen.

Dennoch sollte die Bedeutung des Wahltermins nicht überhöht werden. Wahlbeteiligung un-
terliegt zahlreichen verschiedenen Einflussfaktoren. Auch dies sollte in der Kommunikation 
der Änderung mit bedacht werden. Über Verfassungsrecht lässt sich Partizipation nur bedingt 
erhöhen. Es bleibt Aufgabe der politischen Akteure, wie es die Parteien sind, durch ihren Wett-
bewerb Beteiligung zu fördern, den Bürgerinnen und Bürgern zu vermitteln, dass er etwas 
entscheiden kann.

Konkret zu Änderung 2.

Die Einsetzung eines Ausschusses für Angelegenheiten der Europäischen Union ist in der vor-
geschlagenen Form nachvollziehbar. Eine Übertragung von Parlamentsaufgaben an einen 
entsprechend inhaltlich befassten Ausschuss ist ohne Zweifel eine Optimierung des zu erledi-
genden Prozesses. Dem Parlament muss aber klar sein, dass damit die „Selbstentmachtungs-
these“ der Parlamentsforschung gestützt wird. Diese sagt, dass die Gestaltungsspielräume 
der nationalen und insbesondere regionalen Ebene in der Europäischen Union zunehmend 
schrumpfen. Indem man aus Verfahrensgründen (Fristen) beschließt, dass man den eigenen 
Ablauf dynamisieren muss und dies mit einem möglicherweise entstehenden eigenen Nach-
teil begründet (Subsidaritätsfrühwarnsystem), begibt man sich in eben diese Position. Dabei 
ist in der Außenkommunikation diese Abgabe von Entscheidungen auf ein kleineren, meist 
nicht öffentlichen Ausschuss, wie pragmatisch es auch immer sein mag, genau die Art von 
Handlung, die „Hinterzimmerpolitik“ im Kopf von Bürgerinnen und Bürgern evoziert. Es ist 
also Aufgabe aller Abgeordneten sich nicht nur ein nachträgliches Vetorecht zu sichern, son-
dern zu allen Handlungen respektive Beschlüssen die Kommunikationsfunktion des Redepar-
laments zu nutzen. In diesem Zusammenhang sollte die Außenwirkung eines nachträglichen 
Aufhebens ebenfalls mitgedacht werden. Die Folgekosten einer solchen Entscheidung könn-
ten die Anwendung eines solchen Instruments einschränken.



Änderung der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern 75

Konkret zu Änderung 3.

Volksentscheide sind grundsätzlich als eine Ausformung der direkten Einbeziehung der Be-
völkerung in den politischen Prozess gedacht. In Deutschland ist diese Methode durch die 
Weimarer Erfahrung äußert reglementiert. Auf der Bundesebene sind lediglich die Neugliede-
rung des Bundesgebietes und die Verabschiedung einer neuen Verfassung mit diesem Mittel 
verbunden. In den Ländern gibt es klare Regelungen allerdings zumeist mit einer klaren Ein-
hegung. Elemente der direkten Demokratie ersetzen aber nicht den Wahlakt, sondern geben 
lediglich, neben anderen Beteiligungsformen, Bürgerinnen und Bürger die Gelegenheit, sich 
für Einzelthemen von besonderer Relevanz auf einem anderen Wege stark zu machen. Die 
Möglichkeiten hierfür sollten bei entsprechend großem Interesse gut umsetzbar sein, es kann 
aber keinesfalls das Ziel sein, das gut organisierte Minderheiten den parlamentarischen Pro-
zess blockieren können.
Die Absenkung der Hürden für Volksentscheide im Bundesland ist vor diesem Hintergrund zu 
begrüßen. Die Ausgestaltung ist dabei zurückhaltend und schafft durch konkretisierte Fristen 
eine neue Einschränkung der Nutzung.

Im Detail wird mit der Senkung der nötigen Unterschriften um 20.000 und der Reduzierung 
des Quorums auf 25 Prozent der Wahlberechtigten eine größere Realisierungschance einge-
räumt. Allerdings ist die Zahl der nötigen Unterstützer weiterhin sehr hoch. Weniger nach 
dem Anteil, von rund 7 Prozent (ausgehend von etwa 1.35 Millionen Wählerinnen und Wäh-
lern) an der Bevölkerung, sondern gemessen an der (auch politischen) Geographie des Lan-
des. Im Flächenland ist selbst im Internetzeitalter eine Landesteile und -kreise überspannende 
Initiative schwierig zu bewerkstelligen. Der Fakt, dass sehr gut organisierte Minderheiten die 
nötige Anzahl der Unterstützer beinahe unbesehen der Hürde zusammenbekommen, sollte 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass es auch beachtenswerte Anliegen von kleineren Grup-
pen gibt. Was das Quorum angeht, so ist die Absenkung an die untere Grenze erfolgt, wie sie 
in der Mehrzahl der anderen Bundesländer (bspw. Sachsen-Anhalt) besteht.

Zusammenfassung
	Verfassungsänderung müssen gut abgewogen sein und noch besser in die Bevölke-

rung kommuniziert werden 
	Ja zur Verlängerung der Legislaturperiode und damit Flexibilisierung des Wahltermins 

aber nein zu Koppelung mit der Bundestagswahl
	Bei entsprechender Kommunikation ist einer Prozessoptimierung zu Fragen der Eu-

ropapolitik bzw. der EU durch eine entsprechende Ermächtigung eines Ausschusses 
zuzustimmen

	Elemente der direkten Demokratie können als Mittel zur Partizipationsförderung ein-
gebunden werden, sollten aber nicht als Entwicklungsziel betrachtet werden

Bei Rückfragen stehe ich gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen,

Christian Nestler
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Stellungnahme von Frau Doris Petersen-Goes, Landeswahlleiterin Mecklenburg-Vorpom-
mern 

Schriftliche Stellungnahme zur Öffentlichen Anhörung zum Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern und weiterer Rechts-
vorschriften (Drs. 6/5076) sowie zum Entwurf zur Änderung der Geschäftsordnung des 
Landtages Mecklenburg-Vorpommern der 6. Wahlperiode (Drs. 6/5077) 

Sehr geehrter Herr Müller, 

für Ihr Schreiben vom 29. Januar 2016 und die darin eröffnete Möglichkeit, zu den vorgenann-
ten Entwürfen Stellung zu nehmen, danke ich Ihnen. Gerne nutze ich diese Gelegenheit, wo-
bei ich mich auf den Gesetzentwurf zur Änderung der Verfassung des Landes Mecklenburg-
Vorpommern und weiterer Rechtsvorschriften auf Drs. 6/5076 beschränke. 

1 Änderung der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern (Artikel 1) 

1.1 Artikel 27 (Wahlperiode) 

Die in Artikel 27 Absatz 1 vorgesehene Verlagerung und Verlängerung des Zeitrahmens 
für die Durchführung der regelmäßigen Neuwahl des Landtages auf den Zeitraum vom 59. 
bis zum 61. Monat nach Beginn der Wahlperiode, begrüße ich aus wahlorganisatorischer 
Sicht. 

Die Regelung wird es ermöglichen, dass – anders als bei der Landtagswahl am 4. Septem-
ber 2016 – künftig keine Neuwahl an dem auf das Ende der Sommerferien unmittelbar fol-
genden Sonntag abgehalten werden muss. Die organisatorische Vorbereitung der Land-
tagswahl 2016 wird die Gemeindewahlbehörden vor eine noch größere Herausforderung 
stellen, als die Vorbereitung des Volksentscheids im vergangenen Jahr. Es ist anzunehmen, 
dass sich die Besetzung und Schulung der Wahlvorstände wegen der Ferien- und Urlaubs-
zeit nochmals schwieriger gestalten dürfte. Weil am Sonnabend, dem 3. September 2016, 
traditionell die Einschulungen stattfinden, wird darüber hinaus weniger Zeit für die Her-
richtung der Wahllokale zur Verfügung stehen, die sonst im Laufe der Woche vor der Wahl 
vorbereitet werden. 

1.2 Artikel 60 (Volksbegehren und Volksentscheid) 

Absenkung des Unterschriftenquorums 
Die Absenkung der Anzahl der für ein erfolgreiches Volksbegehren einzureichenden gül-
tigen Unterstützungsunterschriften von 120 000 auf 100 000 Unterschriften von zur Land-
tagswahl wahlberechtigten Personen befürworte ich. 

Bezogen auf die 1334220 Abstimmungsberechtigten bei dem am 6. September 2015 
durchgeführten Volksentscheid wird das Quorum damit um 1,49 Prozentpunkte auf 7,5 % 
der Wahlberechtigten abgesenkt. Dabei handelt es sich in etwa um die gleiche Größenord-



Änderung der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern 77

nung, um die das Quorum vor dem Hintergrund des demografischen Wandels bereits im 
Jahr 2006 von 140 000 auf 120 000 Unterstützungsunterschriften abgesenkt worden war 
(bezogen auf dieselbe Bezugsgröße betrug die Absenkung 1,5 Prozentpunkte). 

Absenkung des Zustimmungsquorums bei einem Volksentscheid 
Die vorgesehene Änderung in Absatz 4 hat zur Folge, dass ein Gesetzentwurf künftig durch 
Volksentscheid angenommen ist, wenn die Mehrheit der Abstimmenden mit „Ja“ gestimmt 
hat und diese Mehrheit zugleich mindestens einem Viertel der Abstimmungsberechtigten 
entspricht. Hierdurch wird eine wesentliche verfassungsrechtliche Hürde für den potentiel-
len Erfolg eines Volksentscheides herabgesetzt und damit die direkte Demokratie gestärkt. 

Ergänzung des Absatzes 5 
Die in Absatz 5 beabsichtigte Konkretisierung des Regelungsgehalts des Volksabstim-
mungsgesetzes bezüglich der Dauer der Unterschriftensammlung für ein Volksbegehren 
wird begrüßt. 

2  Änderung des Landes- und Kommunalwahlgesetzes (Artikel 2)  

Die Änderung des § 56 Absatz 3 vollzieht die Änderung des Artikel 27 Absatz 1 der Verfas-
sung des Landes Mecklenburg-Vorpommern im Landtagswahlrecht nach.  

3  Änderung des Volksabstimmungsgesetzes (Artikel 3)  

Die Absicht, für die freie Sammlung von Unterschriften für ein Volksbegehren eine Frist von 
fünf Monaten zu bestimmen und dies mit einer verpflichtenden Anzeige über den Beginn 
der Sammlung zu verbinden, begrüße ich sehr. Gleiches gilt Bestimmung eines weiteren 
(sechsten) Monats für die Vorlage des Antrags auf Zulassung des Volksbegehrens.  Für die 
Prüfung der Zulassungsvoraussetzungen eines Volksbegehrens im allgemeinen sowie die 
Prüfung der Gültigkeit der Unterschriften im speziellen ist insbesondere die Anzeige über 
den Beginn der freien Unterschriftensammlung vor dem Hintergrund der in personeller und 
organisatorischer Hinsicht zu treffenden, umfangreichen Vorbereitungen bedeutsam. Die 
durch die Fristbestimmungen gesetzten zeitlichen Grenzen sind zudem einfach zu kontrol-
lieren, sodass das Fehlen dieser Zulassungsvoraussetzung oder die Ungültigkeit einer ein-
zelnen Unterschriftsleistung wegen Fristüberschreitungen leicht festgestellt werden kann.  

Hinsichtlich der Einfügung der beabsichtigten Änderungen in das Volksabstimmungsge-
setz unterbreite ich einen abweichenden Vorschlag. Auslöser hierfür sind meine Erfah-
rungen, die ich in den Jahren 2014 und 2015 mit Blick auf die erhöhte Erläuterungsbe-
dürftigkeit der Regelungen des Volksabstimmungsgesetzes gemacht habe. Ich empfehle 
deshalb, die Regelungen möglichst nachvollziehbar und verständlich abzufassen. 

Meinen Vorschlag zur Abfassung des Artikels 3 füge ich als Anlage 1 und eine Lesefassung 
als Anlage 2 bei. Wegen meiner Beweggründe für die vorgeschlagenen Änderungen im 
Einzelnen nehme ich auf die nachfolgenden Darlegungen Bezug: 
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Änderung des § 11 anstelle des neuen § 12a und des § 13 Satz 2 Nummer 4 
In dem neuen § 12a ist die Regelung der Anzeige der freien Unterschriftensammlung vor-
gesehen. Dabei wird in der Bestimmung auf § 12 Absatz 1 Satz 1 als Rechtsgrundlage der 
freien Unterschriftensammlung Bezug genommen, woraus sich auch die systematische 
Einordnung der Regelung als § 12a ergibt. 

Tatsächlich findet sich in § 12 Absatz 1 Satz 1 die Formulierung „freien Unterschriften-
sammlung“; allerdings in dem Satzteil „unabhängig von der Möglichkeit zur freien Unter-
schriftensammlung“. Hieraus wird deutlich, dass die freie Unterschriftensammlung nicht 
auf dieser Textstelle beruht. Vielmehr findet der Regelfall der freien Unterschriftensamm-
lung seine Grundlage in § 11 Absatz 2, auch wenn er dort nicht so bezeichnet wird. § 12 
Absatz 1 Satz 1 eröffnet hingegen für den Ausnahmefall einer vorangegangenen erfolg-
reichen, aber vom Landtag zurückgewiesenen Volksinitiative, deren Gegenstand derselbe 
Gesetzentwurf war, die Möglichkeit zur Auslegung von Eintragungslisten bei den Gemein-
debehörden. 

Die durch die Anfügung des § 13 Satz 2 Nummer 4 beabsichtigte Regelung der fünfmona-
tigen Dauer der freien Unterschriftensammlung unter Anknüpfung an die Unterschrifts-
leistung und unter Verweisung auf § 13 Satz 2 Nummer 2 halte ich für schwer verständlich. 
Zudem passt die Regelung einer Frist thematisch nicht in die Aufzählung der Inhalte, die 
einen Antrag auf Zulassung eines Volksbegehrens ausmachen. 

Aus Gründen der besseren Verständlichkeit schlage ich deshalb die Änderung des § 11 
anstelle der Einfügung des neuen § 12a und des § 13 Satz 2 Nummer 4 vor. Die Überschrift 
des § 11 lautet „Durchführung von Volksbegehren“, weshalb die Bestimmungen sich hier 
gut einfügen. In § 11 Absatz 2 wird die bereits bestehende Vorschrift, wonach die Samm-
lung der nach Artikel 60 der Verfassung erforderlichen Unterschriften den Vertretern des 
Volksbegehrens obliegt, als Regelfall mit dem Begriff „freie Unterschriftensammlung“ 
legal definiert. Die Bestimmungen über die fünfmonatige Dauer der freien Unterschrif-
tensammlung und die Anzeige ihres Beginns schließen sich als § 11 Absatz 3 an. Diese 
Verlagerung ist auch mit Blick auf die zusätzlich erforderliche Übergangsregelung in dem 
neuen § 28a (s.u.) geboten. 

Änderung des § 13 Satz 1 anstelle des § 13 Satz 2 Nummer 2 
Wie schon zur beabsichtigten Änderung des § 13 Satz 2 Nummer 4 ausgeführt, passt die 
in § 13 Satz 2 Nummer 2 beabsichtigte Regelung der sechsmonatige Frist zur Abgabe des 
Zulassungsantrags thematisch nicht in die Aufzählung der Inhalte, die einen Antrag auf 
Zulassung eines Volksbegehrens ausmachen. Die Bestimmung ist deshalb nach meinem 
Dafürhalten für Vertreter von Volksbegehren schwer verständlich. 

Ich schlage deshalb vor, die sechsmonatige Fristbestimmung, innerhalb derer der Antrag 
auf Zulassung eines Volksbegehrens nach dem Beginn der Unterschriftensammlung dem 
Landtag vorgelegt werden muss, in § 13 Satz 1 und damit gesondert von den Inhalten des 
Zulassungsantrags zu treffen. Diese Verlagerung ist auch mit Blick auf die zusätzlich erfor-
derliche Übergangsregelung in dem neuen § 28a (s.u.) geboten. 

Zusätzliche Änderung in § 14 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 
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In § 14 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 rege ich zusätzlich zur Änderung des Unterschriftenquo-
rums die Korrektur eines grammatikalischen Fehlers an. 

Ergänzung einer Übergangsregelung im neuen § 28a (zusätzlicher Änderungsbefehl) 
Mit Ausnahme des Artikels 1 Nummer 2 und des Artikels 2 sollen die in dem Gesetzentwurf 
auf Drs. 6/5076 beabsichtigten Änderungen nach dessen Artikel 4 am Tag nach der Verkün-
dung des Gesetzes in Kraft treten. Dies betrifft sowohl Änderung des Artikels 60 der Ver-
fassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern (Artikel 1 Nummer 4 des Gesetzentwurfs) 
als auch die Änderungen des Volksabstimmungsgesetzes (Artikel 3 des Gesetzentwurfs). 

Bereits seit April 2015 werden allerdings Unterschriften für zwei Volksbegehren in Meck-
lenburg-Vorpommern gesammelt. Die mit der Änderung des Volksabstimmungsgesetzes 
beabsichtigten Fristsetzungen sowie die Verpflichtung zur Anzeige des Beginns der frei-
en Unterschriftensammlung können von den Vertretern der Volksbegehren naturgemäß 
nachträglich nicht eingehalten werden. Zur Wahrung des Grundsatzes des Vertrauens-
schutzes ist deshalb eine Übergangsregelung unerlässlich, die ich als neu einzufügenden 
§ 28a vorschlage. 

Infolge der Absenkung des Unterschriftenquorums und des Zustimmungsquorums in Ar-
tikel 60 Absatz 1 Satz 3 und Absatz 4 Satz 1 der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vor-
pommern kann die Übergangsregelung nur so ausgestaltet werden, dass ausschließlich 
die Fristbestimmungen und die Verpflichtung zur Anzeige des Beginns der freien Unter-
schriftensammlung nicht auf die bereits laufenden Volksbegehren angewendet werden; 
also § 11 und § 13 Satz 1 in der bisherigen Fassung und im Übrigen die abgesenkten Un-
terschriften- und Zustimmungsquoren Anwendung finden. 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. Doris Petersen-Goes 
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Stellungnahme von Herrn Dr. Rainer Litten, Staatssekretär a.D. 

Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Verfassung des Landes Meck-
lenburg-Vorpommern und weiterer Rechtsvorschriften

LT-Drs. 6/5076

Einleitung

Dem Entwurf liegt ein früherer Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zugrunde, 
mit dem das durch die Verfassung festgelegte Unterstützungsquorum für ein Volksbegehren 
sowie das Zustimmungsquorum für einen Volksentscheid hatten gesenkt werden sollen. 
Dieser ist in dem nunmehr von allen LT-Fraktionen außer der NPD-Fraktion vorgelegten 
Entwurf eines Artikelgesetzes teilweise in sich geändert und um Änderungen weiterer 
Vorschriften der Landesverfassung sowie des Landes- und Kommunalwahlgesetzes und des 
Volksabstimmungsgesetzes ergänzt worden; außerdem ist ein Antrag auf Ergänzung der 
Geschäftsordnung des Landtags hinzugetreten. Zu dem Entwurf der Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen habe ich bereits am 7.9.2012 Stellung genommen und werde im Nachfolgenden 
gelegentlich darauf verweisen.

Einrichtung eines Ausschusses für Angelegenheiten der Europäischen Union 
(Art. 1 Nrn. 1 und 3, § 9 Abs. 2a GOLT)

Der in den Geschäftsordnungen des Landtags seit langem vorgesehene Ausschuss erhält 
durch die verfassungsrechtliche Einrichtung die Befugnis, dem Landtag in Angelegenheiten 
der Europäischen Union Beschlussempfehlungen vorzulegen, und soll zu plenarersetzenden 
Beschlüssen ermächtigt werden können, wenn eine rechtzeitige Beschlussfassung des 
Plenums nicht möglich ist (Art. 1 Nr. 3). Mit der ersteren Regelung soll sichergestellt werden, 
dass die Ausschussempfehlungen dann, wenn der Ausschuss gem. Art. 33 Abs. 2 Satz 2 ohne 
Auftrag des Plenums tätig geworden ist, vom Plenum als Beschlussempfehlungen behandelt 
werden können, mit der letzteren, dass es in Eilfällen keines Plenarbeschlusses bedarf. Hier-
durch soll der Landtag insbesondere in die Lage versetzt werden, seine Rechte im Rahmen des 
Subsidiaritätsfrühwarnsystems effektiv wahrzunehmen.

Die in Art. 6 des Protokolls Nr. 2 zum Lissabon-Vertrag (Subsidiaritätsprotokoll) vorgesehene 
Subsidiaritätsrüge der nationalen Parlamente der Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
als Stellungnahme zu dem Entwurf eines EU-Gesetzgebungsakts löst bei den betroffenen 
EU-Organen Überprüfungs- und Begründungspflichten aus, die zu Änderungen des Entwurfs 
führen können. Die nationalen Parlamente müssen innerhalb von 8 Wochen nach der Über-
mittlung des Entwurfs Stellung nehmen. Dabei obliegt es ihnen, regionale Parlamente mit 
Gesetzgebungsbefugnisse zu beteiligen. In Deutschland ist die Rüge Sache des Bundestags 
und des Bundesrats; der letztere hat die Parlamente der Bundesländer zu beteiligen. Nach § 
11 Abs. 1 des Integrationsverantwortungsgesetzes können Bundestag und Bundesrat in ihren 
Geschäftsordnungen regeln, wie ihre Entscheidungen herbeizuführen sind. Die in §§ 45a ff 
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GOBR getroffenen Bestimmungen enthalten jedoch keine Regelung der Beteiligung der 
Länderparlamente. In Mecklenburg-Vorpommern existiert eine weder durch Gesetz oder GOLT 
noch durch ausdrückliche Vereinbarung zwischen Landesregierung und Landtag geregelte 
Praxis.1 Die für Europafragen zuständige Staatskanzlei leitet hiernach die an den Bundesrat 
gerichteten Informationen der EU-Organe über die Entwürfe von Gesetzgebungsakten an den 
Landtag weiter. Seit Eingang der Information beim Bundesrat läuft die 8-Wochen-Frist. Soll der 
Landtag hierzu Beschluss fassen, so muss dem Plenum eine entsprechende Ausschussemp-
fehlung vorliegen. Zu diesem Zweck weist es die Sache i. d. R. dem zuständigen Ausschuss 
gem. Art. 33 Abs. 2 Satz 1 LV zu. Allerdings kann der Ausschuss sich gem. Art. 33 Abs. 2 Satz 
auch ohne Auftrag mit der Materie befassen und dem Plenum eine Empfehlung geben; es 
ist jedoch umstritten, ob dies eine Beschlussempfehlung sein darf.2 Muss er den Auftrag des 
Plenums abwarten, so ist für die Stellungnahme des Landtags eine weitere Plenarsitzung 
erforderlich. Soll diese sodann die Stellungnahme des Landes im Rahmen eines Beschlusses 
des Bundesrats werden, muss die Landesregierung sie sich zu eigen machen3, und zwar in der 
Kabinettsitzung vor der Sitzung des Bundesrats. Es liegt auf der Hand, dass die erforderliche 
Koordination der genannten Gremien die Einhaltung der Frist gefährdet und sie nachgerade 
ausschließt in einer Zeit der Parlamentsferien.

Die vorgesehenen Befugnisse des Ausschusses für Angelegenheiten der Europäischen Union 
wären geeignet, die aufgezeigten Hindernisse für die Einhaltung der Frist auszuräumen. Das 
Recht zur Beschlussempfehlung aufgrund einer Selbstbefassung des Ausschusses macht 
eine vorherige Sitzung des Plenums entbehrlich, die Befugnis zu einem plenarersetzenden 
Beschluss entbindet – in Eilfällen – von der Notwendigkeit, das Plenum überhaupt zu betei-
ligen. Gegen das erstere Recht könnte eingewandt werden, dass es die Einbeziehung anderer 
(Fach-) Ausschüsse verhindert, da sie der Ausschuss für Angelegenheiten der Europäischen 
Union nicht von sich aus beteiligen könnte. Gegen die Befugnis zu plenarersetzenden 
Beschlüssen, die freilich erst durch eine entsprechende Ermächtigung in der Geschäftsord-
nung des Landtags einzuräumen wäre, sprächen die Rechte aller Abgeordneten, die nicht 
Mitglieder des Ausschusses sind, nach Art. 22 Abs. 2 das Wort zu ergreifen und an Beschlüssen 
des Landtags mitzuwirken.4

Da anders aber zu befürchten ist, dass das Recht des Landtags auf Einbeziehung in die Stellung-
nahme des Landes zu dem Entwurf eines Gesetzgebungsakts der EU mangels Möglichkeit der 
Fristeinhaltung leer liefe, halte ich die vorgesehene Regelung für zulässig. Eine vergleichbare 
Regelung enthält immerhin Art. 45 GG, wonach der Bundestag den Ausschuss für Angele-
genheiten der Europäischen Union ermächtigen kann, die Rechte des Bundestags (d. h. des 
Plenums) gem. Art. 23 gegenüber der Bundesregierung wahrzunehmen, was er in § 93 b Abs. 2 
seiner Geschäftsordnung getan hat. Entsprechend Art. 52 Abs. 3a GG regelt auch die Geschäfts-
ordnung des Bundesrats entsprechende Befugnisse einer Europakammer. Auch in § 21 a Abs. 3 
der Geschäftsordnung der Hamburger Bürgerschaft sowie in § 14 a der Geschäftsordnung des 
Landtags von Schleswig-Holstein sind Ausschüsse mit solchen Befugnissen vorgesehen.  Freilich 
sollte gewährleistet sein, dass das Plenum bis zum ersetzenden Beschluss des Ausschusses selbst 

1 Vgl. Wiegand-Hoffmeister in: Classen/Litten/Wallerath, Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern, Handkommentar, 
2.Aufl., Nomos 2015, Art.39 Rn 7

2 Zapfe in: Classen/Litten/Wallerath (Fn 1) Art.33 Rn 16

3 In Baden-Württemberg ist die Landesregierung an die Stellungnahme gebunden, Art.34a Abs,2 Sätze 2 und 3 LV

4 Vgl. BVerfGE 130, 318, 356, 360
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beschließen kann.5 Dies wird man der in Art. 35a Abs. 2 Satz 1 enthaltenen Bedingung „wenn 
eine rechtzeitige Beschlussfassung des Landtags nicht möglich ist“ wohl entnehmen können. 
Die in Satz 2 vorgesehene Regelung, dass der Beschluss des Ausschusses nachträglich solle 
aufgehoben werden können, erscheint dagegen als ein etwas hilfloser Versuch, dem Plenum 
den Vorrang einzuräumen; denn der Aufhebungsbeschluss kann in die Stellungnahme des 
Landes nicht mehr einfließen. Erwägenswert ist demgegenüber die Berliner Lösung, wonach 
der Ausschussbeschluss nur dann plenarersetzend ist, wenn kein Abgeordneter widerspricht.6 
Dann besteht zwar die Gefahr, dass das Abgeordnetenhaus sich wegen Fristablaufs verschweigt; 
immerhin wäre dies bei Einstimmigkeit ausgeschlossen. Die im Entwurf vorgesehene Regelung 
einer nachträglichen Aufhebung des Ausschussbeschlusses sollte in jedem Fall als entbehrlich 
gestrichen werden. Im übrigen sollte gewährleistet sein, dass der plenarersetzende Beschluss 
des Ausschusses in öffentlicher Sitzung gefasst wird. Die Entscheidung über eine Subsidiaritäts-
rüge ist von nicht unerheblicher Tragweite, bei der die Öffentlichkeit Gelegenheit haben sollte, 
sich eine Meinung zu bilden.7 Die dem Ausschuss in Art. 33 Abs. 3 eingeräumte Möglichkeit, die 
Öffentlichkeit für die Sitzung oder den Beratungsgegenstand herzustellen, reicht dafür nicht 
aus. Entsprechend wäre der Entwurf eines Abs. 2 a des § 39 GeschOLT zu ändern.

Änderung der Frist für die Bestimmung von Neuwahlen nebst Folgeänderung der 
Fristen für Kandidatenaufstellung (Art. 1 Nr. 2, Art. 2)

Nach Art. 27 Abs. 1 Satz 3 finden die Neuwahlen frühestens 57, spätestens 59 Monate nach 
Beginn der 5jährigen Wahlperiode statt. Beginnt diese mit dem Zusammentritt des Landtags 
(was durch Art. 1 Nr. 2 Buchstabe b des Entwurfs klargestellt wird), so kann die Frist in die 
Sommerferien fallen, was, wie die Begründung hervorhebt, möglicherweise schädlich für 
die Wahlbeteiligung wäre. Dieser Fall könnte bereits bei den Wahlen der 8. Wahlperiode 
eintreten. Da die Wahl zur 7. Wahlperiode voraussichtlich am 4.9.2016 (nach den diesjährigen 
Sommerferien) stattfinden und der neugewählte Landtag gem. Art. 28 Satz 1 spätestens am 
30. Tag danach, also am 4.10., zusammentreten wird, wären die Neuwahlen zur 8. Wahlperiode 
in der Zeit zwischen dem 4.7. und dem 4.9.2021 anzuberaumen, was in die Sommerferien 
jenes Jahres fallen mag. Um das zu vermeiden, soll die Frist für die Ansetzung der Neuwahlen 
lt. Entwurf auf die Zeit zwischen dem 59. und des 61. Monat nach Beginn der Wahlperiode 
bestimmt werden, dh. für die Neuwahlen 2021 auf die Zeit zwischen dem 4.9. und dem 4.11. 
Diese Frist dürfte sich geringfügig nach vorne verlagern, wenn der Landtag der 7. Wahlperiode 
vor Ablauf des 30. Tages nach den Wahlen zusammentritt.

Allerdings überschreitet die nunmehr vorgesehene Frist teilweise die Dauer der 5jährigen 
Wahlperiode, was durch die in Art. 1 Nr. 2 Buchstabe a des Entwurfs  vorgesehene Ergänzung 
des Art. 27 Abs 1 der Landesverfassung „vorbehaltlich der nachfolgenden Bestimmungen“ 
möglich gemacht werden soll. Das ist misslich; denn jede Verlängerung einer Wahlperiode 
beeinträchtigt die Möglichkeit eines demokratischen Wechsels. Für die Wahlen 2021 wäre 
eine solche Verlängerung auch nicht nötig; liefe die Frist vom 58. bis zum 60. Monat nach 

5 Vgl. hierzu die Regelungen in § 93b Abs.2 Satz 6 GeschOBT und § 45d GeschOBR

6 § 21a GO des Abgeordnetenhauses

7 Vgl. BVerfGE 130, 318, 360; Wöllenschläger in: Dreier, Grundgesetz-Kommentar, 3.Aufl., 2015, Art.45 Rn 27
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Beginn der Wahlperiode, so könnten die Neuwahlen in der Zeit zwischen dem 4. 8. und dem 
4.10. 2021 (oder etwas früher) bestimmt werden. Das würde genügen, um die Sommerferien 
2021 zu vermeiden. Auch bei späteren Wahlen würde eine solche Regelung ohne erneute 
Verfassungsänderung ausreichen. In den meisten anderen Bundesländern wird diese Frist 
ebenfalls nicht überschritten.8 Ich rege daher an, die im Entwurf vorgesehene Frist für die 
Bestimmung der Neuwahlen entsprechend zu ändern.

Dies hätte zur Folge, dass auch die in Art. 2 vorgesehenen Änderungen der Fristen für die 
Kandidatenaufstellung in §56 Abs. 3 LKWG entsprechend geändert werden müssten (45 bzw. 
42 Monate).

Herabsetzung der Quoren für die Unterstützung von Volksbegehren und die Annahme 
durch Volksentscheid beschlossener Gesetze (Art. 1 Nr. 4 Buchstabe a bis c)

Zu der Frage der Quoren habe ich bereits in dem erwähnten Gutachten zum Gesetzentwurf 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Stellung genommen. Seitdem hat es das erste ausrei-
chend unterstützte Volksbegehren zum Gerichtsneustrukturgesetz gegeben, das zum ersten 
Volksentscheid geführt hat. Der dort zur Abstimmung gestellte Gesetzentwurf wurde zwar 
von der Mehrheit der Abstimmenden angenommen, scheiterte aber an dem nach Art. 60 
Abs. 4 erforderlichen Zustimmungsquorum.

Mit dem nunmehr vorgelegten Entwurf wird weiterhin das Ziel verfolgt, die Volksgesetz-
gebung durch Senkung der Quoren zu stärken, freilich durch eine geringere als die in dem 
ursprünglichen Entwurf vorgesehene. Das derzeit gültige Unterstützungsquorum von 
120.000 Wahlberechtigten für ein Volksbegehren (Art. 60 Abs. 1 Satz 3) soll auf 100.000 (statt 
auf 60.000) gesenkt werden, das Zustimmungsquorum von ¹/₃ der Wahlberechtigten für die 
Annahme eines volksbeschlossenen Gesetzes (Art. 60 Abs. 4 Satz 1) auf ¼ (statt auf 1/6).

Ich halte daran fest, dass die Volksgesetzgebung einer Förderung durch den Gesetzgeber 
bedarf und dass die Absenkung der genannten Quoren hierzu auch geeignet ist. Dass die 
geltende Hürde des Unterstützungsquorums nun in einem ersten Fall genommen worden 
ist, heißt nicht, dass sie anscheinend niedrig genug ist. Es ändert nichts daran, dass frühere 
Volksbegehren an ihr gescheitert sind. Wie in meinem früheren Gutachten bereits ausgeführt, 
ist ein Quorum von 120.000 (= nunmehr rd. 9 % der Wahlberechtigten, gemessen an der Zahl 
der Abstimmungsberechtigten des Volksentscheids 2015) höher als die entsprechenden 
Quoren in Berlin (7 %), Brandenburg (3,8 %), Hamburg (5 %), Nordrhein-Westfalen (8 %) und 
(Schleswig-Holstein (5 %). Es wird im übrigen zutreffen, dass das Einsammeln von Stimmen 
in einem dünnbesiedelten Flächenland wie Mecklenburg-Vorpommern schwieriger ist als in 
Ballungsgebieten. Ich habe zwar in meinem früheren Gutachten darauf hingewiesen, dass 
immerhin die rechtlichen Einsammlungsvoraussetzungen in Mecklenburg-Vorpommern 
niedriger sind als anderswo; ein wichtiger Vorteil, die fehlende Befristung des freien Einsam-
melns, soll jedoch gerade durch den vorliegenden Entwurf beseitigt werden (Art. 3 Nr. 2).

8 zB. Verfassungen Berlin Art.54 Abs.1 Satz 3, Brandenburg Art.62 Abs.1 Satz 2, Hamburg Art.10 Abs.2, Niedersachsen Art.9 Abs.2, 
Saarland Art.67 Abs.1 Satz 1, Sachsen Art.44 Abs.2, Sachsen-Anhalt Art.43 Satz 3, Schleswig-Holstein Art.19 Abs.1 Satz 1. Anders 
allerdings Bayern Art.16 Abs.1 Satz 3: spätestens 62. Monat
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Die Herabsetzung des Unterstützungsquorums auf 100.000 (d.i. auf rd. 7,5% der Wahl-
berechtigten, gemessen an der Zahl der Abstimmungsberechtigten des Volksentscheids 
2015) erscheint zaghaft. Das Volksbegehren zur Schulreform mit 73.000 Unterstützern wäre 
jedenfalls auch an dieser Hürde gescheitert. Sie läge nunmehr im Mittelbereich der Skala der 
Unterstützungsquoren der Länder; sie würde jedenfalls von Berlin, Brandenburg, Hamburg, 
dem Saarland und Schleswig-Holstein unterboten. Das ist vertretbar.

Das in Mecklenburg-Vorpommern geltende Zustimmungsquorum von ¹/₃9 liegt dagegen 
am oberen Ende der Skala , auf der die Länder Bayern, Hessen und Sachsen nicht einmal zu 
finden sind, weil sie überhaupt nur bei verfassungsändernden Gesetzen Zustimmungsquoren 
kennen. Der einzige hierzulande durchgeführte Volksentscheid ist daran gescheitert, wie 
bereits ausgeführt. Eine Herabsetzung dürfte deshalb zu der erwünschten Stärkung der 
Volksgesetzgebung führen.

In meinem früheren Gutachten habe ich die Auffassung vertreten, dass richtigerweise 
überhaupt kein Zustimmungsquorum verlangt werden solle, und dabei auf die Erfahrungen 
der Länder Bayern, Hessen und Sachsen sowie der Schweiz verwiesen, in denen es nicht zu 
Überraschungsgesetzen gekommen sei. Daran möchte ich nicht festhalten. Beim Fehlen eines 
Zustimmungsquorums besteht die doch nicht unerhebliche Gefahr, dass eine kleine Schar 
von Aktivisten dem Land im Rücken einer thematisch desinteressierten Mehrheit ein Gesetz 
aufzwingt, das dessen Wohl schadet. Jüngste Beispiele wie der Hamburger Volksentscheid 
zur Schulreform, aber auch der hierzulande gescheiterte Volksentscheid zur Neustruktur der 
Gerichte zeigen, dass gelegentlich nicht die Notwendigkeit von Reformen, sondern gerade 
der Widerstand gegen solche Reformen engagierte Gegner auf den Plan ruft, die andere 
Verhinderungswillige zu mobilisieren wissen. Ein aufgrund solcher Kampagnen mit wenigen 
Stimmen angenommes Volksgesetz könnte zwar vom Landtag aufgehoben werden. Ein 
derartiges Vorgehen aber würde die Volksgesetzgebung und auch das Parlament  schwächen, 
weil die letztendlichen Verlierer behaupten würden, das Parlament regiere am Volk vorbei.

Es erscheint indessen angezeigt, das derzeitige Quorum zu senken. Nimmt man in den Blick, 
dass die Beteiligung an Landtagswahlen (auch) in Mecklenburg-Vorpommern in den letzten 
25 Jahren kontinuierlich gesunken ist ( zuletzt 51,5 % bei den Wahlen 2011), sollten sich auch 
die Anforderungen an das Zustimmungsquorum verringern. Ist das Wahlvolk schon bei allge-
meinen Wahlen weniger interessiert, vermindert gesunkenes Interesse am Gegenstand eines 
Volksentscheids nicht die Legitimation eines hierdurch mit Mehrheit beschlossenen Gesetzes. 
Die Herabsetzung auf ¼ der Wahlberechtigten – wie im Entwurf vorgesehen – entspricht 
dem in mehreren anderen Bundesländern10 üblichen Normalmaß. Freilich wäre der Volksent-
scheid 2015 auch an dieser Hürde gescheitert. Andererseits gilt das genannte Quorum auch 
in solchen Bundesländern, in denen eine noch niedrigere Wahlbeteilgung zu verzeichnen ist 
als in Mecklenburg-Vorpommern, nämlich in Brandenburg und in Sachsen-Anhalt. Ich habe 
daher keine durchgreifenden Bedenken gegen das ins Auge gefasste Zustimmungsquorum.

9 Ebenso Art.60 Abs.5 Satz 2 LV BaWü

10 Brandenburg Art. 78 Abs.2, Niedersachsen Art.49 Abs.2, Saarland Art.100 Abs.3, Sachsen-Anhalt Art.81 Abs.3
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Fristsetzung für freie Unterschriftensammlung (Art. 1 Nr. 4 Buchstabe d, Art. 3)

Nach geltendem Recht können Unterschriften für ein Volksbegehren ohne Zulassung frei 
gesammelt werden, ohne dass die Initianten an eine Frist gebunden sind. Sie können das Volks-
begehren dem Landeswahlleiter übergeben, wenn das Quorum erreicht ist. Freilich: Wenn 
der dem Volksbegehren zugrundeliegende Gesetzentwurf Gegenstand einer vom Landtag 
nicht angenommenen Volksinitiative war, können sie stattdessen auch die Auslegung bei 
den Gemeindebehörden verlangen. Hier gilt dann eine Eintragungsfrist von 2 Monaten (§ 12 
VAbstG). Der Entwurf sieht vor, auch die freie Sammlung von Unterschriften zu befristen, wie 
dies in allen anderen Bundesländern, die die freie Sammlung kennen, geregelt ist. Dagegen 
ist nichts einzuwenden. Auch die Länge der Frist begegnet keinen Bedenken.11 Schließlich 
gibt es auch einen guten Grund dafür, dass sie deutlich länger ist als die Eintragungsfrist bei 
den Gemeindebehörden; denn das Einsammeln ist langwieriger als die Entgegennahme 
der Unterschriften an fest bestimmten amtlichen Orten. Durch die vorgesehene schriftliche 
Anzeige des Sammlungsbeginns kann die Einhaltung der Frist überprüft werden. Schließlich 
sorgt ein Zeitrahmen zwischen der ältesten Unterschriftsleistung und der Einreichung des 
Volksbegehrens beim Landeswahlleiter dafür, dass der Unterstützungswille sämtlicher Unter-
schreiber bei Einreichung noch vorhanden ist. Dass dieser 6 Monate betragen soll, bedeutet, 
dass die Initianten das Begehren spätestens einen Monat nach Ablauf der Eintragungsfrist 
einreichen müssen. Auch gegen diese Regelung ist nichts einzuwenden.

Die verfassungsrechtlichen Voraussetzungen für die angegebenen Änderungen des VAbstG, 
die das Recht des Volksbegeherens einschränken, werden durch die Ergänzung des Art. 60 
Abs.  5 geschaffen. Die weiteren Änderungen des VAbstG entsprechen der Senkung der 
Quoren in Art. 60 oder sind ortographischer Natur.

Zusammenfassung meiner Änderungsvorschläge

Zu Art. 1 Nr. 2: In Satz 3 wird das Wort „siebenundfünfzig“ durch das Wort „achtundfünfzig“ 
und das Wort „neunundfünfzig“ durch das Wort „sechzig“ ersetzt.

Zu Art. 1 Nr. 3: In Art. 35 a Abs. 2 ist Satz 3 durch folgenden Satz zu ersetzen: „Sie gelten als 
Beschlüsse des Landtags, wenn keines seiner Mitglieder binnen 7 Tagen widerspricht“.

Zu Art. 2: In § 56 Absatz 3 wird die Angabe „44 Monate“ durch „45 Monate“ und die Angabe „41 
Monate“ durch „42 Monate“ ersetzt.

Zu Nr. 1 des Entwurfs zur Änderung der Geschäftsordnung des Landtags: In §9 Abs. 2a sind 
in Satz 3 nach dem Wort „Union“ die Worte „in öffentlicher Sitzung“ einzufügen. Satz 5 ist 
durch folgenden Satz zu ersetzen“ Sie gelten als Beschlüsse des Landtags, wenn keines seiner 
Mitglieder binnen 7 Tagen widerspricht“.

11 In NRW beträgt sie freilich 12 Monate (§ 18a des Gesetzes über das Verfahren bei Volksinitiativen, Volksbegehren und 
Volksentscheid)
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Stellungnahme von Frau Dorothee Zwiffelhoffer, Direktorin des Landtages Nordrhein-West-
falen 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,
vielen Dank für Ihre Einladung vom 29. Januar 2016.

Zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vor-
pommern und weiterer Rechtsvorschriften sowie dem Entwurf zur Änderung der Geschäfts-
ordnung des Landtages Mecklenburg-Vorpommern der 6. Wahlperiode nehme ich, soweit die 
geplante Anpassung des rechtlichen Instrumentariums des Landtags in Angelegenheiten der 
Europäischen Union betroffen ist, wie folgt Stellung:

Verfahrensweise in NRW

Im Landtag NRW gibt es seit 2010 einen eigenständigen Ausschuss für Europa und Eine Welt; 
zuvor war der Hauptausschuss für Angelegenheiten der Europäischen Union zuständig. Der 
Ausschuss besteht derzeit aus 22 Mitgliedern, den Vorsitz hat ein Mitglied der Piratenfraktion 
inne. Neben der Vorbereitung der parlamentarischen Willensbildung in europapolitischen Fra-
gen thematisiert der Ausschuss entwicklungspolitische Fragen im Bereich der Eine-Welt-Po-
litik. Auf der Seite der Landesregierung ist die Zuständigkeit für Europa, Internationale An-
gelegenheiten und Medien in Abteilung IV der Staatskanzlei, also im Geschäftsbereich der 
Ministerpräsidentin, angesiedelt. Seit Februar 2012 unterhält der Landtag NRW ein eigenes 
Verbindungsbüro in Brüssel, das in der Landesvertretung NRW angesiedelt ist und als erste 
Anlaufstelle für die Abgeordneten bei ihrer europapolitischen Arbeit dient. Das Büro in Brüs-
sel hält ständigen Kontakt zu den Europäischen Institutionen, der Kommission, dem Rat und 
dem Parlament sowie zu Vertretern anderer Landtage. Zu den Aufgaben des Verbindungs-
büros zählt es, die für den Landtag relevanten Vorgänge auf EU-Ebene zu beobachten, und 
die Landtagsabgeordneten frühzeitig auf aktuelle Entwicklungen hinzuweisen. Eine weitere 
Aufgabe ist die Unterstützung der Mitsprache des Landtags im Subsidiaritätsverfahren. Zu 
diesem Zweck erhalten alle Abgeordneten zusammen mit dem „Bericht aus Brüssel” der Lan-
desregierung jede Woche einen Newsletter, in dem das Europareferat der Landtagsverwal-
tung über ausgewählte Frühwarndokumente berichtet und diese im Hinblick auf Subsidiari-
tätsbedenken bewertet.

Rechtliche Grundlagen

Anders als es der vorliegende Entwurf zur Änderung der Verfassung vorsieht, enthält die 
Landesverfassung Nordrhein-Westfalen keine Bestimmungen zu einem Ausschuss für Ange-
legenheiten der Europäischen Union. Zuständigkeit und Verfahren in Angelegenheiten der 
Europäischen Union im Rahmen des Subsidiaritätsfrühwarnsystems sind in der Geschäftsord-
nung des Landtags NRW beschrieben (dort in §§ 51 Abs. 4, 85 Abs. 6). Ferner enthält die ,,Ver-
einbarung über die Unterrichtung des Landtags durch die Landesregierung” zwischen Land-
tag und Landesregierung vom 13.12.2012 (Parlamentsinformationsvereinbarung) eine Reihe 
von Verfahrensregeln.
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Im Einzelnen:

Der Europaausschuss ist federführender Ausschuss für Angelegenheiten der Europäischen 
Union im Rahmen des Subsidiaritätsfrühwarnsystems (§ 85 Abs. 6 Satz 2 GO LT). Frühwarn-
dokumente gelten als durch die Präsidentin an den Europaausschuss überwiesen. Daraus lei-
tet sich das Recht zu Beschlussempfehlungen an den Landtag ab. Eine vorherige gesonderte 
Überweisung wie bei anderen Angelegenheiten ist nicht erforderlich. Die Frühwarndoku-
mente werden nach Eingang unmittelbar an die Mitglieder des Europaausschusses weiterge-
leitet. Im Intranet werden die Abgeordneten zudem über Frühwarndokumente, Bundesrats-
dokumente und die laufenden Fristen informiert. Wenn eine rechtzeitige Beschlussfassung 
des Landtags nicht möglich ist, kann der zuständige Fachausschuss anstelle des Landtags 
Beschluss fassen. Die Beschlüsse sind dem Plenum im Rahmen einer als Tagesordnungspunkt 
aufzunehmenden Unterrichtung durch die Präsidentin zur Kenntnis zu bringen. Auf Antrag 
einer Fraktion können die Beschlüsse nachträglich vom Landtag wieder aufgehoben werden 
(§ 51 Abs. 4 GO LT).

Nach der Parlamentsinformationsvereinbarung übersendet die Landesregierung dem Land-
tag auf elektronischem Weg unverzüglich die ihr vom Bundesrat übermittelten Vorhaben der 
Europäischen Union und teilt den voraussichtlichen Termin der Behandlung des Vorhabens 
im Bundesrat mit. Die Unterrichtung erfolgt so rechtzeitig, dass dem Landtag Gelegenheit zur 
Stellungnahme vor den Beratungen des Bundesrates verbleibt. Ferner unterrichtet die Lan-
desregierung den Landtag spätestens drei Wochen nach Eingang des Frühwarndokuments 
bei der Landesregierung in einem Berichtsbogen über Vorhaben im Rahmen der Europä-
ischen Union, die für das Land von erheblicher Bedeutung sind und wesentliche Interessen 
des Landes berühren. Die Landesregierung informiert den Landtag frühestmöglich über die 
beabsichtigte Positionierung der Landesregierung zu Subsidiaritätsrügen und Subsidiaritäts-
klagen im Bundesrat. Der Landtag sucht seinerseits vor einer Beschlussfassung hinsichtlich 
einer möglichen Subsidiaritätsrüge das Gespräch mit der Landesregierung.

Erfahrungen in der Praxis

Ein plenarersetzender Beschluss durch den Europaausschuss wurde bislang in keinem Fall ge-
fasst. Eine stichprobenhafte Erhebung durch das Europareferat im Zeitraum Januar bis August 
2013 ergab, dass bei insgesamt 69 Frühwarndokumenten nur in einem Fall das Plenum nicht 
zu erreichen gewesen wäre. Bis heute haben weder das Plenum noch der Europaausschuss 
die Erhebung einer Subsidiaritätsrüge beschlossen. Die letzte inhaltliche Stellungnahme in 
Form einer Direktzuleitung an die Europäische Kommission erfolgte aufgrund eines Plenarbe-
schlusses zum Thema Bankenunion im Jahr 2012, nachdem der Europaausschuss entschieden 
hatte, dass eine Subsidiaritätsrüge das falsche Signal sei.

Die Zahl der Frühwarndokumente, die vom Ausschuss in der laufenden Legislaturperiode (seit 
2012) auf die Tagesordnung gesetzt wurden, bewegt sich im einstelligen Bereich.
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Verglichen mit den Fachausschüssen ist der Ausschuss für Europa und Eine Welt als Quer-
schnittsausschuss vor besondere Herausforderungen gestellt. Seine Zuständigkeit für alle An-
gelegenheiten der Europäischen Union im Rahmen des Subsidiaritätsverfahrens erfordert die 
Befassung mit den unterschiedlichsten fachspezifischen Fragen. Auf der anderen Seite man-
gelt es an eigenständigen Themen des Europaausschusses.

In der praktischen Arbeit hat sich gezeigt, dass häufige Reisen des Europaausschusses nach 
Brüssel sowie Gespräche mit den dortigen Akteuren erforderlich sind.
  
Mit freundlichen Grüßen

Dorothee Zwiffelhoffer
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Stellungnahme von Herrn Dr. Michael Efler, Bundesvorstandssprecher Mehr Demokratie e.V.

Stellungnahme 

im Rahmen der Anhörung im Europa- und Rechtsausschuss des Landtages Mecklenburg-
Vorpommern zum Gesetzentwurf zur Änderung der Verfassung des Landes Mecklen-
burg-Vorpommern und weiterer Rechtsvorschriften sowie zum Entwurf zur Änderung der 
Geschäftsordnung des Landtages Mecklenburg-Vorpommern – Drs. 6/5076 und 6/5077 

I. Einleitung 

Für die Möglichkeit der Stellungnahme zu den vorliegenden Gesetzentwürfen möchten 
wir uns herzlich bedanken. Die Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und Bündnis 90 / Die 
Grünen haben am 13. Januar 2016 einen Gesetzentwurf zur Änderung der Verfassung des 
Landes Mecklenburg-Vorpommern und weiterer Rechtsvorschriften, sowie einen Gesetzent-
wurf zur Änderung der Geschäftsordnung des Landtages vorgelegt. Die folgende Stellung-
nahme bezieht sich nur auf solche geplanten Änderungen, welche die Arbeit unseres Fach-
verbandes unmittelbar betreffen. Der Gesetzentwurf beinhaltet die Absenkung der nötigen 
Unterschriften für ein erfolgreiches Volksbegehren von 120.000 auf 100.000 und des Zustim-
mungsquorums bei Volksentscheiden von einem Drittel auf ein Viertel. Zu dem soll eine Frist 
auch für die freie Unterschriftensammlung eingeführt werden. Die vorliegende Stellung-
nahme beurteilt zunächst die angestrebten Reformen. Bezüglich des Unterschriftenquorums 
und des Zustimmungsquorums werden Verfahrensbedingungen,weitere Bedingungen und 
empirische Auswirkungen untersucht. Ferner wird die Frage der Zustimmungsquoren und 
deren Wirkungen grundsätzlich diskutiert. Abschließend werden die Möglichkeiten weiterer 
Reformen kurz erörtert. 

II. Zum Gesetzentwurf im Einzelnen 

1. Zum Unterschriftenquorum beim Volksbegehren (Art. 60 Absatz 1 VerfMV) 

Der Gesetzentwurf sieht die Absenkung des Unterschriftenquorums bei Volksbegehren von 
120.000 (8,7 % der Abstimmungsberechtigten) auf 100.000 (7,2 %) vor. Mehr Demokratie 
begrüßt diesen Schritt dem Grunde nach. Die bislang erforderlichen 120.000 Unterschriften 
stellten eine kaum zu erreichende Hürde dar, wie sich auch in der Praxis der direkten Demo-
kratie auf Landesebene zeigte. Die Absenkung dieser Hürde greift allerdings nicht weit genug. 

a. Verfahrensbedingungen 

Bei der Höhe des Unterschriftenquorums rückt Mecklenburg-Vorpommern unter Berück-
sichtigung des vorliegenden Gesetzentwurfs im Vergleich zu anderen Bundesländern in das 
Mittelfeld vor. Es können vier Gruppen gebildet werden. 
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Gruppe 1: Bremen (5 Prozent), Hamburg (5 Prozent), Brandenburg (ca. 4 Prozent) und 
Schleswig-Holstein (ca. 3,6 Prozent), 

Gruppe 2: Nordrhein-Westfalen (8 Prozent), Thüringen (8 Prozent bei Amtseintragung), 
Berlin (7 Prozent) und Mecklenburg-Vorpommern (7,2 Prozent),Saarland (7 Prozent) 

Gruppe 3: Bayern (10 Prozent), Niedersachsen (10 Prozent), Thüringen (10 Prozent bei 
freier Sammlung), Sachsen-Anhalt (9 Prozent) und Sachsen (ca. 13 Prozent), Rheinland-
Pfalz (9,7 Prozent), Bremen (10 Prozent bei Verfassungsänderungen) 

Gruppe 4: Baden-Württemberg (16,7 Prozent), Hessen (20 Prozent), und Berlin (20 
Prozent bei Verfassungsänderungen). 

b. Empirische Auswirkungen und weitere Bedingungen 

Vergleich der Anzahl der Volksinitiativen und Volksbegehren* 

Land Anzahl  
Volksinitiativen 

Unterschriften-
quorum 

Anzahl  
Volksbegehren 

Erfolgreiche 
Volksbegehren 

Brandenburg 40 3,7 Prozent 12 2 

Mecklenburg- 
Vorpommern 22 8,7 Prozent 2 1 

Schleswig- 
Holstein 21 5 Prozent 5 2 

Hamburg 43 5 Prozent 15 11 

Berlin 30 7 Prozent 9 5 

NRW 12 8 Prozent 2 1 

*Zahlen bis Anfang 2016, in Berlin und NRW wurden die Anträge auf Volksbegehren aufgeführt 

Ein Blick auf die Zahlen verdeutlicht, dass Mecklenburg-Vorpommern trotz guter Eintragungs-
bedingungen mit Brandenburg, Schleswig-Holstein und Hamburg hinsichtlich der Zahlen der 
Volksbegehren nicht mithalten kann. In Hamburg wurde die Volksgesetzgebung 1996 einge-
führt und in den Jahren 2002 und 2008 reformiert. Obwohl Hamburg über eine jetzt dreiwö-
chige Eintragungsfrist verfügt, gab es bereits zwölf Volksbegehren, von denen elf erfolgreich 
waren. In einem Stadtstaat ist die Erreichbarkeit und Mobilisierungsfähigkeit von Menschen 
wesentlich einfacher als in einem dünn besiedelten Flächenstaat. Die Vergleichszahlen mit 
Berlin, wo die Volksgesetzgebung 2009 reformiert wurde, und NRW bestätigen die Beobach-
tung. In Stadtstaaten ist die Durchführung eines erfolgreichen Volksbegehrens wahrschein-
licher. 7,2 Prozent in Mecklenburg-Vorpommern bei sehr guten Eintragungsbedingungen 
sind eine wesentlich höhere Hürde als sieben Prozent in Berlin bei sehr guten Eintragungs-
bedingungen. Obwohl Brandenburg mit vier Monaten und ausschließlicher Amtseintragung 
über schlechtere Eintragungsbedingungen verfügt, fanden hier bereits acht Volksbegehren 
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statt, die freilich alle an der Amtseintragung gescheitert sind. Auch dieser Vergleich bestätigt, 
dass eine hohe Unterschriftenhürde eine abschreckende Wirkung entfaltet. Vorausgesetzt der 
Gesetzgeber möchte erfolgreiche Volksbegehren ermöglichen und damit auch den Ansprü-
chen der Verfassung in den Artikeln 3, 55 und 60 gerecht werden, ist eine weitere Senkung des 
Unterschriftenquorums beim Volksbegehren dringend angeraten. 

Mecklenburg-Vorpommern gehört mit 26 eingeleiteten direktdemokratischen Verfahren 
auf Landesebene zwischen 1994 und 2014 zu den Spitzenreitern unter den Bundesländern 
(Volksbegehrensbericht 2015, S. 13 f.). Dass es trotzdem 20 Jahre dauerte, ehe ein Volksbe-
gehren erfolgreich war, macht deutlich, dass die bislang 120.000 geforderten Unterschriften 
eine nur schwer zu nehmende Hürde darstellen. 

Daher fordert Mehr Demokratie: 
• ein Unterschriftenquorum bei Volksbegehren von fünf Prozent bei einfachen Gesetzen
• ein Unterschriftenquorum von 8 Prozent bei verfassungsändernden Gesetzen bei gleich-

zeitiger Absenkung der Hürden für verfassungsändernde Volksentscheide 

2. Zum Zustimmungsquorum beim Volksentscheid (Art. 60 Absatz 4 VerfMV) 

Der vorliegende Gesetzentwurf sieht die Absenkung des Zustimmungsquorums bei Volks-
entscheiden von einem Drittel auf ein Viertel vor. Die Absenkung des Zustimmungsquorums 
ist ein Schritt in die richtige Richtung. Allerdings hält Mehr Demokratie Zustimmungsquoren 
grundsätzlich für nicht begründbar. Dies soll im Folgenden näher ausgeführt werden. 

a. Verfahrensbedingungen 

Beim Zustimmungsquorum können vier bzw. fünf Gruppen gebildet werden. Mecklenburg-
Vorpommern nimmt hier auch unter Berücksichtigung des vorgelegten Gesetzentwurfs 
jeweils einen hinteren Platz ein. 

Volksentscheide über einfache Gesetze: 
Gruppe 1, Mehrheitsprinzip: Bayern, Sachsen, Hessen und Hamburg (Quorum bezogen 
auf Wahlbeteiligung), 
Gruppe 2, erreichbares Quorum: NRW (15 Prozent), Bremen (20 Prozent), Hamburg 
(20 Prozent, wenn Volksentscheid nicht zusammen mit einer Wahl stattfindet), Rhein-
land-Pfalz (25 Prozent Beteiligungsquorum), Schleswig-Holstein (15 Prozent), 
Gruppe 3, übliches Quorum (25 Prozent): Baden-Württemberg, Berlin, Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Saarland, Sachsen-Anhalt, Thüringen. 

Volksentscheide über Verfassungsänderungen: 
Gruppe 1: Hamburg (2/3-Mehrheit bezogen auf die Wahlbeteiligung, Volksentscheide 
über Verfassungsänderungen finden stets zusammen mit Wahlen zur Bürgerschaft 
oder zum Bundestag statt), 
Gruppe 2: Bayern (25 Prozent), 
Gruppe 3: Thüringen (40 Prozent), Bremen (40 Prozent), 
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Gruppe 4: (50 Prozent): Baden-Württemberg, Bremen, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, 
Sachsen und zusätzlich mit 2/3-Mehrheit der Abstimmenden: Berlin, Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Saarland, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und NRW 
(50 Prozent Beteiligungsquorum plus 2/3-Mehrheit), 
Gruppe 5, gar nicht möglich: Hessen. 

Mecklenburg-Vorpommern gehörte mit seiner Regelung der Zustimmungsquoren zu den 
Schlusslichtern. Es gab seit 1949 bundesweit 23 Volksentscheide aufgrund eines Volksbegeh-
rens. Davon sollte 6 mal die Verfassung und 13 mal einfache Gesetze geändert werden. Hätten 
alle 19 Volksentscheide in Mecklenburg-Vorpommern stattgefunden, wäre keine Verfassungs-
änderung gültig gewesen und lediglich drei von 13 Volksentscheiden über einfache Gesetze. 
Diese drei Volksentscheide wurden gemeinsam mit Wahlen durchgeführt und führten 
deswegen zu einer hinreichend hohen Beteiligung beim Volksentscheid. 

b. Diskussion des Zustimmungsquorums 

Gemeinhin wird für Zustimmungsquoren das Argument angeführt, dass sie zu einer höheren 
Legitimation einer Entscheidung führen. Der Common Sense würde wohl sofort zustimmen, 
dass eine Beteiligung von 70 Prozent bei einem Volksentscheid oder bei einer Wahl ein 
höheres Ansehen hinsichtlich der Legitimationskraft genießt als eine Beteiligung von 40 oder 
50 Prozent. 

Allerdings ist es nicht so, dass einer Wahl bei einer Beteiligung von ca. 50 Prozent oder einem 
Volksentscheid bei einer Beteiligung von 35 Prozent die Legitimation abgesprochen wird. Der 
Common Sense akzeptiert Mehrheitsentscheidungen als pragmatisches und grundlegendes 
Prinzip. Wichtig ist es, dass alle Wahl- bzw. Abstimmungsberechtigten Zugang zur Entschei-
dung hatten. 

aa. Erfahrungen aus der Praxis 
Und es ist auch nicht so, dass Zustimmungsquoren zu einer höheren Beteiligung führen und 
dadurch Legitimation herstellen würden. Im Gegenteil verhält es sich so, dass Zustimmungs-
quoren eher zu einer geringeren Beteiligung führen, da Boykottstrategien für die Opponenten 
einer Vorlage sinnvoll sind; so z. B. 1997 in Schleswig-Holstein (Diskussionsverweigerung), 
1998 in Hamburg (späterer Versand der Benachrichtigungskarten, wodurch die Beteiligung 
an der Briefabstimmung geringer war), 2007 in Hamburg (Trennung von Abstimmung und 
Wahl) oder 2008 in Berlin (Ankündigung der Nichtumsetzung des Volksentscheids). Auch 
der Berliner Senat setzte 2013 den Volksentscheid für die Rekommunalisierung der Berliner 
Stromnetze zwei Monate nach der Bundestagswahl an, statt beides zusammenzulegen. 
Zudem beteiligte er sich kaum an der öffentlichen Debatte, um das Thema klein zu halten. 
Das Ergebnis: Trotz einer Zustimmung von 83 Prozent scheiterte der Volksentscheid knapp 
am Quorum. Im Extremfall rufen die Gegner eines Volksentscheids ihre Anhänger sogar zum 
Boykott der Abstimmung auf. 

Demgegenüber sind die Argumente gegen Zustimmungsquoren schwer zu entkräften. Dieje-
nige Seite, die etwas ändern möchte, in der Regel die Antragsteller eines Volksbegehrens, muss 
eine Mindestzustimmung nachweisen, die andere Seite aber nicht. Das führt letztlich dazu, dass 
sich Abstimmungsminderheiten gegen Abstimmungsmehrheiten durchsetzen können. 
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Am 14.10.2007 wurde in Hamburg über die Vorlage „Hamburg stärkt den Volksentscheid: Für 
Reformen direktdemokratischer Verfahren“ abgestimmt. Die Beteiligung lag bei 39,1 Prozent, 
75,9 Prozent der Abstimmenden stimmten für die Vorlage, 24,1 Prozent dagegen. Da „ledig-
lich“ 29,6 Prozent aller Stimmberechtigten für die Vorlage votierten, wurde das nötige Zustim-
mungsquorum von 50 Prozent nicht erreicht, der Volksentscheid war ungültig. Damit haben 
sich aber im Ergebnis 24,1 Prozent gegen 75,9 Prozent der Abstimmenden bzw. 9,4 Prozent 
gegen 29,6 Prozent aller Stimmberechtigten durchgesetzt. 

Dies wirft nun aber auch legitimatorische Fragen auf. Denn eine Abstimmungsminderheit 
setzt sich durch. Denjenigen, die sich der Mühe unterzogen haben, sich eine Meinung zu 
bilden und an der Abstimmung teilzunehmen, wird vermittelt, dass ihr Engagement nicht 
zielführend war. Es wird ein falscher Anreiz geschaffen: Zu Hause bleiben, die Nichtteilnahme 
wird belohnt. Ferner laden Zustimmungsquoren zu Boykottstrategien ein. Die Opponenten 
einer Vorlage haben zwei Möglichkeiten: Sie können sich um eine Abstimmungsmehrheit 
bemühen oder die Zustimmungsrate der anderen Seite drücken. So wäre es in Hamburg 
möglich gewesen, dass der Volksentscheid zusammen mit der Bürgerschaftswahl im Februar 
2008 stattgefunden hätte. Stattdessen wurde aber der Volksentscheid auf Oktober 2007 
vorgezogen, um die Beteiligung zu drücken. Schließlich führen Zustimmungsquoren dazu, 
dass sich die Gegner einer Vorlage der öffentlichen Diskussion weitgehend verweigern, um 
dem Anliegen möglichst wenig Öffentlichkeit zu geben. Dadurch wird aber ein großer Vorteil 
der direkten Demokratie, nämlich die öffentliche politische Diskussion über Sachfragen, deut-
lich geschwächt. 

In Hamburg fand am 27.9.1998 ein Volksentscheid über die die Vorlage „Mehr Demokratie in 
Hamburg: Reformen der Hürden bei Volksbegehren“. Dieser Volksentscheid beabsichtigte wie 
der Volksentscheid 2007 eine wesentliche Vereinfachung der direktdemokratischen Mitbe-
stimmung. Bei einer Beteiligung von 66,7 Prozent stimmten 74,1 Prozent für die Vorlage. 
Auch dieser Volksentscheid scheiterte am Zustimmungsquorum von 50 Prozent und es gab 
Boykottstrategien. Interessanter ist es aber an dieser Stelle, dass bei einer wesentlich höheren 
Beteiligung ein ähnliches Abstimmungsergebnis erzielt wurde. D. h., dass unabhängig von der 
Beteiligung die Abstimmenden repräsentativ für alle Stimmberechtigten entscheiden; und 
dies nicht nur in einem formalen, sondern in einem statistischen Sinne. Untersuchen von Kris 
Kobach, der Abstimmungsergebnisse der Schweiz mit Umfrageergebnissen verglich, bestä-
tigen diesen Befund. Kobach hat in der Schweiz Meinungsumfragen kurz vor der Abstimmung 
mit den tatsächlichen Ergebnissen von Abstimmungen verglichen. Nur in einem Fall wich das 
Abstimmungsergebnis von der Mehrheitsmeinung, die sich in der Umfrage zeigte, ab. 

Reformen der Volksgesetzgebung in Hamburg 1998 2007
Beteiligung 66,70 Prozent 39,10 Prozent
Zustimmung 74,05 Prozent 75,90 Prozent
Ablehnung 25,95 Prozent 24,10 Prozent
Zustimmung aller Stimmberechtigen 45,50 Prozent 29,63 Prozent

Nun ist es theoretisch denkbar, dass eine Beteiligung so gering ist, dass Verzerrungseffekte 
auftreten, so dass die Abstimmenden die Stimmberechtigten nicht mehr repräsentieren. Für 
diese Fälle könnte ein Zustimmungsquorum begründet sein. Natürlich wäre man immer noch 
mit den oben aufgezeigten legitimatorischen Problemen konfrontiert: Abstimmungsmin-
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derheiten setzen sich durch, Enthaltungen zählen als Nein-Stimmen, Nicht-Teilnahme wird 
belohnt etc. Dieses Quorum der Zustimmung darf dann keinesfalls zu hoch gewählt werden 
und solle maximal zehn bis 15 Prozent der Stimmberechtigten betragen. Der vorliegende 
Gesetzentwurf geht mit der Absenkung des Zustimmungsquorums aber zumindest in die 
richtige Richtung. 

bb. Sonderfall Verfassungsänderung 
Vor diesem Hintergrund bleibt aber unverständlich, warum der vorliegende Gesetzentwurf 
zu den nötigen Mehrheiten bei Verfassungsänderungen schweigt. Eine Zustimmung von 
50 Prozent der Stimmberechtigten plus einer 2/3-Mehrheit der Abstimmenden setzt Beteili-
gungen voraus, die bei Wahlen in Mecklenburg-Vorpommern in der Regel nicht mehr erreicht 
werden. Nun kann man argumentieren, dass auch für die Volksgesetzgebung eine erschwerte 
Änderung der Verfassung gelten soll. Dies kann jedoch auf andere Art und Weise, sozusagen 
dem direktdemokratischen Verfahren angemessen, erreicht werden. Es wäre sinnvoll, bei 
Verfassungsänderungen weiterhin ca. 8 Prozent Unterschriften und/oder eine 2/3-Mehrheit 
der Abstimmenden zu verlangen. 

Eine höhere Anzahl an Unterschriften beim Volksbegehren würde dazu führen, dass die Initia-
toren eines Volksbegehrens sich die Notwendigkeit einer Verfassungsänderungen überlegen 
würden, da 120.000 Unterschriften eben doch mehr Ressourcen- und Mobilisierungsaufwand 
sowie gesellschaftlichen Rückhalt erfordern. Eine 2/3-Mehrheit der Abstimmenden wäre 
als zusätzliche Verfahrensanforderungen verzichtbar und würde teilweise Probleme eines 
Zustimmungsquorums aufwerfen z. B. bei Nichterreichen die Bevorzugung einer Abstim-
mungsminderheit. Allerdings ist eine 2/3-Mehrheit der Abstimmenden einem Zustimmungs-
quorum vorzuziehen, da Probleme wie die Wertung von Enthaltungen als Nein-Stimmen nicht 
auftreten und die Akzeptanz solcher besonderer interner Mehrheiten sicherlich größer ist. 

Verfassungsänderungen – etwa die Regelungen für Volksentscheide betreffend – sind damit 
in Mecklenburg-Vorpommern auf direktdemokratischem Wege faktisch ausgeschlossen. Inte-
ressanterweise galt bei dem 1994 vom Landtag initiierten Referendum über die Annahme der 
Landesverfassung – bis heute die einzige Volksabstimmung in Mecklenburg-Vorpommern – 
die Regelung, dass diese unabhängig von der Abstimmungsbeteiligung und sogar mit einfa-
cher Mehrheit angenommen werden konnte. Außerdem wurde die Abstimmung zusammen 
mit der Europawahl und der Kommunalwahl durchgeführt. Es stimmten 38,4 Prozent der 
Abstimmungsberechtigten mit „Ja“. 

Das Beispiel Bayern – wo es bei einfachen Gesetzen kein Zustimmungsquorum gibt – zeigt, 
dass Angst vor dem Stimmvolk unbegründet ist. Dort trägt die Volksgesetzgebung wesent-
lich zur Belebung und Festigung der Demokratie bei. Missbrauchsfälle gab es dabei nie. Das 
Unterschriftenquorum, das Mehrheitsprinzip und nicht zuletzt die Bindung an das Grund-
gesetz sowie die Landesverfassung reichen als Hürden aus, um den vielfach beschworenen 
populistischen oder egoistischen Entscheidungen vorzubeugen. 

Grundsätzlich sollten auch Verfassungsänderungen auf direktdemokratischem Wege nicht 
nur eine theoretische Möglichkeit sein. Wiederum zeigt Bayern, dass es auch anders geht: 
Dort bedürfen verfassungsändernde Volksentscheide lediglich einer einfachen Mehrheit und 
es gilt ein Abstimmungsquorum von 25 Prozent. Zudem ist keine vom Landtag beschlossene 
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Änderung der Verfassung wirksam, ehe sie nicht in einem obligatorischen Referendum bestä-
tigt wurde. In diesem Fall gibt es kein Zustimmungsquorum. 

cc. Der Volksentscheid über die Gerichtsstrukturreform 
Ein prominentes Beispiel aus der jüngsten Praxis verdeutlicht die Problematik: Der Volksent-
scheid über die Gerichtsstrukturreform am 6. September 2015 in Mecklenburg-Vorpommern. 
Es handelte sich hierbei um den zweiten Volksentscheid und die erste auf ein erfolgreiches 
Volksbegehren zurückgehende Volksabstimmung in der Geschichte des Landes. Gerichtet 
war der Volksentscheid auf die Aufhebung des 2013 beschlossenen Gerichtsstrukturneuord-
nungsgesetzes, das unter anderem die Schließung einiger Amtsgerichte vorsieht und seit 
Oktober 2014 umgesetzt wird. Initiiert wurde das Volksbegehren vom Verein Pro Justiz Meck-
lenburg-Vorpommern und dem Richterbund Mecklenburg-Vorpommern. Der Volksentscheid 
ist unecht gescheitert. Für die Aufhebung der Gerichtsstrukturreform stimmten zwar etwa 
83 Prozent der Abstimmungsteilnehmer. Das Zustimmungsquorum von einem Drittel aller 
Stimmberechtigten wurde jedoch nicht erreicht. Dieser Volksentscheid hat noch einmal deut-
lich gezeigt, dass ein zu hohes Zustimmungsquorum den Bürgerwillen verzerrt. 

Daher fordert Mehr Demokratie: 
•  die Abschaffung des Zustimmungsquorums; hilfsweise ein Zustimmungsquorum 

zwischen 10 und 15 Prozent 
•  die Absenkung der Hürden für verfassungsändernde Volksentscheide 

3. Zur Einführung einer Frist bei der freien Sammlung (Art. 60 Absatz 5 VerfMV) 

Der Gesetzentwurf sieht die Einführung einer Frist für die freie Unterschriftensammlung vor. 
Bisher galt eine solche Frist in Mecklenburg-Vorpommern nur für die Amtseintragung. Mehr 
Demokratie ist nicht grundsätzlich gegen eine solche Frist. Den Zeitraum von fünf Monaten 
hält Mehr Demokratie allerdings für zu knapp bemessen. Insbesondere für Initiativen ohne 
Parteien oder große Organisationen als Initiatoren und/oder Unterstützer ist es eine große 
Herausforderung, innerhalb eines Flächenlandes wie Mecklenburg-Vorpommern innerhalb 
dieser Frist die notwendigen Unterschriften zu sammeln. Eine Frist zwischen neun bis zwölf 
Monaten wäre hier sachgerecht. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund des immer noch 
hohen Unterschriftenquorums, welches erreicht werden muss. 

Daher fordert Mehr Demokratie: 
•  eine Frist von neun bis zwölf Monaten für die freie Sammlung 

4. Weitere Reformen 

a. Verfassungsänderungen 

In Artikel 59 Absatz 3 VerfMV heißt es: „(3) Initiativen über den Haushalt des Landes, über 
Abgaben und Besoldung sind unzulässig.“ In Artikel 60 Absatz 2 Satz 1 steht: „(2) Haushaltsgesetze, 
Abgabengesetze und Besoldungsgesetze können nicht Gegenstand eines Volksbegehrens sein.“ 

Die Einschränkung bei Volksinitiativen ist unnötig, da Volksinitiativen ausschließlich zu einer 
Beratung im Landtag führen, also alleine keine kollektive Verbindlichkeit entfalten. In Artikel 60 



Änderung der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern 97

wäre eine Umformulierung in „das Landeshaushaltsgesetz“ statt „Haushaltsgesetze“ sinnvoll, um 
sicher zu stellen, dass das Haushaltsgesetz als Ganzes ausgeschlossen bleibt, aber der Spielraum 
für finanzwirksame Volksbegehren nicht zu eng gezogen wird. Denn die Rechtsprechung der 
Landesverfasssungsgerichte hat diesen Spielraum eng eingegrenzt, es sei denn, in der jewei-
ligen Landesverfassung wird wie z. B. in Berlin nur „Landeshaushaltsgesetz“ gesprochen. 

b. Ausführungsgesetz 

Der vorliegende Gesetzentwurf zielt zunächst darauf ab, Volksbegehren und Volksentscheide 
in Mecklenburg-Vorpommern überhaupt möglich zu machen und beschränkt sich daher auf 
die Reduzierung der Quoren. In einem zweiten Schritt könnte das Ausführungsgesetz überar-
beitet werden. Folgende, aus anderen Ländern bekannte, Regelungen sollten geprüft werden: 

•  Stichfrage bei zwei oder mehr Abstimmungsvorlagen zum selben Thema 

•  Informationsheft an die Stimmberechtigten vor einem Volksentscheid 

•  teilweise Kostenerstattung nach einem erfolgreichen Volksbegehren 

•  Zusammenlegung von Wahlen und Abstimmungen innerhalb eines bestimmten Termin-
korridors 

•  Spendentransparenzregelung etc. 

III. Fazit 

Die beabsichtigte Wirkung des Gesetzentwurfes, Volksbegehren und Volksentscheide zu 
erleichtern, würde nur in einem sehr begrenzten Ausmaß erreicht werden. Die Absenkung 
des Unterschriftenquorums beim Volksbegehren ist dem Grunde nach zu begrüßen. Eine 
weitere Absenkung auf fünf Prozent wäre in einem dünn besiedelten Flächenstaat wie Meck-
lenburg-Vorpommern angemessen. Die beabsichtigte Reform des Zustimmungsquorums bei 
Volksentscheiden über einfache Gesetzentwürfe geht in die richtige Richtung, könnte aber 
mutiger ausfallen, da das ausschließliche Mehrheitsprinzip z. B. in Bayern keine legitimato-
rischen Probleme aufgeworfen hat. Wenn ein Zustimmungsquorum geregelt werden soll, 
dann wäre eine Höhe von 10 bis 15 Prozent angemessen. Die Beibehaltung der Mehrheits-
anforderungen bei Volksentscheiden über Verfassungsänderungen ist unangemessen hoch.  
Mecklenburg-Vorpommern liegt im von Mehr Demokratie herausgegebenen Volksentscheid-
Ranking1

 
im Vergleich der Bundesländer auf Platz Zwölf, was das Regelwerk der direkten 

Demokratie angeht. Auf der Landesebene werden vor allem Themenausschlüsse und die 
hohen Hürden beim Volksentscheid zu Fallstricken. In der Stellungnahme werden mögliche 
Alternativen aufgezeigt. Weitere Reformen im Ausführungsgesetz sind ratsam, um den Ablauf 
der Volksgesetzgebung in Mecklenburg-Vorpommern zu verbessern. 

1 https://www.mehr-demokratie.de/vb-bericht2015.html
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Anhang: Volksentscheide aufgrund von Volksbegehren in Deutschland 

Jahr Land Gegenstand Erfolg Beteili-
gung 

1968 Bayern Regel: christliche 
Gemeinschaftsschule, Alternative: 
Konfessionsschule 

Teilerfolg im VE, 
Gegenentwurf 

40,67 

1968 Bayern Regel: christliche 
Gemeinschaftsschule, grundsätzlich 
Bekenntnisklassen möglich 

Teilerfolg im VE, 
Gegenentwurf 

40,67 

1991 Bayern "Das bessere Müllkonzept": 
Änderung Abfallwirtschaftsgesetz 

Teilerfolg im VE, 
Gegenentwurf 

43,81 

1995 Bayern Einführung des kommunalen 
Bürgerentscheids 

Erfolgreich im VE 36,8 

1997 Schleswig-
Holstein

Für Wiedereinführung Buß- und 
Bettag

Unecht 
gescheitert im VE 

29,3 

1998 Bayern Für Abschaffung des Bayerischen 
Senats - "schlanker Staat ohne Senat" 

Erfolgreich im VE 39,9 

1998 Schleswig-
Holstein 

Gegen die Rechtschreibreform Erfolgreich im VE 76,4 

1998 Hamburg Mehr Demokratie in Hamburg: 
Einführung bezirklicher 
Bürgerentscheid 

Erfolgreich im VE 66,7 

1998 Hamburg Mehr Demokratie in Hamburg: 
Reformen der Hürden bei 
Volksbegehren 

Unecht 
gescheitert im VE 

66,7 

2001 Sachsen Gegen Sparkassenverbund / pro 
kommunale Sparkassen 

Erfolgreich im VE 25,89 

2004 Hamburg "Gesundheit ist keine Ware": Gegen 
Privatisierung von städtischen 
Krankenhäusern 

Erfolgreich im VE 64,91 

2004 Hamburg "Faires Wahlrecht": Für Reformen 
Wahlrecht 

Erfolgreich im VE 33,99 

2005 Sachsen-
Anhalt 

"Für ein kinder- und 
jugendfreundliches Sachsen-Anhalt" 
Reform Kinderbetreuung / gegen 
Kürzungen 

Unecht 
gescheitert im VE 

26,4 

2007 Hamburg "Hamburg stärkt den Volksentscheid" 
- für Reformen direktdemokratischer 
Verfahren 

Unecht 
gescheitert im VE 

39,1 

2008 Berlin Tempelhof bleibt Verkehrsflughafen Unecht 
gescheitert im VE 

36,1 
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2009 Berlin "Pro Reli" - Für Einführung eines 
Wahlpflichtfaches Ethik/Religion an 
Berliner Schulen 

Gescheiter im VE 29,2 

2010 Bayern „Für echten Nichtraucherschutz“ - für 
ein strenges Rauchverbot 

Erfolgreich im VE 37,7 

2010 Hamburg "Wir wollen lernen" - gegen 
Schulreform 

Erfolgreich im VE 39,3 

2011 Hamburg „Unser Hamburg – Unser Netz“ Erfolgreich im VE 68,7 

2011 Berlin „Schluss mit Geheimverträgen – Wir 
Berliner wollen unser Wasser zurück“ 

Erfolgreich im VE 27,5 

2013 Berlin „Neue Energie für Berlin“ Unecht 
gescheitert im VE 

29,1 

2014 Berlin „100 % Tempelhofer Feld“ Erfolgreich im VE 46,1 

2015 Mecklenburg-  
Vorpommern 

„Gegen die Gerichtsstrukturreform“ Unecht 
gescheitert im VE 

23,7 
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Stellungnahme von Herrn Martin Klähn, Mitglied des Landesvorstandes M-V Mehr Demo-
kratie e.V.

Stellungnahme 

zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Verfassung des Landes Mecklenburg-
Vorpommern und weiterer Rechtsvorschriften sowie Entwurf zur Änderung der Ge-
schäftsordnung des Landtages Mecklenburg-Vorpommern der 6. Wahlperiode 

Der Landesverband Mehr Demokratie Mecklenburg-Vorpommern begrüßt die Absenkung 
des Unterschriften- sowie des Zustimmungsquorums für Volksbegehren und Volksentschei-
de in Mecklenburg-Vorpommern. Dass die Quoren für Volksbegehren und Volksentscheide 
zu hoch sind, hat sich beim ersten, von unten durchgesetzten, Volksentscheid im September 
vergangenen Jahres gezeigt. Mecklenburg-Vorpommern gehört mit 26 eingeleiteten direkt-
demokratischen Verfahren auf Landesebene zwischen 1994 und 2014 zu den Spitzenreitern 
unter den Bundesländern (Mehr Demokratie, Volksbegehrensbericht 2015, S. 13 f.). Trotzdem 
hat es 20 Jahre gedauert, ehe ein Volksbegehren erfolgreich war. Das macht deutlich, dass die 
120.000 (8,5 Prozent der Wahlberechtigten) geforderten Unterschriften eine nur schwer zu 
nehmende Hürde darstellen und das Unterschriftenquorum tatsächlich gesenkt werden muß. 
Allerdings sollte unserer Ansicht nach dieses Quorum 5 Prozent, statt wie jetzt vorgesehen, 7,5 
Prozent betragen. Auch eine Sammlungsfrist ist sinnvoll, allerdings sollte sie statt der geplan-
ten 5 wenigstens 6 Monate umfassen. 

Gänzlich sollte jedoch fürderhin ein Zustimmungsquorum entfallen. 

Wie schon gesagt, begrüßen wir die Absenkung von 33 Prozent auf 25 Prozent. Aber auch ein 
Zustimmungsquorum von 25 Prozent bedeutet, dass die direkte Demokratie in Mecklenburg-
Vorpommern in Zukunft weitgehend ein Papiertiger bleiben wird – wie bisher. Zustimmungs-
quoren sind an sich ein Problem für die Demokratie. Sie verleiten die Gegner einer Abstim-
mungsvorlage regelmäßig dazu, alles dafür zu tun, die Abstimmungsbeteiligung möglichst 
niedrig zu halten. Ein Zustimmungsquorum macht demokratisch zustande gekommene 
Mehrheiten zu Minderheiten. 

Dass die Beteiligung an Volksentscheiden meist niedriger ist als bei Wahlen, liegt in der Natur 
der Sache. Während es bei Wahlen immer um eine Entscheidung über die Richtung der Ge-
samtpolitik in den nächsten Jahren geht, geht es bei einem Volksentscheid immer nur um das 
„Ja“ oder „Nein“ zu einer einzigen Sachfrage. Zur Abstimmungsteilnahme ist deshalb meist 
nur ein Bruchteil der an einer Wahl Teilnehmenden motiviert. Dies verringert aber nicht die 
Legitimation des Abstimmungsergebnisses. 

Auch bei Wahlen wird eine niedrige Beteiligung zwar bedauert, das Wahlergebnis schließlich 
aber nicht infrage gestellt. So erhielt die CDU bei der Landtagswahl in Sachsen-Anhalt am 
26. März 2006 etwa die Stimmen von nur 16 Prozent aller Wahlberechtigten, trotzdem bezwei-
felte niemand das Recht der Partei, die Landesregierung zu stellen. 
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Mehr Demokratie vertritt generell den Standpunkt, dass Menschen, die von politischen Ent-
scheidungen betroffen sind, auch in der Lage sein sollten, diese zu beeinflussen. Die Teilnah-
me an Parlamentswahlen und direktdemokratischen Verfahren ist dafür essenziell. 

Eine demokratische Kultur ist eine entscheidende Voraussetzung für die Zukunftsfähigkeit 
unseres Landes. In direktdemokratischen Beteiligungsformen sehen wir dabei große Chan-
cen für die weitere Entwicklung unserer Demokratie. Das dafür notwendige demokratische 
Bewusstsein stellt sich jedoch nicht von alleine ein, demokratische Werte und Handlungsopti-
onen müssen fortwährend vermittelt und erprobt werden. 
Durch die aktive Auseinandersetzung der Bürger mit ihren eigenen Angelegenheiten in der 
Form direktdemokratischer Verfahren auf kommunaler und auf Landesebene entfaltet sich 
ein demokratischer Lernprozess der die beteiligten Menschen zu Fachleuten in Sachfragen 
und Entscheidungsprozessen macht. 

Das Beispiel Bayern – wo es bei einfachen Gesetzen kein Zustimmungsquorum gibt – zeigt, 
dass Angst vor dem Stimmvolk unbegründet ist. Dort trägt die Volksgesetzgebung wesentlich 
zur Belebung und Festigung der Demokratie bei. Missbrauchsfälle gab es dabei nie. Das Un-
terschriftenquorum, das Mehrheitsprinzip und nicht zuletzt die Bindung an das Grundgesetz 
sowie die Landesverfassung reichen als Hürden aus, um den vielfach beschworenen populis-
tischen oder egoistischen Entscheidungen vorzubeugen 

Die Veränderung der Geschäftsordnung des Landtages um in Zukunft zu vermeiden, dass Ter-
mine der Landtagswahlen in die Sommerferien fallen, halten wir für vernünftig.
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Stellungnahme von Herrn Matthias Köpp, Geschäftsführer des Landkreistages Mecklenburg- 
Vorpommern e.V.

Öffentliche Anhörung zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Verfassung des 
Landes Mecklenburg-Vorpommern und weiterer Rechtsvorschriften sowie Entwurf 
zur Änderung der Geschäftsordnung des Landtages Mecklenburg-Vorpommern der 6. 
Wahlperiode (Drucksachen 6/5076 und 6/5077) 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender Müller, 

wir bedanken uns für die Zusendung der o. g. Entwürfe, die wir den Landkreisen mit Rund-
schreiben Nr. 92/2016 vom 9. Februar 2016 zur Stellungnahme übersandt haben. Unsere Mit-
glieder haben keine Bedenken oder Änderungswünsche geäußert. Daher stimmen wir den 
übersandten Entwürfen zu. 

Vor diesem Hintergrund möchten wir von einer Teilnahme an der mündlichen Anhörung, die 
am 2. März 2016 stattfindet, absehen. 

Mit freundlichen Grüßen

Matthias Köpp 
Geschäftsführendes Vorstandsmitglied
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Stellungnahme von Herrn Andreas Wellmann, Geschäftsführer des Städte- und 
Gemeindetages Mecklenburg-Vorpommern e.V.

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Verfassung des Landes  
Mecklenburg-Vorpommern und weiterer Rechtsvorschriften sowie Entwurf zur 
Änderung der Geschäftsordnung des Landtages Mecklenburg-Vorpommern der 
6. Wahlperiode (Landtagsdrucksache 6/5076 und 6/5077) 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

wir bedanken uns herzlich für die Einladung zu dieser Anhörung. Sie erwarten vom Städte- 
und Gemeindetag sicher weniger verfassungspolitische Standpunkte, sondern vielmehr die 
Bewertung der vorgelegten Änderungsanträge aus kommunaler Sicht. Dem kommen wir 
gerne nach. Wir begrüßen es, dass sich der Landtag mit der Umsetzung der wichtigsten Teil-
habefunktionen der Bürger erneut befasst und die bisherigen Fristen und Quoren dabei hin-
terfragt. Die Durchführung der Landtagswahlen und der Volksentscheide liegt vor allem bei 
unseren Städten, Gemeinden und Ämtern. Deswegen haben zwei der Verfassungsänderun-
gen unmittelbare Auswirkungen auch auf unsere Mitglieder. Keinen direkten kommunalen 
Bezug hat die Verankerung eines Ausschusses für Angelegenheiten der Europäischen Union. 
Wenn es dadurch gelingt, unser Land reaktionsfähiger gegenüber neuen Vorschlägen aus der 
Europäischen Union zu machen, können wir das aber nur begrüßen. Hierzu werden wir keine 
weiteren Ausführungen machen, genauso wenig zu Ihrer Geschäftsordnung. Diese ist alleine 
Angelegenheit des Parlaments, soweit sie nicht gerade die Mitwirkungsrechte der kommuna-
len Verbände regelt.

Die Änderung zum Wahltermin für die Landtagswahlen begrüßen wir ausdrücklich. Schon 
der diesjährige Wahltermin ist in der Durchführung für unsere Mitglieder mit großen Schwie-
rigkeiten behaftet. Bekanntermaßen fällt der Wahltermin auf den letzten Sonntag innerhalb 
der Sommerferien. An diesem Tag sind sicher die meisten Wähler schon wieder im Land. Für 
die Wahlorganisation fallen aber wichtige Termine mitten in die Sommerferien. Dies ist schon 
schwierig abzusichern mit den Mitarbeitern in der Verwaltung. Noch schwieriger ist die Ge-
winnung von ehrenamtlichen Wahlvorstandsmitgliedern. Da bekanntlich aus dem Bereich 
der kandidierenden Parteien kaum Vorschläge die Verwaltungen erreichen, müssen unsere 
Gemeindewahlbehörden auf Freiwillige und Unfreiwillige zurückgreifen. Wenn die ins Auge 
gefassten Zielpersonen gerade in den Ferien sind, fehlt die Zu- oder Absage und die Verwal-
tungen wissen nicht, ob sie noch weitere Wahlvorstandsmitglieder rekrutieren müssen.
Ein ganz praktisches Problem schafft dieser Wahlsonntag für die Schulhausmeister. Bekannt-
lich sind die Schulen besonders geeignete Wahlräume. Diese können aber von den Hausmeis-
tern in der Woche vor den Wahlen nicht eingerichtet werden, da dieselben Räume für die 
Einschulungen der Erstklässler am Sonnabend vor der Wahl genutzt werden. Insofern müs-
sen die Hausmeister und Gemeindearbeiter am Sonnabendnachmittag vor der Wahl weitere 
Überstunden ansetzen, damit am Wahlmorgen alle Wahlräume ordnungsgemäß ausgestattet 
sind. Ein Wahltermin, der deutlich nach den Sommerferien liegt, erleichtert die Organisati-
on in den Gemeindewahlbehörden erheblich. Schade, dass diese Verfassungsänderung nicht 
schon letztes Jahr auf den Weg gebracht worden ist.
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Mit der Herabsenkung der Quoren für das Volksbegehren und den Volksentscheid hat sich 
dieser Ausschuss aufgrund eines Gesetzentwurfes der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN be-
reits im September 2012 befasst. Wir haben uns zum dortigen Zeitpunkt dafür ausgesprochen 
das Quorum für Volksentscheide herabzusetzen, gegen eine Herabsetzung des Quorums der 
Volksbegehren hatten wir uns damals noch ausgesprochen. Angesichts der breiten Mehrheit 
der Antragsteller für diese Verfassungsänderung und angesichts der demografischen Ent-
wicklung, die das Quorum schleichend mehr nach oben rückte, schließen wir uns jetzt aber 
dem Antrag an. Wir begrüßen es, wenn das Land alle Mechanismen und Zahlen, die für die 
Demokratie wichtig sind, ständig aufgrund der demografischen Entwicklung überprüft und 
eventuell korrigiert, damit keine Unter- oder auch mal eine Überrepräsentanz eintritt und da-
mit die vom Verfassungsgeber gedachten Verhältnisse nicht nachträglich verändert werden.
Wir begrüßen in diesem Zusammenhang auch die entsprechende Änderung des Volksabstim-
mungsgesetzes. Allerdings zeigte die Anwendung dieses Gesetzes im letzten Jahr, wie wenig 
aktuell diese Rechtsgrundlage ist. Sie verweist weitgehend auf das bereits 2011 abgelöste 
Kommunalwahlgesetz und ist auch ansonsten sperrig zu lesen und nicht auf den neuesten 
Stand. Aus dem Ministerium für Inneres und Sport gab es zum Volksentscheid eine umfangrei-
che Verwaltungsvorschrift, ohne die die Anwendung des Volksabstimmungsgesetzes für die 
kommunalen Behörden kaum möglich gewesen wäre. Das Volksabstimmungsgesetz gehört 
deswegen in Gänze überarbeitet. Hier geht es uns nicht nur um Anpassungen an das Landes- 
und Kommunalwahlgesetz, sondern auch um Verfahrenserleichterungen. Wir wollen auch die 
Initiatoren des Volksbegehrens in die Pflicht nehmen, sich personell in den Abstimmungsloka-
len zu beteiligen. Uns ist bewusst, dass dies nicht mit dieser Gesetzesänderung erfolgen kann. 
Für die neue Wahlperiode wäre es aber ein vordringlicher Auftrag an alle zukünftig im Landtag 
vertretenden Parteien, sich zeitnah mit der Überarbeitung des Volksabstimmungsgesetzes 
zu befassen. Der Städte- und Gemeindetag wird sich aus Praktikersicht gerne in diese Dis-
kussion miteinbringen. Voraussetzung sollte eine ausführliche Auswertung des letztjährigen 
Volksentscheides aus verwaltungspraktischer Sicht sein. Den Veränderungen bezüglich der 
Anzeige der freien Unterschriftensammlung im Volksabstimmungsgesetz und  bezüglich des 
Zeitraums der Unterstützung in der Landesverfassung stimmen wir ausdrücklich zu, da damit 
weitere Rechtsklarheit geschaffen wird. Für weitere Fragen stehen wir gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

Andreas Wellmann
Geschäftsführendes Vorstandsmitglied
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LANDTAG MECKLENBURG-VORPOMMERN Drucksache 6/5462
6. Wahlperiode  27.05.2016

BESCHLUSSEMPFEHLUNG UND BERICHT

des Europa- und Rechtsausschusses (3. Ausschuss)

zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
– Drucksache 6/5076 –

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Verfassung des Landes  
Mecklenburg-Vorpommern und weiterer Rechtsvorschriften

und dem Antrag der Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIEGRÜNEN
– Drucksache 6/5077 –

Entwurf zur Änderung der Geschäftsordnung des 
Landtages Mecklenburg-Vorpommern der 6. Wahlperiode

und dem Gesetzentwurf der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
– Drucksache 6/732 –

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vor-
pommern

A Problem

Artikel 27 Absatz 1 der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern bestimmt die Dau-
er der Wahlperiode sowie deren Ende und enthält eine Regelung zur Neuwahl des Landtages. 
Nach Absatz 1 Satz 2 findet die Neuwahl frühestens siebenundfünfzig und spätestens neun-
undfünfzig Monate nach Beginn der Wahlperiode statt. Die Wahl zum Landtag der 7. Wahl-
periode findet voraussichtlich am 4. September 2016 statt, dem Sonntag nach dem Ende der 
Sommerferien. Ohne Veränderung des Zeitrahmens für die Neuwahl könnte der Termin der 
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Landtagswahlen perspektivisch in die Sommerferien fallen. Dies könnte Auswirkungen auf 
die Wahlbeteiligung haben. Vor diesem Hintergrund wird angestrebt, die Rahmenbedingun-
gen für die Wahlbeteiligung zu verbessern.
Angelegenheiten der Europäischen Union sind zunehmend von Bedeutung für die Arbeit des 
Landtages. In Europafragen, insbesondere hinsichtlich der Abgabe von Stellungnahmen im 
Subsidiaritätsfrühwarnsystem, muss der Landtag zur effektiven Wahrnehmung seiner Interes-
sen innerhalb einer bestimmten Frist reagieren können. In der Praxis hat sich gezeigt, dass die 
Fristen zu kurz sind, um auf der Grundlage eines Auftrages des Plenums eine Beschlussemp-
fehlung fristgerecht vorzulegen und somit um eine Positionierung zu EU-Rechtssetzungsvor-
haben im üblichen parlamentarischen Verfahren vorzunehmen. Aus diesem Grund sind die 
rechtlichen Rahmenbedingungen anzupassen.
Nach Artikel 3 der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern geht die Staatsgewalt 
vom Volke aus und wird vom Volke in Wahlen und Abstimmungen und durch besondere Or-
gane der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung ausgeübt. Die 
Verfassung des Landes enthält seit ihrem Inkrafttreten die plebiszitären Elemente der Volksin-
itiative in Artikel 59 sowie des Volksbegehrens und des Volksentscheids in Artikel 60. Insbeson-
dere das Instrument der Volksinitiative wird vielfach genutzt. Demgegenüber ist abgesehen 
von der Abstimmung über die Verfassung des Landes lediglich ein Volksbegehren zustande 
gekommen. In den übrigen Fällen ist das für ein Volksbegehren vorgesehene Quorum von 
120.000 Wahlberechtigten nicht erreicht worden. Der einzige Volksentscheid, der neben der 
Abstimmung über die Verfassung des Landes durchgeführt worden ist, hat das erforderliche 
Quorum nach Artikel 60 Absatz 4 Satz 1 nicht erreicht. Zur Stärkung der Volksgesetzgebung 
sollen die Quoren für das Volksbegehren und den Volksentscheid abgesenkt und damit auch 
an die demografische Entwicklung des Landes den Rückgang der Zahl der Wahlberechtigten 
angepasst werden. Das Gesetz zur Ausführung von Initiativen aus dem Volk, Volksbegehren 
und Volksentscheid in Mecklenburg-Vorpommern (Volksabstimmungsgesetz) sieht nur für 
die Sammlung der Unterschriften durch Auslegung von Eintragungslisten bei den Gemeinde-
behörden eine Frist vor, für die freie Unterschriftensammlung hingegen nicht. Es soll deshalb 
ergänzt werden.

B Lösung

Die Rahmenbedingungen für die Wahlbeteiligung werden durch eine Entzerrung von Som-
merferien und Landtagswahl verbessert. Um zukünftig zu vermeiden, dass der Termin der 
Neuwahl mit den Sommerferien zusammenfällt, wird der Zeitrahmen für die Wahlperiode 
verlängert. In diesem Zusammenhang wird auch der Beginn der Wahlperiode festgelegt, der 
bisher nur durch Auslegung ermittelt werden konnte. § 56 des Gesetzes über die Wahlen im 
Land Mecklenburg-Vorpommern (Landes- und Kommunalwahlgesetz LKWG M-V) ist entspre-
chend anzupassen, damit der bisherige Zeitrahmen für die Durchführungen der Wahlen der 
Wahlkreis- und Landeslistenbewerber beibehalten wird.
Damit der Landtag in EU-Angelegenheiten seine Interessen effektiv wahrnehmen kann, wird 
auf der Ebene der Verfassung des Landes und der Geschäftsordnung des Landtages der bishe-
rige Europaausschuss als Ausschuss für Angelegenheiten der Europäischen Union verankert. 
Das parlamentarische Verfahren in Bezug auf EU-Angelegenheiten wird dahingehend flexibi-
lisiert, dass der für Angelegenheiten der Europäischen Union zuständige Ausschuss mit einem 
Initiativrecht ausgestattet wird. Zugleich wird dem Landtag ermöglicht, den Europaausschuss 
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in seiner Geschäftsordnung zu plenarersetzenden Beschlüssen zu ermächtigen. Gemäß der 
vorgeschlagenen Vorschrift wird dem Landtag die Möglichkeit eingeräumt, im Nachhinein 
den Beschluss des entsprechenden Ausschusses aufzuheben.

Um Volksbegehren und Volksabstimmungen zu erleichtern, werden die Quoren an die demo-
grafische Entwicklung angepasst. In Artikel 60 Absatz 1 der Verfassung des Landes Mecklen-
burg-Vorpommern wird die erforderliche Anzahl der Unterstützer eines Volksbegehrens von 
bislang 120.000 auf 100.000 Wahlberechtigte abgesenkt. Außerdem wird das Zustimmungs-
quorum nach Artikel 60 Absatz 4 von einem Drittel auf ein Viertel abgesenkt. Zugleich stellt 
Artikel 60 Absatz 5 sicher, dass die Unterschriften nach Absatz 1 innerhalb eines im Volksab-
stimmungsgesetz näher festzulegenden Zeitraums gesammelt werden müssen.
Für die freie Unterschriftensammlung wird im Volksabstimmungsgesetz ein Zeitraum von fünf 
Monaten festgelegt. Um die Einhaltung dieses Zeitraums überprüfen zu können, ist der Be-
ginn des Sammelns schriftlich bei dem Präsidenten des Landtages anzuzeigen und an den 
Landeswahlleiter weiterzuleiten. Denn dieser prüft gemäß § 14 Volksabstimmungsgesetz den 
Zulassungsantrag im weiteren Verfahren nach Abschluss der Unterschriftensammlung und 
damit auch die Einhaltung der Fristen. Des Weiteren wird ein Zeitrahmen zwischen dem Be-
ginn der Unterschriftensammlung und dem Eingang des Antrags auf Zulassung beim Land-
tag vorgesehen, um einem nachträglichen Auseinanderfallen zwischen dem ursprünglichen 
Unterstützungswillen bei Unterschriftsleistung und einer späteren Änderung zu begegnen. 
Dieser Zeitrahmen ist mit sechs Monaten einen Monat länger als der Zeitraum, der für die 
Unterschriftensammlung bereitsteht. Die Antragsteller müssen also die Unterschriften nach 
Beendigung der Sammlung binnen eines Monats dem Landtag übermitteln. Auf diese Weise 
wird sichergestellt, dass der Antrag auch zum Zeitpunkt des Eingangs beim Landtag noch 
durch die Mehrheit der Unterstützer getragen wird. Die übrigen Änderungen des Volksab-
stimmungsgesetzes stellen redaktionelle Anpassungen an die Absenkung der Quoren in der 
Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern dar.

Der Europa- und Rechtsausschuss empfiehlt, den Gesetzentwurf auf Drucksache 6/5076 und 
den Antrag auf Drucksache 6/5077 mit Änderungen anzunehmen. Der Zeitraum für die Aus-
wahl des Wahltermins soll zukünftig 58 bis 61 Monate betragen. Plenarersetzende Beschlüs-
se des Ausschusses für Europäische Angelegenheiten sollen in öffentlicher Sitzung beraten 
werden. Plenarersetzende Beschlüsse sollen vom Plenum nachträglich aufgehoben werden 
können und zwar nicht nur auf Antrag einer Fraktion, sondern auch auf Antrag von minde-
stens vier Mitgliedern des Landtages. Entsprechende Folgeänderungen sind in der Geschäfts-
ordnung vorzunehmen. Im Volksabstimmungsgesetz soll die „freie Unterschriftensammlung“ 
definiert werden, was das Gesetz besser verständlich macht. Eine Übergangsregelung soll 
aufgenommen werden, sodass die Neuregelungen nicht auf bereits laufende Unterschriften-
sammlungen anwendbar sind.

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hatte bereits im Jahr 2012 einen Gesetzentwurf zur 
Änderung der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern auf Drucksache 6/732 ein-
gebracht mit dem Ziel, die Hürden für Volksbegehren und Volksentscheide zu halbieren und 
so die die Instrumente der direkten Demokratie zu stärken.
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Der Europa- und Rechtsausschuss empfiehlt mit Zustimmung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, deren Gesetzentwurf auf Drucksache 6/732 für erledigt zuerklären.

Einstimmigkeit im Ausschuss

C Alternativen

Keine.

D Kosten

Keine.
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Beschlussempfehlung

Der Landtag möge beschließen,

1.   den Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN auf Drucksache 6/5076 in der aus der nachfolgenden Zusammenstellung ersichtli-
chen Fassung anzunehmen,

2.   den Antrag der Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf 
Drucksache 6/5077 in der aus der nachfolgenden Zusammenstellung ersichtlichen Fas-
sung anzunehmen,

3.   den Gesetzentwurf der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksache 6/732 für erle-
digt zu erklären.

Schwerin, den 23. Mai 2016

Der Europa- und Rechtsausschuss

Detlef Müller
Vorsitzender und Berichterstatter
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Zusammenstellung (zu Ziffer 1)

des Entwurfes eines Gesetzes zur Änderung der Verfassung des Landes Mecklenburg-
Vorpommern und weiterer Rechtsvorschriften (Drucksache 6/5076) mit den Beschlüs-
sen des Europa- und Rechtsausschusses (3. Ausschuss)*)

Entwurf Beschlüsse
des 3. Ausschusses

Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung der Verfassung des Landes 

Mecklenburg-Vorpommern und weiterer 
Rechtsvorschriften

Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung der Verfassung des Landes 

Mecklenburg-Vorpommern und weiterer 
Rechtsvorschriften

Der Landtag hat das folgende Gesetz 
beschlossen:

Der Landtag hat das folgende Gesetz 
beschlossen:

Artikel 1
Änderung der Verfassung des Landes 

Mecklenburg-Vorpommern

Artikel 1
Änderung der Verfassung des Landes 

Mecklenburg-Vorpommern

Die Verfassung des Landes Mecklenburg-
Vorpommern vom 23. Mai 1993 (GVOBl. M-V 
S. 372), die zuletzt durch Gesetz vom 30. Juni 
2011 (GVOBl. M-V S.  375) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

Die Verfassung des Landes Mecklenburg-
Vorpommern vom 23. Mai 1993 (GVOBl. M-V 
S. 372), die zuletzt durch Gesetz vom 30. Juni 
2011 (GVOBl. M-V S.  375) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

1.   In der Inhaltsübersicht wird nach der An-
gabe zu Artikel 35 folgende Angabe ein-
gefügt:

  „Artikel 35a (Ausschuss für Angelegen-
heiten der Europäischen Union)“

1. unverändert

*) Die vom Europa- und Rechtsausschuss gegenüber
 -  dem Text des Gesetzentwurfes der Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN beschlosse-

nen Änderungen und Streichungen sind in der linken Spalte durch Unterstreichung gekennzeichnet, während die 
jeweilige Neufassung des Textes in der rechten Spalte durch Fettdruck hervorgehoben wird;

 -  den Überschriften des Gesetzentwurfes der der Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
erfolgten Änderungen sind in der rechten Spalte durch Unterstreichung gekennzeichnet.
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Entwurf Beschlüsse
des 3. Ausschusses

2.   Artikel 27 Absatz 1 wird wie folgt geän-
dert:

2.  Artikel 27 Absatz 1 wird wie folgt geän-
dert:

  a)  In Satz 1 werden nach dem Wort 
„wird“ die Wörter „vorbehaltlich der 
nachfolgenden Bestimmungen“ ein-
gefügt.

  a) unverändert

  b)  In Satz 2 werden nach dem Wort 
„Wahlperiode“ die Wörter „beginnt 
mit seinem Zusammentritt und“ ein-
gefügt.

  b) unverändert

  c)  In Satz 3 wird das Wort „siebenund-
fünfzig“ durch das Wort „neunund-
fünfzig“ und das Wort „neunundfünf-
zig“ durch das Wort „einundsechzig“ 
ersetzt.

  c)  In Satz 3 wird das Wort „siebenund-
fünfzig“ durch das Wort „achtund-
fünfzig“ und das Wort „neunundfünf-
zig“ durch das Wort „einundsechzig“ 
ersetzt.

3.   Nach Artikel 35 wird folgender Artikel 
35a eingefügt:

3.   Nach Artikel 35 wird folgender Artikel 
35a eingefügt:

„Artikel 35a
(Ausschuss für Angelegenheiten der 

Europäischen Union)

„Artikel 35a
(Ausschuss für Angelegenheiten der 

Europäischen Union)

(1) Der Landtag bestellt einen Ausschuss 
für Angelegenheiten der Europäischen Uni-
on. Dieser hat das Recht, dem Landtag in 
Angelegenheiten der Europäischen Union 
Beschlussempfehlungen vorzulegen (Initia-
tivrecht).

(1) unverändert

(2) Der Landtag kann den Ausschuss nach 
Absatz 1 in seiner Geschäftsordnung er-
mächtigen, in Angelegenheiten der Eu-
ropäischen Union anstelle des Landtages 
Beschluss zu fassen, wenn eine rechtzeitige 
Beschlussfassung des Landtages nicht mög-
lich ist. Die Beschlüsse sind dem Landtag zur 
Kenntnis zu bringen. Sie können auf Antrag 
einer Fraktion nachträglich vom Landtag 
aufgehoben werden.“

(2) Der Landtag kann den Ausschuss nach 
Absatz 1 in seiner Geschäftsordnung er-
mächtigen, in Angelegenheiten der Euro-
päischen Union anstelle des Landtages Be-
schluss in öffentlicher Sitzung zu fassen, 
wenn eine rechtzeitige Beschlussfassung 
des Landtages nicht möglich ist. Die Be-
schlüsse sind dem Landtag zur Kenntnis zu 
bringen. Sie können auf Antrag einer Frakti-
on oder von mindestens vier Mitgliedern 
des Landtages nachträglich vom Landtag 
aufgehoben werden.
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Entwurf Beschlüsse
des 3. Ausschusses

4.  Artikel 60 wird wie folgt geändert: 4.  Artikel 60 wird wie folgt geändert:

  a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:   a)   Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  b)

    aa)  In Satz 2 wird das Wort „muß“ 
durch das Wort „muss“ ersetzt.

    aa)  In Satz 2 wird das Wort „muß“ 
durch das Wort „muss“ ersetzt.

    bb)  In Satz 3 wird das Wort „muß“ 
durch das Wort „muss“ ersetzt 
und die Angabe „120.000“ durch 
die Angabe „100.000“ersetzt.

    bb)  In Satz 3 wird das Wort „muß“ 
durch das Wort „muss“ ersetzt 
und die Angabe „120.000“ durch 
die Angabe „100.000“ ersetzt.

  c)  In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „Drit-
tel“ durch das Wort „Viertel“ ersetzt.

b)  In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort
 „Drittel“ durch das Wort „Viertel“ ersetzt.

  d)  Nach Absatz 5 Satz 1 wird folgender 
Satz angefügt:

    „Es bestimmt auch, in welchem Zeit-
raum die Unterstützung nach Absatz 
1 erfolgt sein muss.“

c)  Nach Absatz 5 Satz 1 wird folgender Satz 
angefügt:

  „Es bestimmt auch, in welchem Zeitraum 
die Unterstützung nach Absatz 1 erfolgt 
sein muss.“

Artikel 2
Änderung des Landes- und 

Kommunalwahlgesetzes

Artikel 2
Änderung des Landes- und 

Kommunalwahlgesetzes

Das Landes- und Kommunalwahlgesetz vom
16. Dezember 2010 (GVOBl. M-V S. 690), das 
zuletzt durch Gesetz vom 8. Januar 2015 
(GVOBl. M-V S. 2) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

Das Landes- und Kommunalwahlgesetz vom
16. Dezember 2010 (GVOBl. M-V S. 690), das 
zuletzt durch Gesetz vom 8. Januar 2015 
(GVOBl. M-V S. 2) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

In § 56 Absatz 3 wird die Angabe
„44 Monate“ durch die Angabe „46 Monate“ 
und die Angabe „41 Monate“ durch die An-
gabe „43 Monate“ ersetzt.

In § 56 Absatz 3 wird die Angabe
„44 Monate“ durch die Angabe „45 Monate“ 
und die Angabe „41 Monate“ durch die An-
gabe „42 Monate“ ersetzt.
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Entwurf Beschlüsse
des 3. Ausschusses

Artikel 3
Änderung des 

Volksabstimmungsgesetzes

Artikel 3
Änderung des 

Volksabstimmungsgesetzes

Das Volksabstimmungsgesetz vom 31. Ja-
nuar 1994 (GVOBl. M-V S.  127), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juli 
2006 (GVOBl. M-V S.  572) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

Das Volksabstimmungsgesetz vom 31. Ja-
nuar 1994 (GVOBl. M-V S.  127), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juli 
2006 (GVOBl. M-V S.  572) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

1.  Nach § 12 wird folgender § 12a einge-
fügt:

„§ 12a 
Anzeige der freien

Unterschriftensammlung

Der Beginn einer freien Unterschriften-
sammlung nach § 12 Absatz 1 Satz 1 ist dem 
Landtag, vertreten durch den Präsidenten, 
durch die Vertreter des Volksbegehrens un-
ter Beifügung des Gesetzentwurfs nach § 13 
Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 schriftlich anzuzeigen. 
Der Präsident des Landtages leitet die An-
zeige unverzüglich an den Landeswahlleiter 
weiter.“

1.   § 11 wird wie folgt geändert:

  a)  In Absatz 2 wird nach dem Wort
    „Volksbegehrens“ der Klammerzu-

satz „(freie Unterschriftensamm-
lung)“ eingefügt.

  b)   Nach Absatz 2 wird folgender Ab-
satz 3 eingefügt:

    „Der Beginn einer freien Unter-
schriftensammlung nach Absatz 2 
ist dem Landtag, vertreten durch 
den Präsidenten, durch die Vertre-
ter des Volksbegehrens unter Beifü-
gung des Gesetzentwurfs nach § 13 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 schriftlich 
anzuzeigen. Der Präsident des Land-
tages leitet die Anzeige unverzüg-
lich an den Landeswahlleiter weiter.“

2.   § 13 Satz 2 wird wie folgt geändert:

  a)  Das Wort „muß“ wird durch das Wort 
„muss“ ersetzt.

  b)  Nummer 2 wird wie folgt geändert:

    aa)  Die Angabe „120.000“ wird durch 
die Angabe „100.000“ ersetzt.

    bb)  Das Wort „und“ wird durch ein Se-
mikolon ersetzt.

2. unverändert
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    cc)  Folgende Wörter werden Num-
mer 2 angefügt:

      „die Unterschriftsleistung muss in-
nerhalb der letzten sechs Monate 
vor dem Eingang des Antrages bei 
dem Landtag erfolgt sein,“

  c)   In Nummer drei wird der Punkt durch 
das Wort „und“ ersetzt.

  d)   Folgende Nummer 4 wird angefügt:

    „4.  die Unterschriftsleistung nach 
Nummer 2 muss bei einer freien 
Unterschriftensammlung inner-
halb von fünf Monaten nach deren 
Beginn erfolgt sein.“

3.  § 14 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt geän-
dert:

3.   § 14 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt geän-
dert:

  a)  In Nummer 1 wird die Angabe 
„120.000“ durch die Angabe „100.000“ 
ersetzt.

  a)  In Nummer 1 wird die Angabe 
„120.000 gültige“ durch die Angabe 
„100.000 gültigen“ ersetzt.

  b)  In Nummer 2 wird das Wort „daß“ 
durch das Wort „dass“ ersetzt.

  b)   unverändert

4.   In § 22 Absatz 2 Satz 1 wird das Wort 
„Drittel“ durch das Wort „Viertel“ ersetzt.

4.  unverändert

5.   Nach § 28 wird folgender § 28a einge-
fügt:

„§ 28a Übergangsregelung

Auf Volksbegehren, für die am [einset-
zen: Datum des Inkrafttretens dieses Ge-
setzes] die freie Unterschriftensammlung 
bereits begonnen hat, sind die §§ 11 und 
13 des Gesetzes in der Fassung vom 31. 
Januar 1994 (GVOBl. M-V S. 127), das zu-
letzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. 
Juli 2006 (GVOBl. M-V S.  572) geändert 
worden ist, weiter anzuwenden.“
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Artikel 4
Inkrafttreten

Artikel 4
Inkrafttreten

Artikel 1 Nummer 2 und Artikel 2 treten 
mit Ablauf des Tages in Kraft, an dem der 
7.  Landtag zusammentritt. Im Übrigen tritt 
dieses Gesetz am Tag nach der Verkündung 
in Kraft.

unverändert
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Zusammenstellung (zu Ziffer 2)

des Antrages der Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
eines Entwurfes zur Änderung der Geschäftsordnung des Landtages Mecklenburg-
Vorpommern der 6. Wahlperiode (Drucksache 6/5077) mit den Beschlüssen des Europa- 
und Rechtsausschusses (3. Ausschuss)*)

Entwurf Beschlüsse
des 3. Ausschusses

Entwurf zur Änderung der 
Geschäftsordnung des Landtages 

Mecklenburg-Vorpommern der 
6. Wahlperiode

Entwurf zur Änderung der 
Geschäftsordnung des Landtages 

Mecklenburg-Vorpommern der 
6. Wahlperiode

Der Landtag möge beschließen: Der Landtag möge beschließen:

1.   § 9 der Geschäftsordnung des Landta-
ges Mecklenburg-Vorpommern der 6. 
Wahlperiode wird wie folgt geändert:

1.  § 9 der Geschäftsordnung des Landtages 
Mecklenburg-Vorpommern der 6. Wahl-
periode wird wie folgt geändert:

   Nach Absatz 2 wird folgender neuer 
Absatz 2a eingefügt:

  Nach Absatz 2 wird folgender neuer Ab-
satz 2a eingefügt:

   „(2a) Der Landtag bestellt einen Aus-
schuss für Angelegenheiten der Europäi-
schen Union (Artikel 35a Absatz 1 LVerf.). 
Dieser hat das Recht, dem Landtag in 
Angelegenheiten der Europäischen Uni-
on Beschlussempfehlungen vorzulegen 
(Initiativrecht). Er kann in Angelegenhei-
ten der Europäischen Union anstelle des 
Landtags Beschluss fassen, wenn eine 
rechtzeitige Beschlussfassung des Land-
tages nicht möglich ist. Die Beschlüsse 
sind dem Landtag zur Kenntnis zu brin-
gen. Sie können auf Antrag einer Frakti-
on nachträglich vom Landtag aufgeho-
ben werden.“

  „(2a) Der Landtag bestellt einen Aus-
schuss für Angelegenheiten der Europä-
ischen Union (Artikel 35a Absatz 1 LVerf.) 
als Europaausschuss. Dieser hat das 
Recht, dem Landtag in Angelegenheiten 
der Europäischen Union Beschlussemp-
fehlungen vorzulegen (Initiativrecht). Er 
kann in Angelegenheiten der Europäi-
schen Union anstelle des Landtags Be-
schluss in öffentlicher Sitzung fassen, 
wenn eine rechtzeitige Beschlussfassung 
des Landtages nicht möglich ist. Die Be-
schlüsse sind dem Landtag zur Kenntnis 
zu bringen. Sie können auf Antrag einer 
Fraktion oder von mindestens vier Mit-
gliedern des Landtages nachträglich 
vom Landtag aufgehobenwerden.“

*) Die vom Europa- und Rechtsausschuss gegenüber
 -  dem Text des Antragsentwurfes der Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN be-

schlossenen Änderungen und Streichungen sind in der linken Spalte durch Unterstreichung gekennzeichnet, 
während die jeweilige Neufassung des Textes in der rechten Spalte durch Fettdruck hervorgehoben wird;

 -  den Überschriften des Antragsentwurfes der Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
erfolgten Änderungen sind in der rechten Spalte durch Unterstreichung gekennzeichnet.
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Entwurf Beschlüsse
des 3. Ausschusses

2.  Die Änderung der Geschäftsordnung ge-
mäß Artikel 58 Absatz 4 der Verfassung 
des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
wird im Gesetz- und Verordnungsblatt 
veröffentlicht.

2.  unverändert

3.  Die Änderungen der Geschäftsordnung 
treten am Tag nach der Veröffentlichung 
vorbehaltlich der Einfügung eines ent-
sprechenden Artikels 35a in die Verfas-
sung des Landes in Kraft.

3.  unverändert
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Bericht des Abgeordneten Detlef Müller

I. Allgemeines

Der Landtag Mecklenburg-Vorpommern hat den Gesetzentwurf der Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN „Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Verfassung des Landes Mecklenburg-
Vorpommern“ auf Drucksache 6/732 während seiner 17. Sitzung am 23. Mai 2012 in Erster 
Lesung beraten und an den Europa- und Rechtsausschuss federführend überwiesen.

Der Landtag hat den Gesetzentwurf zur Änderung der Verfassung des Landes Mecklenburg-
Vorpommern und weiterer Rechtsvorschriften der Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksache 6/5076 und den Entwurf zur Änderung der Ge-
schäftsordnung des Landtages Mecklenburg-Vorpommern der 6. Wahlperiode der Fraktio-
nen der SPD, CDU, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksache 6/5077 in seiner  
111. Sitzung am 27. Januar 2016 in Erster Lesung beraten und ebenfalls federführend an den 
Europa- und Rechtsausschuss überwiesen.

In seiner 22. Sitzung am 19. September 2012 hat der Europa- und Rechtsausschuss eine öf-
fentliche Anhörung zu dem Gesetzentwurf auf Drucksache 6/732 durchgeführt. Als Sachver-
ständige wurden ein Vertreter des Städte- und Gemeindetages Mecklenburg-Vorpommern, 
ein Vertreter des Landkreistages Mecklenburg-Vorpommern, ein Vertreter des Instituts für 
Politische Wissenschaft der Universität Heidelberg, der Präsident des Oberlandesgerichts  
Rostock, ein Staatssekretär a. D., ein Vertreter des Lehrstuhls für Öffentliches Recht, Europa- 
und Völkerrecht der Universität Greifswald, ein Vertreter des Lehrstuhls für Öffentliches Recht, 
Europarecht und Rechtsvergleichung der Universität Greifswald, ein Vertreter des Lehrstuhls 
für Öffentliches Recht, Sozial- und Gesundheitsrecht der Universität Greifswald, ein Vertreter 
des Lehrstuhls für Öffentliches Recht, Verfassungsgeschichte, Rechts- und Staatsphilosophie 
der Universität Greifswald, ein Vertreter des Landesverbandes Mehr Demokratie e. V., ein Ver-
treter des Lehrstuhls für Staats- und Verwaltungsrecht sowie Medienrecht, Institut für Rund-
funkrecht der Universität Leipzig, ein emeritierter Professor für Staats- und Verwaltungsrecht 
sowie ein Diplomjurist gebeten, eine Stellungnahme zu dem Gesetzentwurf abzugeben.

Der Europa- und Rechtsausschuss hat zu dem Gesetzentwurf auf Drucksache 6/5076 und dem 
Antrag auf Drucksache 6/5077 in seiner 105. Sitzung am 2. März 2016 eine öffentliche Anhö-
rung durchgeführt und einem Vertreter des Lehrstuhls für vergleichende Regierungslehre des 
Instituts für Politik- und Verwaltungswissenschaften an der Universität Rostock, der Vertrete-
rin der Landeswahlleiterin, einer Vertreterin der Verwaltung des Landtages Nordrhein-West-
falen, Vertretern des Bundes sowie des Landesverbandes Mehr Demokratie e. V., Vertretern 
des Städte- und Gemeindetages sowie des Landkreistages Mecklenburg-Vorpommern, einem 
Vertreter des Lehrstuhls für Öffentliches Recht, Europarecht und Völkerrecht der Universität 
Greifswald, einem Vertreter des Lehrstuhls für Öffentliches Recht und Verfassungsgeschichte 
der Universität Rostock und einem Staatssekretär a. D. die Möglichkeit gegeben, eine Stel-
lungnahme abzugeben.
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Der Europa- und Rechtsausschuss hat den Gesetzentwurf auf Drucksache 6/5076 und den An-
trag auf Drucksache 6/5077 in seiner 109. Sitzung am 11. Mai 2016 abschließend beraten und 
jeweils einstimmig mit den Stimmen der Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN bei Abwesenheit der Fraktion der NPD, jeweils in der durch die gemeinsamen 
Anträge der Fraktionen der CDU, SPD, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN geänderten 
Fassung angenommen. Der Europa- und Rechtsausschuss hat den Gesetzentwurf auf Druck-
sache 6/732 in selbiger Sitzung abschließend beraten und mit gleichem Stimmverhalten dem 
Landtag empfohlen, den Gesetzentwurf für erledigt zu erklären.

II. Wesentliche Ergebnisse der Beratungen des Europa- und Rechtsausschusses

1. Ergebnisse der öffentlichen Anhörungen

Im Folgenden werden die wesentlichen Aussagen, allgemeinen Einschätzungen und Kritik-
punkte der Anzuhörenden aus den schriftlichen Stellungnahmen und mündlichen Beiträgen 
am jeweiligen Anhörungstag dargelegt.

Anhörung zu der Drucksache 6/732 am 19. September 2012

Der Vertreter des Städte- und Gemeindetages Mecklenburg-Vorpommern hat erklärt, die 
Kommunen seien betroffen, wenn ein Volksentscheid durchgeführt werde, da sie für die Or-
ganisation zuständig seien und dafür sorgen müssten, dass die Wahlbüros besetzt seien. Dies 
stelle immer ein Problem dar, weshalb der Städte- und Gemeindetag kein Interesse an einer 
Halbierung des Quorums habe. Das Quorum diene dem Nachweis der Ernsthaftigkeit des An-
liegens, weshalb die vorgeschlagene Zahl zu gering sei. Das Volksbegehren solle den Bürgern 
nicht zu leicht gemacht werden, weshalb das Eingangsquorum nicht verändert werden sol-
le. Auf kommunaler Ebene seien gute Erfahrungen mit Bürgerentscheiden gemacht worden. 
Dort betrage das Quorum 25 Prozent der Wahlberechtigten. Der Städte- und Gemeindetag 
empfehle eine Angleichung dieser beiden plebiszitären Elemente und daher ein Abstim-
mungsquorum von einem Viertel.

Der Präsident des Oberlandesgerichts Rostock hat erläutert, dass dem Gesetzgeber bei 
der Frage nach der Aufnahme von Elementen der direkten Demokratie in die Verfassung ein 
großer Spielraum zustehe. Eine Absenkung des Quorums komme in Betracht. Die Rechtspre-
chung zur Grenze des verfassungsrechtlich Zulässigen müsse dabei berücksichtigt werden. 
Die im Gesetzentwurf vorgeschlagenen Quoren lägen nicht an der untersten Grenze dessen, 
was in Deutschland für möglich erachtet werde. Der Landtag habe sich zuletzt 2006 mit den 
Quoren befasst und die Verfassungsgesetzgebung betreffe die Grundsätze der landesrecht-
lichen Ordnung, weshalb sich die Frage stelle, ob eine Änderung des Grundkonsenses fest-
stellbar sei. Die Verfassungsänderung von 2006 habe auf die Bevölkerungsentwicklung Bezug 
genommen und versucht, die bis dahin geltende Regelung zukunftsfester zu machen. Der 
vorliegende Gesetzentwurf habe einen gewissen Paradigmenwechsel zum Inhalt, was eine 
politische Entscheidung sei. Mit in die Abwägung einbezogen werden müsse die Häufigkeit, 
mit der über Verfassungsänderungen diskutiert werde.
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Ein Staatssekretär a. D. hat betont, er habe gegen die vom Gesetzentwurf vorgesehene Ab-
senkung der Quoren keine Einwendungen. In Mecklenburg-Vorpommern habe es bisher weder 
ein gültiges Volksbegehren noch einen gültigen Volksentscheid gegeben. Er sei nicht der An-
sicht, dass die mangelnde Beleidung der Bevölkerung als ein Plebiszit gegen Volksplebiszite zu 
werten sei. Eine mögliche Ursache für die Erfolglosigkeit der Volksgesetzgebung könnten die 
derzeit geltenden Quoren sein. Es bedürfe einer Förderung der Volksgesetzgebung. Die Sen-
kung der Quoren sei ein taugliches Mittel hierzu, zumal die weiteren Hürden in Mecklenburg-
Vorpommern nicht groß seien. Sinn und Zweck von Quoren sei es, es dem Volk nicht zu leicht zu 
machen. Denn eine kleine Minderheit solle das Parlament nicht mit einem Thema beschäftigen, 
sondern es müsse ein legitimatorisches Gewicht für ein Volksbegehren geben.
Was den Volksentscheid betreffe, dürfe keine Mehrheit durch eine Minderheit majorisiert wer-
den, weshalb eine bestimmte Anzahl von Wahlberechtigten zugestimmt haben müsse. Es müs-
sten aber nicht mehr als 50 Prozent sein, denn die Mehrheit habe es in der Hand, sich einem 
nicht gewollten Gesetz entgegenzustellen. Die Nichtbeteiligung legitimiere nicht dazu, ein spä-
ter zustande gekommenes Gesetz zu missbilligen.
Den Argumenten, dass das Unterstützungsquorum bei einem fehlenden Zustimmungsquorum 
möglichst hoch sein müsse, damit das Volk nicht ständig zur Abstimmung aufgerufen werde, 
und dass ein Zustimmungsquorum eingeführt werden müsse, wenn das Volk oft abstimme, um 
Überraschungsgesetze zu verhindern, stehe die Verfassungswirklichkeit entgegen. In Bayern 
gebe es ein verhältnismäßig niedriges Unterstützungsquorum und kein Zustimmungsquorum. 
Es werde häufig abgestimmt, aber von überfallartig beschlossenen Gesetzen könne nicht ge-
sprochen werden.
Ein Volksbegehren benötige in Mecklenburg-Vorpommern zurzeit die Stimmen von 8,7 Pro-
zent der Wahlberechtigten, gemessen an der letzten Landtagswahl. Damit liege das Land im 
Vergleich der Bundesländer untereinander am unteren Rand. Würde der Gesetzentwurf umge-
setzt, wären 4,4 Prozent der Wahlberechtigten notwendig. Das wäre mehr als in Brandenburg, 
wo selbst dieses niedrige Unterstützungsquorum nicht zu einem gültigen Volksbegehren ge-
führt habe. Das niedrige Quorum in Brandenburg werde damit begründet, dass es sich um einen 
Flächenstaat handle, weshalb es schwierig sei, Unterstützungsstimmen zu sammeln. Dies treffe 
auch auf Mecklenburg-Vorpommern zu. Ein Unterstützungsquorum schützte nicht vor Queru-
lanten. In einer Demokratie gebe es viele Querulanten, die sich auch bei der Gesetzgebung zu 
Wort meldeten und es stelle sich oft erst im Nachhinein heraus, ob ein Anliegen vernünftig sei.
Das Zustimmungsquorum in Mecklenburg-Vorpommern sei im Vergleich zu anderen Bundes-
ländern sehr hoch. Nur im Saarland gebe es ein höheres und dort wolle der Landtag dieses 
Quorum herabsetzen. In einigen Bundesländern gebe es demgegenüber gar kein Quorum und 
diese Länder hätten damit gute Erfahrungen gemacht. Dies gelte jedoch nicht für verfassungs-
ändernde Gesetze. Die Verfassung dürfte nicht durch kleine Minderheiten geändert werden. 
Sollte einmal ein überraschendes Gesetz zustande kommen, könne der parlamentarische Ge-
setzgeber diesen Fehler korrigieren.

Der Vertreter des Lehrstuhls für Öffentliches Recht, Europa- und Völkerrecht der Universität 
Greifswald hat ausgeführt, dass viele Länder die Quoren für Volksbegehren und Volksentscheid 
herabgesetzt hätten. Da sich der Gesetzentwurf im Bereich des Üblichen bewege, stelle sich die 
Frage nach der Berührung der Grundsätze des Grundgesetzes nicht. Die Kommunen müssten 
einen Volksentscheid mit den entsprechenden Kosten organisieren. Die Formulierung, dass mit 
dem Gesetz keine Kosten verbunden seien, sei formal richtig, weil das Gesetz keine Kosten pro-
duziere, aber wenn das Gesetz in Anspruch genommen werde, entstünden Kosten.
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Er sehe keinen akuten Änderungsbedarf beim Unterstützungsquorum, da dieses in Meck-
lenburg-Vorpommern bereits niedrig sei. Sollte es absenkt werden, würde er kein Quorum 
von weniger als fünf Prozent der Stimmberechtigten wählen. Das Zustimmungsquorum sei 
in Mecklenburg-Vorpommern im Ländervergleich sehr hoch, weshalb eine Änderung sinnvoll 
sei. Die im Gesetzentwurf vorgesehene Absenkung auf ein Sechstel sei relativ niedrig. Er schla-
ge ein Quorum von einem Viertel vor, was zu einer Gesamtwahlbeteiligung von 50 Prozent 
führe und hinreichend repräsentativ sei.

Der Vertreter des Landesvorstandes Mehr Demokratie e. V. Mecklenburg-Vorpommern 
hat erklärt, der Gesetzentwurf stelle eine Verbesserung der Situation dar. Sein Verein habe ein 
Ranking erstellt, wonach Saarland auf Platz 16 und Mecklenburg-Vorpommern auf Platz 11 
sei. Es gebe in vielen Ländern Diskussionen zur Senkung der Verfahrensanforderungen, da die 
Vorschriften praktisch anwendbar sein müssten. Die Behauptung, dass die Entscheidung bei 
einer größeren Beteiligung anders ausgefallen wäre, sei empirisch nicht belegt.
Artikel 60 der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern finde in der politischen Wirk-
lichkeit keinen Niederschlag. Würden die Hürden beim Unterschriftenquorum gesenkt, gebe 
es mehr erfolgreiche Volksbegehren. Solle es Volksbegehren in Mecklenburg-Vorpommern 
geben, müsse das Quorum gesenkt werden. Er halte den Gesetzentwurf für angemessen. Er 
prognostiziere dann ein Volksbegehren alle ein bis zwei Jahre, wovon nicht jedes erfolgreich 
sei. Ein Quorum von fünf Prozent sei auch denkbar. Eine prozentuale Angabe sei sinnvoll, da-
mit die Verfassung nicht regelmäßig geändert werden müsse.
Für ein Zustimmungsquorum spräche, eine höhere Legitimation und die Vermeidung von Ver-
zerrungseffekten, weil nicht die gesamte Wählerschaft abgebildet werde. Ein Zustimmungs-
quorum führe zu einer niedrigeren Beteiligung, da es Anreize für Diskussionsboykotte sowie 
ein Auseinanderziehen von Wahlen und Volksentscheiden gebe. Nein-Stimmen würden als 
Enthaltungen gewertet und sofern das Quorum nicht erreicht werde, setze sich eine Abstim-
mungsminderheit durch. Verzerrungseffekte könnten auftreten, wenn sich nicht 35 bis 40 Pro-
zent beteiligten. Für ein Flächenland sei ein Quorum von 10 bis 15 Prozent der richtige Wert, 
um diese Nachteile zu vermeiden.
Er bedauere, dass Verfassungsänderungen durch direkte Demokratie nicht Gegenstand des 
Gesetzentwurfs seien, da das diesbezügliche Quorum prohibitiv sei. Das Erfordernis einer 
erschwerten Abänderbarkeit der Verfassung könne anders erreicht werden, beispielsweise 
durch ein höheres Einleitungsquorum, eine Zweidrittelmehrheit der Abstimmenden oder die 
Zusammenlegung von Entscheidungen über Verfassungsänderungen mit Bundestags- oder 
Landtagswahlen. Reformen beim Ausführungsgesetz seien nicht notwendig. Vorstellbar sei 
die Übernahme von Entwicklungen wie beispielsweise die Spendentransparenz aus anderen 
Ländern.

Ein emeritierter Professor für Staats- und Verwaltungsrecht hat dargelegt, dass der Ge-
setzentwurf keine verfassungsrechtlichen Bedenken auslöse. Im saarländischen Landtag 
werde unter anderem ein Entwurf der Fraktionen der SPD und der CDU zur Änderung der 
dortigen Verfassung beraten, wonach ein Unterstützerquorum von sieben Prozent und ein 
Zustimmungsquorum von einem Viertel vorgesehen seien. Dies liege in der praktikablen Mit-
te und könne als Minimum für Mecklenburg-Vorpommern empfohlen werden.
Alle Unterstützer- sowie Zustimmungsquoren seien gegriffen, weshalb sich die Frage stelle, 
woran man sich orientieren solle. Er orientiere sich an den Mehrheiten und Quoren im Gesetz-
gebungsverfahren des Parlaments, da es sich um ein konkurrierendes Volksgesetzgebungs-
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verfahren handeln solle. Im Bereich der Wahlbeteiligung gebe es kein Beteiligungsquorum. 
Der Landtag Mecklenburg-Vorpommern sei von circa 49 Prozent der gültigen Zweitstimmen 
gewählt worden. Er sei generell gegen Zustimmungsquoren.
Die im Gesetzentwurf vorgesehene Absenkung des Beteiligungsquorums halte er für ver-
tretbar, aber nicht zwingend. Die Absenkung des Zustimmungsquorums sei unumgänglich. 
Da Mecklenburg-Vorpommern eine Wahlbeteiligung von unter 50 Prozent aufweise, könne 
nicht erwartet werden, dass sich ein größerer Teil der Bevölkerung an einem speziellen Ge-
setz als an der Landtagswahl beteilige. Er halte die Absenkung des Zustimmungsquorums 
auf ein Viertel für das Minimum. Die Gefahr, von Volksgesetzen überschwemmt zu werden, 
bestehe nicht. Die im Gesetzentwurf vorgesehene Reduzierung auf ein Sechstel sei ein ge-
griffener Wert. Ein Viertel sei bereits ausreichend, auch wenn er Bedenken habe, ob dies für 
Mecklenburg-Vorpommern ausreichend hoch sei. Das derzeit geltende Unterstützerquo-
rum könne unverändert bestehen bleiben, da Mecklenburg-Vorpommern hier im Länder-
vergleich gut dastehe. Die im Gesetzentwurf vorgeschlagene Halbierung sei drastisch, da 
dies einer Beteiligung von unter fünf Prozent entspreche. Im Rahmen des Gesetzgebungs-
verfahrens des Parlaments sei eine Beteiligung von über fünf Prozent für eine Gesetzesin-
itiative erforderlich. Er schlage eine Zahl zwischen 120.000 und 60.000 vor und empfehle 
hierbei Prozentpunkte, damit die Verfassung nicht bei der nächsten drastischen Bevölke-
rungsentwicklung geändert werden müsse.

Ein Diplomjurist hat ausgeführt, dass der Gesetzentwurf unter rechtlichen Gesichtspunk-
ten keine Probleme aufwerfe, weshalb er nur unter rechtspolitischen Gesichtspunkten zu 
betrachten sei. In Zeiten genereller Politikverdrossenheit sei es sinnvoll, die Bürger in den 
Gesetzgebungsprozess verstärkt einzubinden. Auf der anderen Seite seien gewisse Hürden 
erforderlich, damit die Volksgesetzgebung nicht zum Spielball von Minderheiten oder Lob-
byverbänden werde. Zwischen diesen beiden Aspekten sei ein schonender Ausgleich herbei-
zuführen. Das Einleitungsquorum sei in Mecklenburg-Vorpommern im Vergleich zu anderen 
Ländern verhältnismäßig niedrig und auch die Möglichkeit der Unterschriftensammlung sei 
moderat, weshalb es verwunderlich sei, dass es bislang keinen Volksentscheid gegeben habe. 
Ein Grund dafür könne die Höhe des Quorums sein. Da es sinnvoll sei, die Bürger zu beteiligen, 
halte er den im Gesetzentwurf enthaltenen Vorschlag zur Reduzierung des Einleitungsquo-
rums für sinnvoll. Eine Schwemme von Volksbegehren sei nicht zu befürchten.
Das Zustimmungsquorum sei in Mecklenburg-Vorpommern im Vergleich zu anderen Bun-
desländern überdurchschnittlich hoch. Nur im Saarland sei es höher und dort befasse sich 
der Landtag deshalb mit diesem Thema. Er sei für ein Zustimmungsquorum, damit verhindert 
werde, dass eine Minderheit Gesetze verabschiede und mangelnde demokratische Legitima-
tion bestehe. Das vorgeschlagene Quorum führe nicht zu Legitimationsdefiziten, weshalb er 
es befürworte. Auch mit einem Quorum von einem Viertel sei er einverstanden, da auch dies 
eine Erleichterung bedeute.
Die bei einem Volksentscheid entstehenden Kosten sollten im Hinblick darauf, dass Milliarden 
für den Rettungsschirm zur Verfügung gestellt würden, auch finanziert werden.

Der Vertreter des Landkreistages Mecklenburg-Vorpommern hat in seiner schriftlichen 
Stellungnahme ausgeführt, dass der Landkreistag den Gesetzentwurf ablehne und für eine 
Beibehaltung der bisherigen Regelung plädiere. Die Verabschiedung von Gesetzen solle in 
einer parlamentarischen Demokratie vorwiegend durch das Parlament erfolgen. Davon solle 
nur in begründeten Ausnahmefällen abgewichen werden, was bereits jetzt möglich sei.
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Anhörung zu den Drucksachen 6/5076 und 6/5077 am 2. März 2016

Der Vertreter des Lehrstuhls für vergleichende Regierungslehre des Instituts für Politik- 
und Verwaltungswissenschaften an der Universität Rostock hat ausgeführt, dass Verfas-
sungsänderungen nicht leichtfertig erfolgen sollten. Sie müssten gut kommuniziert werden, 
weil Verfassungen in der Bevölkerung als Rechtsanker des politischen und gesellschaftlichen 
Systems wahrgenommen würden.
Die Verlängerung der Legislaturperiode von 59 auf 61 Monate führe dazu, dass im Jahr 2021 
außerhalb der Sommerferien gewählt werden könne. Allerdings sei festzustellen, dass im Jahr 
2016 der Wahltag auf den letzten Sonntag der Sommerferien falle. Die angestrebte Flexibili-
sierung sei wünschenswert. Allerdings sei auch eine Parallelschaltung mit den Bundestags-
wahlen denkbar. Das würde wahrscheinlich die Wahlbeteiligung positiv beeinflussen, aber 
auf Kosten des regionalen Parteienwettbewerbs gehen, da die Bundesthemen die Landesthe-
men überlagerten. Im Föderalismus müssten sich die Bundesländer ihre Eigenheiten bewah-
ren. Der Bundestrend habe Einfluss auf Landtagswahlen. Eine Parallelität beider Wahlen sei 
daher im Ergebnis nicht wünschenswert.
Die Verankerung des Ausschusses für Angelegenheiten der Europäischen Union in der Ver-
fassung des Landes, der mit Initiativrechten und dem Recht plenarersetzende Beschlüsse zu 
fassen ausgestattet sei, sei nachvollziehbar, um auf entsprechende Fristen in Subsidiaritäts-
angelegenheiten reagieren zu können. Allerdings würden so Entscheidungen vom Plenum 
in den Ausschuss verlagert. Hier gehe Öffentlichkeit verloren. Das Redeparlament müsse im 
Nachhinein beteiligt werden. Die nachträgliche Aufhebungsmöglichkeit des Plenums sei pro-
blematisch, da Folgekosten entstehen könnten.
Die geplanten Änderungen im Volksgesetzgebungsrecht seien grundsätzlich nachvollziehbar. 
Allerdings sei die Schranke von 100.000 Unterstützerunterschriften immer noch sehr hoch, 
gerade im Hinblick auf die kürzere Frist. Wenn man von ungefähr 1,35 Millionen Wahlberech-
tigten ausgehe, stellten 100.000 Unterstützer 7 Prozent der Bevölkerung dar und 60.000 bis 
70.000 erforderliche Unterschriften entsprächen dagegen einer 5 Prozent Sperrklausel. Die 
Absenkung des Quorums auf 25 Prozent orientiere sich an anderen Bundesländern. Das sei 
nachvollziehbar. Seiner Auffassung nach sei dies aber die Untergrenze. Direkte Demokratie 
habe in der Bundesrepublik keine sehr große Tradition. Sie ergänze nur den parlamentari-
schen Gesetzgeber. Zusammenfassend hat er ausgeführt, dass die Regelungen zum Wahl-
termin zu begrüßen seien, eine Kopplung mit Bundestagswahlen aber abgelehnt werde. Im 
Hinblick auf den Ausschuss für Angelegenheiten der Europäischen Union sei wichtig, dass das 
Redeparlament einbezogen werde. Elemente direkter Demokratie seien eine Ergänzung der 
parlamentarischen Demokratie, könnten aber kein neuer, dazu parallel laufender Weg sein. 
Wahlen und Abstimmungen seien nach dem Grundgesetz zwar zwei gleichberechtigte Säu-
len der demokratischen Teilhabe. Seit 1949 hätten sich diese Mechanismen aber weiter ent-
wickelt. Abstimmungen müssten immer eine Mehrheit der Betroffenen erreichen. Wenn die 
Betroffenheit für ein Thema nicht groß genug sei, dann sei die Mehrheit, die sich nicht betei-
lige, nicht diejenige, die eine Entscheidung treffe. Deutschland sei eine Parteiendemokratie. 
Daher sollte die Steigerung der Partizipation über die Parteien unabhängig von Betroffenheit 
laufen.

Die Vertreterin der Landeswahlleiterin hat ausgeführt, dass es im Hinblick auf Artikel 27 der 
Verfassung des Landes uneingeschränkt positiv zu bewerten sei, wenn Wahlen nicht unmit-
telbar nach den Sommerferien stattfänden. Der diesjährige Wahltermin am 4. September sei 
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aus organisatorischer Sicht außerordentlich schwierig. Es sei problematisch, während der 
Sommerferien Wahlhelfer zu gewinnen. Sie müssten auch noch während der Sommerferien 
geschult werden. Die Wahlräume, die häufig in Grundschulen eingerichtet würden, müssten 
vorbereitet werden, obwohl am vorhergehenden Samstag Einschulungsfeiern stattfänden. 
Aus diesen Gründen sollte der Wahltermin eher zum Herbst hin verlegt werden. Die Änderung 
des § 56 Absatz 3 Landes- und Kommunalwahlgesetz sei eine notwendige Folgeänderung.
Die vorgeschlagene Änderung für die Absenkung des Unterschriftenquorums für erfolgreiche 
Volksbegehren auf 100.000 Unterschriften werde befürwortet. Dies entspreche einer Absen-
kung um etwa 1,5 Prozentpunkte. Dies seien etwa 7,5 Prozent der Abstimmungsberechtigten, 
die unterschreiben müssten, damit ein Volksbegehren Erfolg haben könne. Auf Nachfrage hat 
sie ausgeführt, dass auch eine Prozentzahl an der Stelle eingeführt werden könne. Diese sei 
flexibler und gut handhabbar. Sie habe den Vorteil, dass sie sich an Bevölkerungsschwankun-
gen anpasse. Daneben müsste dann aber auch die Berechnungsgrundlage geregelt werden. 
Die Prozentzahl müsste sich auf die Wahlberechtigten der letzten Landtagswahl beziehen.
Sie hat weiter ausgeführt, dass die Absenkung des Zustimmungsquorums für Volksentscheide 
auf ein Viertel der Abstimmungsberechtigten gleichermaßen begrüßt werde. Dabei handele 
es sich um eine unmittelbare Stärkung der direkten Demokratie. Allerdings wäre der Volksent-
scheid zur Gerichtsstrukturreform auch bei Zugrundelegung der neuen Regelungen erfolglos 
geblieben. Die geplante Absenkung sei lediglich moderat. Es könne darüber nachgedacht 
werden, auch das Zustimmungsquorum für Volksentscheide zu verfassungsändernden Geset-
zen zu ändern. Dies liege aktuell bei 50 Prozent. Der Abstand der beiden Quoren sei auffallend 
hoch.
Die Einführung einer Frist für die Unterschriftensammlung sei aus organisatorischer Sicht sehr 
zu begrüßen. Dafür müsse aber Artikel 60 Absatz 5 der Verfassung des Landes nicht ergänzt 
werden, es reiche eine Änderung des Volksabstimmungsgesetzes aus. Die Folgeänderungen 
im Volksabstimmungsgesetz hätten eine große praktische Relevanz. Die 5-Monatsfrist für die 
Unterschriftensammlung sei sinnvollerweise verbunden mit der Pflicht, den Beginn der Unter-
schriftensammlung anzuzeigen. Der sechste Monat Spielraum nach Ende der Unterschriften-
sammlung sei aus organisatorischen Gründen für die Initiatoren notwendig. Vorgeschlagen 
werde, diese Regelungen in anderer Form in das Volksabstimmungsgesetz einzufügen. Es soll-
te nicht ein gesonderter § 12 a eingeführt werden, sondern ein weiterer Absatz in § 11. Dort sei 
der Grundsatz der freien Unterschriftensammlung geregelt. § 12 regele dagegen einen Son-
derfall zu § 11. Die 6-Monatsfrist für die Abgabe des Zulassungsantrages sollte in § 13 Satz 1 
eingefügt werden. Das Volksabstimmungsgesetz habe eine beträchtliche Außenwirkung für 
vorrangig rechtsunkundige Bürger. Daher sollte das Gesetz möglichst anwenderfreundlich 
gestaltet werden. Seit April 2015 liefen Unterschriftensammlungen für zwei Volksbegehren. 
Insofern bestehe Bedarf für eine Übergangsregelung im Hinblick auf die Anzeigeverpflich-
tung und auf den Zeitraum, in dem Unterschriften gesammelt werden dürften. Die Initiatoren 
hätten sich naturgemäß nicht an die neue 5-Monatsregelung halten können.
Sie hat ferner ausgeführt, dass das Fehlen von Übergangsregelungen problematisch sei. Es 
entstehe die Situation, dass die neuen Regelungen auch auf bereits laufende Volksentschei-
de anzuwenden seien. Rechtlich könne dies möglicherweise über Vertrauensschutzgesichts-
punkte geregelt werden. Übergangsregelungen dahingehend, dass bereits laufende Volks-
entscheide nach den alten Regelungen behandelt würden, würden viele Folgeprobleme 
ersparen. Sie rege daher eine Ergänzung der Übergangsregelung im neuen § 28a an.
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Ein Staatssekretär a. D. hat ausgeführt, dass er von 2003 bis 2006 Staatssekretär im Justizmini-
sterium Mecklenburg-Vorpommern und auch kurzzeitig im Sozialministerium gewesen sei. Da-
vor sei er sechs Jahre Staatssekretär im Justizministerium Niedersachsen gewesen. Ursprünglich 
sei er als Richter tätig gewesen. Der Grund für die Einsetzung eines Ausschusses für Angelegen-
heiten der Europäischen Union sei, dass die 8-Wochenfrist für die Erhebung einer Subsidiaritäts-
rüge im Rahmen des Subsidiaritätsfrühwarnsystems schwer einzuhalten sei, wenn auch die Lan-
desparlamente gehört werden sollten. In Mecklenburg-Vorpommern gebe es dazu eine Praxis, 
die im Einzelnen aber nicht geregelt sei. Die Beteiligung des Plenums könne schwierig sein, bei-
spielsweise während der Parlamentsferien. Die Einrichtung eines Ausschusses für Angelegen-
heiten der Europäischen Union entspreche den Gegebenheiten im Bundestag und Bundesrat. 
Vorgeschlagen werde, dass der Ausschuss auch selbstständig tätig werden könne. Dies betreffe 
das Recht, Beschlussempfehlung an das Plenum richten zu können. Dies könne er bereits, dieses 
Vorgehen sei aber umstritten. Eine entsprechende ausdrückliche Regelung sei positiv zu be-
werten, da so eine Plenarsitzung eingespart werden könne. Das Recht zu plenarersetzenden 
Beschlüssen sei jedoch umstritten. Ein solches Recht beschneide die Rechte der Abgeordneten, 
die dem betreffenden Ausschuss nicht angehörten. Erforderlich sei in jedem Fall, dass das ent-
sprechende Recht beim Plenum bleibe, soweit es die Möglichkeit habe, tagen zu können. Dem 
sei aber in dem Gesetzentwurf Rechnung getragen worden. Das vorgeschlagene Aufhebungs-
recht seitens des Plenums werde kritisch gesehen. Ein etwaiger Aufhebungsbeschluss dürfte 
regelmäßig zu spät kommen, um die Stellungnahme des Landtages und des Landes noch zu 
beeinflussen. In Berlin gebe es eine Regelung, die dem entsprechenden Ausschuss das Recht 
zu plenarersetzenden Beschlüssen gebe, allerdings nur dann, wenn kein Mitglied des Abgeord-
netenhauses widerspreche. Falls der Ausschuss für Angelegenheiten der Europäischen Union 
das Recht zu plenarersetzenden Beschlüssen erhalte, so müssten entsprechende Beschlüsse je-
denfalls in öffentlicher Sitzung beraten und verabschiedet werden. Die Geschäftsordnung sollte 
dahingehend geändert werden, dass entsprechende Ausschussberatungen öffentlich seien. Er 
gehe davon aus, dass eine Regelung in der Geschäftsordnung ausreiche. Eine entsprechende 
Regelung in der Verfassung sei nicht notwendig.
Er verstehe den Hintergrund für die Regelung so, dass die Frist für die Bestimmung der Neu-
wahlen an das Ende der Wahlperiode gerückt werden könne. Der Gesetzentwurf sehe aber 
auch vor, dass die Frist die Wahlperiode überschreiten dürfe. Dies sei problematisch, da die 
fünfjährige Wahlperiode bereits lang sei. Er halte eine entsprechende Regelung aber auch 
nicht für notwendig. Neuwahlen könnten auch in der Zeit zwischen dem 58. und dem 60. Mo-
nat bestimmt werden, um einen Wahltermin außerhalb der Sommerferien zu gewährleisten.
In seinen Augen sei die Herabsenkung der Quoren von 120.000 auf 100.00 Unterschriften zu 
zaghaft. Die Herabsenkung des Zustimmungsquorums von einem Drittel auf ein Viertel sei 
angezeigt. Das Zustimmungsquorum von einem Drittel sei deutschlandweit das höchste Quo-
rum, das es gebe. Ursprünglich habe er die Auffassung vertreten, dass ein Zustimmungsquo-
rum entbehrlich sei. Diese Auffassung vertrete er im Hinblick auf Volksentscheide, die in der 
Vergangenheit stattgefunden hätten, nicht mehr. Es bestehe die Gefahr, dass eine sehr aktive 
Minderheit eine thematisch desinteressierte Öffentlichkeit überstimme. Ein entsprechend 
verabschiedetes Gesetz könne nur durch das Parlament wieder aufgehoben werden. Dieses 
Vorgehen sei problematisch, da es den Gedanken der Volksgesetzgebung konterkariere. Es 
könne der Vorwurf laut werden, dass das Parlament am Willen des Volkes vorbeiregiere. Die 
Fristsetzung für die Unterschriftensammlung halte er für sinnvoll. Angesichts sinkender Wahl-
beteiligungen sollten die Hürden für Volksgesetzgebungen ebenfalls sinken.
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Eine Vertreterin der Verwaltung des Landtages Nordrhein-Westfalen hat ausgeführt, dass 
es in Nordrhein-Westfalen seit dem Jahre 2010 einen eigenständigen Europaausschuss gebe. 
Vorher seien entsprechende Aufgaben durch den Hauptausschuss wahrgenommen worden. 
Der Europaausschuss sei auch für entwicklungspolitische Fragen zuständig und bestehe aus 
22 Mitgliedern. Sowohl die Landtagsverwaltung, als auch die Landesregierung stellten für 
den Europaausschuss Informationen zur Verfügung. Seit Februar 2012 unterhalte der Land-
tag ein eigenes Verbindungsbüro in der Landesvertretung in Brüssel, um den Kontakt zu den 
Institutionen der Europäischen Union und anderen politischen Akteuren zu halten. Zentrale 
Aufgabe des Verbindungsbüros sei es, die für den Landtag relevanten Vorgänge auf EU-Ebene 
zu beobachten und die Abgeordneten des Landtages über entsprechende Entwicklungen 
unter Hinweis auf eventuelle Fristen zu informieren. Daneben werde der Landtag im Hinblick 
auf seine Mitsprache in Subsidiaritätsverfahren unterstützt. Zu diesem Zweck bekämen die 
Abgeordneten des Europaausschusses regelmäßig den Bericht aus Brüssel, den die Landes-
regierung fertige. Die Landtagsverwaltung erstelle daneben einen eigenen wöchentlichen 
Newsletter, in dem über ausgewählte Frühwarndokumente berichtet werde. Der Europaaus-
schuss habe sich Schwerpunktthemen gesetzt. Die Verfassung des Landes enthalte keine Be-
stimmungen diesbezüglich. Regelungen fänden sich nur in der Geschäftsordnung. Daneben 
gebe es seit Ende 2012 eine Parlamentsinformationsvereinbarung zwischen Landesregierung 
und Landtag. Die Geschäftsordnung sehe vor, dass federführender Ausschuss für Angelegen-
heiten der Europäischen Union im Rahmen des Frühwarnsystems der Europaausschuss sei. 
Die Frühwarndokumente gelten als an diesen Ausschuss überwiesen. Der Ausschuss habe das 
Recht zu Beschlussempfehlungen an das Plenum. Die Frühwarndokumente würden unmit-
telbar an die Mitglieder des Europaausschusses versandt. Die Landtagsverwaltung berichte 
sodann über das Intranet über das Frühwarndokument und die entsprechenden Fristen. Der 
Europaausschuss könne plenarersetzende Beschlüsse fassen, falls eine rechtzeitige Befassung 
des Plenums nicht mehr möglich sei. Die Beschlüsse seien dem Plenum im Rahmen einer 
Unterrichtung zur Kenntnis zu bringen. Der Landtag könne die Beschlüsse nachträglich auf-
heben, was aber in der Regel zu spät komme. In der Parlamentsinformationsvereinbarung 
zwischen Landesregierung und Landtag sei festgelegt, dass dem Landtag die Bundesratsdo-
kumente zu EU-Vorhaben unverzüglich übersandt würden, um dem Landtag Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben, bevor der Bundesrat darüber berate. Bei Vorhaben mit erheblicher 
Bedeutung für das Land werde auch von der Landesregierung ein Berichtsbogen mit einer 
Bewertung an den Landtag übersandt. Bislang sei noch keine Subsidiaritätsrüge erhoben 
worden.
Die geringe Zahl an durchgeführten Subsidiaritätsverfahren liege nicht an der fehlenden Re-
levanz von Europafragen. Es könne auch nicht daran liegen, dass die Abgeordneten zu wenig 
informiert seien. Die Landtagsverwaltung und die Landesregierung stellten eine Fülle von In-
formationen zur Verfügung. Ein Fristenproblem gebe es ebenfalls nicht. Möglicherweise liege 
es daran, dass die rot-grüne Landesregierung traditionell europafreundlich sei. Daher sei die 
Neigung, Subsidiaritätsrügen zu erheben, gering. Dokumente der Europäischen Union seien 
außerdem in der Anwendung hinsichtlich der Länge und der Begrifflichkeiten sperrig. Sie stel-
le fest, dass Frühwarndokumente nur selten auf die Tagesordnung gesetzt würden. Es habe 
nur einmal eine Direktzuleitung (europäische Bankenaufsicht, 2012) an die Europäische Kom-
mission gegeben. Dieses Instrument sei nicht fristgebunden und könne öfter genutzt werden. 
In dem Zeitraum von Januar bis August 2013 seien beim Landtag 69 Frühwarndokumente ein-
gegangen. Nur in einem einzigen Fall wäre das Plenum nicht erreichbar gewesen. Die Erfah-
rungen mit dem Europaausschuss seien eher verhalten. Möglicherweise liege dies daran, dass 
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er ein Querschnittsausschuss sei, der sich mit den verschiedensten Fachthemen befasse. Dies 
erschwere den Umgang mit den einzelnen Themen. Es mangele aber auch an eigenständigen 
Themen des Europaausschusses. Der Europaausschuss reise regelmäßig nach Brüssel, um den 
regelmäßigen Kontakt mit den politischen Akteuren vor Ort zu pflegen. Die Durchführung 
von Unterrichtungsfahrten nach Brüssel sei aber auch eine finanzielle Frage.

Ein Vertreter des Bundesverbandes Mehr Demokratie e. V. hat ausgeführt, dass die geplan-
ten gesetzlichen Änderungen im Bereich der unmittelbaren Demokratie nicht weitreichend 
genug seien. Im Grundgesetz sei festgelegt, dass die Staatsgewalt vom Volke ausgehe und 
durch Wahlen und Abstimmungen ausgeübt werde. Entsprechende Regelungen gebe es in al-
len Landesverfassungen. Eine wirkliche Demokratie, in der die Bürger tatsächlich wesentliche 
Entscheidungen treffen und Kontrolle ausüben könnten, funktioniere nur, wenn sie auf zwei 
Säulen beruhe. Die erste Säule sei das Wahlrecht. Die zweite Säule sei das Abstimmungsrecht. 
Dies heiße nicht, dass es zwischen den beiden Säulen zu einem großen quantitativen Un-
gleichgewicht kommen müsse. Die wesentlichen Entscheidungen müssten in den Parlamen-
ten getroffen werden. Unmittelbare Demokratie sei nur die Ausnahme. Es gebe die Bindung 
an die Grundrechte und die Möglichkeit der Prüfung durch das Verfassungsgericht. Es gebe 
keine Souveränitätsillusion. Es sei klar, dass über bestimmte Themen nicht abgestimmt wer-
den könne, beispielsweise nicht über europa-oder völkerrechtswidrige Themen. Direkte De-
mokratie sei ähnlich wie die parlamentarische Demokratie an die Rechtsordnung gebunden. 
Dies sei auch grundsätzlich richtig. Dies habe aber nichts mit unterschiedlichen Standards 
oder einer Gesinnungsprüfung zu tun.
Volksabstimmungen führten auch zu politischer Bildung in der Bevölkerung. Die Regelungen 
zur direkten Demokratie stünden seit 1994 in der Verfassung des Landes. Diese Regelungen 
funktionierten nicht. Bisher habe es erst einen erfolgreichen Volksentschied gegeben, der am 
Zustimmungsquorum gescheitert sei. Es habe aber eine Reihe von Volksinitiativen gegeben, 
die auch vom Landtag angenommen worden seien. Der Maßstab für eine Verfassungsbzw. 
Gesetzesänderung sei, dass sich an der Situation etwas ändere. Mit dem vorliegenden Entwurf 
werde dieses Ziel nicht erreicht. Die Senkung des Unterschriftenquorums von 120.000 auf 
100.000 Unterschriften sei zu verzagt und im Grunde nur eine Angleichung an den Bevölke-
rungsrückgang. Effektiv sei dies keine Erleichterung. Hohe Quoren hätten eine abschreckende 
Wirkung. Unverständlich sei, warum an einer absoluten Zahl festgehalten werde. Im Hinblick 
auf Bevölkerungsschwankungen sei dies problematisch. Vorzugswürdig sei eine Prozentzahl.
Anzustreben sei ein Quorum von 5 Prozent bei einfachen Gesetzen und von 8 Prozent bei 
verfassungsändernden Gesetzen bei gleichzeitiger Absenkung der Hürden für verfassungs-
ändernde Volksentscheide. Er hat weiter ausgeführt, dass andere Bundesländer prozentuale 
Hürden hätten. Bei Volksbegehren sei der Maßstab die Zahl der Wahlberechtigten bei der letz-
ten Wahl. In Berlin sei der Tag der Unterschrift der Stichtag. Wenn man am Tag der Wahl oder 
Abstimmung abstimmungsberechtigt sei, dann sei die Unterschrift gültig. Dies könne über 
die Melderegister problemlos festgestellt werden. Die 5-Monatsfrist sei für ein Flächenland 
zu kurz. Vorzugswürdig sei eine Frist von 9 bis 12 Monaten, mindestens aber 6 Monaten. Eine 
6-Monatsfrist sei bundesweit der Standard. Notwendig sei jedenfalls eine Übergangsrege-
lung. Es gebe kein Bundesland mehr, das ein Zustimmungsquorum von einem Drittel habe. 
Die vorgesehene Senkung von einem Drittel auf ein Viertel sei daher nicht sehr ambitioniert. 
Er lehne grundsätzlich jedes Zustimmungsquorum ab. Quoren stellten eine Ungleichbehand-
lung gegenüber anderen demokratischen Entscheidungsmöglichkeiten dar. Die Gültigkeit ei-
ner Wahl hänge nicht von der Wahlbeteiligung ab. Nur wenn es keine Quoren gebe, bestünde 
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ein maximaler Anreiz für die Befürworter und Gegner einer Volksabstimmung, die Bürger zu 
mobilisieren. Hohe Quoren führten oftmals zur Enthaltung der Nein-Seite. In den Ländern, wo 
es keine Quoren gebe, wie zum Beispiel in Hessen, Sachsen und Bayern, seien die Beteiligun-
gen sehr hoch. Im Hinblick auf Verfassungsänderungen könne ein Quorum von zwei Dritteln 
der abgegeben Stimmen erhalten bleiben. Die Quoren sollten weiter gesenkt werden.
Anzuraten sei, dass Wahlen und Abstimmungen zusammengelegt würden. Dies führe zu einer 
höheren Beteiligung und zu mehr Legitimation. Möglich sei auch, einen Korridor festzulegen. 
Aktive Minderheiten könne es nur geben, wenn es schweigende Mehrheiten gebe. Dies sei 
nur der Fall, wenn die schweigende Mehrheit keinen Anreiz habe, an einer Volksabstimmung 
teilzunehmen. Er lehne allerdings ab, dass jeder Volksentscheid mit der nächsten Wahl ge-
koppelt werde. Dies könne dazu führen, dass es lange dauern könne, weil Dinge in der Praxis 
beschlossen werden könnten, die Teile des Volksentscheides vorwegnähmen oder die Umset-
zung verhinderten. Eine weitere Möglichkeit sei, dass die Vertrauenspersonen der Initiative 
über eine Kopplung entscheiden könnten. So werde es beispielsweise in Hamburg gehand-
habt. Er empfehle jedoch, dass Volksentscheide und Wahlen innerhalb eines bestimmten Ter-
minkorridors gekoppelt würden. Wenn sechs oder acht Monate nach dem Zustandekommen 
eines Volksentscheides eine Wahl stattfinde, sollte automatisch gekoppelt werden. Aus orga-
nisatorischen Gründen müsse gewährleistet werden, dass es gegebenenfalls eine Fristverlän-
gerung gebe.
Die Frage der Informationen vor Volksabstimmungen sei sehr wichtig. Information trage zur 
Qualität einer Entscheidung bei. Er schlage vor, ein Informationsheft an alle Stimmberechtig-
ten vor einem Volksentscheid zu verschicken. Dies gebe es in ungefähr der Hälfte der Bun-
desländer. Dies sei sehr hilfreich und führe zu einer Versachlichung der Diskussion. Es könne 
der Gesetzentwurf abgedruckt werden sowie die Kontaktdaten der Initiatoren und des Par-
lamentes. Beide Seiten hätten die Möglichkeit in dem Heft eine Stellungnahme abzugeben. 
Dies werde in der Schweiz bereits sehr lange in dieser Form praktiziert. Statistisch sei dies die 
zweithäufigste Informationsquelle der Stimmbürger. Für Deutschland gebe es seines Wissens 
diesbezüglich keine Statistiken. Darüber hinaus sollten Informationen über das Internet und 
die öffentlich-rechtlichen Medien bereitgestellt werden. Letzteres erfolge auch im Vorfeld von 
Wahlen über Werbespots der Parteien. Es müssten dann aber beide Positionen präsentiert 
werden könne. Dies sei aber eine Frage der Rundfunkstaatsverträge.
In dem Gesetzentwurf würden nicht alle Verfahrensbestandteile berücksichtigt, wie beispiels-
weise die Frage, worüber entschieden werden könne. Es gebe in der Verfassung des Landes 
einen Themenausschlusskatalog. Ausgeschlossen sei Volksgesetzgebung, die den Landes-
haushalt zum Thema habe. Er empfehle, die entsprechende Formulierung in „Landeshaus-
haltsgesetz“ zu ändern. Dies bedeute, dass der Landtag der Haushaltsgesetzgeber bleibe, 
dass aber die Bürger haushaltsverändernde Volksentscheide anstrengen könnten. Im Aus-
führungsgesetz sollten auch die Vorschriften beispielsweise zu den Informationsregelungen 
und Spendentransparenzregelungen reformiert werden. Es sei nicht notwendig, das Abstim-
mungsgesetz jetzt schon zu beschließen. Zunächst könne nur die Verfassungsänderung be-
schlossen werden.
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Ein Vertreter des Landesvorstandes Mehr Demokratie e. V. Mecklenburg-Vorpommern 
hat ausgeführt, dass parlamentarische Abstimmungen und Volksgesetzgebung gleichbe-
rechtigte Formen von Gesetzgebung seien. Das gleiche gelte für Abstimmungen und Wah-
len. Die geplante Absenkung des Zulassungsquorums sei nur eine Anpassung an die demo-
grafische Entwicklung und daher nicht weitgehend genug. Er schlage in Anlehnung an die 
5-Prozenthürde bei Wahlen ein Quorum von 5 Prozent vor. Eine Sammlungsfrist sei grundsätz-
lich sinnvoll. Allerdings sei die beabsichtigte Frist im Hinblick auf die begrenzten Ressourcen 
von Initiatoren von Volksentscheiden zu kurz. Er empfehle eine Frist von 9 bis 12 Monaten. 
6 Monate wären jedenfalls ein absolutes Minimum. Die geplante Reform gehe im Hinblick 
auf das Zustimmungsquorum nicht weit genug. Sobald es ein Zustimmungsquorum gebe, 
entscheide letztlich nicht eine Mehrheit, sondern die, die sich gar nicht an der Abstimmung 
beteiligten. Dies verkehre das Mehrheitsprinzip. Die Abstimmung über die Gerichtsstrukturre-
form sei von denen entschieden worden, die sich nicht an der Abstimmung beteiligt hätten. 
Diese Tatsache fördere die Politikverdrossenheit. Beispielhaft sagt er, dass die große Koalition 
in Mecklenburg-Vorpommern 29 Prozent der Stimmen der Wahlberechtigten auf sich vereini-
ge. In Thüringen hätten die Grünen 2,9 Prozent der Stimmen der Wahlberechtigten bekom-
men. Es sei zu beobachten, dass es eine grundsätzliche Angst vor den Stimmbürgern gebe. 
Dies sei ansatzweise nachvollziehbar. Aber es gebe die Hürden des Unterschriftenquorums, 
das Mehrheitsprinzip und die Bindung an das Grundgesetz sowie an die Verfassung des Lan-
des. Diese Hürden verhinderten ein Zustandekommen von befürchteten populistischen und 
gruppenegoistischen Entscheidungen. Eine völlige Abschaffung des Zustimmungsquorums 
sei nicht realistisch. Daher stelle ein Beteiligungsquorum von beispielsweise 25 Prozent einen 
Kompromiss dar. Dieses gebe es beispielsweise in Rheinland-Pfalz. Der Gesetzentwurf betref-
fe leider nicht die verfassungsändernden Volksabstimmungen. Ein 50-Prozentquorum sei völ-
lig utopisch. Selbst bei der Landtagswahl habe es nur eine Wahlbeteiligung von 51,5 Prozent 
gegeben. Es sei nicht logisch, dass die Ausgestaltung der direktdemokratischen Verfahren 
nicht auf direktdemokratischem Wege möglich sei. Die Verfassung selbst sei ohne Zustim-
mungsquorum verabschiedet worden. Damals hätten 38 Prozent der damals Stimmberech-
tigten zugestimmt. Wünschenswert sei schließlich auch, dass Volksentscheide mit Wahlen 
zusammengelegt werden könnten, solange es die entsprechenden Fristen erlaubten. Dies sei 
beispielsweise in Hamburg und Bremen der Fall. Dies habe nicht nur Auswirkungen auf die 
Abstimmungsbeteiligung, sondern auch auf die Wahlbeteiligung. Insgesamt gehe der Gesetz-
entwurf nicht weit genug.

Ein Vertreter des Städte- und Gemeindetages Mecklenburg-Vorpommern e. V. hat ausge-
führt, dass die beabsichtigten Änderungen im Hinblick auf die Befassung des Landtages mit 
europäischen Angelegenheiten keinen direkten kommunalen Bezug hätten. Mehr Flexibilität 
in diesen Fragen und größere Reaktionsmöglichkeiten seien jedoch zu begrüßen. Hinsichtlich 
der Festlegung des Wahltermins habe die Landeswahlleiterin schon alles Wesentliche ausge-
führt. Ein Wahltermin außerhalb der Sommerferien sei unter anderem auch deswegen wün-
schenswert, weil so einfacher ehrenamtliche Helfer gewonnen und geschult werden könnten. 
Außerdem könne die Vorbereitung und Bereitstellung der Wahlräume mit Einschulungsfeiern 
kollidieren.
Er begrüße ferner, dass sich der Landtag wieder mit den wichtigsten Teilhabemöglichkeiten 
der Bürger befasse. Die Durchführung der Volksentscheide liege bei den Städten, Gemeinden 
und Ämtern. Die Frage der Herabsetzung der Quoren sei auch schon im September 2012 The-
ma gewesen. Damals habe sich der Städte- und Gemeindetag gegen die Herabsetzung des 
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Quorums für Volksbegehren ausgesprochen. Er habe sich allerdings seinerzeit für die Absen-
kung der Quoren für Volksentscheide ausgesprochen. Der Städte- und Gemeindetag begrüße 
nunmehr die Absenkung der Quoren, damit auf die demografischen Veränderungen ange-
messen reagiert werden könne. Zudem sei die Einführung eines 25-Prozentquorums längst 
überfällig. Im vergangenen Jahr habe man erste Erfahrungen mit dem Volksabstimmungsge-
setz gemacht. Es habe sich herausgestellt, dass das Gesetz nicht anwenderfreundlich sei. Er 
empfehle, das Volksabstimmungsgesetz in Gänze zu überarbeiten. Es könne eine Regelung 
eingeführt werden, wonach die Initiatoren eines Volksbegehrens dazu verpflichtet würden, 
in den Abstimmungslokalen mitzuwirken. Der Städte- und Gemeindetag stimme der Verän-
derung im Hinblick auf die freie Unterschriftensammlung und im Hinblick auf die Fristenrege-
lung zu, da so Rechtsklarheit geschaffen werde.

Der Landkreistag Mecklenburg-Vorpommern hat schriftlich ausgeführt, dass keine Beden-
ken oder Änderungswünsche bestünden.

Der Vertreter des Lehrstuhls für Öffentliches Recht, Europarecht und Völkerrecht der 
Universität Greifswald hat schriftlich ausgeführt, dass die Regelung zu dem Wahltermin ver-
nünftig und technisch korrekt umgesetzt worden sei.
Die Einrichtung eines Ausschusses für Angelegenheiten der Europäischen Union sei überzeu-
gend. Allerding wäre es im Hinblick auf die Aufhebung eines Ausschussbeschlusses durch den 
Landtag besser, wenn dieses Recht nicht nur auf eine Fraktion beschränkt werde, sondern 
von vier Abgeordneten ausgeübt werden könne. Insbesondere Gesetzentwürfe könnten auch 
fraktionsunabhängig eingebracht werden. Sinnvoller wäre es in jedem Falle, wenn eine ent-
sprechende Regelung nicht in der Verfassung, sondern in der Geschäftsordnung getroffen 
würde.
Im Hinblick auf das Volksabstimmungsgesetz hat er ausgeführt, dass er die Absenkung des 
Unterschriftenquorums für sinnvoll halte. Er halte aber an einer konkreten Anzahl an zu sam-
melnden Unterschriften fest, ein Prozentquorum lehne er ab. Auch die Absenkung des Zu-
stimmungsquorums von einem Drittel auf ein Viertel halte er für richtig. Die Einführung einer 
Frist für die Unterschriftensammlung sei überzeugend, um eine Übereinstimmung der Unter-
zeichner mit dem Anliegen auch noch zum Zeitpunkt der Übergabe zu gewährleisten.
Die vorgeschlagene Gesetzesänderung bezüglich des Wahltermins begrüße er.
Die Geschäftsordnungsänderungen begrüße er im Hinblick auf das bereits ausgeführte. Das 
Antragserfordernis für die Aufhebung von Ausschussbeschlüssen durch das Plenum sollte 
aber ähnlich der Regelung für Gesetzentwürfe ausgestaltet werden.

Der Vertreter des Lehrstuhls für Öffentliches Recht und Verfassungsgeschichte der Uni-
versität Rostock hat schriftlich ausgeführt, dass er die geplanten Regelungen in Bezug auf 
die Festlegung des Wahltermins für verfassungsgemäß halte, insbesondere würden weder 
das Demokratie-, noch das Rechtstaatsprinzip verletzt. Die geplanten Änderungen in der Ver-
fassung sowie im Landes- und Kommunalwahlgesetz setzten den vorgesehenen Zweck um.
Zur Einrichtung eines Ausschusses für Angelegenheiten der Europäischen Union hat er aus-
geführt, dass die Zuständigkeit dieses Ausschusses alle Angelegenheiten der Europäischen 
Union betreffe, soweit sie in den Aufgabenkreis des Landtages fielen. Für diese Angelegen-
heiten stehe dem Ausschuss künftig ein Initiativrecht zu, das auch Beschlussempfehlungen 
außerhalb von Gesetzgebungsverfahren beinhalte.
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Das Recht des Ausschusses, plenarersetzende Beschlüsse zu fassen, werde begrüßt. Um die 
europapolitische Stellung des Landtages auszubauen wäre es sachgerecht, auch die Informa-
tionspflicht der Landesregierung im Hinblick auf europäische Angelegenheiten zu konkreti-
sieren. Daneben sei die Schaffung eines Parlamentsinformationsgesetzes gemäß Artikel 39 
Absatz 3 der Verfassung des Landes zu bedenken.
Dass die Rückholoption von plenarersetzenden Beschlüssen durch das Plenum nur durch 
eine Fraktion möglich sein solle, sei nicht nachvollziehbar. Selbst Gesetzesinitiativen könnten 
durch vier Abgeordnete angestrengt werden. Für Anträge anderer Art sei bereits ein Abge-
ordneter alleine antragsberechtigt. Es sollte auf spezifische Regelungen in der Verfassung und 
der Geschäftsordnung diesbezüglich verzichtet werden und die allgemeinen Regeln der §§ 56 
f. der Geschäftsordnung sollten angewendet werden.
Die Möglichkeit zum Erlass von plenarersetzenden Beschlüssen in nichtöffentlicher Sitzung 
sei im Hinblick auf das Demokratieprinzip begründungsbedürftig. Die plenarersetzende Aus-
schusstätigkeit entspreche nicht dem Regelmodell des Artikels 33 Absatz 3 der Verfassung 
des Landes.
Die generelle Übertragung der Befugnis zu plenarersetzender Tätigkeit des Ausschusses in 
eilbedürftigen Angelegenheiten der Europäischen Union in der Geschäftsordnung liege im 
Rahmen der verfassungsrechtlichen Ermächtigung und sei nicht zu beanstanden. Die verfas-
sungsmäßigen Rechte des Plenums seien durch die Informationsverpflichtung und die Rück-
hol- und Aufhebungsmöglichkeit gewahrt.
Die beabsichtigte Reform des Artikels 60 der Verfassung des Landes im Hinblick auf die Absen-
kung der Quoren füge sich im Hinblick auf die Regelungen in anderen Bundesländern in das 
Mittelfeld ein. In den meisten Landesverfassungen sei ein Zustimmungsquorum von 25 Pro-
zent verankert. Beim Unterstützungsquorum für Volksbegehren liege Mecklenburg-Vorpom-
mern mit rechnerisch 7,278 Prozent der Wahlberechtigten (Stand der Landtagswahl 2011) im 
unteren Mittelfeld des Ländervergleichs. Im Hinblick auf die schwierige Mobilisierung von Ab-
stimmungsberechtigten in einem dünnbesiedelten Flächenland werde der faktische Zugang 
zu einem Volksbegehren erheblich erleichtert. Auch sei die Chance für einen erfolgreichen 
Volksentscheid durch die Absenkung auf ein Viertel der Abstimmungsberechtigten deutlich 
größer geworden. Die geplanten Änderungen des Artikels 60 seien verfassungsrechtlich un-
bedenklich. Angesichts der weiterhin hohen Hürde von 25 Prozent der zustimmenden Wahl-
berechtigten bestehe keine reale Gefahr, dass eine kleine Gruppe politisch Aktiver ein Volksge-
setz allein wegen der Abstinenz der Wählermehrheit durchsetze. Die geplante Ermächtigung 
in Artikel 60 Absatz 5 sei nicht zu beanstanden.
Die geplanten Änderungen des Volksabstimmungsgesetzes vollzögen die Änderungen in Ar-
tikel 60 der Verfassung des Landes nach und seien wegen des Vorrangs der Verfassung erfor-
derlich und unbedenklich. Auch die neu einzuführenden §§ 12a und 13 Satz 2 Nr. 4 begegne-
ten keinen Bedenken.
Zusätzlich zum vorliegenden Gesetzentwurf hat der Sachverständige vorgeschlagen, die in 
Artikel 3 des Gesetzentwurfes vorgesehene Änderung des Volksabstimmungsgesetzes um 
einen weiteren Unterpunkt zu ergänzen, der im Rahmen einer numerischen Aufzählung als 
Nr. 4 einzuführen wäre. Die bisherige Nr. 4 würde dann zu Nr. 5. Diese Ergänzung diene dazu, 
einen Fehler im Gesetz zur Neuordnung des Wahlrechts im Land Mecklenburg-Vorpommern 
und zur Änderung anderer Rechtsvorschriften vom 16. Dezember 2010 (GVOBl. M-V S. 690) zu 
beheben. Dort sei übersehen worden, neben der Kommunalverfassung (Artikel 2), dem Lan-
desbeamtengesetz (Artikel 3) und der Hoheitszeichenverordnung (Artikel 4) auch das Volks-
abstimmungsgesetz in den Vorschriften zu ändern, die Verweise auf das damals in Artikel 5 
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Abs. 2 aufgehobene und durch das LKWG ersetzte Kommunalwahlgesetz enthalten. Seither 
liefen diese Verweise im Volksabstimmungsgesetz ins Leere; dies betreffe ausschließlich § 20 
Volksabstimmungsgesetz, dessen Absätze 1, 3, 4 und 5 auf Vorschriften aus dem inzwischen 
außer Kraft getretenen Kommunalwahlgesetz verwiesen. Diese Verweise sollten nunmehr da-
hingehend geändert werden, dass die funktionsgleichen Normen des Landes- und Kommu-
nalwahlgesetz in das Volksabstimmungsgesetz aufgenommen würden.

2. Stellungnahme der Normprüfstelle des Justizministeriums zu dem Gesetzentwurf 
auf Drucksache 6/5076

Die Normprüfstelle des Justizministeriums hat zu Artikel 1 des Gesetzentwurfes ausgeführt, 
dass die Überschrift, da neben der Verfassung nur Gesetze geändert würden, auch lauten kön-
ne:“ Gesetz zur Änderung der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern und anderer 
Gesetze“. In Artikel 1 Nummer 3 müsse es wohl in dem neuen § 35a Absatz 2 Satz 1 heißen:“... 
anstelle des Landtages einen Beschluss zu fassen,...“. Der Änderungsbefehl in Artikel 1 Num-
mer 4 d) sollte lauten: „Dem Absatz 5 Satz 1 wird folgender Satz angefügt:“.
Zu Artikel 3 des Gesetzentwurfes hat sie ausgeführt, dass die Gliederungs- und Formulie-
rungsvorschläge zur einfachgesetzlichen Änderung des Volksabstimmungsgesetzes, die die 
Landeswahlleiterin in ihrer Stellungnahme vorgeschlagen habe, aus rechtsförmlicher Sicht 
sinnvoll und zielführend seien. Sie führten zu einer verbesserten Verständlichkeit des Geset-
zes, was rechtsförmlich relevant sei, da sich das Gesetz ausdrücklich an das Volk wende (§ 
3 Absatz 9 GGO II analog). Im Hinblick auf Nr. 1 b) des Formulierungsvorschlages der Lan-
deswahlleiterin zu § 11 Volksabstimmungsgesetz sei in Absatz 3 (neu) in Satz 2 die Angabe 
„Absatz 1“ zu streichen, da § 13 Volksabstimmungsgesetz nur einen Absatz habe. Ferner sei 
aus rechtsförmlicher Sicht in analoger Anwendung des § 3 Absatz 5 Satz 2 GGO II (verfah-
rensrechtliche Sonderregelungen aus besonders wichtigen Gründen) auch die von der Lan-
deswahlleiterin vorgeschlagene Übergangsregelung (§ 28 a neu) zur Vermeidung von forma-
len Rechtsunsicherheiten in laufenden Verfahren und aus Gründen des Vertrauensschutzes 
ausdrücklich zu begrüßen. Ferner sehe die geplante Ergänzung eines Artikels 35 a Absatz 2 
Satz 1 laut Begründung des Entwurfes vor, dem Ausschuss für Europäische Angelegenheiten 
die Möglichkeit zu eröffnen, plenarersetzend Beschlüsse zu fassen. Dies stelle eine Durchbre-
chung des Öffentlichkeitsprinzips aus Artikel 31 Absatz 1 Satz 1 der Verfassung des Landes 
(„Der Landtag verhandelt öffentlich“) dar. Die bereits in der Begründung zum Gesetzentwurf 
als erforderlich angekündigte Änderung der Geschäftsordnung durch eine geeignete Folge-
regelung müsse gewährleisten, dass der plenarersetzende Beschluss in öffentlicher Sitzung 
gefasst und für die Öffentlichkeit zugänglich dokumentiert werde. Besser wäre jedoch, eine 
dahingehende Ergänzung des neuen Artikels 35 a Verfassung des Landes zu erwägen.
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3. Ergebnisse derAusschussberatungen

a) Allgemeines

In der Beratungssitzung des Ausschusses am 24. Februar 2016 hat sich der Ausschuss darauf 
verständigt, die beiden Beratungsgegenstände auf Drucksache 6/5076 und 6/5077 miteinan-
der zu verbinden, um sie zusammen beraten zu können. Der Ausschussvorsitzende hat darauf 
aufmerksam gemacht, dass der Gesetzentwurf der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN „Gesetz 
zur Änderung der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern“ auf Drucksache 6/732 
ein offenes Verfahren darstelle. Dabei gehe es um die Absenkung der Quoren für Volksbegeh-
ren und Volksentscheid. Vor dem Hintergrund des gemeinsamen Gesetzentwurfes der Frak-
tionen der SPD, CDU, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksache 6/5076 dürfte 
sich dieser Gesetzentwurf erledigen, wenn der gemeinsame Gesetzentwurf auf Drucksache 
6/5076 angenommen werde. Der Gesetzentwurf auf Drucksache 6/732 könne deshalb in ei-
ner gemeinsamen Beschlussempfehlung gesondert für erledigt erklärt oder abgelehnt wer-
den. Eine andere Möglichkeit sei die Rücknahme durch die Fraktion BÜNDNIS 90/DIEGRÜNEN.
Der Ausschuss verständigte sich am 11. Mai 2016 einvernehmlich dazu, auch den Gesetzent-
wurf auf Drucksache 6/732 zum Gegenstand der Beschlussempfehlung zu machen.

b) Zum Gesetzentwurf auf Drucksache6/5076

aa) Zu den einzelnen Bestimmungen des Gesetzentwurfes auf Drucksache 6/5076 

Zu Artikel 1 mit der Überschrift

Die Fraktionen der CDU, SPD, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hatten beantragt:

„In Nummer 2 Buchstabe c wird vor dem Wort ‚und‘ das Wort ‚neunundfünfzig‘ durch das Wort 
‚achtundfünfzig‘ ersetzt.“

Zur Begründung ist vonseiten der Antragsteller ausgeführt worden, dass die Änderung des 
Zeitraumes, der für die Auswahl des Wahltermines zur Verfügung stehe, aus wahlorganisatori-
schen Gründen erfolge. Damit könne ausgeschlossen werden, dass sich der Wahltermin lang-
fristig in die Wintermonate hinein verschiebe. Eine Änderung des Zeitraumes, so wie bisher im 
Gesetzentwurf vorgesehen, wäre dafür noch nicht ausreichend. Entsprechende Regelungen 
fänden sich auch in anderen Bundesländern. Eine solche geringfügige Abweichung sei durch 
die Formulierung des Artikels 27 Absatz 1 Satz 1 der Verfassung des Landes jedoch legitimiert.
Der Ausschuss hat den Änderungsantrag der Fraktionen der CDU, SPD, DIE LINKE und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN einstimmig mit den Stimmen der Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Abwesenheit der Fraktion der NPD angenommen.
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Die Fraktionen der CDU, SPD, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hatten ferner bean-
tragt:

„In Nummer 3 werden in Artikel 35a Absatz 2
a) in Satz 1 nach dem Wort ‚Beschluss‘ die Wörter ‚in öffentlicher Sitzung‘eingefügt;
b)  in Satz 3 nach den Wörtern ‚auf Antrag einer Fraktion‘ die Wörter ‚oder von mindestens 

4 Mitgliedern des Landtages‘ eingefügt.“

Vonseiten der Antragsteller ist zur Begründung ausgeführt worden, dass mit dem Änderungs-
antrag die ausdrückliche Regelung erfolge, dass der plenarersetzende Beschluss im zustän-
digen Ausschuss öffentlich zu beraten sei. In Anlehnung an die weiteren Vorschriften in der 
Landesverfassung und der Geschäftsordnung des Landtages werde klargestellt, dass dieser 
Beschluss auf Antrag auch von mindestens vier Mitgliedern des Landtages nachträglich vom 
Landtag aufgehoben werden könne.
Der Ausschuss hat den Änderungsantrag der Fraktionen der CDU, SPD, DIE LINKE und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN einstimmig mit den Stimmen der Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Abwesenheit der Fraktion der NPD angenommen.

Die Fraktionen der CDU, SPD, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hatten ferner bean-
tragt:

„In Nummer 4 wird die Angabe ‚b)‘ gestrichen, so dass die Buchstaben aa und bb dem Buch-
staben a zugeordnet werden. Die bisherigen Buchstaben c und d werden die Buchstaben b 
und c.“

Der Ausschuss hat den Änderungsantrag der Fraktionen der CDU, SPD, DIE LINKE und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN einstimmig mit den Stimmen der Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Abwesenheit der Fraktion der NPD angenommen.

Der Ausschuss hat dem Artikel 1 sowie der Überschrift und der Inhaltsübersicht einstimmig 
mit den Stimmen der Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei 
Abwesenheit der Fraktion der NPD in der veränderten Fassung zugestimmt.
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Zu Artikel 2

Die Fraktionen der CDU, SPD, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hatten beantragt:

„Artikel 2 wird wie folgt geändert: Die Angabe ‚46 Monate‘ wird durch die Angabe
‚45 Monate‘ und die Angabe ‚43 Monate‘ wird durch die Angabe ‚42 Monate‘ ersetzt.“

Zur Begründung ist vonseiten der Antragsteller ausgeführt worden, dass es sich um eine Fol-
geänderung aufgrund der Anpassung des Zeitraumes handele, der für die Auswahl des Wahl-
termines zur Verfügung stehe.

Der Ausschuss hat den Änderungsantrag der Fraktionen der CDU, SPD, DIE LINKE und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN einstimmig bei Abwesenheit der Fraktion der NPD angenommen.

Der Ausschuss hat dem Artikel 2 einstimmig mit den Stimmen der Fraktionen der SPD, CDU, 
DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Abwesenheit der Fraktion der NPD in der verän-
derten Fassung zugestimmt.

Zu Artikel 3

Die Fraktionen der CDU, SPD, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hatten beantragt:

„Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

‚1. § 11 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 2 wird nach dem Wort ‚Volksbegehrens‘ der Klammerzusatz ‚(freie Unterschrif-
tensammlung)‘ eingefügt.

 b)  Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt:

    ‚Der Beginn einer freien Unterschriftensammlung nach Absatz 2 ist dem Landtag, ver-
treten durch den Präsidenten, durch die Vertreter des Volksbegehrens unter Beifügung 
des Gesetzentwurfs nach § 13 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 schriftlich anzuzeigen. Der 
Präsident des Landtages leitet die Anzeige unverzüglich an den Landeswahlleiter wei-
ter.‘‘“

Zur Begründung ist vonseiten der Antragsteller ausgeführt worden, dass die Änderung auf 
einem Vorschlag der Landeswahlleiterin basiere. Danach ergänze der Klammerzusatz den Re-
gelfall durch eine Legaldefinition. Nachfolgende Bestimmungen, in denen der Begriff „freie 
Unterschriftensammlung“ verwendet werde, seien so für die Vertreter von Volksbegehren 
besser verständlich. Der neue Absatz 3 entspreche dem § 12a des Gesetzentwurfes. Der Aus-
schuss hat den Änderungsantrag der Fraktionen der CDU, SPD, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN einstimmig mit den Stimmen der Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN bei Abwesenheit der Fraktion der NPD angenommen.
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Die Fraktionen der CDU, SPD, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hatten ferner bean-
tragt:

„Nummer 3 Buchstabe a wird wie folgt gefasst:

‚a)  In Nummer 1 wird die Angabe ‚120.000 gültige‘ durch die Angabe ‚100.000 gültigen‘ er-
setzt.‘“

Zur Begründung ist vonseiten der Antragsteller ausgeführt worden, dass es sich um eine re-
daktionelle Änderung handele, die den grammatikalisch fehlerhaften Gesetzestext korrigiere.

Der Ausschuss hat den Änderungsantrag der Fraktionen der CDU, SPD, DIE LINKE und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN einstimmig mit den Stimmen der Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Abwesenheit der Fraktion der NPD angenommen.

Die Fraktionen der CDU, SPD, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hatten ferner bean-
tragt:

„Nach Nummer 4 wird folgende Nummer 5 eingefügt:

5.  Nach § 28 wird folgender § 28a eingefügt:

‚§ 28a Übergangsregelung

  Auf Volksbegehren, für die am [einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes] die 
freie Unterschriftensammlung bereits begonnen hat, sind die §§ 11 und 13 des Gesetzes 
in der Fassung vom 31. Januar 1994 (GVOBl. M-V S. 127), das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 14. Juli 2006 (GVOBl. M-V S. 572) geändert worden ist, weiter anzuwenden.‘“

Zur Begründung ist vonseiten der Antragsteller ausgeführt worden, dass sich die Übergangs-
regelung auf zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes bereits laufende Volksbegehren 
beziehe. Die mit der Änderung des Volksabstimmungsgesetzes beabsichtigten Fristsetzungen 
sowie die Verpflichtung zur Anzeige des Beginns der freien Unterschriftensammlung könnten 
von Vertretern von möglicherweise bereits laufenden Volksbegehren naturgemäß nachträg-
lich nicht eingehalten werden. Die Übergangsregelung diene dem Grundsatz des Vertrauens-
schutzes. Die Absenkung des Unterschriftenquorums und des Zustimmungsquorums gelte 
hingegen auch für zum Zeitpunkt der Gesetzesänderung laufende Volksbegehren.
Der Ausschuss hat den Änderungsantrag der Fraktionen der CDU, SPD, DIE LINKE und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN einstimmig mit den Stimmen der Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Abwesenheit der Fraktion der NPD angenommen.

Der Ausschuss hat dem Artikel 3 einstimmig mit den Stimmen der Fraktionen der SPD, CDU, 
DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Abwesenheit der Fraktion der NPD in der verän-
derten Fassung zugestimmt.



Beschlussempfehlung und Bericht des Europa- und Rechtsausschusses138

Zu Artikel 4

Der Ausschuss hat dem unveränderten Artikel 4 einstimmig mit den Stimmen der Fraktionen 
der SPD, CDU, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Abwesenheit der Fraktion der NPD 
zugestimmt.

bb)  Zum Gesetzentwurf auf Drucksache 6/5076 insgesamt

Der Ausschuss hat einstimmig mit den Stimmen der Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Abwesenheit der Fraktion der NPD beschlossen, dem Landtag 
die Annahme des Gesetzentwurfes auf Drucksache 6/5076 in der geänderten Fassung und im 
Übrigen unverändert zu empfehlen.

c)  Zum Antrag auf Drucksache 6/5077

Die Fraktionen der CDU, SPD, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hatten beantragt:

„In § 9 Absatz 2a werden
a)  in Satz 1 nach dem Klammerzusatz ‚(Artikel 35a Absatz 1 LVerf.)‘ die Wörter ‚als Europaaus-

schuss‘ eingefügt;
b)  in Satz 3 nach dem Wort ‚Beschluss‘ die Wörter ‚in öffentlicher Sitzung‘ eingefügt;
c)  in Satz 5 nach den Wörtern ‚auf Antrag einer Fraktion‘ die Wörter ‚oder von mindestens 

4 Mitgliedern des Landtages‘ eingefügt.“

Zur Begründung ist vonseiten der Antragsteller ausgeführt worden, dass klargestellt werde, 
dass der Europaausschuss, aktuell in der Ausprägung als Europa- und Rechtsausschuss, derje-
nige Ausschuss sei, der als Ausschuss für Angelegenheiten der Europäischen Union zuständig 
sei. Ausdrücklich werde in Übernahme der entsprechenden Neuregelung in der Verfassung 
des Landes geregelt, dass über den plenarersetzenden Beschluss im zuständigen Ausschuss 
öffentlich zu beraten sei. In Anlehnung an die Formulierung in der Verfassung des Landes 
werde in der Geschäftsordnung des Landtages klargestellt, dass dieser Beschluss auch auf An-
trag von mindestens vier Mitgliedern des Landtages nachträglich vom Landtag aufgehoben 
werden könne.
Der Ausschuss hat den Änderungsantrag der Fraktionen der CDU, SPD, DIE LINKE und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN einstimmig mit den Stimmen der Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Abwesenheit der Fraktion der NPD angenommen.

Der Ausschuss hat dem Antrag einstimmig mit den Stimmen der Fraktionen der SPD, CDU, DIE 
LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Abwesenheit der Fraktion der NPD in der veränder-
ten Fassung zugestimmt.
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d)  Zum Gesetzentwurf auf Drucksache 6/732

Der Ausschuss hat einstimmig mit den Stimmen der Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Abwesenheit der Fraktion der NPD beschlossen, dem Landtag 
zu empfehlen, die Erledigung des Gesetzentwurfes auf Drucksache 6/732 zu empfehlen.

e)  Zur Beschlussempfehlung insgesamt

Die Beschlussempfehlung insgesamt ist einstimmig mit den Stimmen der Fraktionen der SPD, 
CDU, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Abwesenheit der NPD angenommen wor-
den.

Schwerin, den 23. Mai 2016

Detlef Müller
Berichterstatter
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Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 8: 
Zweite Lesung und Schlussabstimmung des 
Gesetzentwurfes der Fraktionen der SPD, 
CDU, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN – Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
der Verfassung des Landes Mecklenburg-
Vorpommern und weiterer Rechtsvorschrif-
ten, Drucksache 6/5076, und Beratung des 
Antrages der Fraktionen der SPD, CDU, DIE 
LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Ent-
wurf zur Änderung der Geschäftsordnung 
des Landtages Mecklenburg-Vorpommern 
der 6. Wahlperiode, Drucksache 6/5077, so-
wie Zweite Lesung und Schlussabstimmung 
des Gesetzentwurfes der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN – Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung der Verfassung des Landes Meck-
lenburg-Vorpommern, Drucksache 6/732, 
hierzu Beschlussempfehlung und Bericht des 
Europa- und Rechtsausschusses, Drucksache 
6/5462.

Gesetzentwurf der Fraktionen der  
SPD, CDU, DIE LINKE und  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung
der Verfassung des Landes Mecklenburg-
Vorpommern und  
weiterer Rechtsvorschriften 
(Zweite Lesung und Schlussabstimmung)
– Drucksache 6/5076 –

Antrag der Fraktionen der SPD, CDU,
DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Entwurf zur Änderung der 
Geschäftsordnung des Landtages 
Mecklenburg-Vorpommern der 
6. Wahlperiode
– Drucksache 6/5077 –

Gesetzentwurf der Fraktion  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der 
Verfassung des Landes  
Mecklenburg-Vorpommern
(Zweite Lesung und Schlussabstimmung)
– Drucksache 6/732–

Beschlussempfehlung und Bericht des 
Europa- und Rechtsausschusses  
(3. Ausschuss)
– Drucksache 6/5462–

Das Wort zur Berichterstattung hat der 
Vorsitzende des Europa- und Rechtsaus-
schusses Herr Detlef Müller.

Detlef Müller, SPD: Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Vor Ihnen 
liegt auf Drucksache 6/5462 die Beschlussemp-
fehlung des Europa- und Rechtsausschusses zu 
insgesamt drei Vorlagen. Sie betrifft zum einen 
den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
der Verfassung des Landes Mecklenburg-
Vorpommern und weiterer Rechtsvorschriften 
auf Drucksache 6/5076 und zum anderen den 
Entwurf zur Änderung der Geschäftsordnung 
des Landtages Mecklenburg-Vorpommern der 
6. Wahlperiode auf Drucksache 6/5077. Beides 
sind Vorlagen der Fraktionen der SPD, CDU, DIE 
LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Außer-
dem behandelt die Beschlussempfehlung 
den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der 
Verfassung des Landes Mecklenburg-Vor-
pommern auf Drucksache 6/732 der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN aus dem Jahr 2012.

Meine sehr verehrten Damen, meine Herren, 
die Änderung unserer Verfassung ist sicher-
lich kein Alltagsgeschäft – für niemanden 

Auszug aus dem Protokoll der 120. Sitzung des Landtages  
am Mittwoch, dem 8. Juni 2016 (2. Lesung)
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von uns. Dazu kommt es in der Regel nur 
einmal pro Wahlperiode, wenn überhaupt. 
Im Hinblick auf die überragende Bedeutung, 
die eine Verfassung für das Staatswesen 
hat, will eine entsprechende Änderung 
gut überlegt sein. Die Fraktionen der SPD, 
CDU, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, also alle hier im Landtag vertretenen 
demokratischen Fraktionen, haben die vor-
liegende Beschlussempfehlung gemeinsam 
erarbeitet. Dies freut mich besonders, denn 
unsere Einigkeit zeigt ganz deutlich, dass wir 
uns unserer Verantwortung gegenüber der 
Verfassung unseres Landes und gegenüber 
dem Land sehr bewusst sind.

Es geht im Wesentlichen um insgesamt drei 
Bereiche: Einmal geht es um den zukünftigen 
Termin der Landtagswahlen, es geht dann 
um die direkte Demokratie, also um Volksbe-
gehren und Volksentscheide, und es geht um 
unsere Aufstellung in europäischen Ange-
legenheiten – passend zur bevorstehenden 
Europameisterschaft, kann ich als Fußballfan 
da nur sagen.

(Heiterkeit vonseiten der Fraktion der SPD)

Zunächst zum Wahltermin: Bislang regelte 
die Landesverfassung, dass die Landtagswahl 
frühestens 57 und spätestens 59 Monate nach 

Beginn unserer fünfjährigen Wahlperiode 
stattzufinden hat. Wir schlagen nun vor, den 
Zeitraum der Wahlperiode etwas zu erwei-
tern. Warum? Problematisch in der aktuellen 
Regelung ist, dass Landtagswahlen zukünftig 
mit den Sommerferien kollidieren könnten. 
Dieses Jahr fällt die Landtagswahl, wie Sie 
wissen, ja schon auf den letzten Sonntag 
der Ferien – mit all den Problemen bei der 
Vorbereitung der Wahllokale, der Ausbildung 
der ehrenamtlichen Helfer und, so war unsere 
Überlegung, auch der Wahlbeteiligung. Das 
wollen wir für die Zukunft verhindern, weil 
wir der Auffassung sind, dass sich ein Wahltag 
innerhalb der Sommerferien auch negativ auf 
die Wahlbeteiligung auswirken kann. Daher 
schlagen wir vor, den Zeitraum, in dem die 
Wahlen stattfinden können, auf 58 bis 61 
Monate zu verlängern. Diese Maßnahme 
betrifft unsere Verfassung sowie das Landes- 
und Kommunalwahlgesetz.

Der zweite Aspekt des Gesetzentwurfes 
betrifft im Wesentlichen die Absenkung der 
Quoren für Volksbegehren und Volksent-
scheide. Die Absenkung der entsprechenden 
Quoren war bereits im Jahr 2012 das Ziel 
des Gesetzentwurfes auf Drucksache 6/732 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Vor-
geschlagen wurde dort, die Quoren um die 
Hälfte abzusenken. Der fraktionsübergrei-
fende Gesetzentwurf, dem wir heute zustim-
men sollen, sieht nun vor, das erforderliche 
Unterstützungsquorum für Volksbegehren 
von 120.000 Unterschriften auf 100.000 
erforderliche Unterschriften abzusenken. 
Außerdem möchten wir das Zustimmungs-
quorum von einem Drittel auf ein Viertel 
senken. Weiter schlagen wir vor, erstmalig 
eine Frist in das Volksabstimmungsgesetz 
aufzunehmen, innerhalb der die Unterschrif-
ten gesammelt werden müssen. Derzeit ist es 
noch so, dass eine Volksinitiative theoretisch 
die gesamte Wahlperiode Unterschriften 
sammeln könnte. Ich bin froh, dass unser Ent-
wurf von allen demokratischen Fraktionen 
mitgetragen wird und dass BÜNDNIS 90/DIE 

Detlef Müller, SPD
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GRÜNEN zugestimmt haben, ihren ursprüng-
lichen Antrag für erledigt zu erklären.

Der dritte Aspekt betrifft die Einrichtung 
eines Ausschusses für Angelegenheiten der 
Europäischen Union. Der Einfluss Europas auf 
die regionale Ebene nimmt immer mehr zu. 
Als Landtag, das wissen Sie, befassen wir uns 
regelmäßig mit europäischen Themen und 
unsere heutige Tagesordnung ist ein gutes 
Beispiel dafür. Wir sind der Auffassung, dass 
die Verankerung des Europaausschusses auf 
der Ebene der Verfassung der gewachsenen 
Bedeutung dieser Angelegenheiten für 
die Arbeit des Landtages Mecklenburg-
Vorpommern Rechnung trägt. Das bedeutet 
nicht, dass der Ausschuss zukünftig allein 
für Europa zuständig sein soll. Aus meiner 
Sicht, nach fast zehn Jahren im Amt, hat sich 
die Kopplung von Europa und Recht hier 
im Landtag sehr bewährt, sie bleibt auch 
weiterhin möglich.

(Präsidentin Sylvia Bretschneider  
übernimmt den Vorsitz.)

Die Verankerung in der Verfassung eröffnet 
die Möglichkeit, dem Ausschuss Initiativ-
recht in Bezug auf die Behandlung von 
europäischen Angelegenheiten zuzugeste-
hen und den Ausschuss durch den Landtag 
über seine Geschäftsordnung zu ermächti-
gen, in eilbedürftigen europäischen Ange-
legenheiten plenarersetzende Beschlüsse 
zu fassen. Beides hilft, uns als Landtag noch 
effektiver in Europa aufstellen zu können, 
denn die europäischen Fristen richten sich 
nicht nach unseren Zeitplänen. Wir waren 
uns im Beratungsverfahren einig, dass wir, 
falls es zu plenarersetzenden Beschlüssen 
kommt, dies nur in öffentlicher Sitzung, 
wie hier im Plenum, tun sollten. Deshalb 
empfehlen wir nun, die entsprechenden 
Themen in öffentlicher Sitzung zu beraten. 
Auch bleibt das Plenum mit dem Aufhe-
bungsrecht dieser Beschlüsse sozusagen 
weiterhin Chef im Ring.

Sie finden in der Beschlussempfehlung 
auch den Vorschlag für die Änderungen 
der Geschäftsordnung. Durch diese Ände-
rungen werden die Neuerungen in der 
Verfassung hinsichtlich der Behandlung 
von europäischen Angelegenheiten und 
hinsichtlich der entsprechenden zuständi-
gen Ausschüsse in der Geschäftsordnung 
nachvollzogen.

Der Europa- und Rechtsausschuss hat die 
vor Ihnen liegende Beschlussempfehlung 
einstimmig in der durch einen gemeinsa-
men Antrag der Fraktionen der SPD, CDU, 
DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
veränderten Fassung angenommen. Ich bitte 
nun auch Sie um Ihre Zustimmung zu dieser 
Beschlussempfehlung und bedanke mich für 
Ihre Aufmerksamkeit. – Vielen Dank.

(Beifall vonseiten der Fraktionen der SPD, 
CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Vielen 
Dank, Herr Vorsitzender.

Im Ältestenrat wurde eine Aussprache mit 
einer Dauer von bis zu 90 Minuten vereinbart. 
Ich sehe und höre dazu keinen Widerspruch, 
dann ist das so beschlossen. Ich eröffne die 
Aussprache.

Das Wort hat der Abgeordnete Herr Texter für 
die Fraktion der CDU.

Andreas Texter, CDU: Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Kolleginnen und 
Kollegen! Auch ich möchte vorausschicken, 
dass ich mich mit meinen weiteren Aus-
führungen der Einfachheit halber nur auf 
den Gesetzentwurf und den Geschäftsord-
nungsantrag der demokratischen Fraktio-
nen beschränken werde, da der Gesetzent-
wurf der GRÜNEN aus dem Jahr 2012 – Herr 
Müller sprach es an – aufgrund der jüngsten 
Ausschussberatungen wahrscheinlich für 
erledigt erklärt wird.
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Meine Damen und Herren, bereits in den 
Reden zur Ersten Lesung der vorliegenden 
Anträge wurde deutlich, dass sich alle demo-
kratischen Fraktionen der Bedeutung dieses 
Gesetzentwurfes und des daraus resultieren-
den Antrages zur Änderung der Geschäftsord-
nung bewusst sind. Die Verfassung wurde als 
richtungsgebend für unser Land bezeichnet, 
dabei aber nicht als statisches Konstrukt 
betrachtet, sondern durchaus als anpassungs-
fähig an neue Gegebenheiten und offen für 
weitere Verbesserungen beschrieben. Dort, 
wo es um Staat und Verfassung geht, empfiehlt 
es sich, mit großer Ernsthaftigkeit zu arbeiten. 
Es geht um politische Selbstständigkeit, um 
persönliche Freiheit, demokratische Teilhabe, 
Machtkontrolle und um gutes Regieren.

Sich eine Verfassung zu geben, das ist für 
jedes Bundesland der grundlegende Akt der 
Selbstbestimmung. Sie soll die freie Entfal-
tung der Bürger schützen, soll dem staatli-
chen Handeln Ziele und Grenzen setzen und 
soll möglichst wirksam dazu beitragen, dem 
Gemeinwohl zu dienen. Das ist der Grund für 
ihre besondere Stellung und macht sie zum 
Zentrum staatlicher Rechtsordnung. Dieses 
Zentrum soll in sich beständig sein, denn 
ständiges Herumdoktern schadet bloß, aber 
es darf eben trotzdem auch nicht zu statisch 
werden.

Mit diesem Ansatz sind wir als Ausschuss in 
die Beratungen gegangen. Der Europa- und 
Rechtsausschuss hat sich die Zeit genom-
men, diesen wichtigen Gesetzentwurf in 
Ruhe zu beraten, und hat sowohl zu dem 
Gesetzentwurf der GRÜNEN als auch später 
zu dem interfraktionellen Gesetzentwurf 
und dem Geschäftsordnungsantrag eine 
ausführliche Anhörung durchgeführt.

Ergebnis der Anhörung zu dem interfrak-
tionellen Verfassungsänderungsentwurf 
und dem Geschäftsordnungsantrag war 
zunächst einmal die grundsätzliche Zustim-
mung aller Anzuhörenden. Natürlich konn-
ten sich einige Anzuhörende in einzelnen 
Punkten ein Mehr vorstellen, aber grund-
sätzlich wichtig war die Feststellung in der 
Anhörung, dass die Vorstellungen, die die 
Fraktionen von der Verfassungsänderung 
hatten, mit unserer bestehenden Verfas-
sung vereinbar waren und sich in ihren 
Klang einpassten.

Dennoch hat der Ausschuss kleinere Ände-
rungen zum Gesetzentwurf beschlossen. In 
der Anhörung wurde deutlich, dass eines der 
Ziele, nämlich eine flexible Wahltermingestal-
tung, sodass dieser Termin möglichst nie in 
die Ferienzeit oder Winterzeit fällt, mit der im 
Gesetzentwurf angedachten Regelung nicht 
hundertprozentig zu erreichen war. Insofern 
mussten wir noch einmal nachbessern, 
was auch eine Änderung des Landes- und 
Kommunalwahlgesetzes mit sich brachte. 
Außerdem wird der Europaausschuss bei 
plenarersetzenden Beschlüssen nunmehr in 
öffentlicher Sitzung beraten. So wollen wir 
noch mehr Transparenz in die Beschlüsse 
bringen, da ja auch der Landtag in dem Fall 
in öffentlicher Sitzung tagen würde.

Für bereits anhängige Volksbegehren haben 
wir eine Übergangsregelung geschaffen 
und die freie Unterschriftensammlung 
definiert, sodass sie für die Anwender bes-
ser verständlich ist. Ansonsten haben wir 

Andreas Texter, CDU
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lediglich Anpassungen an den Wortlaut der 
Geschäftsordnung vorgenommen.

Sie sehen also, wir sind behutsam mit unse-
rer Verfassung umgegangen, haben sie dort 
geändert, wo man sie noch besser machen 
konnte. Auf die Einzelheiten der Quorenab-
senkung von 120.000 auf 100.000 Stimmen 
sowie von einem Drittel auf ein Viertel bei 
den Volksentscheiden ist Herr Müller bereits 
eingegangen, deswegen erspare ich mir die 
Wiederholung der inhaltlichen Darstellung.

Noch ein Wort zur NPD: Der NPD-Fraktion 
war es so wichtig, dass sie an den Beratungen 
zur Landesverfassung gar nicht erst teilge-
nommen hat.

(Silke Gajek, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Ja.)

Darüber kann man sich selbst ein Urteil bilden.

Meine Fraktion wird als Mitarbeiterin an die-
ser Verfassungsänderung selbstverständlich 
den vorliegenden Anträgen zustimmen. – 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall Torsten Renz, CDU)

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Vielen 
Dank, Herr Texter.

Das Wort hat jetzt die Abgeordnete Frau 
Borchardt für die Fraktion DIE LINKE.

Barbara Borchardt, DIE LINKE: Frau Prä-
sidentin! Meine Damen und Herren! Nach 
einer langen Diskussion kommen wir nun 
endlich zur Änderung der Landesverfassung.

(Torsten Renz, CDU: Gut Ding will Weile 
haben.)

Seit der Ersten Lesung hat sich unser gemein-
samer Entwurf nur noch marginal verändert. 
Lediglich einige Kleinigkeiten wurden aus 
der Anhörung aufgegriffen und entspre-

chend angepasst. Ich möchte deshalb noch 
einmal auf den Inhalt der Änderungen einge-
hen und sie kurz erläutern.

Zunächst möchte ich feststellen, dass meine 
Fraktion den gefundenen Kompromiss 
positiv bewertet, wir uns allerdings mehr 
gewünscht hätten. Richtig ist, für die Men-
schen bleibt ein günstigerer Wahltermin, 
obwohl hier auch ein Eigeninteresse besteht, 
das sollten wir nicht verschweigen. Richtig 
ist, wir stärken die Rechte des Europa- und 
Rechtsausschusses, und ja, wir stärken die 
direkte Demokratie in unserem Land, wenn 
auch nicht gerade sehr mutig.

Gezeigt hat sich im gesamten Prozess, dass 
es richtig war, mögliche Verfassungsände-
rungen gemeinsam mit den demokratischen 
Fraktionen zu beraten und sich auf ein Ergeb-
nis zu verständigen. Erinnern wir uns: Bereits 
Ende 2013 hat meine Fraktion den Vor-
schlag für eine gemeinsame Arbeitsgruppe 
unterbreitet. Diese Idee wurde von den 
Fraktionsvorsitzenden aufgegriffen und ent-
sprechende Vorschläge wurden unterbreitet. 
Getragen war dieser Grundgedanke von dem 
Verständnis, dass man eine Verfassung nicht 
laufend verändern sollte. Dafür ist sie einfach 
zu wichtig. Eine Landesverfassung ist und 
bleibt etwas Lebendes und das haben wir 

Barbara Borchardt, DIE LINKE
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sozusagen auch mit den Änderungsvorschlä-
gen dokumentiert. Für diese Arbeitsweise 
möchte ich mich im Namen meiner Fraktion 
noch einmal recht herzlich bedanken.

Leider hat es jetzt fast drei Jahre gedauert, 
bis wir die Änderungen nun ins Ziel bringen 
können. Das lag nicht nur am intensiven Dis-
kussionsprozess und am parlamentarischen 
Verfahren, ein Grund hierfür war sicherlich 
der Volksentscheid gegen die Gerichtsstruk-
turreform. Die Koalitionsfraktionen wollten 
es vermeiden, dass der Volksentscheid bei 
abgesenktem Quorum durchgeführt wird.

Damit kann ich auch gleich zu dem für mich 
wichtigsten Teil der Änderung überleiten, der 
Absenkung der Quoren. Zum Inhalt dieser 
Änderung kann ich sagen, dass wir es uns mit 
der Entscheidung nicht leicht gemacht haben. 
In der Absenkung der Quoren für Volksbegeh-
ren und Volksentscheide lag schließlich unser 
wesentliches Interesse. Das war auch jedem 
klar, der die Diskussion inhaltlich verfolgt hat. 
Tatsächlich ist eine Absenkung des Quorums 
auf 100.000 beim Volksbegehren und auf ein 
Viertel der wahlberechtigten Bevölkerung 
beim Volksentscheid kein großer Erfolg. 
Wir hätten uns eine deutlichere Absenkung 
gewünscht, aber mehr war vorerst nicht mög-
lich. Nachdem sich aber noch in der letzten 
Legislatur auch die Kollegen der SPD einer 
Senkung der Quoren verschlossen hatten, 
können wir mit den vorliegenden Änderun-
gen leben.

Es gibt durchaus auch kritische Stimmen zur 
eingeführten Befristung. Für das Sammeln der 
Unterschriften haben die Vertreter von Volks-
begehren künftig ja nur noch fünf Monate 
Zeit. Natürlich ist es eine Einschränkung und 
sie stand in den Verhandlungen auch nicht auf 
unserem Wunschzettel. Allerdings denken wir, 
dass sich die Situation für die direkte Demo-
kratie auch mit der Befristung insgesamt 
verbessert. Wir haben mittlerweile den Vorteil, 
dass wir bereits einen Volksentscheid hinter 

uns haben, den vorhin erwähnten gegen die 
Gerichtsstrukturreform. Wie Sie alle wissen, 
haben wir sowohl das Volksbegehren als auch 
die Vorbereitungen des Volksentscheides 
aktiv unterstützt. Persönlich habe ich sehr eng 
mit den Vertretern des Volksbegehrens und 
Volksentscheides zusammengearbeitet und 
kann die Probleme sehr gut abschätzen.

(Torsten Renz, CDU: Sehr gut.)

Die weitaus höhere Hürde in der Vergangen-
heit waren die Quoren beim Volksentscheid. 
Das Volksbegehren war schwierig, aber nicht 
unmöglich. Das haben die Initiatoren bewie-
sen. Mit der neuen Regelung ist es praktisch 
bei entsprechender Organisation durchaus 
möglich, in fünf Monaten hunderttausend 
und mehr Unterschriften zu sammeln. Aber 
– auch das gehört zur Ehrlichkeit dazu – mit 
dieser Absenkung wird noch nicht einmal 
die demografische Entwicklung, die für alle 
möglichen Strukturveränderungen in unse-
rem Land herhalten muss, ausgeglichen. 
Mutig ist dieser Schritt aus unserer Sicht bei 
Weitem nicht. Er zeugt auch nicht gerade von 
einem Vertrauensvorschuss gegenüber den 
Bürgerinnen und Bürgern dieses Landes.

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Wie bereits erwähnt, lag das wirklich große 
Problem bisher beim Volksentscheid. Noch 
nie in der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland wurde ein Volksentscheid mit 
einem Zustimmungsquorum von einem 
Drittel erfolgreich abgeschlossen, wenn er 
nicht zusammen mit einer Wahl durchgeführt 
wurde. Die Beteiligung war einfach zu gering. 
Wenn man ehrlich ist, liegt es auch ein wenig 
in der Natur der Sache. Bei einem Volksent-
scheid wird über eine bestimmte Sache, ein 
bestimmtes Gesetz abgestimmt. Dabei ist es 
immer so, dass es Menschen gibt, die vom 
Regelungsgehalt des Gesetzes nicht betrof-
fen sind oder sich zumindest nicht betroffen 
fühlen. Das ist bei Wahlen anders, da ist jeder 
betroffen. Entsprechend ist die Beteiligung bei 
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Abstimmungen tendenziell geringer als bei 
Wahlen.
Die Frage ist nun, wie hoch sie sein muss, 
um die von Verfassungsrechtlern geforderte 
Bedeutung zu indizieren. Da nenne ich ein-
mal den letzten Volksentscheid als Beispiel: 
Zum Stichtag des Volksentscheides hatten 
wir in Mecklenburg-Vorpommern 1.334.220 
Stimmberechtigte. Das Zustimmungsquo-
rum lag somit bei 444.740 Stimmen. Meine 
Damen und Herren, zum Vergleich: Die Koa-
litionsfraktionen konnten bei der letzten 
Landtagswahl nicht mal 400.000 Stimmen 
auf sich vereinen.

(Torsten Renz, CDU:  
Wie viele haben Sie bekommen?)

Mit dem Drittelquorum erwartete man 
bisher, dass die Menschen im Land einem 
einzigen Gesetz mehr Bedeutung beimes-
sen sollten als ihrer Regierung. Dass das 
etwas überzogen ist, leuchtet wohl jedem 
ein. Mit der Novellierung wären es damals 
333.556 gewesen. Das wären immer noch 
deutlich mehr gewesen, als jede unserer 
Fraktionen im Landtag hinter sich vereint. 
Nun will ich Sie nicht mit Rechenbeispielen 
langweilen, Fakt ist aber – und das ist das 
Ergebnis unserer Überlegungen –, schaut 
man sich die Quoren und die Frist in einer 
Gesamtschau an, sind die Chancen, mit 
der neuen Verfassung einen erfolgreichen 
Volksentscheid durchzuführen, besser als 
mit der alten. Das ist das Entscheidende. In 
Zukunft sollte man aber auch darüber dis-
kutieren, ob ein solches Quorum überhaupt 
noch zeitgemäß ist. Zustimmungsquoren 
an sich sind ein Problem für die Demokratie. 
Zustimmungsquoren machen demokra-
tisch zustande gekommene Mehrheiten zu 
Minderheiten.

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Natürlich beschränkt sich unsere Verfas-
sungsänderung nicht nur auf den Punkt der 
direkten Demokratie. Ein weiteres wichtiges 

Anliegen war für meine Fraktion die Stärkung 
der Europafähigkeit des Landtages. Seit Jah-
ren diskutieren wir diese Frage, insbesondere 
vor dem Hintergrund, dass mehr und mehr 
die Entscheidungen der Europäischen Union 
Auswirkungen auf die Gestaltungsmöglich-
keiten in unserem Land haben. Bereits zu 
Beginn dieser Legislaturperiode hat mein 
Kollege Dr. André Brie den Koalitionsfraktio-
nen einen entsprechenden Vorschlag unter-
breitet. Nun endlich haben wir uns auf die 
konkreten Fragen geeinigt und dies sowohl 
in der Verfassung als auch in der Geschäfts-
ordnung des Landtages festgeschrieben.

Es liegt nun an uns, diese dann auch mit Leben 
zu erfüllen. Wir werden also in Zukunft im 
Europa- und Rechtsausschuss die Möglichkeit 
haben, plenarersetzende Beschlüsse zu fassen. 
Uns allen war bewusst, dass dieses Recht 
gerade in Subsidiaritätsangelegenheiten sehr 
wichtig ist. In der Diskussion zu einem gemein-
samen europäischen Mehrwertsteuersystem 
wurde uns das deutlich vor Augen geführt. Ich 
möchte die Geschichte an dieser Stelle nicht 
noch einmal wiederholen, aber letztlich hat-
ten wir das Problem, dass wir trotz schnellst-
möglicher Bearbeitung aller Stellen – von der 
Staatskanzlei bis hin zum Ausschuss – mit 
unserer Empfehlung zu spät gekommen sind. 
Es wurde uns sehr schnell deutlich vor Augen 
geführt, dass der Mechanismus der Subsidia-
ritätskontrolle in Mecklenburg-Vorpommern 
viel zu langsam ist. Mit der Änderung der Ver-
fassung und der Geschäftsordnung beheben 
wir dieses Problem.

Ein wichtiger Punkt ist die Verlegung des 
Wahltermins. Dieser Punkt ist bisher meist 
als Forderung der Koalition aufgetaucht, 
aber natürlich haben auch wir ein Interesse 
daran, die Wahl nicht zu unmöglichen 
Zeiten stattfinden zu lassen. Ohne die 
Änderung wären die Landtagswahlen im 
Jahre 2021 in das Ende der Sommerferien 
gefallen. Es versteht sich von selbst, dass 
das der Wahlbeteiligung nicht unbedingt 
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zuträglich gewesen wäre. Auch wenn die 
Landesregierung in der Antwort auf die 
Große Anfrage zur Landesverfassung in 
Bezug auf die sinkende Wahlbeteiligung 
uns mitgeteilt hat, dass auch das Recht, 
nicht an Wahlen teilzunehmen, zu respek-
tieren ist, muss man sich damit ja nicht 
zwangsläufig abfinden. Insofern halten 
wir die Verschiebung des Wahltermins für 
ein gutes Mittel, die Wahlbeteiligung nicht 
noch weiter zu senken.

Unter dem Strich wird unsere Verfassung 
mit den vorgenommenen Änderungen 
sicherlich deutlich besser. Nicht alles, was 
sich meine Fraktion gewünscht hat, hat in 
diese Änderungen Eingang gefunden, wie 
zum Beispiel die Senkung des Wahlalters auf 
16  Jahre, wogegen sich die CDU-Fraktion 
bekanntlich nach wie vor hartnäckig sträubt.

(Torsten Renz, CDU: Genau.)

Das heißt aber nicht, dass wir diese Debatten 
abhaken. Mit ein wenig gutem Willen stehen 
diese dann in der nächsten Legislatur auf der 
Tagesordnung für eine Änderung.

(Torsten Renz, CDU: Genau.)

Dass wir den Änderungen zustimmen, brau-
che ich an dieser Stelle nicht zu sagen.

Enden möchte ich mit einem Zitat, das ein 
kluger Mann mal gesagt hat: „Es kommt 
nicht so sehr darauf an, daß die Demokratie 
nach ihrer ursprünglichen Idee funktioniert, 
sondern daß sie von der Bevölkerung als 
funktionierend empfunden wird.“ Ich hoffe, 
dass mit der Änderung der Landesverfas-
sung die Bürgerinnen und Bürger des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern das Angebot 
noch stärker annehmen, in Zukunft Volksent-
scheide, Volksbegehren durchzuführen. – Ich 
danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall vonseiten der Fraktion DIE LINKE)

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Vielen 
Dank, Frau Borchardt.

Das Wort hat jetzt die Abgeordnete Frau 
Drese für die Fraktion der SPD.

Stefanie Drese, SPD: Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren 
Abgeordnete! Im Januar dieses Jahres haben 
sich die demokratischen Fraktionen mutig 
auf einen selten beschrittenen Weg begeben

(Barbara Borchardt, DIE LINKE: Das haben 
wir schon in der letzten Legislatur gesagt.)

und sich zusammen auf den Weg gemacht, 
die Verfassung unseres Landes zu ändern. Ich 
möchte an dieser Stelle noch einmal beto-
nen, dass ich sehr froh darüber bin, dass die 
demokratischen Fraktionen diesen Gesetz-
entwurf zur Änderung der Landesverfassung 
nicht nur gemeinsam tragen, sondern auch 
gemeinsam eingebracht haben.

(Zuruf von Udo Pastörs, NPD)

Auch die sich anschließenden Ausschuss-
beratungen fanden in einer sehr sachlichen 
und kollegialen Atmosphäre statt,

(Udo Pastörs, NPD: Und in einer demokra-
tischen Atmosphäre.)

was nicht nur dem Beratungsgegenstand 
angemessen war, sondern was ich im 
Übrigen bei allen bestehenden politischen 
Unterschieden auch als positiv empfunden 
habe.

Sehr geehrte Damen und Herren, mit dem 
vorliegenden Gesetzentwurf werden neben 
der eigentlichen Änderung der Verfassung 
auch einfach gesetzliche Änderungen, so im 
Volksabstimmungsgesetz sowie im Landes- 
und Kommunalwahlgesetz, vorgenommen, 
die sich aus dieser Verfassungsänderung erge-
ben. Daneben ist auch die Geschäftsordnung 
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des Landtages betroffen, welche wir parallel 
mit dem Gesetzentwurf beraten haben.

Sehr geehrte Damen und Herren, im Mit-
telpunkt der Verfassungsänderung steht 
die Stärkung der direktdemokratischen 
Teilhabemöglichkeiten. Die SPD-Fraktion 
hat sich bereits seit längerer Zeit für stärkere 
politische Beteiligungsmöglichkeiten für die 
Bürgerinnen und Bürger in unserem Land 
eingesetzt.

(Zuruf von Udo Pastörs, NPD)

Mit der jetzt vorgesehenen Absenkung 
der Beteiligungsquoren für Volksbegehren 
und Volksentscheide machen wir einen 
wichtigen Schritt auf diesem Weg. So wird 
die notwendige Mindestunterschriften-
zahl zur Einleitung eines Volksbegehrens 
von 120.000 auf 100.000 Wahlberechtigte 
abgesenkt. Zusätzlich wird das erforderliche 
Zustimmungsquorum bei einem Volksent-
scheid von gegenwärtig einem Drittel auf 
nur noch ein Viertel der Wahlberechtigten 
reduziert. Dieses Quorum entspricht damit 
der Regelung für Bürgerentscheide in der 
Kommunalverfassung, die ein Zustimmungs-
quorum von 25 Prozent der Stimmberechtig-
ten vorsieht. Damit einhergehend wird, wie 
im Übrigen in allen anderen Bundesländern 

auch, eine zeitliche Befristung für die freie 
Unterschriftensammlung für ein Volksbegeh-
ren eingeführt. Hier ist nach Auffassung der 
demokratischen Fraktionen ein Zeitraum von 
fünf Monaten sachgerecht.

Sehr geehrte Damen und Herren, auch 
dieses Gesetz wird das Parlament nicht so 
verlassen, wie es eingebracht wurde. Die 
im Europa- und Rechtsausschuss durchge-
führte öffentliche Anhörung hat gezeigt, 
wie der Gesetzentwurf an einigen Stellen 
noch optimiert werden kann. Dabei haben 
wir auch die im Rahmen der Ausschussbe-
ratungen vorgenommenen Änderungen 
zum Gesetzentwurf sehr umfassend und 
intensiv innerhalb und zwischen den demo-
kratischen Fraktionen beraten. So soll der 
Zeitraum für den Wahltermin der Landtags-
wahlen statt der ursprünglich im Entwurf 
vorgesehenen 59 bis 61 Monate nach Beginn 
der Wahlperiode nunmehr frühestens 58 bis 
spätestens 61 Monate betragen. Damit kann 
nicht nur ausgeschlossen werden, dass der 
Wahltermin perspektivisch in die Sommer-
ferien fällt, sondern auch, dass sich dieser 
in die Wintermonate hinein verschiebt. Die 
Fristen für die Durchführung der Wahlen der 
Wahlkreis- und Landeslistenbewerber im 
Landes- und Kommunalwahlgesetz werden 
dementsprechend angepasst.

Sehr geehrte Damen und Herren, bezüg-
lich der Verankerung des Ausschusses für 
Angelegenheiten der Europäischen Union, 
der das Recht hat, dem Landtag in EU-
Angelegenheiten Beschlussempfehlungen 
vorzulegen, und den der Landtag zu ple-
narersetzenden Beschlüssen ermächtigen 
kann, wird nunmehr geregelt, dass der 
plenarersetzende Beschluss im Ausschuss 
öffentlich zu beraten ist. Des Weiteren wird 
klargestellt, dass ein Beschluss des Aus-
schusses auf Antrag nicht nur einer Fraktion, 
sondern von mindestens vier Mitgliedern 
des Landtages nachträglich vom Landtag 
aufgehoben werden kann.

Stefanie Drese, SPD
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Sehr geehrte Damen und Herren, nach 
der Beschlussempfehlung soll auch eine 
Übergangsregelung für bereits laufende 
Volksbegehren eingeführt werden, da die 
mit der Änderung des Volksabstimmungs-
gesetzes verbundenen Fristen sowie die 
Verpflichtung zur Anzeige des Beginns der 
freien Unterschriftensammlung von bereits 
laufenden Volksbegehren naturgemäß 
nicht eingehalten werden können. Diese 
Übergangsregelung dient dem Grundsatz 
des Vertrauensschutzes, wobei die Absen-
kung des Unterschriftenquorums und 
des Zustimmungsquorums auch für zum 
Zeitpunkt der Gesetzesänderung laufende 
Volksbegehren gilt.

Sehr geehrte Damen und Herren, alle 
demokratischen Fraktionen haben sich im 
Ergebnis der Beratungen auf die vorliegende 
Beschlussempfehlung verständigt, sodass 
der Landtag heute über die Änderung der 
Landesverfassung auch abschließend bera-
ten kann. Die beabsichtigten Verfassungs-
änderungen sind das Ergebnis einer offenen, 
sachorientierten und verantwortungsvoll 
geführten Diskussion. Dafür möchte ich mich 
bei allen Beteiligten noch einmal herzlich 
bedanken.

(Udo Pastörs, NPD: Der demokratischen 
Fraktionen.)

Sehr geehrte Damen und Herren, unsere Lan-
desverfassung hat sich seit ihrem Bestehen 
bewährt. Es gibt nichts Grundlegendes an 
unserer Verfassung zu ändern, das heißt aber 
nicht, dass man sie nicht an der einen oder 
anderen Stelle immer mal wieder ein Stück 
verbessern kann. Eine Verfassung soll sowohl 
Verlässlichkeit wahren als auch gesellschaft-
lichem Wandel sowie politischen Entwicklun-
gen Rechnung tragen. Dem kommen wir mit 
dem vorliegenden Gesetzentwurf nach. Die 
SPD-Fraktion ist der Auffassung, dass wir mit 
der gemeinsam getragenen Änderung der 
Verfassung und insbesondere der Erleichte-

rung direktdemokratischer Teilhabemöglich-
keiten unsere parlamentarische Demokratie 
sinnvoll ergänzen und sie im Ergebnis auch 
stärken. Die SPD-Fraktion wird der Beschluss-
empfehlung zur Änderung unserer Verfas-
sung aus vollster Überzeugung zustimmen. 
– Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD)

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Vielen 
Dank, Frau Abgeordnete Drese.

Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Herr 
Andrejewski für die Fraktion der NPD.

Michael Andrejewski, NPD: Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Selbst ganz 
einfache Überlegungen haben es schwer, 
in die trägen Hirne der etablierten Parteien 
vorzudringen.

(Gelächter bei Udo Pastörs, NPD)

Wenn man eine hohe Wahlbeteiligung 
will, dann sollte man den Wahltermin nicht 
unbedingt mitten in die Sommerferien oder 
unmittelbar nach den Sommerferien platzie-
ren. Wenn sogar die sogenannte heiße Phase 
des Wahlkampfes in die Sommerferien fällt, 
in die letzten zwei, drei Wochen, sind die 
Leute in Urlaubsstimmung oder gar verreist 
und der Wahlkampf wird kaum wahrgenom-
men. Obwohl das sonnenklar ist, so klar wie 
die Sonne über Mecklenburg-Vorpommern, 
wurde 2011 der Wahltermin auf den 4. Sep-
tember gelegt und fand damit auch noch 14 
Tage früher statt als 2006. Man hat es also 
noch verschlimmert. Und auch damals hätte 
man die kostbare Verfassung schon ändern 
können, um den gewünschten Effekt zu 
erzielen.

Natürlich brach die Wahlbeteiligung ein, klar, 
am 4. September. Da haben alle rumgejam-
mert. Wenn die Landesregierung das nicht 
gesehen hat, dann war sie nicht besonders 
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hyperintelligent. Wahrscheinlicher als recht-
schaffene Dummheit in diesem speziellen 
Fall ist aber böser Wille. Man wollte eine nied-
rige Wahlbeteiligung im Sinne von Merkels 
Konzept der asymmetrischen Mobilisierung. 
Nicht nur, dass wegen des Wahltermins 
der Wahlkampf in der Ferienzeit stattfand 
und von vielen ignoriert wurde, vorsätzlich 
haben SPD und CDU einen lahmen Schlafta-
blettenwahlkampf geführt – Stichwort „C wie 
Zukunft“.

(Torsten Renz, CDU:
Der Spruch gilt auch heute noch.)

Ja, der ist doch toll, der darf nicht in Verges-
senheit geraten.

Die Herren Sellering und Caffier haben sich 
nichts getan. Was Herr Caffier geführt hat, 
war kein Wahlkampf, das war ein Bewer-
bungsgespräch bei Sellering.

(Gelächter bei Udo Pastörs, NPD)

Das war das Langweiligste, was man je gese-
hen hat. Spekuliert wurde darauf, dass nach 
einem Wachkomawahlkampf nur die abso-
luten Stammwähler zur Wahl gehen würden, 
und man hoffte, dass das bei den kleinen Par-
teien nicht reichen würde, insbesondere bei 

der NPD, die man ja gern raus haben wollte. 
Das ging aber schief.

(Zuruf von Martina Tegtmeier, SPD)

Damals haben sogar die Umfrageinstitute 
die Werte der NPD in der Woche davor noch 
kurz runtergesetzt, bis der Wähler sie dann 
hochgesetzt hat. Geklappt hat das nur bei der 
FDP. Das war natürlich dann Kollateralscha-
den. Nachdem das nun nicht funktioniert 
hat, fällt einem plötzlich die Demokratie ein, 
und plötzlich sagt man, man möchte höhere 
Wahlbeteiligung, weil man sich jetzt wohl 
was anderes einfallen lassen will. Ob das 
funktioniert, werden wir sehen.

Der Gesetzentwurf zielt auch auf die Schaf-
fung eines Ausschusses für EU-Angelegen-
heiten mit Initiativrecht. Das ist rührend. Sie 
bilden sich in der Tat ein, Sie hätten in der EU 
irgendwas zu melden.

(Heiterkeit bei Udo Pastörs, NPD)

Leider sind Sie aber die einzigen begeisterten 
Europafantasten in der EU. Alle anderen – ins-
besondere völlig zu Recht unsere polnischen 
Nachbarn – vertreten knallhart nationale 
Interessen. Deutschland darf nur zahlen.

(Udo Pastörs, NPD: Ja, 15 Milliarden und 
mehr.)

Daran ändert auch dieser neue, komische 
Superausschuss nichts.

Schließlich sollen die Quoren bei Volksbe-
gehren und Volksabstimmungen gesenkt 
werden. Ein Volksbegehren bedarf in Zukunft 
der Unterstützung von 100.000 statt 120.000 
Wahlberechtigten. Das Zustimmungsquo-
rum sinkt von einem Drittel auf ein Viertel. 
Das ist immer noch zu viel. Und für die freie 
Unterschriftensammlung gilt neuerdings 
dann eine Frist von fünf Monaten. 100.000 
Unterschriften in fünf Monaten, das schaffen 

Michael Andrejewski, NPD
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nur sehr gut organisierte, ressourcenreiche 
Gruppierungen. Für alle anderen stehen 
Volksbegehren und Volksabstimmung wei-
terhin nur auf dem Papier

(Udo Pastörs, NPD: So ist es.) 

und sind praktisch kaum zu machen.

Und, Herr Texter, Sie haben ja aus der Tatsa-
che, dass ich bei dieser wahnsinnig wichti-
gen historischen Beratung nicht anwesend 
war, geschlossen, ich würde die Verfassung 
verachten.

(Heiterkeit bei Udo Pastörs, NPD)

Ich war nur an zwei Terminen des Rechts-
ausschusses nicht anwesend. Das eine Mal 
musste ich wählen zwischen einer Veranstal-
tung in Karlsruhe beim Bundesverfassungs-
gericht und dem Rechtsausschuss.

(Jochen Schulte, SPD: Was war das denn für 
eine Veranstaltung? –  

Heiterkeit bei Stefanie Drese, SPD)

Da habe ich das Wichtigere gewählt, das 
werden Sie verstehen. Und das zweite Mal 
hatte ich eine Autopanne. Vielleicht haben ja 
Verfassungsfeinde das Auto sabotiert, damit 
ich da nicht teilnehmen konnte,

(Beifall und Heiterkeit bei Udo Pastörs, NPD)

damit auf diese Weise Verfassungsverach-
tung praktiziert wurde. Das habe ich dem 
Rechtsausschusssekretariat auch gemailt. Da 
hätten Sie sich mal erkundigen können.

Das ist also der Hintergrund der angeblichen 
Verfassungsverachtung der NPD. Auf dem 
Niveau war übrigens auch Ihr Verbotsantrag. 
– Vielen Dank.

(Beifall und Heiterkeit vonseiten der Fraktion 
der NPD)

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Das Wort 
hat jetzt der Abgeordnete Herr Saalfeld für 
die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Johannes Saalfeld, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Wir haben soeben erlebt, 
dass die NPD um keine Ausrede verlegen ist.

(Heiterkeit vonseiten der Fraktion der NPD)

Wahrscheinlich würden auch die Hausaufga-
ben vorgelegt werden, wenn der Hund sie 
nicht gefressen hätte.

(Heiterkeit bei Stefanie Drese, SPD –  
Jochen Schulte, SPD: Daran kann ich mich 

auch noch erinnern.)

Die allgemeine Aktivität der NPD in den Aus-
schüssen ist hinlänglich bekannt, sie tendiert 
gegen null.

(Zuruf von Stefan Köster, NPD)

Und es passt daher ins Bild, dass Sie nicht 
anwesend waren. Ich glaube, dazu müssen 
wir wenige Worte verlieren. Gleichwohl 
scheint die NPD ja doch von einigen 
Gespenstern getrieben zu sein. Also ich 
glaube, Sie überschätzen sich darin, dass die 
Verfassungsänderung allein wegen der NPD-
Fraktion vorgelegt wurde.

Herr Andrejewski, wenn Sie mal genau gele-
sen hätten, hätten Sie schnell festgestellt, 
dass der Wahltermin so bleiben soll, wie er 
ist. Es gab also keinen Wechsel in der Strate-
gie, sondern wir wollen weiterhin den Termin 
nicht in den Sommerferien haben. Ich weiß 
nicht, was Sie da hineininterpretieren,

(Stefan Köster, NPD: Und ich weiß nicht, was 
Sie geraucht haben.)

aber das müssen Sie mit sich selbst ausma-
chen.
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Meine sehr geehrten Damen und Herren, 
unser Land hat das Glück, über eine leben-
dige Bürgergesellschaft zu verfügen.

(Udo Pastörs, NPD: Blühende Landschaften!)

Von den 17 direktdemokratischen Verfah-
ren, die nach einer aktuellen Übersicht von 
dem Verein „Mehr Demokratie e. V.“ in den 
Ländern derzeit laufen, spielen sich 6 allein 
bei uns im Land Mecklenburg-Vorpommern 
ab – also 17 bundesweit, 6 davon spielen sich 
hier in unserem Land ab. Das ist ein Zeichen 
für eine lebendige Bürgergesellschaft. Das 
Themenspektrum reicht dabei vom Erhalt 
des Kreiskrankenhauses in Wolgast über eine 
Bahnoffensive für das südliche Mecklenburg 
bis hin zu der Forderung nach mehr Abstand 
zwischen Windkraftanlagen in Wohnbebau-
ungen. Egal, wie man im Einzelnen zu den 
Inhalten der Initiativen steht, können wir 
doch alle feststellen, dass sich die Bürgerin-
nen und Bürger hier in unserem Land mehr 
einmischen wollen. Die Menschen in unserem 
Land haben eine Meinung zu dem, was um sie 
herum geschieht, und bringen sich ein. Das ist 
gut. Deshalb müssen wir die Verfahren, die es 
dafür bereits gibt, vereinfachen.

Das war das Ziel des Gesetzentwurfes, den 
wir GRÜNE ganz am Anfang dieser Legis-

laturperiode im Jahr 2012 in den Landtag 
eingebracht haben und der im Übrigen die 
Halbierung des lang geltenden Quorums 
von Volksbegehren und Volksentscheiden 
vorsah. Wir wollten, dass 60.000 Unterschrif-
ten für ein Volksbegehren ausreichen und 
dass ein Gesetzentwurf bereits dann durch 
Volksentscheid angenommen ist, wenn ein 
Sechstel der Wahlberechtigten zugestimmt 
hat.

Dieser Gesetzentwurf wurde, anders als üblich, 
nicht sofort im Plenum abgelehnt, sondern 
zur weiteren Beratung an den Europa- und 
Rechtsausschuss überwiesen. In der dortigen 
Sachverständigenanhörung geschah dann 
etwas Überraschendes: Gleich mehreren 
Sachverständigen ging unser Ansinnen nicht 
weit genug. Christian Pestalozza, emeritierter 
Professor für Staats- und Verwaltungsrecht 
der Freien Universität Berlin, sagte zu uns, je 
stärker ein Quorum gesenkt werde, umso 
nachhaltiger stelle sich dann ja auch die 
Frage, warum nicht auf jedes Quorum ver-
zichtet werde. Auch Staatssekretär a. D. Dr. 
Rainer Litten hielt ein Zustimmungsquorum 
bei einfachen Gesetzen für verzichtbar. Tim 
Weber vom Verein „Mehr Demokratie e. V.“ 
pflichtete dem bei und führte zudem noch 
als Beleg dafür an, dass unabhängig von der 
Beteiligung die Abstimmenden repräsentativ 
für alle Stimmberechtigten entscheiden, und 
das nicht nur in einem formalen, sondern in 
einem statistischen Sinne, statischen Sinne – 
Entschuldigung.

Wenn wir GRÜNE nun dazu bereit sind, unse-
ren Gesetzentwurf auf Drucksache 6/732 für 
erledigt zu erklären, hat das nichts damit 
zu tun, dass wir unsere Meinung geändert 
hätten, sondern ganz einfach damit, dass an 
die Stelle dieses Gesetzentwurfes nunmehr 
ein gemeinsamer Gesetzentwurf aller demo-
kratischen Fraktionen getreten ist. Dieser 
Gesetzentwurf ist ein Verhandlungsergebnis, 
das wir GRÜNE gern mittragen, weil wir 
unsere Anliegen darin zumindest zum Teil 

Johannes Saalfeld, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
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verwirklicht sehen. Dieser interfraktionelle 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
der Verfassung des Landes Mecklenburg-
Vorpommern sieht eine Absenkung des 
Beteiligungsquorums bei Volksbegehren 
von 120.000 auf 100.000 Unterschriften und 
eine Absenkung des Zustimmungsquorums 
beim Volksentscheid von einem Drittel auf 
ein Viertel der Stimmberechtigten vor.

Für das Sammeln der Unterschriften für ein 
Volksbegehren steht nunmehr allerdings 
nur noch ein Zeitraum von fünf Monaten zur 
Verfügung. Wir GRÜNE sind mit den anderen 
demokratischen Fraktionen der Auffassung, 
dass damit einem nachträglichen Ausein-
anderfallen zwischen dem ursprünglichen 
Unterstützerwillen und einer späteren Ände-
rung der politischen Haltung beim einzelnen 
Unterstützer begegnet werden soll. Wir 
hätten uns allerdings – das möchte ich hier 
auch ehrlich sagen – eine etwas längere Frist 
gewünscht.

Im Übrigen – und hier muss ich auch ein biss-
chen Wasser in den Wein gießen – entspricht 
die Absenkung des Quorums von 120.000 
auf 100.000 Unterschriften gerade einmal 
dem Bevölkerungsverlust seit Einführung 
dieses Quorums. Die ursprüngliche Hürden-
höhe aus dem Jahr 1994 ist damit zumindest 
wieder hergestellt, mehr aber auch nicht. Die 
heute vorgelegte Verfassungsänderung hat 
also noch deutlich Luft nach oben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 
verändert wird auch die Rolle des Europa- 
und Rechtsausschusses. Dieser wird 
nunmehr dazu ermächtigt, in Angelegen-
heiten der Europäischen Union anstelle des 
Landtages Beschlüsse zu fassen, wenn eine 
rechtzeitige Beschlussfassung des Landta-
ges nicht möglich ist. Wir GRÜNE wollen, 
dass der Landtag seine Interessen und 
Angelegenheiten der Europäischen Union 
effektiv wahrnehmen kann. Das parlamen-
tarische Verfahren für die Fälle zu straffen, 

in denen ansonsten kein Beschluss gefasst 
werden könnte, ist deshalb mehr als sinn-
voll. Wichtig war es uns jedoch, dass dies in 
öffentlicher Sitzung geschieht, und wie Sie 
festgestellt haben, wird es auch in Zukunft 
in öffentlicher Sitzung möglich sein. Gemäß 
Artikel 31 Absatz 1 der Landesverfassung 
verhandelt der Landtag öffentlich.

Der Direktor des Landtages, Armin Tebben, 
schreibt dazu in dem von Dr. Rainer Litten und 
Dr. Maximilian Wallerath herausgegebenen 
Kommentar zu unserer Landesverfassung, ich 
zitiere: „Die Öffentlichkeit der Verhandlungen 
des Parlaments ist eine der wesentlichen Ele-
mente des demokratischen Parlamentarismus. 
Die Publizität parlamentarischer Verhand-
lungen stellt das notwendige Korrelat einer 
repräsentativen Regierungsform dar. … In dem 
Maße, in dem demokratische Herrschaft durch 
gewählte Repräsentanten ausgeübt wird, 
besteht ein Anspruch der Vertretenen darauf, 
sich über öffentliche Verhandlungen des Par-
laments über die politischen Diskussionen und 
Entscheidungen zu informieren.“ Zitatende.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Sie 
wissen, dass wir GRÜNE aus diesem Grund 
der Meinung sind, dass Ausschusssitzungen 
generell öffentlich sein sollten. Wenigstens 
dann, wenn die Beschlussfassung in bestimm-
ten Angelegenheiten ausnahmsweise vom 
Plenum in einen Ausschuss verlagert wurde, 
muss auch dieser Ausschuss öffentlich tagen, 
um dem Öffentlichkeitsprinzip Genüge zu tun.

Ich freue mich auf jeden Fall, dass die demo-
kratischen Fraktionen dies durch einen 
gemeinsamen Änderungsantrag zum ver-
fassungsändernden Gesetzentwurf sicher-
stellen. Es ist sozusagen ein erster Schritt, 
der Fuß steht in der halb geöffneten Tür und 
ich hoffe, dass wir in der nächsten Legislatur-
periode vielleicht auch noch den nächsten 
Schritt machen können und die prinzipiell 
öffentlich tagenden Landtagsausschüsse 
einführen können.
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Meine sehr geehrten Damen und Herren, 
Landtagswahl und Sommerferien müssen 
voneinander entfernt liegen. Das sieht man 
schon am diesjährigen Wahltermin, der auf den 
letzten Tag der Sommerferien fällt. Um dies 
künftig zu vermeiden, wird der Zeitrahmen für 
die Wahlperiode durch den interfraktionellen 
Gesetzentwurf um zwei Monate verlängert. Die 
Hoffnung ist, dass sich so die Rahmenbedin-
gungen für die Wahlbeteiligung verbessern.

Ich kann mir an dieser Stelle die Bemerkung 
nicht verkneifen, dass meine Fraktion dem 
Landtag hierzu bereits einen noch viel besse-
ren Vorschlag vorgelegt hat,

(Unruhe vonseiten
der Fraktionen der SPD und CDU –

Wolf-Dieter Ringguth, CDU: Ja, ja, ja, viel 
besser!)

wie man die Wahlbeteiligung in diesem Land 
verbessern könnte.
Herr Ringguth, Sie scheinen sich lebhaft 
daran zu erinnern. 

(Zuruf von Wolf-Dieter Ringguth, CDU)

Es geht um die Herabsetzung des Wahlalters. 
Durch diese würde sich die Wahlbeteiligung 
nach unserer Meinung natürlich auch verbes-
sern. Die Bertelsmann-Studie mit dem Titel 
„Wählen ab 16“ belegt das angeblich auch. 
Man kann bei jungen Leuten ein Interesse 
für Politik wecken und dann gehen sie auch 
wählen. Wenn es gelingt, durch frühes Wählen 
die Erstwählerbeteiligung zu erhöhen, wirkt 
sich dies natürlich auch positiv auf die Höhe 
der Gesamtwahlbeteiligung aus. Also auch 
hier hätten wir uns mehr gewünscht. Das war 
zum jetzigen Zeitpunkt nicht möglich, aber, 
wie gesagt, wir haben ja auch in der nächsten 
Legislaturperiode, denke ich, viel Zeit, darüber 
noch mal ins Gespräch zu kommen.

Genauso lässt sich im Übrigen auch belegen 
– und damit bin ich wieder bei dem, was ich 

eingangs gesagt habe –, dass sich die Men-
schen einbringen, wenn wir ihnen nur die 
Möglichkeit dazu geben. Der entscheidende 
Einflussfaktor bei der Häufigkeit direktde-
mokratischer Verfahren sind laut dem Verein 
„Mehr Demokratie e. V.“ die gesetzlichen 
Regelungen. Als Beleg führt der Verein in 
seinem letzten Volksbegehrensbericht seine 
Erfahrungen mit dem veränderten Gesetzge-
bungsverfahren in Berlin an.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 
die von den demokratischen Fraktionen 
gemeinsam in den Landtag eingebrachten 
Änderungen …

(Der Gong ertönt.)

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Ent-
schuldigung, das war …

Johannes Saalfeld, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Das war der falsche Knopf.
Ich komme auch zum Ende.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die 
von den demokratischen Fraktionen einge-
brachten Änderungen vereinfachen unsere 
direktdemokratischen Verfahren. Das ist ein 
großer Erfolg. Wenn es gut läuft, werden wir 
demnächst hier im Landtag mehr Gesetzent-
würfe aus der Mitte des Volkes haben.

(Stefan Köster, NPD:
Die GRÜNEN reden vom Volk!)

Wenn nicht, werden wir uns sicherlich an 
dieser Stelle noch mal treffen und darüber 
reden müssen, wie wir diese Verfahren weiter 
vereinfachen können. – Ich danke Ihnen für 
die Aufmerksamkeit.

(Beifall vonseiten der Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Präsidentin Sylvia Bretschneider: Vielen 
Dank, Herr Saalfeld.
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Ich schließe die Aussprache.

Wir kommen zur Einzelberatung über den 
von den Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN eingebrach-
ten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
der Verfassung des Landes Mecklenburg-
Vorpommern und weiterer Rechtsvorschrif-
ten auf Drucksache 6/5076.

In Ziffer 1 seiner Beschlussempfehlung 
empfiehlt der Europa- und Rechtsausschuss, 
den Gesetzentwurf in der Fassung seiner 
Beschlussempfehlung auf Drucksache 
6/5462 anzunehmen.

Ich rufe auf die Artikel 1 bis 4 sowie die Über-
schrift in der Fassung der Beschlussempfeh-
lung. Wer wünscht dem zuzustimmen? – Wer 
stimmt dagegen? – Gibt es Stimmenthal-
tungen? – Das ist nicht der Fall. Damit sind 
die Artikel 1 bis 4 sowie die Überschrift 
in der Fassung der Beschlussempfehlung 
bei Zustimmung der Fraktion der SPD, der 
CDU, der LINKEN, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und Gegenstimmen der Fraktion der NPD 
angenommen. Wir kommen zur Schlussab-
stimmung.
Wer dem Gesetzentwurf im Ganzen in der 
Fassung der Ziffer 1 der Beschlussempfeh-
lung des Europa- und Rechtsausschusses auf 
Drucksache 6/5462 zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich jetzt um sein Handzeichen. –

Gibt es Gegenstimmen? – Gibt es Stimment-
haltungen? – Das ist nicht der Fall. Damit ist 
die Ziffer 1 der Beschlussempfehlung des 
Europa- und Rechtsausschusses auf Drucksa-
che 6/5462 bei gleichem Stimmverhalten wie 
in der ersten Abstimmung angenommen.

An der Stelle weise ich noch darauf hin, dass 
bei den eben getätigten Abstimmungen 
mehr als 48 Abgeordnete dafür gestimmt 
haben, das heißt, dass das verfassungsmäßige 
Quorum auch auf diese Art und Weise erreicht 
worden ist, und damit ist die Abstimmung so 

gültig, wie ich es hier verkündet habe.
In Ziffer 2 seiner Beschlussempfehlung 
empfiehlt der Europa- und Rechtsausschuss, 
den Antrag der Fraktionen der SPD, CDU, 
DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
auf Drucksache 6/5077 in der Fassung seiner 
Beschlussempfehlung anzunehmen. Wer 
der Ziffer 2 der Beschlussempfehlung auf 
Drucksache 6/5462 zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich jetzt um sein Handzeichen. 
– Gibt es Gegenstimmen? – Gibt es Stimm-
enthaltungen? – Damit ist die Ziffer 2 der 
Beschlussempfehlung des Europa- und 
Rechtsausschusses auf Drucksache 6/5462 
bei Zustimmung der Fraktion der SPD, der 
CDU, der LINKEN, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und Stimmenthaltung der Fraktion der NPD 
angenommen.

In Ziffer 3 seiner Beschlussempfehlung emp-
fiehlt der Europa- und Rechtsausschuss, den 
Gesetzentwurf der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN auf Drucksache 6/732 für erledigt 
zu erklären. Wer dem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich jetzt um sein Handzeichen. – Wer 
stimmt dagegen? – Die Stimmenthaltungen? 
– Damit ist die Ziffer 3 der Beschlussempfeh-
lung des Europa- und Rechtsausschusses bei 
gleichem Stimmergebnis wie in der vorher-
gehenden Abstimmung angenommen.
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Gesetz zur Änderung der Verfassung  
des Landes Mecklenburg-Vorpommern  

und weiterer Rechtsvorschriften

Vom 14. Juli 2016

GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 100 - 9
(GVOBL. Nr. 15 vom 29. Juli 2016, S. 573 - 574) 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 
Änderung der Verfassung des Landes  

Mecklenburg-Vorpommern1

Die Verfassung des Landes Mecklenburg-
Vorpommern vom 23. Mai 1993 (GVOBl. M-V 
S. 372), die zuletzt durch Gesetz vom 30. Juni 
2011 (GVOBl. M-V S. 375) geändert worden ist, 
wird wie folgt ge  ändert:

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der An-
gabe zu Artikel 35 folgende Angabe ein-
gefügt:

 „Artikel 35a  (Ausschuss für Angelegen-
heiten der Europäi  schen 
Union)“.

2. Artikel 27 Absatz 1 wird wie folgt geän-
dert:

a) In Satz 1 werden nach dem Wort 
„wird“ die Wörter „vorbehaltlich der 
nachfolgenden Bestimmungen“ ein-
gefügt.

b) In Satz 2 werden nach dem Wort 
„Wahlperiode“ die Wörter „beginnt 
mit seinem Zusammentritt und“ ein-
gefügt.

c) In Satz 3 wird das Wort „siebenundfünf-
zig“ durch das Wort „achtundfünfzig“ 
und das Wort „neunundfünfzig“ durch 
das Wort „einundsechzig“ ersetzt.

3. Nach Artikel 35 wird folgender Artikel 35a 
eingefügt:

„Artikel 35a 
(Ausschuss für Angelegenheiten der  

Europäischen Union)

 (1) Der Landtag bestellt einen Ausschuss 
für Angelegenheiten der Europäischen 
Union. Dieser hat das Recht, dem Land-
tag in Angelegenheiten der Europäischen 
Union Beschlussempfehlungen vorzule-
gen (Initiativrecht).

 (2) Der Landtag kann den Ausschuss nach 
Absatz 1 in seiner Geschäftsordnung er-
mächtigen, in Angelegenheiten der Eu-
ropäischen Union anstelle des Landtages 
Beschluss in öffentlicher Sitzung zu fas-
sen, wenn eine rechtzeitige Beschlussfas-
sung des Landtages nicht möglich ist. Die 
Beschlüsse sind dem Landtag zur Kennt-
nis zu bringen. Sie können auf Antrag 
einer Fraktion oder von mindestens vier 
Mitgliedern des Landtages nachträglich 
vom Landtag aufgehoben werden.“

_____ 
1 Ändert Gesetz vom 23. Mai 1993; GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 100 - 4
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4. Artikel 60 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 wird das Wort „muß“ 
durch das Wort „muss“ ersetzt.

bb) In Satz 3 wird das Wort „muß“ 
durch das Wort „muss“ ersetzt 
und die Angabe „120.000“ durch 
die Angabe „100.000“ ersetzt.

b) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „Drit-
tel“ durch das Wort „Viertel“ ersetzt.

c) Nach Absatz 5 Satz 1 wird folgender 
Satz angefügt:

 „Es bestimmt auch, in welchem Zeit-
raum die Unterstützung nach Absatz 
1 erfolgt sein muss.“

Artikel 2 
Änderung des Landes- und 
Kommunalwahlgesetzes2

Das Landes- und Kommunalwahlgesetz vom 
16. Dezember 2010 (GVOBl. M-V S. 690), das 
zuletzt durch Gesetz vom 8. Januar 2015 
(GVOBl. M-V S. 2) geändert worden ist, wird 
wie folgt ge  ändert:

In § 56 Absatz 3 wird die Angabe „44 Mo-
nate“ durch die Angabe „45 Monate“ und 
die Angabe „41 Monate“ durch die Angabe  
„42 Monate“ ersetzt.

Artikel 3 
Änderung des 

Volksabstimmungsgesetzes3

Das Volksabstimmungsgesetz vom 31. Ja-
nuar 1994 (GVOBl. M-V S. 127), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juli 
2006 (GVOBl. M-V S. 572) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

1. § 11 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 wird nach dem Wort „Volks-
begehrens“ der Klammerzusatz „(freie 
Unterschriftensammlung)“ eingefügt.

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 
eingefügt:

 „Der Beginn einer freien Unterschrif-
tensammlung nach Absatz 2 ist dem 
Landtag, vertreten durch den Präsi-
denten, durch die Vertreter des Volks-
begehrens unter Beifügung des Ge-
setzentwurfs nach § 13 Absatz 1 Satz 
2 Nummer 1 schriftlich anzu zeigen. 
Der Präsident des Landtages leitet die 
Anzeige unverzüglich an den Landes-
wahlleiter weiter.“

2. § 13 Satz 2 wird wie folgt geändert:

a) Das Wort „muß“ wird durch das Wort 
„muss“ ersetzt.

b) Nummer 2 wird wie folgt geändert:

aa) Die Angabe „120.000“ wird durch 
die Angabe „100.000“ ersetzt.

bb) Das Wort „und“ wird durch ein 
Semikolon ersetzt.

_____ 
2 Ändert Gesetz vom 16. Dezember 2010; GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 111 - 6
3 Ändert Gesetz vom 31. Januar 1994; GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 100 - 5
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cc) Folgende Wörter werden Nummer 
2 angefügt:

 „die Unterschriftsleistung muss 
innerhalb der letzten sechs 
Monate vor dem Eingang des 
Antrages bei dem Landtag erfolgt 
sein,“

c) In Nummer 3 wird der Punkt durch 
das Wort „und“ er  setzt.

d) Folgende Nummer 4 wird angefügt:

„4. die Unterschriftsleistung nach 
Nummer 2 muss bei einer 
freien Unterschriftensammlung 
innerhalb von fünf Monaten nach 
deren Beginn erfolgt sein.“

3. § 14 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt geän-
dert:

a) In Nummer 1 wird die Angabe 
„120.000 gültige“ durch die Angabe 
„100.000 gültigen“ ersetzt.

b) In Nummer 2 wird das Wort „daß“ 
durch das Wort „dass“ ersetzt.

4. In § 22 Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Drit-
tel“ durch das Wort „Viertel“ ersetzt.

5. Nach § 28 wird folgender § 28a einge-
fügt:

„§ 28a 
Übergangsregelung

Auf Volksbegehren, für die am 30. Juli 2016 die 
freie Unterschriftensammlung be  reits begon-
nen hat, sind die §§ 11 und 13 des Gesetzes in 
der Fassung vom 31. Januar 1994 (GVOBl. M-V 
S. 127), das zu  letzt durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 14. Juli 2006 (GVOBl. M-V S. 572) ge-
ändert worden ist, weiter anzuwenden.

Artikel 4 
Inkrafttreten

Artikel 1 Nummer 2 und Artikel 2 treten mit 
Ablauf des Tages in Kraft, an dem der 7. Land-
tag zusammentritt. Im Übrigen tritt dieses 
Gesetz am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. Es ist im Gesetz- und  
Verordnungsblatt für Mecklenburg-Vorpommern zu verkünden.

Schwerin, den 14. Juli 2016

Der Ministerpräsident 
Erwin Sellering

 Die Justizministerin Der Minister für
  Inneres und Sport
 Uta-Maria Kuder Lorenz Caffier
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G a s t k o l u m n e

sel maße sich Entscheidungen an, die besser auf regionaler 
oder nationaler Ebene zu treffen wären, oder Brüsseler Ent-
scheidungen verletzen Interessen einer Region oder Nation,  
können diese künftig ihr Veto einlegen. Dazu müssten aber 
Abgeordnete von solchen Entscheidungen nicht nur wissen, 
sie müssten sie auch inhaltlich durchdringen, um Fallstricke 
zu erkennen. Und sie müssen das zumeist sehr kurzfristig – 
was mit üblichen parlamentarischen Abläufen oft kollidiert. 
Deshalb soll dieser Europa-Ausschuss künftig auch ad hoc 
allein entscheiden dürfen – stellvertretend fürs Gesamtparla-
ment. Beschlossen wurde dieses sogenannte Subsidiaritäts-
Frühwarnsystem übrigens schon Anfang Dezember 2009 
mit dem EU-Reformvertrag von Lissabon. Peinlich, dass 
erst jetzt die Landesregelung dazu umgesetzt wurde. Die 
Ausstattung des Europa- und Rechtsausschusses mit Initia-
tiv- und Entscheidungsrechten war längst überfällig. Das 
Engagement der Abgeordneten im bisherigen Rechts- und 
Europaausschuss in Ehren – aber über Brüssel-Exkursionen 
hinaus kümmerten sie sich doch eher um regionale Aus-
führungs- und Umsetzungs-Aspekte. Wirkliche eigene Kon-
trollkompetenz in EU-Angelegenheiten waren sie gar nicht 
imstande, sich zu erarbeiten. Die Beziehungen zur EU sind 
eher Sache der Beamten in Staatskanzlei und Fachministe-
rien, also der Exekutive. Selbst deren Expertise hält sich, mit 
Verlaub, in den Grenzen ihrer speziellen Aufgaben, etwa der 
Verwaltung der EU-Strukturfonds.  

Andere Bundesländer handhaben das traditionell anders. 
Musterbeispiel ist Bayern, das sich eine eigene Vertretung 
von den Ausmaßen der Schweriner Staatskanzlei in Brüssel 
leistet. Aus der Erkenntnis: Wer nicht selbst in den Brüsseler 
Netzwerken drin ist, erkennt Entwicklungen, Vorhaben und 
Vorschriften gegebenenfalls zu spät und kann nur noch re-
agieren. Bayern aber will jedes Programm, jede Richtlinie, je-
den Fördertopf von der Entstehung an kennen – um ihn für 
seine Bedürfnisse beeinflussen und nutzen oder eben da-
gegen angehen zu können. Adäquaten Niederschlag findet 
das im Bayrischen Landtag. 
Es wird Zeit, das Mecklenburg-Vorpommern lernt, sich aus 
der Frosch-Perspektive zu befreien und die EU aktiv für sich 
zu nutzen.  

Michael Seidel

Schon Anfang der 2000er-Jahre war unübersehbar, dass die 
Beschäftigung mit dem, was zwischen Deutschland und Eu-
ropäischer Union auszuhandeln ist, fast immer auch einen 
Bezug zu Mecklenburg-Vorpommern hat. Nicht umsonst 
tummeln sich verschiedenste Gremien wie ein „Ausschuss 
der Regionen“, ein „Ministerrat“ und was es sonst noch für 
Konstrukte gibt, auf den verschiedensten Gesprächsebe-
nen zwischen Nationen, Regionen und der EU-Doppel-
hauptstadt Brüssel/Strasbourg. Kaum ein Landespolitiker 
sieht da durch, schon gar nicht der normale Bürger. Ende 
vom Lied: Die EU gilt als Moloch aus arroganten Eurokraten 
in gigantischen Glaspalästen – fernab der Lebenswirklichkeit. 
Und nun hat mit Großbritannien eine der größten Mitglieds-
nationen dem elitären Club einfach den Rücken gekehrt. Wer 
hätte das vor einem Jahr, als ganz Europa sich in Hysterie we-
gen eines möglichen Grexits erging, für möglich gehalten?! 

Nun beschloss der Landtag von Mecklenburg-Vorpommern 
eine Verfassungsänderung, die zwei entscheidende Punkte 
enthält, die nach dem Brexit-Referendum wohl neu be-
trachtet werden müssten: Erstens wurden die Quoren für 
die Instrumente direkter Demokratie, das Volksbegehren 
und den Volksentscheid, gesenkt. Was als Stärkung plebis-
zitärer Elemente gesehen wird, steht unter dem Eindruck 
eines mindestens fragwürdigen Umgangs britischer Popu-
listen mit einem solchen Instrument in neuem Lichte. 

Zweitens soll der Landtag mit der neuen Wahlperiode einen 
eigenständigeren Fachausschuss für Europäische Angele-
genheiten bekommen. Nicht so sehr aus eigenem Antrieb, 
sondern wie beinahe üblich beim Thema Europäische Uni-
on: „Weil EU-Recht umgesetzt werden musste.“ So steht es 
in der Beschlussbegründung. 

Aha. Weil die EU das so will, muss das im Land so gemacht 
werden. Falsch. Ganz falsch. Wer die Systematik richtig in-
terpretiert, würde sehen, dass hier aus der fortwährenden 
Kritik an der Abgehobenheit Brüsseler Entscheidungen und 
dem beständigen Eindruck der Verletzung des sogenann-
ten Subsidiaritätsprinzips die richtige Konsequenz gezogen 
wurde: Die Mitbestimmungsrechte der nationalen und re-
gionalen Parlamente zu stärken! Auf Deutsch: Wenn regio-
nale oder nationale Parlamente den Eindruck haben, Brüs-

Raus aus der 
Frosch-Perspektive

Michael Seidel ist seit 2013 Chefredakteur der Schweriner Volkszeitung. 
Er war seit 1992 Landtags-Berichterstatter und bis 2006 Vorstandsmitglied 
der Landespressekonferenz M-V.

„ Die Mitbestimmungsrechte 
       der nationalen und regionalen 
                Parlamente stärken. „

Landtagsnachrichten vom 8. Juli 2016
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